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babylonische Strafrecht Hammurabis. 

Von 

Carl Slooss. 


Das Gesetzbuch des babylonischen Königs Hammurabi, 
des biblischen Amraphel, der etwa 2250 vor Christus lebte, 
ist von dem Führer der französischen Abordnung nach Persien, 
J. de Morgan, im Dezember 1901 und im Januar 1902 auf dem 
Hügel der Aki'opolis von Susa ausgegraben worden. Die In- 
schrift befindet sich auf einem Dioritblock; sie besteht aus 16 
senkrecht verlaufenden Reihen auf der Vorderseite und 28 Reihen 
auf der Rückseite. 5 Zeilen sind ausgemeisselt *). 

Wir verdanken die erste Veröffentlichung des Textes mit 
einer Übersetzung dem französischen Assyrologen V. Scheil 2 ), 
eine ausgezeichnete deutsche Übersetzung Dr. Hugo Windeier 8 ), 
Dozenten an der Universität Berlin. 

Hammurabis Gesetz enthält in ziemlich loser Anordnung 
Strafrecht, Zivilrecht, Lehenrecht, Handelsrecht, Prozessrecht, 
Taxen für Ärzte, Tierärzte, Schiffer, Lohnarbeiter 4 ). 

') Dr. Johannes Jeremias, Pfarrer in Gottleuba, Sachsen: Moses und 
Hammurabi. J. C. Hinrichs, Leipzig 1903. (Preis 70 Pfennige.) 

J ) Délégation en Perse. Mémoires publiées sous la direction de M. 
J. de Morgan, délégué général. Tome IV. Textes Klamites-Sémitiques, deu- 
xième série, par V. Scheil, professeur à l’Ecole pratique des Hautes Etudes 
Paris, Ernest Le Roux, 1902. 

*) Die Gesetze Hammurabis, Königs von Babylon um 2250 vor Christo. 
Das älteste Gesetzbuch der Welt, übersetzt von Dr. Hugo Windeier. Zweite 
verbesserte und vermehrte Auflage. Leipzig, J. C. Hinrichs, 1903. Aus : Der 
alte Orient. Gemeinverständliche Darstellungen, herausgegeben von der 
Vorderasiatischen Gesellschaft. 4. Jahrgang, Heft 4 (Preis 60 Pfennige). 

*) Amtsgerichtsrat Dr. SckmersaM, Walsrode: Das älteste Gesetzbuch 
der Welt: Die Gesetze Hammurabis, in «Deutsche Juristen-Zeitung », 
8. Jahrgang, Nr. 5, 1903, S. 111 ff. 

Schweizerische Zeitschrift für Strafrecht. IS. Jahrg. 1 
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Carl Stooss. 


Die Gesetze Hammurabis sind ein so grossartiges Denkmal 
gesetzgeberischer Arbeit, sie eröffnen einen so wichtigen Ein* 
blick in das Rechtsleben des ältesten Kulturvolkes, dass eine 
nähere Betrachtung des babylonischen Rechtes jeden Juristen 
anziehen muss. 

Hammurabi betont den Schutzgedanken seines Gesetzes mit 
aller Entschiedenheit : Marduk l ) entsandte mich mit dem Auf- 
träge, die Menschen zu regieren und dem Lande Rechtsschutz 
zu geben, und ich habe Recht und Gerechtigkeit in den Mund 
der Menschen gelegt und das Wohl der Untertanen begründet. 
Er bezeichnet es als seine Aufgabe, dem Recht im Lande Gel- 
tung zu verschaffen, den Schlechten und Bösen zu vernichten, 
damit der Starke dem Schwachen nicht schade. Er legt seinen 
Nachfolgern die Pflicht auf, Böse und Frevler aus dem Lande 
auszurotten und das Wohl ihrer Untertanen herbeizuführen. 

Ich möchte hier auf Grund von Wincklers Übersetzung 
eine Übersicht über den strafrechtlichen Inhalt des Gesetzes- 
werkes geben. Die Übersetzung Wincklers ist nach dem Urteile 
der Fachmänner meisterhaft; aber es ist doch wahrscheinlich, 
dass sie im Laufe der nächsten Jahre in einzelnem noch zu 
berichtigen ist 8 ). 

Wenn dieser Aufsatz zur Kenntnis der Strafgesetzgebung 
Hammurabis etwas beiträgt, so jst dies wesentlich das Verdienst 
des Herrn Pfarrers Dr. Johannes Jeremias in Gottleuba ('Sachsen), 
der mich mit seinen tiefen assyrologischen und geschichtlichen 
Kenntnissen in liebenswürdigster, geradezu aufopfernder Weise 
unterstützte *). Ich danke dem begeisterten Forscher herzlichst 
für seine Förderung. 

Allgemeiner Teil. 

I. Grundsätze. 

Das Gesetz enthält keinen allgemeinen Teil. Die Strafbe- 
stimmungen sind von den übrigen Bestimmungen nicht streng 

*) Der Gott Babylons. 

*) Wertvolle Varianten gibt J. Jeremias in « Moses und Hammurabi » 
S. 7, und sonst gelegentlieh, und nun hier im Anhang. 

*) Wo ich Dr. Jeremias ohne Quellenangabe zitiere, stütze ich mich, 
auf briefliche Mitteilungen. 


Digitized by Google 


Das babylonische Strafrecht Hammurabis. 


3 


abgesondert, aber doch in Gruppen zusammengefasst. Es lassen 
sich wohl eine Reihe von Bestimmungen anführen, die in un- 
serem Sinne allgemeine Grundsätze des Strafrechts zum Ausdruck 
bringen. Allein es wäre gewagt, einen gesetzgeberischen Ge- 
danken Hammurabis, der für einen bestimmten Fall ausge- 
sprochen wird, zu verallgemeinern. Es kann ja eine Regel auch 
«als Ausnahme gedacht und deshalb besonders erwähnt worden 
sein. Es ist daher die grösste Vorsicht geboten, und es darf 
niemals vergessen werden, welcher Zeitraum uns von Hammu- 
rabi trennt. Es werden daher die Bestimmungen, die allgemeine 
strafrechtliche Verhältnisse betreffen, einfach mitgeteilt, ohne 
dass Folgerungen daran geknüpft werden. 

Mit der Strafmündigkeit hängt die Bestimmung zusammen, 
dass eine Ehefrau, die einen Mann noch nicht erkannt hat und 
noch im väterlichen Hause lebt, falls jemand sie schändet, als 
schuldlos erklärt wird, 130. Es handelt sich hier um ein noch 
nicht mannbares Mädchen, das als Kind verehelicht worden 
ist, also um die Schändung eines Kindes. 

Über den subjektiven Tatbestand der Verbrechen finden sich 
manche Andeutungen. Das Schwergewicht wird freilich überall 
auf den Erfolg gelegt. Doch schliesst die unwissentliche Verur- 
sachung eines schlimmen Erfolges in bestimmten Fällen die Straf- 
barkeit aus. Wer jemanden bei einer Schlägerei *) schlägt und 
verwundet, soll schwören, „mit Wissen habe ich ihn nicht ge- 
schlagen“, 20ti. Ebenso wird der Scherer entschuldigt, der durch 
Irreführung bestimmt worden ist, einen Sklaven als unverkäuflich 
zu zeichnen, 227. Auch er hat den Reinigungseid zu schwören. 

Wir sind geneigt, daraus zu schliessen, dass nur der 
Richter, der wissentlich fehlerhaft urteilt, vom Richterstuhl ge- 
stossen wird *), und dass nur dem Arzt, der aus Fahrlässigkeit 
das Auge eines Kranken durch Operation zerstört, die Hände 
abgehauen werden. Eine andere Annahme erscheint uns nicht 
denkbar; aber es steht ja ausser Frage, dass nicht nur die 
Moral, sondern auch das Rechtsbewusstsein im Laufe der Jahr- 
tausende ungeheure Wandlungen durchgemacht hat. 


*) Winckler übersetzt : « im Streite » ; J. Jeremias : « bei einer Schlägerei ». 
*) Diesen Schluss rechtfertigt nun die Übersetzung von Jeremias (5). 
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Wenn freilich jemand erklärt, es sei ihm etwas abhanden 
gekommen, was sich im Besitz eines andern findet, und er für 
sein Eigentum keinen kundigen Zeugen beizubringen vermag, 
so soll er als ein böswilliger Verleumder getötet werden, 11 ; 
wenn aber der Inhaber die Sache gekauft haben will, der Ver- 
käufer gestorben ist, und der angebliche Käufer innerhalb 
6 Monaten die Beisitzer nicht zur Stelle bringt, die bei dem 
Kauf mitgewirkt haben, so gilt der angebliche Käufer als Bös- 
williger, trägt aber doch nur die Kosten des Prozesses, 13. 
Hier entscheidet also die Gesinnung des Thäters. 

Hammurabi kennt die Fahrlässigkeit vorwiegend als zivi- 
listische Schuldform, die zu Ersatz verpflichtet. So wenn jemand 
zu faul ist, seinen Damm im stände zu halten und eine Über- 
schwemmung daraus entsteht, ö3. Ferner wenn jemand seinen 
Wassergraben zur Bewässerung öffnet, aber nachlässig ist, und 
das Feld des Nachbars überschwemmt wird, öö; vgl. auch 236,237. 
Wer aber das Getreide, das er fahrlässig durch Überschwem- 
mung zu Grunde gerichtet hat, nicht zu ersetzen vermag, wird 
mit seiner Habe für Geld verkauft. Der Erlös dient als Schaden- 
ersatz, 54. Strafbar ist die Fahrlässigkeit des Eigentümers 
eines stössigen Ochsen, wenn das Tier jemanden tötet, 251, 252. 

Notwehr und Notstand sind, soweit ich sehe, nicht erwähnt. 

Es darf wohl angenommen werden, dass der Versuch nicht 
bestraft wurde. 

Einen Fall mittelbarer Täterschaft behandelt 227. Jemand 
täuscht einen Scherer und lässt durch ihn einem Sklaven das 
Zeichen der Unverkäuflichkeit aufprägen. Ferner wird die Ehe- 
frau mit Strafe bedroht, die ihren Gatten wegen eines andern 
hat ermorden lassen, 153. 

Der Ehebruch wird nicht bestraft, wenn der Eheherr sein 
Weib und der König seinen Untertan begnadigt, 129. Es scheint, 
dass die Strafbarkeit nur für beide gemeinsam durch Ver- 
zeihung des Gatten und Gnade des Königs aufgehoben wurde. 

Eine Verjährung kommt nicht vor. 

Die Ortschaft und ihr Vorstand haben das geraubte Gut 
zu erstatten, wenn der Raub in der Ortschaft begangen wurde 
und der Räuber nicht ergriffen wird, 23; im Falle von Menschen- 
raub zahlt die Ortschaft und der Vorstand den Angehörigen 
eine Mine Silber, 24. 


Digitized by Google 


Das babylonische Strafrecht Hammurahis. 


5 


II. Die Strafen. 

In den Strafen ist der Gedanke der Talion deutlich aus- 
geprägt. Auge um Auge, 196 ; Zahn um Zahn, 200; Knochen 
um Knochen, 197. 

Stirbt eine Schwangere, die geschlagen wurde, an dem 
Schlag, so wird die Tochter des Täters getötet, 210. Der Sohn 
des Baumeisters wird getötet, wenn der Sohn des Bauherrn 
durch den Bau erschlagen wird, 290. Die Talion kann also 
dazu führen, dass die Strafe nicht an dem Schuldigen selbst, 
sondern an einem seiner Angehörigen vollzogen wird. Der 
Schuldige wird mittelbar getroffen. 

Allein es wird nicht nur das Verbrechen vergolten. Wer 
dem Rechte gemäss handelt, wird auch belohnt. Wer einen ent- 
laufenen Sklaven einbringt, erhält von dem Herrn des Sklaven 
2 Sekel Silber, 17. Wie der Arzt bestraft wird, der schlecht 
operiert, so wird sein Lohn für erfolgreiche Operationen gesetz- 
lich bestimmt, 215 ff. Lohn und Strafe stehen sich gegenüber. 
Auch andere Dienste sind tarifiert. 

Die Strafe gestaltet sich nach dem Stande des Täters und 
des Verletzten verschieden, so namentlich bei Körperverletzung, 
wo das Nähere auszuführen ist. 

Es kommen Strafen an Leib und Leben, an der Freiheit, 
an der Ehre und am Vermögen vor. Die Freiheitsstrafe im 
engern Sinne ist unbekannt. 

1. Todesstrafen. 

Die Todesstrafe findet häufig (nach Jeremias 34mal) An- 
wendung ; so namentlich nach 1, 2, 3, 6, 7, 8, 10, 11, 14, lö, 
16, 83, 34, 109, 130. Wie die Todesstrafe in diesen Fällen voll- 
streckt wurde, wird nicht gesagt. Verschärfte Todesarten sind : 
Verbrennen, 110, 157 ; ins Wasser werfen, 108, 129, 133, 143, 155; 
auf den Pfahl stecken, 153 ; töten und einscharren, 21, 227. 

2. Leibesstrafen. 

Als Leibesstrafen sind angedroht : Die Zunge abschneiden, 
192 ; das Auge ausreissen, 193, 196 ; die Brust abschneiden (der 
Amme), 194; das Ohr abschneiden (dem Sklaven), 205, 282; 
die Hände abhauen, 195, 218, 226 ; endlich öffentliches Aus- 
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peitschen (mit der Peitsche aus Ochsenhaut öffentlich 60 auf- 
hauen), 202. 

3. Freiheitsstrafen. 

Als Freiheitsstrafen erscheinen : Die Vertreibung aus dem 
Orte, 164, die Jeremias als Friedlosigkeit bezeichnet, und die 
Vertreibung aus dem Hause des Vaters, 158, also Ausstossung 
aus der Familie. 

4. Ehrenstrafen. 

Marken der Stirne ‘), 127. 

5. Vermögensstrafen. 

Die Vermögensstrafen bestehen in Geldstrafe oder in der 
Einbusse von Vermögensstacken oder Ansprüchen, z. B. 26, 
35, 113, oder in der unentgeltlichen Leistung von Berufsarbeit, 
232, 233, 235. Allerdings tritt in diesen letzteren Fällen das 
Strafmoment hinter dem zivilrechtlichen zurück. 

Die Geldstrafe erscheint oft als Privatstrafe, die dem Ver- 
letzten oder seinen Angehörigen zu zahlen ist, 106, 107, 112, 
209, 259, 260; und ihr Betrag besteht in der Regel in dem 
Vielfachen des Schadens, 8, 106, 107, 112, oder der Anfech- 
tungsstrafe, 12. Ob die Geldstrafe auch in den andern Fällen 
dem Geschädigten zukommt, lässt sich wohl nicht mit Sicher- 
heit entscheiden. Ob und inwieweit in der Geldstrafe der Ge- 
danke der Komposition zu Tage tritt, ist noch zu untersuchen*). 

Besonderer Teil. 

So mannigfaltig auch die Verbrechenserscheinungen sind, so 
fehlen doch eine grössere Zahl von Verbrechen, über deren 
Strafbarkeit kein Zweifel bestehen kann, so namentlich Mord 
und Brandstiftung, dann die politischen und die Religions- 
verbrechen. Die Schankwirtin, die Verschwörer, die sich in 
ihrem Hause versammeln, nicht festnehmen und an den Hof 
abliefern lässt, wird getötet, 109; aber eine Bestimmung über 
Verschwörung findet sich nicht. Auch Abtreibung, Notzucht und 

*) Jeremias, S. 23, Note 3; Winckter, S. 22, Note 3. 

*) Jeremias sagt, S. 22: « Die Talion kann in zahlreichen Füllen durch 
Ersatz oder Busse ermässigt werden. » 
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Meineid werden übergangen; allein es ist möglich, dass sie 
nicht Verbrechen waren. Da 5 Gesetzesreihen ausgemeisselt 
sind — Winckler nimmt an, es möchten 35 Satzungen fehlen — , 
so wäre es möglich, dass diese auch Strafbestimmungen ent- 
hielten. Wahrscheinlich ist es nicht. Denn der letzte Satz vor 
der Lücke und der erste Satz, der wieder erhalten ist, beziehen 
sich auf obligatorische Verhältnisse. 

Es wäre möglich, dass ein früheres Gesetz die fehlenden 
Bestimmungen enthielt. Ich bezweifle es. Denn Hammurabi 
bekundet den Willen, ein vollständiges Gesetz zu erlassen, das 
einzig Geltung haben soll. Vielleicht bedrohte Hammurabi die 
schwersten Verbrechen nicht, weil kein Zweifel bestehen konnte, 
dass in diesen Fällen die schwerste Strafe Auwendung fand. 

Ich möchte nun versuchen, die einzelnen Verbrechen, nach 
dem Gegenstände des Strafschutzes geordnet, anzuftihren. 

I. Verbrechen gegen Leib und Leben. 

1. Tötung. Ausser dem Fall, wenn eine Ehefrau ihren Gatten 
hat ermorden lassen, 153, wird der Mord nicht erwähnt. 

Den Fall der Amme würden wir je nach Umständen als 
Lebensgefährdung oder als fahrlässige Tötung auffassen: Eltern 
übergeben ihr Kind einer Amme. Ohne deren Wissen säugt 
sie ein anderes Kind. Das Pflegekind stirbt in den Händen 
der Amme. Der Amme wird die Brust abgeschnitten, 194. Es 
gilt also die Schmälerung der Nahrung des Kindes als Todes- 
ursache. 

Hat der Eigentümer eines stössigen Ochsen, dem der Fehler 
des Tieres angezeigt wurde, keine Vorsiehtsmassregeln getroffen 
(Umwinden der Hörner), so soll er '/* (Ya) Mine Silber zahlen, 
wenn der Ochse einen Freigeborenen (oder jemandes Sklaven) 
stösst und tötet, 251, 2 52. Es handelt sich um ein generell 
lebensgefährdendes Verhalten des Eigentümers, das strafbar 
wird, wenn tödlicher Erfolg eintritt. Der Eintritt des Erfolges 
bildet eine objektive Bedingung der Strafbarkeit. 

2. Körperverletzung. Körperverletzende Handlungen sind: 
Schlagen, Zerstören eines Auges, Zerbrechen eines Knochens und 
das Ausschlagen von Zähnen, 195 — 214. 

Für die Strafe ist die Rangstellung des Täters und des 
Verletzten von grosser Bedeutung. Fälle: 
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1. Der Täter schlägt einen Höheren. Strafe: Auspeitschen, 202. 

2. Ein Freier schlägt einen Freien von gleichem Rang. 
Strafe: 1 Mine Silber, 203. 

3. Ein Freigelassener schlägt einen Freigelassenen. Strafe: 
10 Sekel Silber, 204. 

4. Der Sklave eines Freien schlägt einen Freien. Strafe: 
Ohrabschneiden, 205. 

Nicht strafbar ist also der Freie, der einen Freigeborenen 
oder Sklaven, der Freigelassene, der einen Sklaven, und der 
Sklave, der einen Sklaven schlägt. 

Dem Sohn, der den Vater schlägt, werden die Hände ab- 
gehauen, 195. 

Auge um Auge, Knochen um Knochen, Zahn um Zahn galt, 
wenn der Täter seinesgleichen, und gewiss auch, wenn er einen 
Höhern so schädigte, 196, 197, 200. Der Täter zahlt für das 
Auge eines Freigelassenen 1 Mine Silber, für das Auge eines 
Sklaven die Hälfte seines Wertes, für die Zähne eines Frei- 
gelassenen V» Mine Silber, 198, 199, 201. 

Die Schwangere geniesst besonderen Strafschutz gegen den 
Schlag, der eine Fehlgeburt der Frau oder ihren Tod zur Folge 
hat, 209 — 214. Der Täter zahlt für den Fötus einer Freien 
10 Sekel Geld, einer Freigelassenen 5 Sekel, einer Magd 
2 Sekel; im Falle des Todes der Freien wird die Tochter des 
Täters getötet; stirbt eine Freigelassene an dem Schlage, so 
zahlt der Täter */* Mine, für eine Magd */* Mine. 

Besonders berücksichtigt wird der bei einer Schlägerei ge- 
führte Schlag, der den Angegriffenen tötet oder verwundet. 

„206. Wenn jemand einen andern im Streite schlägt und 
ihm eine Wunde beibringt, so soll er schwören: „Mit Wissen 
(Willen) habe ich ihn nicht geschlagen“, und den Arzt bezahlen. 

207. Wenn er von seinem Schlage stirbt, so soll er eben- 
falls (so) schwören, und wenn er ein Freigeborener war, 
'/* Mine Geld Silber zahlen. 

208. Wenn es ein Freigelassener war, soll er Vs Mine 
zahlen.“ 

Jeremias übersetzt den Eingang von 206 so: „Wenn je- 
mand einen andern bei einer Schlägerei schlägt“. Dann handelt 
es sich um eine besondere Bestimmung über Raufhandel, und 
es wird nun der Reinigungseid des Täters: „Mit Wissen habe 
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ich ihn nicht geschlagen“, verständlich. Eine so gefasste Be- 
stimmung lässt den Schluss zu, dass überhaupt nur die tcissent- 
liche körperliche Beschädigung strafbar war. Denn es ist nicht 
denkbar, dass der Täter, der einen andern im Raufhandel ge- 
schlagen hat, nur dann bestraft wurde, wenn er ihn wissentlich 
geschlagen hat, in andern Fällen dagegen auch eine nicht 
wissentlich verübte körperliche Beschädigung strafbar wäre. 
Die moderne Gesetzgebung bestraft ja die Teilnahme am Rauf- 
handel als solche, auch wenn jemand einen andern nicht wis- 
sentlich geschlagen hat. 

Die schwere Wunde, die der Arzt jemandem mit dem Ope- 
rationsmesser macht, 215 ff., scheidet Hammurabi einsichtig 
von den Körperverletzungen aus. 

n. Verbrechen gegen das Vermögen. 

Diebstahl, Unterschlagung und Betrug sind nicht scharf 
abgegrenzt. Fälle, die wir als Unterschlagung (Veruntreu- 
ung) auffassen, erscheinen als Betrug. Doch hebt sich die 
Veruntreuung von dem Diebstahl ziemlich deutlich ab. Die 
Aneignung anvertrauten Gutes wird milder behandelt. Da Ham- 
murabi vorzugsweise typische Fälle regelt und nicht allge- 
meine Verbrechenstatbestände gestaltet, so ist es nicht möglich, 
einzelne Verbrechenstatbestüude einer Gruppe, also namentlich 
der Vermögensverbrechen, mit Sicherheit zu bestimmen. 

1. Diebstahl. Diebstahl an Tempelgut und an Königsgut 
wird mit dem Tode bestraft, ebenso Hehlerei, 6. 

Auch wer eine Sache formlos (ohne Mitwirkung von Bei- 
sitzern) von einem Haussohn oder Sklaven kauft oder zur Auf- 
bewahrung übernimmt, wird als Dieb mit dem Tode bestraft, 7. 

Die oben berührten Bestimmungen über die Vindikation 
gestohlener oder angeblich gestohlener Sachen (9 — 13) dürften 
ergeben, dass der Diebstahl in der Regel mit dem Tode bestraft 
wurde, 10, was Jeremias bezweifelt. 

Privilegiert ist der Diebstahl von Rindern, Schafen, Eseln, 
Schweinen und von Schiffen. Ist es Tempel- oder Königsgut, 
so soll der Täter das HOfache geben ; wenn es einem Freige- 
lassenen gehört, soll er es lOfach ersetzen; der Zahlungsunfähige 
wird getötet, 8. Wie es sich verhält, wenn der Bestohlene 
dein niederen Stande angehört, bleibt zweifelhaft. 
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Milder werden auch folgende Fälle behandelt: 

Dem Landarbeiter, der dem Dienstgober Getreide oder Pflan- 
zen stiehlt, 253 , werden die Hände abgehauen. Verschiedene Un- 
redlichkeiten des Landarbeiters bedrohen 254 und 255 . Wer ein 
Wasserrad vom Feld stiehlt, 259 , zahlt dem Eigentümer 5 Sekel 
Silber. Wer einen Schöpfeimer oder einen Pflug stiehlt, soll 
3 Sekel Silber geben, 260 , ohne Zweifel auch in diesem Falle 
dem Eigentümer. Die Weidfrevel des angestellten Hirten zum 
Nachteil des Herrn verpflichten den Täter zu einem gesetzlich 
bestimmten Schadensersatz, 57 , 58 . Wenn jemand ohne Wissen 
des Gartenbesitzers in jemandes Garten Holz fällt, soll er ‘/« Mine 
Silber zahlen, 59 . 

„Wenn jemand in ein Haus ein Loch bricht (einbricht), so 
soll man ihn vor jenem Loche töten und verscharren“, 21 . 
Jeremias ') nimmt an, es handle sich hier um Privatrache gegen 
den auf der Tat betretenen Einbrecher. Allein aus der Be- 
stimmung folgt nicht, dass sie sich nur gegen den auf der Tat 
ertappten Täter richtet. Es wird auch nicht gesagt, dass der 
Schuldige sofort und ohne Urteil getötet und eingescharrt wer- 
den soll. Wenn die Stelle so zu verstehen wäre, was gewiss 
möglich ist, so erfolgt die Tötung von Rechtes wegen nach dem 
Gesetz und nicht als Privatrache. Es ist dann ein Akt summa- 
rischer Justiz, den das Gesetz den hierzu Berufenen, also in 
diesem Fall wohl den Anwesenden und zunächst dem Eigen- 
tümer des Hauses, überträgt. Die Annahme ist jedoch nicht 
ausgeschlossen, dass der Einbrecher gerichtlich verurteilt wurde 
und zur Strafe am Tatort getötet und eingescharrt wurde. 

Wer bei einer Feuersbrunst als Löschender Eigentum des 
Hausherrn nimmt, soll „in dasselbe Feuer geworfen werden“, 25 . 
Hier scheint nun allerdings summarische Justiz gegen den auf 
der Tat betretenen Dieb vorgesehen zu sein; doch handelt es 
sich auch hier nicht um Privatrache, sondern um gesetzliche 
Strafe. Es bleibt mir ein Zweifel übrig, ob der Ausdruck: „in 
dasselbe Feuer geworfen werden“ wörtlich zu verstehen sei’). 


') S. 25. 

*) Der Ansicht von Jeremias, S. 25: «Man kann die bezeiehneten Fälle 
(Einbruch und Diebstahl bei Feuersbrunst) auch unter dem Gesichtspunkt 
der Notwehr und des Lynchrechtes betrachten», kann ich nicht beitreten. 
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2. Veruntreuung. Wer von dem Getreide, das ihm zur Auf- 
bewahrung übergeben ist, wegnimmt, oder überhaupt bestreitet, 
Getreide übernommen zu haben, 120; und wer etwas, was er 
von einem andern zur Aufbewahrung empfangen hat, ableug- 
net, 124, hat nach Winckler das Empfangene unvermindert 
zurückzugeben, während J. Jeremias liest, er habe doppelten 
Ersatz zu leisten. 

Die Version Jeremias erscheint kriminalpolitisch wahr- 
scheinlicher, denn wenn der ungetreue Aufbewahrer nur das, 
was er weggenommen hat oder ableugnet, unvermindert zurückzu- 
geben hätte, würde er für die Veruntreuung gar nicht bestraft. 

Wer Sachen, wie Silber, Gold, Edelsteine, Ringe, Spangen, 
die ihm jemand, etwa ein Kaufmann, auf der Reise zur Bestellung 
anvertraut hat, dem Adressaten nicht abliefert, hat dem Eigen- 
tümer der Sendung den fünffachen Wert des Veruntreuten zu 
ersetzen, 112. 

Hierher gehört auch das Ableugnen empfangenen Geldes 
durch den Agenten gegenüber dem Prinzipal, 100 ; Strafe: das 
Dreifache; und durch den Prinzipal gegenüber dem Agenten, 
107 ; Strafe: das Sechsfache. Das Verhalten des Prinzipals 
wird als Betrug bezeichnet. 

Auf einen eigenartigen Fall der Veruntreuung bezieht sich 
die auch sprachlich wohl noch nicht genügend aufgeklärte 
Bestimmung von 126. 

Es scheint mir ein Zusammenhang mit 125 zu bestehen. 
Wer die Sache, die ihm zur Aufbewahrung übergeben wurde, 
durch Raub oder Einbruch verliert, hat dem Eigentümer den 
Schaden zu ersetzen, 125. Dabei wird ein „Versehen“, also 
Nachlässigkeit des Aufbewahrers, vorausgesetzt. 

Hieran knüpft 126 an: „Wenn jemand, der sein Gut nicht 
verloren hat, sagt, es sei ihm abhanden gekommen, und seinen 
Schaden fälschlich behauptet: wenn er sein Gut, trotzdem 1 ) 
es nicht abhanden gekommen, (und) s ) seinen Schaden vor 
Gott einklagt, so soll man ihm alles, was er beansprucht, voll- 
ständig für seinen Schaden ersetzen.“ Nach Jeremias ist der 


l ) Jeremias bemerkt, was von Bedeutung ist, der Urtext enthalte keine 
adversative Partikel. Statt «trotzdem» könne «welches» gesetzt werden. 

*) «und» fehlt iin Urtext. (Jeremias.) 
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Schaden auch in diesem Falle doppelt zu ersetzen. Winckler 
bemerkt zu 126: „Der Eid beweist also unbedingt“ ; er nimmt 
also an, der Böswillige, der fälschlich behauptet, seine Sache 
sei ihm abhanden gekommen, und dies beschwört, habe An- 
spruch auf Ersatz des Schadens, den er erweislich nicht er- 
litten hat! Das wäre höchst auffallend. Wer soll ihm den 
„Schaden“ ersetzen? Die Entscheidung wird noch unbegreif- 
licher, wenn der Böswillige nach der Übersetzung von Jere- 
mias gar doppelten Ersatz des nicht erlittenen aber beschwo- 
renen Schadens zu beanspruchen hätte. Ich vermute, 126 sei 
so zu verstehen 1 ): Wenn der Aufbewahrer unwahrerweise sagt, 
sein (und des Deponenten) Gut sei ihm abhanden gekommen, 
und er seinen Schaden fälschlich behauptet, so kann der De- 
ponent auf Grund seines Schätzungseides ohne weiteres Schaden- 
ersatz einklagen, und zwar nach Jeremias doppelten Schaden- 
ersatz. Er braucht die Sachen, wenn sie dem Depositar auch 
nicht abhanden gekommen sind, nicht erst zu vindizieren. Das 
duplum erscheint bei dieser Gestaltung des Falles durchaus 
gerechtfertigt. 

Ist meine Vermutung, die ich den Assvrologen zu näherer 
Prüfung vorlege, begründet*), so liegt in der Regel ein Fall von 
Veruntreuung vor. Der Aufbewahrer hat die Sache verbraucht, 


*) Prof. Dr. Alexander Löffler in Wien deutet dagegen 12ß so: 

«Wenn jemand (= der Deponent), der sein Gut nicht verloren hat 
(= der das Depositum vollständig zurückerhalten hat), sagt, es sei ihm ab- 
handen gekommen, und seinen Schaden fälschlich behauptet : wenn er sein 
Gut, trotzdem es nicht abhanden gekommen, uud seinen Schaden vor Gott 
einklagt (also mala fide ein actio depositi directs erhebt), so soll man ihm 
(— jenem, d. h. dem im Streite siegenden Depositar) alles, was er (der De- 
ponent) beansprucht, doppelt für seinen Schaden (d. h. für den Schaden, der 
ihm gedroht hat) ersetzen. » 

Mit Löffler, der zuerst einen Wechsel des Subjekts vermutet hat, 
nehme ich an, «jemand» und «er» beziehe sich nicht auf die nämliche 
Person. Unter dem « jemand » verstehe ich aber den Depositar, da meines 
Erachtens nur diesem etwas «abhanden kommen» konnte: unter dem «er» 
verstehe ich den Deponenten, der für sein angeblich abhanden gekom- 
menes Gut von dem Depositar Schadenersatz verlangen kann. Löffler 
wendet mir ein, der Depositar habe kein Interesse, einen Diebstahl vorzu- 
spiegeln, er sei ja auch dann ersatzpflichtig. Allein er wird dies eben in 
der Regel vorgeben, um eine Veruntreuung zu verdecken. 

*) Jeremias stimmt mir bei. 
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veräussert oder beiseitegeschafft, also unterschlagen, und redet 
sich nun mit einem an ihm verübten Raub oder Einbruch aus. 
Der Tatbestand nähert sich dem Betrug. 

3. Betrug. Die Schankwirtin übervorteilt den Gast, indem 
sie ihn für das Getränk mehr zahlen lässt, als der Preis ist. 
Sie wird ins Wasser geworfen, 108. Diese unverhältnismässig 
harte Strafe erklärt sich wohl aus der Verächtlichkeit des an- 
rüchigen Schankgewerbes. 

Jemand veranlasst einen Scherer, durch Täuschung einem 
Sklaven das Zeichen der Unverkäuflichkeit einzuprägen. Der 
Täter wird getötet und in seinem Hause verscharrt, 227. 

Der Hirte macht falsche Angaben über den natürlichen 
Zuwachs, 265. Strafe: Das Zehnfache als Privatstrafe. 

4. Raub wird mit dem Tode bestraft, 22, 23. Diese Bestim- 
mung gilt nicht nur für den Fall der Betretung auf frischer 
Tat, wie Jeremias *) anzunehmen scheint. Es wird vielmehr 
unterschieden, ob der Räuber ergriffen, also gestellt wird, oder 
ob er unbekannt bleibt. Die Haftbarkeit der Gemeinde und 
ihres Vorstandes für den Schaden ist erwähnt worden. 

5. Verbotene Pfändung. Wenn jemand ein Rind als Schuld- 
pfand wegführt, soll er V» Mine Silber zahlen. Jeremias, der 241 
so übersetzt s ), nimmt an, Rinder seien von der Pfändung aus- 
genommen. Es ist aber wohl nicht die Pfändung eines Rindes, 
sondern das Wegführen eines Rindes als Pfand strafbar. 

m. Verbrechen gegen die Sklavenherrschaft. 

1. Auf Entführung von Sklaven (durch das Stadttor hinaus) 
steht Todesstrafe, 15; ebenso auf Verhehlung eines entlaufenen 
Sklaven, 16, 19. Wer dagegen einen entlaufenen Sklaven auf- 
greift und ihn dem Herrn zurückbringt, erhält von diesem eine 
Belohnung, 17. 

2. Verleugnung des Herrn durch den Sklaven. Sagt ein Sklave 
zu seinem Herrn, der ihn von einem andern beansprucht: „Du 
bist nicht mein Herr“, so soll ihm der Herr das Ohr abschnei- 
den, 282 8 ). 

') Moses und Hammurabi, 8. 25 unten. 

*) Wincklcr übersetzt : Wenn jemand ein Kind zu erzwungener Arbeit 
zwingt. So dachte ich an furtum usas. 

s ) So Jeremias im Anschluss an 279 — 281. 
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IV. Verbrechen gegen die persönliche Freiheit. 

1. Der Menschenraub wird als Raub mit dem Tode bestraft, 22. 
Im Falle der Täter nicht ergriffen wird, hat die Ortschaft und 
deren Vorstand den Angehörigen 1 Mine Silber zu zahlen, 24. 
Besonders erwähnt ist die Entführung (Diebstahl) eines un- 
erwachsenen Sohnes eines andern, die ebenfalls mit dem Tode 
bestraft wird, 14. 

2. Mehrere Tatbestände beziehen sich auf die Schuldknecht- 
schaft, 114 — 118. Wer einen andern als Schuldknecht beansprucht, 
obwohl er nichts an ihn zu fordern hat, hat ihm für jeden Fall 1 /a 
Mine Silber zu zahlen. Diese Milde überrascht. Stirbt ein Schuld- 
knecht an Schlägen oder schlechter Behandlung, so wird der 
Gutsverwalter auf Klage des Herrn, der ihm den Häftling über- 
geben hatte, bestraft. War der Schuldknecht freigeboren, so wird 
der Sohn des Verwalters getötet, war er Sklave, so hat der 
Verwalter '/» Mine Silber zu zahlen, und er “) verliert alles, was 
er (dem Herrn für den Sklaven) gegeben hat. 

V. Verbrechen gegen die Rechtssicherheit. 

Wer dem Eigentümer eigenmächtig Getreide wegnimmt, 
um sich für seine Forderung an Getreide oder Silber zu be- 
friedigen, hat das, was er genommen hat, zurückzuerstatten 
und verliert seine Forderung, ll.'l. 

VI. Verbrechen gegen die Ehre. 

1. Verleumdung. „Wenn der Eigentümer des Abhandengekom- 
menen (im Vindikationsverfahren) einen kundigen Zeugen dafür 
nicht beibringt, ist er ein Böswilliger und hat verleumdet ; er 
wird getötet“, 11. 

2. Üble Nachrede. „Den Finger ausstrecken“ gegen eine dem 
Gott Geweihte oder gegen die Frau eines Freien wird mit Mar- 
kung der Stirne bestraft, 127. Wahrheitsbeweis ist zugelassen. 

3. Die Frau, der Ehebruch vorgeworfen wird, soll für ihren 
Mann in den Fluss springen, d. h. sich dem Gottesurteil der 

*) Nicht der Herr des Häftlings, wie Wlnckler, 116 , anninuut, sondern 
der Verwalter, dem der Herr den Sklaven überlassen hatte. Der Verwalter 
durfte den Sklaven auf eigene Rechnung verkaufen, 118 . Anhang, S. 26. 
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Wasserprobe unterwerfen (wenn sie nicht auf der Tat betreten 
worden ist), 132. Beschuldigt der Gatte seine Ehefrau des Ehe* 
bruchs und wird sie nicht darauf betreten, so hat sie den Reini- 
gungseid zu schwören und kehrt in ihr Haus zurück, 131. Von 
einer Bestrafung des Mannes ist nicht die Rede. 

4. Der Vorwurf der Zauberei, der nicht erwiesen wird, wird 
mit dem Tode bestraft. Es werden in S. 1 und 2 zwei Formen 
der Zauberei unterschieden. Auch hier kommt das Gottesurteil 
der Wasserprobe zur Anwendung. Springt der angebliche Zau- 
berer in den Fluss und geht er unter, so füllt dem Beschuldiger 
dessen Haus zu. Bleibt er aber am Leben, so wird der Beschul- 
diger getötet und der Verleumdete erhält dessen Haus. Es wird 
also angenommen, Gott lasse den Zauberer untergehen. 

Ich frage mich, ob sich die Bestimmungen von 1 und 2 
nicht auf gerichtliche Anzeigen wegen Zauberei beziehen, nicht 
auf sonstige Vorwürfe, für die der Ausdruck „den Finger aus- 
strecken“ gebräuchlich war. Auch die folgenden Bestimmungen 
(3 und 4) beziehen sich auf falsche Anschuldigung bei Gericht. 

VII. Verbrechen gegen die Ehe und die Familie. 

1. Ehebruch. Die ehebrecherische Ehefrau und ihr Mitschul- 
diger, die auf der Tat betreten werden, werden gebunden und 
in das Wasser geworfen, 129. Der Verzeihung des Gatten und 
Begnadigung des Königs wurde früher gedacht. Schändung der 
nicht mannbaren Ehefrau, die noch im Hause des Vaters lebt, 
wird mit dem Tode bestraft, 130. 

2. Bösliche Verfassung. Die Ehefrau, die ihren Gatten schuld- 
haft verlässt, wird in das Wasser geworfen, 143. Die schuld- 
lose Frau darf aber das Haus des Mannes, der sie sehr ver- 
nachlässigt, verlassen, und sie erhält ihr Geschenk zurück, 142. 
Die Frau des Kriegsgefangenen darf das Haus des Gatten 
verlassen, wenn sie keinen Lebensunterhalt in dem Hause 
findet, 134. Verlässt aber die Frau das Haus des kriegsgefan- 
genen Gatten ohne Not, so wird sie in das Wasser geworfen, 133. 

3. Verletzung der Kindespflicht. Dass dem Sohne, der den Vater 
schlägt, die Hände abgehauen werden, 19ö, ist uns nicht unbe- 
greiflich. Schwerer verständlich sind folgende Bestimmungen: 
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192. „Wenn ein Sohn eines Buhlen oder einer Buhldirne 
zu dem Ziehvater oder der Ziehmutter sagt: „Du bist nicht 
mein Vater oder meine Mutter“, so soll man ihm die Zunge 
abschneiden.“ 

193. „Wenn ein Sohn eines Buhlen oder einer Buhldirne 
nach seinem Vaterhause verlangt (?), von Ziehvater und Zieh- 
mutter sich abwendet und in sein Vaterhaus geht, dem soll 
man das Auge ausreissen.“ 

Jeremias erklärt: „Buhle oder Buhldirnen dürfen aus reli- 
giösen Gründen keine Kinder ihr eigen nennen. Die Prostitu- 
tion ist sakral aufzufassen.“ 

vni. Verbrechen gegen die Sittlichkeit. 

Es handelt sich ausschliesslich um die Reinheit des Ge- 
schlechtsverkehrs im Familienverbande. 

1. Blutschande. Die Blutschande zwischen Mutter und Sohn 
wird an beiden mit dem Feuertode bestraft, 167. 

Der Vater, der seme Tochter erkennt, wird aus dem Orte 
vertrieben, friedlos, 154. 

2. Beischlaf des Vaters mit der Verlobten des Sohnes. Der Vater, 
der bei dem Mädchen schläft, das er dem Sohne verlobt hat 
und mit dem dieser verkehrt hat, wird ins Wasser geworfen, 155. 
Hat der Sohn mit der Verlobten nicht verkehrt, 156, so zahlt ihr 
der Vater 1 /t Mine Goldes und erstattet ihr alles zurück, was 
sie aus dem Vaterhause mitgebracht hat. „Den Mann ihres 
Herzens kann sie heiraten.“ 

3. Beischlaf des Sohnes mit der Hauptgattin des Vaters. Der Sohn, 
der mit der Hauptgattin seines Vaters, die Kinder geboren hat 
(aber nicht seine Mutter ist), ertappt wird, wird aus dem Hause 
seines Vaters und damit aus der Familie vertrieben, 158. Von 
einer Bestrafung der Frau ist nicht die Rede. 

IX. Verbrechen gegen die Religion. 

Unehrbarkeit der Geweihten. Eine dem Gotte Geweihte, die 
eine Schenke eröffnet oder eine Schenke betritt, um zu trin- 
ken, wird verbrannt, 110. Winckler vermutet wohl mit Recht, 
dass in den Schenken Babylons nicht nur getrunken wurde. 
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X. Verbrechen gegen die Rechtspflege. 

1. Falsches Zeugnis. „Wenn jemand bei einem Prozess zu 
belastendem Zeugnis auftritt und das, was er gesagt hat, nicht 
beweist: wenn es ein „Prozess ums Leben“ ist, dann soll jener 
getötet werden“, 3. Nach dieser Fassung scheint es sich um fal- 
sches Zeugnis in einer Kapitalsache zu handeln. Ich vermute 
jedoch, dass sich die Bestimmung gegen falsche Anschuldigung 
richtet; denn es ist nicht Aufgabe des Zeugen, aber des An- 
klägers, „das was er gesagt hat“ zu beweisen. Dieselbe Bemer- 
kung gilt für die Bestimmung 4. „Wenn er zu Zeugnis (in einem 
Prozess) um Getreide oder Silber so auftritt, soll er die Strafe, 
die der Prozess ergibt, erleiden 1 ).“ 

2. Rechtsbeugung. 5 bezieht sich höchst wahrscheinlich auf 
Rechtsbeugung. „Wenn ein Richter einen Prozess leitet und 
eine Entscheidung fällt und das Urteil schriftlich ausfertigt : 
wenn später sich sein Prozess als fehlerhaft erweist, jener 
Richter im Prozesse, den er geleitet, als Ursache des Fehlers 
überführt wird, dann soll er die Anfechtungsstrafe (d. h. die 
Strafe für unbegründete Weiterziehung einer Sache an die 
höhere Instanz), welche in jenem Prozesse festgesetzt war, 
12fach geben, und öffentlich soll man ihn von seinem Richter- 
stuhl stossen, nicht soll er zurückkehren, um mit einem Richter 
wieder in einem Prozesse zu sitzen.“ Es unterliegt keinem 
Zweifel, dass es sich nicht bloss um irrige Anwendung des 
Gesetzes handeln kann ; denn nur ein unwürdiger Richter wird 
öffentlich von seinem Richterstuhle gestossen werden. In der 
Tat übersetzt Jeremias: wenn jener Richter... der Beugung 
(des Rechts) überführt wird. 

3. Schankwirtin, die Verschwörer nicht anzeigt. Gegen die Straf- 
rechtspflege vergeht sich die Schankwirtin, wenn die Ver- 
schwörer, welche sieh in ihrem Hause vereinigen, nicht fest- 
genommen und an den Hof abgeliefert werden. Sie wird mit 
dem Tode bestraft, 109. 

l ) Herr Pfarrer Dr. J. Jeremias bestätigt mir zwar, dass falsches Zeugnis 
in Frage steht. Ich bezweifle die Richtigkeit der Übersetzung nicht, halte 
es aber für möglich, dass die Aussage des Klägers, der in einer Strafsache (8) 
oder in einer Zivilsache (4) vor Gericht «auftritt», als Zeugnis bezeichnet 
wird, was von Jeremias als mit dem Urtext vereinbar erklärt wird. 

Schweizerische Zeitschrift für Strafrecht. 16. Jahrg. 2 
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XI. Militärverbrechen. 

1. Dienstentziehung. Wer sich dem Aufgebote, auf den Weg des 
Königs zu ziehen, entzieht und einen Mietling stellt, wird ge- 
tötet, 26, 33 '). Der Stellvertreter des Mannes oder des Haupt- 
manns (nach Jeremias der Vorgesetzte) nimmt dessen Haus in 
Besitz, 26. 

2. Angriffe auf Eigentum oder Person eines Hauptmanns. Der Täter 
wird gleich bestimmt wie in 33 für Dienstentziehung, kann also, 
scheint es, nur eine Militärperson sein. Der Angriff richtet sich 
gegen einen „Hauptmann“, „Gemeindevorstand“. Deliktische 
Handlungen sind : Wegnehmen von Eigentum oder Königsgeschenk 
(Lehen?) und Angriffe auf die Freiheit des Hauptmanns. Die 
Strafe ist der Tod, 34. Die Stelle ist dunkel. In diesem Zu- 
sammenhang ist 35 zu erwähnen, obwohl es sich nicht um ein 
Militärdelikt handelt. Wenn jemand Rindvieh oder Kleinvieh, 
das der König dem Hauptmann gegeben, von diesem kauft, so 
verliert er sein Geld. Dieses Geschenk des Königs steht extra 
commercium. 

XII. Berufsverbrechen. 

1. Des Arztes. Hammurabi scheidet den operativen Eingriff 
des Arztes, der eine schwere Wunde mit dem Operationsmesser 
macht oder eine Geschwulst mit dem Operationsmesser öffnet, 
von den Körperverletzungen aus. Heilt der Arzt den Patienten, 
wird das Auge erhalten, so erhält er 10, 5 oder 2 Sekel Silber, 
je nach dem Stande des Behandelten, 215 ff'., also eine bedeu- 
tende Summe. Ebenso wird er für die Heilung zerbrochener 
Knochen oder kranker Weichteile mit 5, 3, 2 Sekel Silber 
belohnt, 221 ff. Für die glückliche Operation an Haustieren 
(Rind, Esel) wird ein Lohn von '/» Sekel Silber festgesetzt, 224. 

Wenn dagegen der Freie (jemand) an der Operation stirbt 
oder das Auge verliert, so werden dem Arzt die Hände abge- 
hauen, 218; den getöteten Sklaven hat er zu ersetzen, 219; 
für die Zerstörung des Auges eines Sklaven dessen halben 
Preis zu zahlen, 220. Geht ein Rind oder ein Esel an der Ope- 
ration zu Grunde, so hat der Arzt •/« seines Preises zu er- 
setzen, 225. 

‘) Dieser Fall ist noch nicht ganz aufgeklärt. Winckler denkt an 
Fahnenflucht, was aber mit dem Stellen eines Ersatzmannes nicht recht 
vereinbar ist. 
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Fraglich ist, ob schon der Misserfolg der Behandlung den 
Arzt strafbar macht, oder die Strafbarkeit Fahrlässigkeit, einen 
Kunstfehler, voraussetzt. Die Entscheidung dieser Frage würde 
für die Würdigung des subjektiven Momentes im babylonischen 
Strafrecht ungemein wichtig sein und weitere Schlüsse zulassen. 
Da auf ein schuldhaftes Verhalten des Arztes mit keinem 
Worte hingedeutet wird, so ist es nicht unwahrscheinlich, dass 
der unglückliche Ausgang der Operation die Strafbarkeit des 
Arztes begründete, was uns freilich, zumal im Hinblick auf die 
grausame Strafe des Händeabhauens, unbegreiflich vorkommt. 

Doch ist es nicht ohne Bedeutung, dass der Arzt zu dem 
niederen Stande der Handwerker gerechnet wurde. Er erhält 
Lohn, während dem Baumeister und dem Sehiftsbauer ein Ge- 
schenk (Honorar) zukommt *) ! 

Mit Personen niederen Standes macht Hammurabi wenig 
Umstände. Sie werden rücksichtslos hart bestraft und in bezug 
auf Strafschutz zurückgesetzt. 

2. Des Scherers. Dem Scherer, der ohne Wissen des Herrn 
einem Sklaven das Zeichen der Unverkäuflichkeit aufprägt, 
werden die Hände abgesehnitten, 226 . 

3. Des Baumeisters. Stürzt einem Baumeister das Haus ein 
das er gebaut hat, und kommt der Eigentümer dabei um das 
Leben, so wird der Baumeister getötet, 229 ; wird der Sohn 
des Hausherrn durch den Einsturz erschlagen, so wird der Sohn 
des Baumeisters getötet, 230 ; kommt ein Sklave um, so soll 
der Baumeister dem Eigentümer einen Sklaven geben, 231 . 

Den Schaden, den der Einsturz anrichtet, hat der Bau- 
meister zu ersetzen und überdies das Haus auf eigene Kosten 
neu aufzuführen, 232 . 

Die Gesetzestechnik Hammurabis. 

Eine Würdigung des babylonischen Strafrechtes ist ver- 
früht. Nur über die Technik Hammurabis erlaube ich mir ein 
vorläufiges Urteil. 

Wenn auch Hammurabi kein Systematiker ist, so gruppiert 
er doch Zusammengehörendes übersichtlich und verteilt den 
Stoff glücklich. Es gibt keine weitläufigen, gewundenen Sätze. 

■) J. Jeremias, Moses und Hammurabi, S. 10. 
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Alles ist kurz, knapp, prägnant, anschaulich. Tatbestand und 
Strafsanktion fügen sich leicht aneinander an, verwickelte 
Unterscheidungen werden vermieden. Verweisungen auf andere 
Bestimmungen des Gesetzes kommen nicht vor. Jeder Satz 
steht für sich festgefügt. Hammurabi entscheidet typische Fälle 
und hält sich von jeder Abstraktion frei. Die Plastik seiner 
Darstellung ist musterhaft. Wir dürfen uns Hammurabis Straf- 
gesetz gewiss ebensowenig wie etwa die Carolina als eine ab- 
geschlossene Fassung von Strafpositionen denken. Es wäre 
möglich, dass der Codex Hammurabi aus einer Sammlung von 
Entscheidungen entstanden ist '). Einzelne Bestimmungen weisen 
noch auf die Gestaltung des einzelnen Falles hin, andere sind 
allgemeiner. Bei der Auslegung des Gesetzes dürfen wir die 
Phantasie des Orientalen nicht ausser acht lassen. Ich denke 
etwa an den Vorwurf: „Du bist nicht mein Vater oder meine 
Mutter“, 192 ; und an das Bildliche, „die Finger gegen jemand 
ausstrecken“, 132. 

Der Verfasser des babylonischen Gesetzbuches war ein 
Meister gesetzgeberischer Technik, von dem auch wir lernen 
können. 

Anhang. 

Systematische Übersicht der Verbrechenstatbestände 

UU8 

Die Qesetee Hammurabis, Königs von Babglon, um 2250 r. Chr. Übersetzt von 
Dr. Hugo Winekler. Zweite, verbesserte und vermehrte Auflage. Mit 
einer Abbildung des Steindenkmals. Leipzig, J. C. Hinrichs Buchhand- 
lung, 1903. — Dazu Varianten von Dr. Johannes Jeremias, Pfarrer in 
Gottleuba (Sachsen). 

I. Verbrechen gegen Leib und Leben. 

1. TStung. 

153. Wenn jemandes Ehefrau wegen eines anderen ihren Gatten hat 
ermorden lassen, so soll man sie auf den Pfahl stecken. 

194. Wenn jemand sein Kind zu einer Amme gibt und das Kind in 
deren Händen stirbt, die Amme aber ohne Wissen von Vater und Mutter 
ein anderes Kind grosssäugt, so soll man sie überführen, dass sie ohne 
Wissen von Vater und Mutter ein anderes Kind grossgesäugt hat, und ihr 
die Brust abschneiden. 

■) So Jeremias, S. 12, Note 1. 
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251. Wenn jemands Ochse stössig ist und man ihm seinen Fehler, als 
stössig, angezeigt hat, er seine Hörner nicht umwunden (?), den Ochsen 
nicht gehemmt hat, und der Ochse stösst einen Freigeborenen und tötet 
ihn, so soll er '/> Mine Silber zahlen. 

252. Wenn er den Sklaven jemands tötet, so soll er ‘/» Mine zahlen. 

2. Körperverletzung. 

195. Wenn ein Sohn seinen Vater schlägt, so soll man ihm die Hände 
abhauen. 

1 96. Wenn jemand einem andern das Auge zerstört, so soll man ihm 
sein Auge zerstören. 

1 97. Wenn er einem andern einen Knochen zerbricht, so soll man ihm 
seinen Knochen zerbrechen. 

1 98. Wenn er das Auge eines Freigelassenen zerstört oder den Knochen 
eines Freigelassenen zerbricht, so soll er 1 Mine Silber zahlen. 

199. Wenn er das Auge von jemands Sklaven zerstört oder den Knochen 
von jemands Sklaven zerbricht, so soll er die Hälfte seines Preises bezahlen. 

200. Wenn jemand die Zähne von einem andern seinesgleichen aus- 
schlägt, so soll man seine Zähne ausschlagen. 

201. Wenn er die Zähne eines Freigelassenen ausgeschlagen hat, soll 
er V» Mine Geld (Silber) zahlen. 

202. Wenn jemand den Körper eines andern, der höher steht als er, 
schlägt, so soll man ihm öffentlich mit der Peitsche aus Ochsenhaut 60 
aufhauen. 

203. Wenn ein Freigeborener den Körper eines Freigeborenen von 
gleichem Range schlägt, so soll er 1 Mine Geld (Silber) zahlen. 

204. Wenn ein Freigelassener den Körper eines Freigelassenen schlägt, 
so soll er 10 Sekel Geld (Silber) zahlen. 

205. Wenn der Sklave eines Freien den Körper eines Freien schlägt, 
soll man ihm sein Ohr Abschneiden. 

206. Wenn jemand einen andern * im Streite schlägt und ihm eine 
Wunde beibringt, so soll er schwüren: «mit Wissen (Willen) habe ich ihn 
nicht geschlageu» und den Arzt bezahlen. 

* Jeremias: bei einer Schlägerei. 

207. Wenn er von seinem Schlage stirbt, so soll er ebenfalls (so) 
schwören, und wenn er ein Freigeborener war, '/* Mine Geld (Silber) zahlen. 

208. Wenn es ein Freigelassener war, soll er '/» Mine zahlen. 

209. Wenn jemand eine Freigeborene schlägt, so dass sie ihren Fötus 
verliert, der soll 10 Sekel Geld für ihren Fötus zahlen. 

210. Wenn jenes Weib stirbt, so soll man seine Tochter töten. 

21t. Wenn eine aus freigclassenem Stande durch den Schlag den 
Fötus verliert, so soll er 5 Sekel Silber zahlen. 

212. Wenn dieses Weib stirbt, soll er '/• Mine zahlen. 

213. Wenn er jemands Magd schlägt und diese ihren Fötus verliert, 
so soll er 2 Sekel Silber zahlen. 

214. Wenn diese Magd stirbt, soll er */s Mine zahlen. 
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n. Verbrechen gegen das Vermögen. 

1. Diebstahl. 

6 . Wenn jemand Besitz von Gott (Tempel) oder Hof (König) stiehlt, 
so soll er getötet werden ; auch wer das Gestohlene von ihm angenommen 
hat, soll getötet werden. 

7. Wenn jemand Silber oder Gold oder einen Sklaven oder eine Sklavin 
•oder ein Kind oder ein Schaf oder einen Esel oder sonst etwas von* dem 
Sohne jemands oder von dem Sklaven jemands ohne Beisitzer und Vertrag 
kauft oder zur Aufbewahrung annimmt, der gilt als Dieb und wird getötet. 

* Jeremias: einem Freigeborenen. 

8. Wenn jemand ein Rind oder ein Schaf oder einen Esel oder ein 
Schwein oder ein Schiff stiehlt, wenn es dem Gotte oder dem Hofe gehört, 
so soll er es 30fach geben, wenn es einem Freigelassenen gehört, so soll 
er es lOfaeh ersetzen; wenn der Dieb nichts zu geben hat, soll er getötet 
werden. 

9. Wenn jemand, dem irgend etwas abhanden gekommen ist, es bei 
einem andern betrifft: wenn derjenige, bei dem das Abhandengekommene 
betroffen wird, sagt: «Ein Verkäufer hat es mir verkauft, vor Beisitzern 
habe ich es bezahlt », und wenn der Eigentümer des Abhandengekommenen 
sagt: « Zeugen, die mein Abhandengekommenes kennen, werde ich bringen», 
dann soll der Käufer den Verkäufer, der es ihm verkauft, und die Bei- 
sitzer, vor denen er es gekauft hat, bringen, und der Eigentümer des Ab- 
handengekommenen soll den kundigen Zeugen für sein Abhandengekom- 
menes bringen. Der Richter soll ihre Aussagen prüfen, die Beisitzer, vor 
denen der Preis bezahlt worden ist, und die kundigen Zeugen des Ab- 
handengekommenen sollen ihre Kunde vor Gott bezeugen. Der Verkäufer 
ist dann ein Dieb und wird getötet. Der Eigentümer des Abhandengekom- 
menen erhält dies, der Käufer erhält vom Hause des Verkäufers das Geld, 
das er bezahlt hatte. 

10. Wenn der Käufer den Verkäufer und die Beisitzer, vor denen er 
gekauft hat, nicht beibringt, der Eigentümer des Abhandengekommenen 
aber einen kundigen Zeugen dafür beibringt, dann ist der Käufer der Dieb 
und wird getötet, der Eigentümer erhält das ihm Abhandeugekomuiene. 

11. Wenn der Eigentümer des Abhandengekommenen einen kundigen 
Zeugen dafür nicht beibringt, ist er ein Böswilliger und hat verleumdet, 
er wird getötet. 

12. Wenn der Verkäufer gestorben ist, soll der Käufer vom Hause 
des Verkäufers die Anfechtungsstrafe öfaeh erhalten. 

13. Wenn die Beisitzer jenes nicht zur Hand sind, so* soll der Richter 
ihm einen Termin nach 6 Monaten festsetzen. Wenn in 6 Monaten seine 
Beisitzer nicht erscheinen, so ist jener ein Böswilliger und trägt die Strafe 
des betreffenden Prozesses. 

* Jeremias: sollen die Richter. 

253. Wenn jemand einen andern dingt, um sein Feld (Landgut) zu 
warten, ihm die Aussaat (?) übergibt, das Spannvieh anvertraut, das Feld 
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eu bestellen ihn verpflichtet; wenn jener Getreide oder Pflanzen stiehlt und 
für sich nimmt, so soli man ihm die Hände abhauen. 

254. Wenn er die Aussaat (?) für sich nimmt, das Spannvieh nicht 
benutzt, soll er den Betrag- des Bestellgetreides (?) ersetzen. 

255 l ). Wenn er das Rindvieh des Mannes für Miete (weiter)gegeben 
oder das Saatkorn stiehlt, auf dem Felde nichts baut, so soll man ihn über- 
führen und er soll für 100 Gan GO Gur Getreide bezahlen. 

259. Wenn jemand ein Wasserrad vom Felde stiehlt, soll er 5 Sekel 
Silber dem Besitzer geben. 

260. Wenn er einen Schöpfeimer oder einen Pflug stiehlt, soll er drei 
Sekel Silber geben. 

57. Wenn ein Hirt, um das Kleinvieh Kräuter abweiden zu lassen, 
keine Erlaubnis vom Eigentümer des Feldes einholt, ohne Zustimmung des 
Eigentümers das Kleinvieh das Feld abweiden lässt, so soll der Eigentümer 
seine Felder abernten und der Hirt, welcher ohne Erlaubnis des Eigen- 
tümers das Vieh hat das Feld abweiden lassen, obendrein für je 10 Gan 
20 Gur Getreide dem Eigentümer zahlen. 

58. Wenn, nachdem das Kleinvieh die Feldflur verlassen hat, den all- 
geineinen Pferch am Stadttore bezogen hat, ein Hirt das Kleinvieh noch 
auf das Feld lässt und es das Feld ab weiden lässt, so soll dieser Hirt das 
Feld, das er hat abweiden lassen, übernehmen und bei der Ernte für 10 Gan 
G0 Gur Getreide dem Eigentümer des Feldes zumessen. 

59. Wenn jemand ohne Wissen des Gartenbesitzers in jemandes Gar- 
ten Holz fällt, soll er */> Mine Silber zahlen. 

21. Wenn jemand in ein Haus ein Loch bricht (einbricht), so soll man 
ihn vor jenem Loche töten und einscharren. 

26. Wenn im Hause jeinands Feuer ausbricht und jemand, der zu 
löschen kommt, auf das Eigentum des Hausherrn sein Auge wirft, das 
Eigentum des Hausherrn nimmt, so soll er in dasselbe Feuer geworfen 
werden. 

2. Veruntreuung. 

106. Wenn der Zwischenhändler Geld vom Geschäftsmann nimmt, mit 
seinem Geschäftsmann streitet (es ableugnet), so soll dieser vor Gott und 
den Beisitzern über das entnommene Geld den Zwischenhändler überfüh- 
ren, und dieser das Geld, das er erhalten hat, 3fach ihm geben. 

107. Wenn der Geschäftsmann den Zwischenhändler betrügt, indem 
dieser alles, was der Geschäftsmann ihm gegeben hatte, (bereits) zurück- 
gegeben hat, der Geschäftsmann aber das, was der Zwischenhändler ihm 
(zuriick)gegeben hat, ihm abstreitet, so soll jener Zwischenhändler vor Gott 
und den Beisitzern den Geschäftsmann überführen, und dieser, weil er 
dem Zwischenhändler alles, was er erhalten hat, bestritten hat, Gfach 
diesem geben. 


i) 254 und 255 lassen verschiedenartige Fülle zusammen. 
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112. Wenn jemand auf Reisen ist, Silber, Gold, Edelsteine oder son- 
stiges bewegliches Eigentum (wörtlich : Äiadeigenfum oder Handschmuck : 
Ringe, Spangen) einem andern anvertraut hat und es von ihm überbringen 
lässt; wenn dieser alles, was zu überbringen ist, an den Bestimmungsort 
nicht abliefert, sondern sich aneignet, so soll man diesen Menschen, der das 
zu Überbringende nicht abgeliefert hat, überführen, und er soll 5fach alles, 
was ihm gegeben worden ist, dem Eigentümer der Sendung geben. 

120. Wenn jemand sein Getreide zur Aufbewahrung iin Hause eines 
andern aufspeichert, und im Getreidehaufon ein Schaden eintritt, oder der 
Eigentümer des Hauses öffnet den Speicher und entnimmt Getreide, oder 
er bestreitet überhaupt, dass Getreide in seinem Hause aufgespeichert sei : 
dann soll der Eigentümer des Getreides vor Gott (eidlich) sein Getreide 
verfolgen (beanspruchen) und der Eigentümer des Hauses das Getreide, das 
er genommen hat*, unvermindert seinem Eigentümer zurückgeben. 

* Jeremias: doppelt dem Eigentümer des Getreides erstatten. 

124. Wenn jemand einem andern Silber, Gold oder sonst etwas vor 
dem Beisitzer zur Aufbewahrung übergibt und dieser es ableugnet, so soll 
man ihn vor Gericht überführen, und er soll alles, was er ableugnet*, un- 
vermindert zurüekgeben. 

* Jeremias: doppelt geben. 

125. Wenn jemand seine Habe zur Aufbewahrung gibt, und dort durch 
Einbruch oder Raub seine Habe mit der des Eigentümers des Hauses ver- 
loren geht, so soll der Hauseigentümer, dem das Versehen zur Last fällt, 
alles, was man ihm zur Aufbewahrung übergeben hat und was er hat ver- 
loren gehen lassen, ersetzen, dem Eigentümer erstatten. Der Hauseigen- 
tümer aber soll * seine verloren gegangene Habe (seinerseits) verfolgen 
(wieder zu erlangen suchen) und sie von dem Diebe nehmen (sich an diesem 
schadlos halten). 

* Jeremias : seine verloren gegangene Habe von dem Diebe doppelt nehmen. 

126. Wenn jemand, der sein Gut nicht verloren hat, sagt, es sei ihm 
abhanden gekommen, und seinen Schaden fälschlich behauptet*: wenn er 
sein Gut, trotzdem es nicht abhanden gekommen, und seinen Schaden vor 
Gott einklagt, so soll man ihm alles, was er beansprucht, vollständig für 
seinen Schaden ersetzen. 

* Jeremias: wenn er sein Gut, das gar nicht abhanden gekommen ist, (also) 
seinen Schaden cor Gott einklagt, so soll man ihm alles, ivas er beansprucht, für 
seinen Schaden doppelt ersetzen. 

3. Betrug. 

108. Wenn eine Schenkwirtin als Preis für Getränke nicht Getreide 
nach grossem Gewicht annimmt, sondern Silber nimmt, und der Preis des 
Getränkes im Verhältnis zu dem des Getreides geringer ist, so soll man 
sie dessen überführen und ins Wasser werfen. 

227. Wenn jemand einen Scherer täuscht und ihn das Sklavenzeichen 
eines unverkäuflichen Sklaven einprägen lässt, so soll man ihn töten und 
in seinem Hause verscharren. Der Scherer soll schwören : « Ich habe ihn 
nicht mit Wissen gezeichnet » und schuldlos sein. 
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265. Wenn ein Hirt, dem Rinder und Kleinvieh zum Weiden über- 
geben worden sind, Betrügereien macht, den natürlichen Zuwachs fälscht 
(= falsche Angaben macht) oder für Silber verkauft, so soll mau ihn über- 
führen und lOfach soll er Rinder und Kleinvieh ihrem Eigentümer ersetzen. 

4. Raub. 

22. Wenn jemand Raub begeht und ergriffen wird, so wird er getötet. 

23. Wenn der Räuber nicht ergriffen wird, so soll der Beraubte 
alles, was ihm geraubt ist, vor Gott beanspruchen*; dann soll die Ortschaft 
und der Dorfschulze, welche auf ihrem Grund und Boden und in ihrem 
Bereiche sind, das geraubte Gut, so viel abhanden gekommen, erstatten. 

* Jeremias: dann soll die Ortschaft und der Häuptling, auf deren Grand 
und Boden der Raub geschehen ist, alles erstatten, was abhanden gekommen ist. 

5. Verbotene Plandung. 

241. Wenn jemand ein Rind* zu erzwungener Arbeit zwingt, soll er 
V» Mine Silber zahlen. 

* Jeremias: als Schuldpfand weg führt. 

m. Verbrechen gegen die Sklavenherrsohaft. 

1. Entführung von Sklaven. 

15. Wenn jemand einen Sklaven des Hofes oder eine Sklavin des 
Hofes oder einen Sklaven eineB Freigelassenen oder eine Sklavin eines 
Freigelassenen durch das Stadttor hinausbringt, der soll getötet werden. 

16. Wenn jemand einen Sklaven oder eine Sklavin, davongelaufene, 
des Hofes oder eines Freigelassenen in seinem Hause aufnimmt, auf die 
öffentliche Ausrufung des major domus nicht herausbringt, so soll der 
Hausherr getötet werden. 

17. Wenn jemand einen Sklaven oder Sklavin, davongelaufeue, im 
freien Felde ergreift, ihn zu seinem Herrn bringt, so soll der Herr des 
Sklaven ihm 2 Sekel Silber geben. 

18. Wenn jener Sklave seinen Herrn nicht nennt, soll er ihn zum 
Palaste (Regierung) bringen ; alles weitere soll geprüft werden und man 
soll ihn seinem Herrn zurückbringen. 

19. Wenn er jenen Sklaven in seinem Hause zurückhält und man 
darauf den Sklaven bei ihm ertappt, so soll jener getötet werden. 

20. Wenn der Sklave dem, der ihn erwischt hat, entflieht, so soll jener 
dem Herrn des Sklaven bei Gott schwören, dann ist er (jeder Schuld) ledig. 

2. Verleugnung des Herrn durch den Sklaven. 

282. Wenn ein Sklave zu seinem Herrn sagt: «Du bist nicht mein 
Herr», wenn man ihn dessen überführt, soll ihm sein Herr das Ohr ab- 
schneiden. 

IV. Verbrechen gegen die persönliche Freiheit. 

1. Menschenraub. 

24 1 ). Wenn Personen (geraubt werden), so sollen die Ortschaft und 
der Dorfschulze 1 Mine Silber den Angehörigen zahlen. 

>) Vgl. Raub. 
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2. Entführung eines Haussohnes, 

14. Weun jemand den unerwachsenen Sohn eines andern stiehlt, so 
wird er getötet. 

3. Verbrechen gegen die Schuldknechtschaft. 

114. Wenn jemand von einem andern Getreide und Silber nicht zu 
fordern fiat, und ihn alB schuldverfallen beansprucht, so soll er ihm für 
jeden Fall V* Mine Silber zahlen. 

115. Wenn jemand an einen andern eine Forderung au Getreide oder 
Silber hat und ihn als schuldverfallen beansprucht, weun der Häftling im 
Hause der Haft eines natürlichen Todes stirbt, so soll diese Rechtsfrage 
keine weiteren Ansprüche zulassen. 

116. Wenn der Häftling im Hause der Haft an Schlägen oder schlechter 
Behandlung stirbt, so soll der Herr des Häftlings seinen Geschäftsmann vor 
Gericht überführen ; wenn er ein Freigeborener war, soll man seinen (des 
Geschäftsmannes) Sohn töten, wenn es ein Sklave war, soll er */» Mine 
Silber zahlen, und alles, was er gegeben hat, dessen soll er (der « Herr des 
Häftlings») verlustig gehen. 

117. Weun jemand einer Schuldforderung verfällt, er seine Frau, Sohn 
und Tochter für Silber verkauft oder zu Zwangsarbeit (?) weggibt: 3 Jahre 
im Hause ihres Käufers oder des Fronherrn sollen sie arbeiten, im vierten 
Jahre soll er sie freigeben. 

118. Wenn er einen Sklaven oder eine Sklavin zu Zwangsarbeit weg- 
gibt und der Geschäftsmann sie weiter gibt, für Silber verkauft, so ist kein 
Einspruch. 


V. Verbreohen gegen die Rechtssicherheit. 

Selbsthilfe, 

113. Wenn jemand an einen andern eine Forderung an Getreide oder 
Silber hat und er ohne Wissen des Eigentümers aus dem Vorratshause 
oder dem Speicher Getreide nimmt, so soll er, dass er ohne Wissen des 
Eigentümers Getreide aus dem Vorratshause oder Speicher entnommen hat, 
gerichtlich überführt werden, und das Getreide, welches er genommen hat, 
zurückgeben. Und alles, was er irgendwie gegeben (= zu fordern hatte), 
dessen geht er verlustig. 

VX Verbrechen gegen die Ehre. 

Verleumdung 1 ) und üble Nachrede. 

1. Wenn jemand einen andern bezichtigt, Bannung ihm vorwirft, es 
aber nicht beweisen kann, so soll der, welcher ihn bezichtigt hat, getötet 
werden. 

2. Wenn jemand einem andern Zauberei vorwirft, es aber nicht be- 
weisen kann, und derjenige, welchem die Zauberei vorgeworfen worden ist, 


l) Vgl. auch ll, Seite 22. 
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zum Flusse geht, in den Fluss springt : wenn der Fluss ihn ergreift, so soll 
der, der ihn bezichtigt hat, sein Haus in Besitz nehmen. Wenn aber der 
Fluss jenen für unschuldig erweist und er unversehrt bleibt, so soll der, 
welcher die Zauberei ihm vorgeworfen hat, getötet werden, derjenige, 
welcher in den Fluss gesprungen ist, das Haus seines Bezichtigers in Be- 
sitz nehmen. 

127. Wenn jemand gegen eine geweihte Frau oder gegen die Gattin 
jemandes den Finger ausstreckt («beleidigt») und es nicht beweist, so soll 
man diesen Menschen vor den Bichter schleppen und seine Stirn marken. 

131. Wenn jemandes Ehefrau ihr (eigner) Manu verleumdet, sie aber 
nicht mit einem andern schlafend ertappt wird, so soll sie bei Gott schwören 
und in ihr liaus zurückkehren. 

132. Wenn gegen jemandes Ehefrau wegen eines anderen Mannes der 
Finger ausgestreckt wird, sie aber mit einem andern schlafend nicht an- 
getroffen wird, so soll sie für ihren Mann in den Fluss springen. 

VTL Verbreohen gegen die Familie. 

1. Ehebruch. 

129. Wenn jemandes Ehefrau mit einem Zweiten ruhend ertappt wird, 
soll man sie (beide) binden und ins Wasser werfen, es sei denn, dass der 
Eheherr der Frau sein Weib und der König seinen Sklaven begnadigt. 

130. Wenn jemand die Ehefrau eines andern, welche einen Mann noch 
nicht erkannt hat und noch im Hause des Vaters lebt, schändet und bei 
ihr schläft und man ihn ertappt, so soll dieser Manu getötet werden, das 
Weib aber schuldlos sein. 


2. Bösliche Verlassung. 

133. Wenn jemand kriegsgefangen wird und in seinem Hause Lebens- 
unterhalt vorhanden ist, seine Ehefrau aber Haus und Hof verlässt und in 
ein anderes Haus geht : weil jene Ehefrau ihren Hof nicht bewahrt hat, in 
ein anderes Haus gegangen ist, soll man sie gerichtlich überführen und 
ins Wasser werfen. 

134. Wenn jemand kriegsgefangen wird und in seinem Hause Lebens- 
unterhalt nicht vorhanden ist, wenn dann seine Ehefrau in ein anderes 
Haus geht, so soll diese Frau schuldlos sein. 

142. Wenn ein Weib mit ihrem Gatten streitet und spricht: du ver- 
kehrst nicht mit mir, so sollen ihre Beweise für ihre Benachteiligung dar- 
gclegt werden : wenn sie schuldlos ist, ein Felder ihrerseits nicht besteht, 
ihr Gatte weggeht (— sich herumtreibt), sie sehr vernachlässigt, dann soll 
dieses Weib keine Schuld haben, sie soll ihr Geschenk nehmen und in das 
Haus ihres Vaters zurückkehren. 

143. Wenn sie nicht schuldlos ist, wenn sie weggeht, ihr Haus ver- 
geudet, ihren Gatten vernachlässigt, dann soll man dieses Weib in das 
Wasser werfen. 
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3. Verletzung der Kindespflicht i ). 

192. Wenn ein Sohn eines «Buhlen» oder einer Buhldime zu Zieh- 
vater oder Ziehmutter sagt : « Du bist nicht mein Vater oder meine Mutter», 
so soll man ihm die Zunge abschneiden. 

193. Wenn ein Sohn eines «Buhlen» oder einer Buhldime nach seinem 
Vaterhause verlangt (?), von Ziehvater und Ziehmutter Bich abwendet und 
in sein Vaterhaus geht, dem soll man »las Auge ausreissen. 

VUL Verbrechen gegen die Sittlichkeit. 

Verbrechen gegen die Reinheit des Geschlechtsverkehrs in der Familie. 

154. Wenn jemand seine Tochter erkennt, so soll man ihn aus dem 
Orte vertreiben. 

155. Wenn jemand seinem Sohne ein Mädchen verlobt uml sein Sohn 
mit ihr verkehrt, jener aber danach bei ihr schläft und man ihn ertappt, 
so soll man ihn binden und ins Wasser werfen. 

166. W cnn jemand seinem Sohne ein Mädchen verlobt, sein Sohn sie 
nicht erkennt, wenn dann jener bei ihr schläft, so soll er */» Mine Gold ihr 
zahlen und alles, was sie aus ihrem Vaterhause mitgebracht hat, ihr zu- 
rückerstatten. Den Mann ihres Herzens kann sie heiraten. 

157. Wenn jemand nach seinem Vater bei seiner Mutter schläft, so 
soll man beide verbrennen. 

158. Wenn jemand nach seinem Vater bei dessen Hauptgattin, die 
Kinder geboren hat, ertappt wird, so soll man ihn aus dem Hause seines 
Vaters vertreiben. 

IX. Verbrechen gegen die BeUgion. 

Unehrbarkeit der Geweihten. 

110. Wenn eine Geweihte (die nicht mehr heiraten darf) eine Schenke 
öffnet oder, um zu trinken, eine Schenke betritt, so soll mau dies Weib 
verbrennen. 


X. Verbrechen gegen die Rechtspflege. 

1. Falsches Zeugnis. 

3. Wenn jemand bei einem Prozesse zu belastendem Zeugnis auftritt, 
und das, was er gesagt hat, ' nicht beweist : wenn es ein « Prozess ums 
Leben» ist, dann soll jener getötet werden. 

4. Wenn er zu Zeugnis (in einem Prozess) um Getreide und Geld 
(= «Silber») (so) auftritt, soll er die Strafe, die der Prozess ergibt, erleiden. 

2. Rechtsbeugung. 

5. Wenn ein Richter einen Prozess leitet und eine Entscheidung fällt 
und das Urteil schriftlich ausfertigt: wenn später sich sein Prozess als 

») Vgl. auch 195, Körperverletzung. 
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fehlerhaft erweist, jener Richter im Prozesse, den er geleitet *, als Ursache 
des- Fehlers überführt wird, dann soll er die Anfechtungsstrafe, welche in 
jenem Prozesse festgesetzt war, 12fach geben, und öffontlich soll man ihn 
yon seinem Richterstuhle stossen, nicht soll er zurückkehren, um mit einem 
Richter wieder in einem Prozesse zu sitzen. 

* Jeremias: der Beugung (des Hechtes). 

3. Nichtanzeige von Verschwörern. 

109. Eine 8chenk wirtin, wenn in ihrem Hause Verschwörer sich ver- 
einigen und diese Verschwörer nicht festgenommen und an den Hof ab- 
geliefert werden, so soll die Schenkwirtin getötet werden. 

XI. Militärverbreehen. 

26. Wenn ein Hauptmann oder ein Mann, welcher auf den Weg des 
Königs zu ziehen aufgeboten ist, nicht geht, und einen Mietling mietet, 
sein Ersatz mitzieht, so soll der Hauptmann oder Mann getötet werden, 
derjenige, der ihn vertreten hat, sein Haus in Besitz nehmen. 

33. Wenn ein oder ein sich auf Dionstentziehung 

(Fahnenflucht) einlüsst, und für den «Weg des Königs» einen Mietling als 

Ersatz stellt und dieser mitzieht, so soll jener oder getötet 

werden. 

34. Wenn ein . . . oder ein . . . das Eigentum eines Hauptmanns weg- 
nimmt, den Hauptmann schädigt, den Hauptmann auf Lohn (Arbeit) gibt 
(vermietet), den Hauptmnnn im Prozess einem Mächtigen schenkt (?), das 
Geschenk, das der Hauptmann dem König gegeben, wegnimmt, so soll 
der . . . oder der . . . getötet werden. 

35. Wenn jemand Rindvieh oder Kleinvieh, das der König dem Haupt- 
manne gegeben, von diesem kauft, so verliert er sein Geld. 


XII. Berufsverbreohen. 

1. Des Arztes. 

216. Wenn ein Arzt jemandem eine schwere Wunde mit dem Ope- 
rationsmesser macht und ihn heilt, oder wenn er jemand eine Geschwulst 
mit dem Operationsmesser öffnet, und das Auge erhalten bleibt, so soll er 
10 Sekel Silber erhalten. 

216. Wenn es ein Freigelassener war, so erhält er 5 Sekel. 

217. Wenn es jemands Sklave war, so soll dessen Eigentümer dem 
Arzt 2 Sekel geben. 

218. Wenn ein Arzt jemand eine schwere Wunde mit dem Operations- 
messer macht und ihn tötet, oder jemand eine mit dem Operations- 

messer öffnet und das Auge wird zerstört, so soll man ihm die Hände ab- 
hauen. 

219. Wenn ein Arzt dem Sklaven eines Freigelasseneu mit dem Ope- 
rationsmesser eine schwere Wunde macht und ihn tötet, soll er einen 
Sklaven für den Sklaven ersetzen. 
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220. Wenn er ihm seine mit dem Operationsmesser geöffnet hat 

und das Auge zerstört wurde, so soll er seinen halben Preis bezahlen. 

221. Wenn ein Arzt den zerbrochenen Knochen jemandes heilt oder 
kranke Weichteile heilt, so soll der Kranke dem Arzte 5 Sekel Silber geben. 

222. Wenn es ein Freigelassener war, soll er 3 Sekel geben. 

223. Wenn es ein Sklave war, so soll dessen Eigentümer dem Arzte 
2 Sekel geben. 

224. Wenn der Arzt der Rinder oder Esel einem Rinde oder Esel eine 
schwere Wunde macht und das Tier heilt, so soll der Eigentümer '/« Sekel 
dem Arzte als Lohn geben. 

225. Wenn er dem Rinde oder Esel eine schwere Wunde macht und 
es tötet, so soll er '/« seines Preises dem Eigentümer geben. 

2. Des Scherers. 

226. Wenn der Scherer ohne Wissen des Herrn eines Sklaven das 
Sklavenzeichen eines unverkäuflichen Sklaven ihm einprilgt, so soll man 
diesem Scherer die Hände abschneiden. 

3. Des Baumeisters. 

229. Wenn ein Baumeister für jemand ein Haus baut und es nicht 
fest ausführt, und das Haus, das er gebaut, stürzt ein und schlägt den 
Eigentümer tot, so soll jener Baumeister getötet werden. 

230. Wenn es den Sohn des Eigentümers totschlägt, so soll der Sohn 
jenes Baumeisters getötet werden. 

231. Wenn es einen Sklaven des Eigentümers erschlägt, so soll er 
Sklaven für Sklaven dem Eigentümer des Hauses geben. 

232. Wenn es Gut vernichtet, soll er alles, was es vernichtet hat, er- 
setzen, und weil er das von ihm erbaute Haus nicht fest ausgeführt hat, 
so dass es einstürzte, soll er aus eigenem Besitze das eingestiirzte Haus 
aufführen. 

233. Wenn ein Baumeister für jemand ein Haus baut und hat es nicht 
völlig nufgeführt; wenn die Mauer baufällig wird, so soll der Baumeister 
von eigenem Gelde die Mauer fest machen. 
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Der bedingte Straferlass. 

Bericht an die Justizdirektion des Kantons Bern. 

Erstattet von 

Professor W. Mittermaier in Bern. 


I. 

Der bedingte Straferlass ist eine Rechtseinrichtung, wonach 
ein strafbarer Täter eine bestimmte Strafe unter bestimmten, 
von ihm zu erfüllenden Bedingungen nicht abzubüssen braucht. 
Sie ist in verschiedenen Arten bekannt: 

Entweder wird eine Verurteilung nur unter der Bedingung 
ausgesprochen, dass der Schuldige sich innerhalb einer bestimmten 
Zeit nicht gut führe. Im nordamerikanischen sogenannten „Pro- 
bation-System“, das auch in Neuseeland und Neuenburg gilt, wird 
hierbei das Urteil überhaupt ausgesetzt und bei guter Führung 
gar nicht gesprochen ; im englischen System tritt wenigstens ein 
Schuldspruch ein, aber der Strafausspruch wird wie in Amerika 
ausgesetzt. Dies gilt auch in Kanada und Westaustralien. 

In Belgien, Frankreich, Luxemburg, Portugal, Genf, Waadt, 
Wallis, Tessin wird aber ein volles Strafurteil gegeben und 
nur dessen Vollzug bedingungsweise ausgesetzt. Bei gutem 
Verhalten fällt das Urteil dahin; es war also wirklich nur 
bedingt. 

Queensland, Neu-Süd- Wales, Südaustralien und Victoria 
stehen zwischen dem belgisch-französischen und dem englisch- 
amerikanischen System. 

Oder es wird unbedingt verurteilt und nur der Strafvollzug 
unter der Bedingung des Wohl Verhaltens erlassen; dieser bedingte 
Straferlass, bei dem die Strafe als rechtlich verbiisst gilt, ist 
ein richterlicher in Norwegen, ein gnadeweiser in deutschen 
Staaten. 
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Man sieht, der heute übliche Ausdruck „bedingter Straf- 
aufschub“ (sursis à l’exécution de la peine) ist nur ein sehr 
allgemeiner, der das Wesen der Einrichtung kaum trifft. Der 
Ausdruck „bedingte Verurteilung“ (condamnation conditionnelle) 
kann nur bei einigen Formen der Einrichtung mit Recht 
gebraucht werden und ist daher allgemein zu vermeiden. 
„Bedingter Straferlass“ ist nur für die deutsche Einrichtung 
üblicher Ausdruck, aber meines Erachtens trifft er die Sache immer 
noch allgemein am besten. — Soll diese Massregel auch im 
bernischen Rechtssystem Aufnahme finden? Die Beantwortung 
dieser Frage setzt voraus, dass man das Wesen der Einrichtung 
kenne. Die Geschichte ihrer Gesetzgebung, ihrer wissenschaft- 
lichen Behandlung, ihre praktische Entwicklung aus der Betrach- 
tung unseres Strafrechtssystems und die kritische Behandlung 
ihrer Einzelheiten soll sie uns bekannt machen. Dabei darf 
ich bemerken, dass in den letzten 15 Jahren so viel über diese 
Frage geschrieben wurde, dass Neues kaum gesagt werden 
kann ; für viele Einzelheiten darf ich auch auf andere Arbeiten 
verweisen. Doch betone ich, dass der, der sie heute vom Stand- 
punkt des Gesetzgebers aus behandelt, das Material anders 
bearbeiten muss, als wer sie im Jahre 1890 besprach! 

II. Geschichte. 

1. Der Gedanke, dass man einen Übeltäter schonen solle, 
ihn einmal warnen müsse, bevor man ihn hart treffe, liegt zu 
sehr im Sinne einer gesunden, besonders christlichen Welt- 
anschauung, als dass er nicht schon in der Bibel zu finden 
wäre. Im Mittelalter wurde er mehrfach ausgesprochen, später- 
hin von der Praxis befolgt 1 ). 

Gnadenweiser Straferlass unter der Bedingung des Wohl- 
verhaltens war schon früher üblich (Olshausen, Zeitschrift für 
Strafrecht, Bd. X, Beilage S. 45) und wird heute z. B. in Italien 
bei Amnestien im grossen geübt (Revue Pénitentiaire 24, 1900, 
p. 1550; Gerichtsaal, Bd. 59, S. 55 ff.). 

In die richterliche Praxis wurde er im 19. Jahrhundert 
zuerst von einem englischen Richter eingeführt, dem Recorder 


') Mitteilungen der Internationalen kriminalistischen Vereinigung, 
Band III, 73, 92; IV, 107; IX, & 
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Hill in Birmingham, der, von der grossen Freiheit und Macht 
der englischen Richter Gebrauch machend, schon vor 1850 
Angeschuldigte bei guter Führung auf Wohlverhalten entliess 
und erst dann zur Bestrafung einzog, wenn sie sich schlecht 
führten. 

2. Gewiss hat die Kenntnis hiervon im Staate Massachusetts 
mitgewirkt, dass die human und praktisch denkenden Amerikaner 
ihr „Probation-System“ ausbildeten, das in Boston seit etwa 1869 
zuerst nur in der Praxis, seit 1878 nach einem Gesetze für 
Boston angewendet und durch die Gesetze vom Jahre 1880 
und 28. Mai 1891 für den Staat Massachusetts eingeführt wurde. 
1898 wurde das System auch auf das Obergericht ausgedehnt 1 ). 
— Jedes Gericht hat hier seinen Probation-officer (Boston 7, 
darunter 2 Frauen), der jeden Straffall vor der Verhandlung 
persönlich untersuchen und dann beantragen kann, dass der 
Beschuldigte ohne Urteil ihm zur Schutzfürsorge überlassen 
werde. Er gibt ihm dann besondere und eingehende Bedingungen 
des Wohlverhaltens für eine von ihm zu bestimmende Frist. 
Läuft die Frist gut ab, dann wird gar kein Urteil gegeben, — 
bewährt sich der so Beaufsichtigte nicht, so führt ihn der 
Beamte dem Gericht zum Urteil zu. — Das Verfahren ist in 
besonderen „Rules“ der Gerichte geordnet. — Nach dem 
Annual Report of the Prison Commissioners of Massachusetts 
for the year ending September 30, 1901, Boston 1902, p. 183, 
wurden in diesem Jahr 6887 Personen vor den unteren Gerichten 
„unter Bewährung genommen“; davon waren 4825 Fälle von 
Trunkenheit. Leider fehlen alle Zahlen über die Erfolge. Doch 
sind nach allen Berichten die persönlichen Erfahrungen der 
Beamten sehr gute 8 ). 

Am 10. Juli 1900 änderte Massachusetts sein System, indem 
es nun auch zulässt, dass zuerst die Strafe ausgesprochen und 
erst dann deren Vollzug aufgehoben werde 8 ). • 


*) Beviseli Laws 1902, ehp. 217, sect. 81 — 97. 

*) Siehe auch : Mitteilungen der Internationalen kriminalistischen Ver- 
einigung, V, 539. 

s ) Vergleiche auch : Revue Pénitentiaire, XXVII, 1903, p. 130. Oruber im 
Gerichtsaal, 02, S. 211. — Ein Gesetz in Massachusetts vom 28. März 1901 
änderte nur einen unbedeutenden Punkt im System. 

Schweizerische Zeitschrift für Strafrecht. IS. Jahrg. 3 
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Das System fand in mehreren amerikanischen Staaten 
Nachahmung durch die Gesetze vom 23. März 1900 in New 
Jersey, 16. November 1898 und 27. November 1900 in Vermont und 
vom 17. April 1901 in New York ') : nach diesem und dem Gesetz 
von Vermont wird das Urteil oder dexsen Vollzug aufgeschoben, 
der Beamte gibt dem Schuldigen die Bedingungen und die Frist 
an. Zahlt dieser eine Geldstrafe freiwillig, dann wird er von 
der Aufsicht frei. 

Sehr zu beachten ist, dass man nun auch in Amerika eine 
Änderung des alten Systems dahin vornimmt, dass nur der 
Vollzug eines gesprochenen Urteils aufgeschoben wird! 

Ganz nach altem amerikanischem Muster ist die Einrichtung 
in Neuseeland durch die „First Offendere Probation Act 1886“ 
(50 Vict., Nr. 22) getroffen; doch ist sie hier auf „Erstverbrecher“ 
beschränkt; gewisse schwere Verbrechen sind ausgenommen. 
Die Bewährungsfrist darf nicht länger sein, als die höchste für 
das Verbrechen angedrohte Freiheitsstrafe dauern könnte. Die 
Bedingungen des guten Verhaltens sind genau aufgeführt. Irgend 
ein Nichterfüllen derselben führt zur sofortigen Verurteilung; 
sonst gilt der Täter als freigesprochen. — Wichtig ist, dass bei 
solchen Personen in gleicher Weise auch die Untersuchungshaft, 
abgewendet werden kann! — 

3. Zum Teil ihre eigenen Ideen weiterbildend, zum Teil 
das amerikanische Muster benutzend, gingen die Engländer vor. 
Die Idee des alten Recorder Hill wurde zuerst bei den gering- 
fügigen Delikten gesetzlich ausgebildet und wird danach heute 
noch in vielen Fällen angewendet. Nach der „Summary Juris- 
diction Act 1879“ kann das Gericht bei allen geringen Taten 
den Schuldigen gegen Zahlung der Kosten und eines Schadens- 
ersatzes sofort entlassen oder aber ihm ohne Strafurteil eine 
Friedensbürgschaft auferlegen, d. h. eine Sicherstellung für sein 
Wohlverhalten für eine vom Gericht bestimmte Frist verlangen: 
Schlechtes Verhalten während der Frist führt dann zur Fällung 
des Strafurteils, — gutes Verhalten macht den Schuldigen einfach 
frei. Sodann aber kam die sogenannte „Probation of First 
Offendere Act 1887“ (50 — 51 Vict., ch. 25). Danach kann jedes 
Gericht bei irgend einer mit nicht mehr als 2 Jahren Einsperrung 

■) Siehe dasselbe: Gerichtsaal, 62, S. 217. 
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zu bestrafenden Tat den Sehuldigbefundenen, statt ihn zu Strafe 
zu verurteilen, während einer beliebig festzusetzenden Zeit 
entlassen, wenn der Schuldige früher nie verurteilt war und 
sonst sein Vorleben und die Tat eine Bestrafung unnötig 
erscheinen lassen und er einen festen Aufenthalt nachweisen 
kann. Dem Entlassenen kann Sicherheit für gutes Verhalten 
auferlegt werden, unter Umständen auch die Zahlung der 
Prozesskosten. Irgend ein Verstoss gegen die Bedingungen der 
Entlassung führt zur Strafverurteilung. 

Kanada übernahm die Bestimmungen dieser Act wörtlich 
in seinem Gesetz vom 20. März 1889 und später in den Sect. 
971--974 des Strafgesetzbuches von 1892. 

Australien hat eigenartige Regelungen getroffen: 

a) Queensland in den „Offenderà Probation Act of 1886“ 
bestimmt: Wenn ein noch nicht Vorbestrafter wegen eines 
geringeren, bis zu 3 Jahren Einsperrung strafbaren Delikts 
zu Strafe verurteilt wird, dann kann das Gericht mit oder 
ohne Sicherheitsleistung den Strafvollzug aussetzen, und 
zwar für die Dauer der Strafe, aber jedenfalls für 1 Jahr. 
Seine Strafe beginnt aber sofort zu laufen. Solange er 
sich gut führt, regelmässig anmeldet, ehrlich lebt und 
nicht Bettler wird, auch den ihm etwa auferlegten Schadens- 
ersatz leistet, bleibt er frei; kommt er diesen Bedingungen 
nicht nach, dann hat er den noch verbleibenden Rest der 
Strafe abzubüssen. Andernfalls ist er am Ende der Periode 
frei und gilt nicht als rückfällig. 

b) Fast wörtlich hat Südaustralien dies Gesetz übernommen 
(Act 16. November 1887), jedoch nur für Strafen bis zu 
2 Jahren und mit einigen besondern Bestimmungen für 
Jugendliche. 

c) Neu-Süd- Wales hat das Gesetz von Queensland wörtlich 
1894 am 1. Juni übernommen. 

d) Victoria in seinem Strafgesetzbuch von 1890 (Crimes Act) 
in den Sect. 353 — 357 folgt ganz der Idee von Queensland, 
aber die Wohltat wird nur Leuten unter 21 Jahren 
bewilligt, die noch nicht zu Freiheitsstrafe vorverurteilt 
sind. Ausserdem ist hier eine Sonderbestimmung dahin 
gegeben, dass auch der Gouverneur seinerseits vor oder 
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nach Strafantritt in gleicher Weise Leute unter 25 Jahren 
bedingt begnadigen kann. 

e) Westaustralien endlich in seiner „Probation of First Oftenders 
Act“ vom 1. Februar 1892 (55 Vict., Nr. 6) folgt wieder 
vollständig dem englischen Muster. Jedoch ist hier auch 
die Einrichtung der „Summary Jurisdiction Act 1879“ auf- 
genommen, wonach das Gericht statt des Strafaufschubs 
auch sofort gegen Zahlung einer Schadensersatzsumme 
den Täter vollständig entlassen kann — und sodann ist auf 
Zahlung des Schadens ein ganz besonderes Gewicht gelegt. 

5. Auf dem europäischen Kontinent hat man den englisch- 
amerikanischen Gedanken verwertet, aber in bewusster Weise 
verändert, da die grosse Freiheit in der Machtstellung englisch- 
amerikanischer Richter anderswo unbekannt ist. 

Nachdem der Senator Bérenger im französischen Senat 
1884 einen Entwurf zu einem Gesetz über den bedingten Straf- 
aufschub eingebracht hatte und dieser in Frankreich schon 
lebhaft verhandelt wurde, verwirklichte zuerst Belgien unter 
seinem rührigen Minister Le Jeune den Gedanken im Gesetz 
vom 31. Mai 1888 (loi établissant la libération conditionnelle et 
les condamnations conditionnelles dans le système pénal). 

Danach kann das Gericht jedem, den es wegen irgend 
einer Straftat zu Geldstrafe oder bis zu 6 Monaten Freiheits- 
strafe verurteilt, eine Aufschubsfrist bis zu 5 Jahren bewilligen, 
wenn der Verurteilte vorher noch nicht zu einer Verbrechens- 
oder Vergehensstrafe verurteilt war 1 ). Eine neue Verurteilung 
wegen eines Verbrechens oder Vergehens während der Frist 
zieht den Strafvollzug nach sich, sonst gilt die Verurteilung 
als „non avenue“. Man beachte, dass hier Übertretungen auf 
die Massregel keinen Einfluss ausüben. 

Im Code pénal militaire vom 15. Juni 1899 ist die Massregel 
auch aufgenommen *). 

Das System wird sehr viel, besonders bei Geldstrafe, ange- 
wendet (bei 57 % aller wegen délits zu Gefängnis Verur- 


') So wurde die frühere Fassung durch das Gesetz vom 27. Juni 1895 
ausgelegt. Siehe Annuaire de Législation étrangère, XXV', p. 441. Straf- 
gesetzgebung der Gegenwart, Bd. II, p. 522. 

*) Siehe Revue Pénitentiaire, XX, 1896, p. 172. 
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teilten, bei 78% aller wegen délits zu Geldstrafe Verurteilten, 
in 30% bezw. 34% ebenso bei contraventions — 41, 2% sollen 
rückfällig werden: Revue Pénitentiaire XXV, p. 390 für 1898). 
Doch war anfangs die Handhabung bei den einzelnen Gerichten 
sehr ungleich l ). 

6. Nun erst kam Frankreich mit der „loi Bérenger “ vom 
26. März 1891. Das System dieser „loi sur l’atténuation et 
l’aggravation des peines“ ist ganz das belgische. Nur ist die 
Bewährungsfrist fest auf 5 Jahre angesetzt. Der Entwurf des 
neuen Strafgesetzbuches von 1893 schränkt freilich den Auf- 
schub bei Freiheitsstrafen auf solche bis zu 3 Monaten ein und 
lässt guten Fristablauf nur die Wirkung haben, dass die Strafe 
als verbüsst gilt. Bei amendes lässt er aber noch weitergehend 
den Pardon zu. (Art. 66 — 69.) [Abgedruckt Verhandlungen 
der Expertenkommission zur Vorberatung eines schweizerischen 
Strafgesetzbuchs, I, S. 281.] — Ein Gesetz vom 5. August 1899 
sur la réhabilitation ermöglicht diese auch nach einem sursis 
derart, dass jeder Strafregistereintrag gestrichen wird. 1899 
wurde ein — noch nicht Gesetz gewordener — Entwurf zur 
Ausdehnung der Einrichtung auf Militärgerichte vorgelegt. 1901 
brachten Bérenger und Morinaud sogar zwei neue Gesetzentwürfe 
ein, wonach ohne eigentliches Urteil der Untersuchungsrichter 
oder das Gericht eine einfache réprimande aussprechen könnten *). 

7. Aus beiden Ländern übernahm Luxemburg die Einrichtung 
im Gesetz vom 10. Mai 1892. Hier ist Bedingung der Ver- 
günstigung, dass der Täter noch nicht eine Verurteilung zu 
Freiheitsstrafe von über 7 Tagen (also auch wegen Über- 
tretungen) „erlitten“ hat. 

Die Frist ist auf 2 Jahre bei Übertretungen, 5 Jahre bei 
Vergehen festgesetzt. Bei Militärgerichten und gewissen Bussen 
ist die Massregel nicht anzuwenden. Zu beachten ist, dass bei 


’) Siehe: A. Prins, Science pénale et Droit positif 1899, p. 500. Mit- 
teilungen der Internationalen kriminalistischen Vereinigung, II, 164 ff.; 
in, 846; IV, 269. 

’) Revue Pénitentiaire, Vili, 1884, p. 550, 600 ss. ; XIV, 1890, p. 878, 
396—430; XV, 1891, p. 398 ss.; XXIII, 1899, p. 644 ss.; XXVI, 1902, p. 50 ss. 
Mitteilungen der Internationalen kriminalistischen Vereinigung, III, 75. 
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Wohlverhalten die Strafe neuerdings auch im Strafregister 
gestrichen wird (Gesetz vom 21. April 1901 ( ). 

8. Portugal folgte mit dem Gesetz vom 6. Juli 1893. Hier- 
nach ist bei Geldstrafe allein der Aufschub nicht zulässig ; der 
Täter muss völlig unbestraft sein und die Vergünstigung auch 
sonst verdienen ; die Probefrist setzt das Gericht zwischen 2 und 
5 Jahren fest; jede neue Verurteilung, also auch die wegen 
Übertretungen, führt zum Verfall, sonst gilt der Urteilsspruch 
als wirkungslos. 

9. Zuletzt erliess Norwegen ein Gesetz vom 2. Mai 1894, 
das nun im neuen Strafgesetzbuch vom 22. Mai 1902, § 52 — 54, 
ein wenig verändert ist. Hier ist die Massregel enger und 
anders gedacht. Nach der neuen Fassung, die das frühere 
Gesetz noch mehr einengt, ist der Aufschub zulässig bei Geld- 
strafe, Haft bis zu 6 Monaten oder Gefängnis bis zu 3 Monaten; 
dabei muss das Gericht die Umstände des Falls und die Wür- 
digkeit des Täters nach genauer Anleitung eingehend prüfen. 
Die Frist beträgt 3 Jahre fest. Fuhrt eine innerhalb dieser 
Frist anhängig gewordene Strafverfolgung zu Gefängnisstrafe 
wegen eines vorsätzlichen Vergehens, so muss die frühere Strafe 
vollzogen werden, — führt sie zu einer andern Strafe, oder 
war die neue Tat keine vorsätzliche, so hat der Richter freie 
Hand. Kommt der Täter der ihm auferlegten Bedingung des 
Schadensersatzes nicht nach, so verfällt die Wohltat. Andern- 
falls aber gilt die Strafe „als verbiisst“. Bei Minderjährigen 
ist eine besondere Verwarnung durch die Richter auszusprechen. 

Hier sind also die Vorschriften sehr eingehende und auch 
zum Teil neu und lobenswert*). 

10. Auch in der Schweiz fand die Idee rasch Anhänger. 
Zuerst schloss sich Neuenburg in seinem Code pénal vom 
12. Februar 1891, Art. 400 — 103, bei vol, abus de confiance et 
escroquerie bis zu 100 Franken Schaden, dem amerikanischen 
System des Urteilsaufschubes, aber unter sehr strengen Bedin- 


') Vgl. Annuaire de Législation étrangère, XXII 0 année, p. 516. Revue 
Pénitentiaire, XIX, p. 563 ; Mitteilungen der Internationalen kriminalistischen 
Vereinigung, Bd. X, 64. 

*) Siehe Zeitschrift für Strafrecht, XV, S. 248 ff. ; Mitteilungen der 
Internationalen kriminalistischen Vereinigung, III, S. 102 ff.; IV, S. 68 ff. 


Digitized by Google 



Der bedingte Straferlass. 


39 


gungen an; die Wohltat gilt nur für Leute unter 25 Jahren, 
die geständig und nicht wegen eines gleichartigen Delikts vor- 
bestraft sind; sie werden bis zu 3 Jahren unter Aufsicht gestellt 
und schon schlechtes Betragen führt zum Verfall ; gutes Betragen 
tilgt die Strafklage. — Der Kanton denkt heute an eine Erwei- 
terung der Einrichtung. 

Genf folgte im Gesetz vom 29. Oktober 1892 (sur la peine 
conditionnelle) der französischen Einrichtung: Der Täter darf 
hier nicht wegen eines gemeinen, vorsätzlichen Deliktes zu 
einer Gefängnisstrafe verurteilt sein, und muss würdig erscheinen; 
die Wohltat wird bei Übertretungen nicht bewilligt, sonst bei 
jeder korrektionellen Geld- oder Gefängnisstrafe, aber nur auf 
Antrag. Die Frist beträgt 2 — 5 Jahre: irgend eine innerhalb 
dieser Frist begonnene und zu Verurteilung führende Verfolgung 
wegen eines vorsätzlichen gemeinen Verbrechens oder Ver- 
gehens führt zur Aufhebung — sonst fällt die Verurteilung 
dahin. (Dies ist dem französischen Gesetz genau entsprechend 
gefasst.) Ein zweites Mal wird bei gleichartigem Delikt die 
Wohltat nicht verliehen. 

Waadt mit dem Gesetz vom 13. Mai 1897 folgte diesem 
Beispiel mit folgenden Änderungen: Die Wohltat wird bei Geld- 
strafe, Gefängnis und Zuchthaus bis zu 6 Monaten zugelassen, 
Bedingung des Verfalls ist Begehung irgend einer vorsätzlichen, 
nach waadtländischem Gesetz strafbaren Tat. Zweimalige Bewil- 
ligung des Strafaufschubs ist unzulässig. 

Wallis im Gesetz vom 23. Mai 1899 stellt als Bedingung 
auf: keine Vorverurteilung wegen Verbrechen oder Vergehen 
zu Freiheitsstrafe. Zugelassen ist die Massregel nur bei Gefängnis 
und Zuchthaus bis zu 12 Monaten; die Frist beträgt fest 5 Jahre; 
die Bedingungen des Wohlverhaltens sind die gleichen wie die 
des Aufschubs. Beim Verfall wird sofort Rückfall angenommen. 
Ein zweites Mal ist der Aufschub unzulässig. 

Endlich kommt Tessin mit dem Dekret vom 14. November 
1900. Hier wird verlangt, dass der Täter nicht wegen einer 
gemeinen Straftat eine Freiheitsstrafe verbüsst habe; der Auf- 
schub wird nur bewilligt bei Verurteilung zu Enthaltungsstrafe 
bis zu 6 Monaten oder Geldstrafe bis 250 Franken und nur auf 
Antrag. Die Frist beträgt 5 Jahre. Jede Verurteilung wegen 
irgend eines gemeinen Reates führt zur Aufhebung. 
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Natürlich hat auch der Entwurf eines schweizerischen 
Strafgesetzbuches den „bedingten Straferlass“ aufgenommen. 
Nach Art. 57 der neuesten Fassung (1902) ist die Massregel 
nach dem belgisch-französischen System zulässig bei Freiheits- 
strafe von weniger als einem Jahr; also nicht bei Geldstrafe, 
wohl aber auch bei Übertretungen. Vorbedingung ist, dass 
der Täter noch keine Freiheitsstrafe wegen eines Verbrechens 
in der Schweiz oder im Auslande erstanden hat — also blosse 
Vorverurteilung, Geldstrafe oder Freiheitsstrafe wegen einer 
Übertretung schaden ihm nicht. Er muss ferner nach seinem 
Vorleben und nach seinem Charakter erwarten lassen, dass er 
durch die Massregel von weiteren Verbrechen abgehalten werde, 
und den Schaden, soweit seine Mittel dazu ausreichten, ersetzt 
haben. Die Frist beträgt 2 — 5 Jahre. Schutzaufsicht wird in 
der Regel angeordnet, auch andre, besonders genannte Auflagen 
sind möglich. Die Wohltat fällt weg, wenn der Verurteilte 
während der Probezeit ein vorsätzliches Verbrechen begeht 
oder fortgesetzt trotz Mahnung den Weisungen des Gerichts 
zuwiderhandelt. — Andernfalls „fällt die erkannte Strafe weg“. 

Diese Bestimmung ist gegenüber Art. 50 des Entwurfs von 
1896 etwas erweitert und ergänzt. In den Verhandlungen der 
ersten Kommission sprach sich nur Prof. G retener zweifelnd 
aus; er glaubte nicht an die Bedeutung der Einrichtung und 
wollte sie jedenfalls auf Leute unter 25 Jahren beschränken. 
(Verhandlungen, Bd. I, 272 — 284; II, 466 — 470.) Correvon 
wünschte umgekehrt Ausdehnung der Einrichtung auch auf die 
Geldstrafe. 

Dem Entwurf von 1896 schloss sich der zürcherische 
Gesetzentwurf betreffend den Strafprozess von 1901 an. (§ 416 bis 
420.) Er kennt die Massregel bei Freiheitsstrafe von weniger 
als 6 Monaten, gegenüber Jugendlichen auch bei längerer 
Strafe ; es darf keine Verurteilung zu Freiheitsstrafe wegen eines 
Vergehens vorliegen; die Frist beträgt 3 — 5 Jahre. Hier wird 
zum erstenmal die Aufsicht eingeführt. Verfall tritt nicht schon 
bei Begehung eines Verbrechens ein, sondern erst bei Verur- 
teilung wegen eines vorsätzlichen Verbrechens oder Vergehens, 
sowie bei Beharren in liederlichem Lebenswandel. Sonst wird 
auf Antrag die Aufhebung des Strafvollzugs erkannt 1 ). 

’) Siehe hierüber Mittermaier , diese Zeitschrift, Bd. XIV, S. 259. 
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11. Endlich konnten sich auch die deutschen Staaten dem 
neuen Gedanken nicht mehr entziehen. Aber sie geben ihm 
eine neue Wendung. Man hielt dort die ganze Einrichtung 
für eine Gnadesache; daher wurde nur im Verordnungswege 
die Ausübung des Gnaderechts unter der Bedingung des Wohl- 
verhaltens eines Täters geregelt. Solche Erlasse ergingen in 
20 Bundesstaaten, darunter Preussen (23. Oktober 1895), Bayern 
(15. Januar 1896), Sachsen (25. März 1895) und Württemberg 
(24. Februar 1896). Sie zeigen aber nur eine allgemeine Über- 
einstimmung und sind in Einzelheiten vielfach voneinander 
abweichend ‘). 

Die Einrichtung fehlt also noch in Sachsen- Weimar, Meck- 
lenburg-Strelitz, Sachsen-Altenburg, Reuss ältere und jüngere 
Linie, wo aber auch schon „bedingt begnadigt“ wird. 

Der Erlass wird hier nur bewilligt bei Freiheitsstrafen, meist 
bis zu 6 Monaten — in einigen Staaten nur bis zu 3 Monaten — 
sowie bei Umwandlung von Geldstrafen. Berücksichtigt werden 
hauptsächlich Jugendliche bis zu 18 Jahren (in Baden die 
Erwachsenen erst seit 1901 und nur ausnahmsweise). Vorbe- 
dingung ist gewöhnlich, dass die zu Befreienden noch keine 
Freiheitsstrafe verbtlsst haben ; Ausnahmen aber sind zulässig. 
Die Frist der Bewährung wird verschieden hoch bestimmt: 
selten unter 1 Jahr, meist nicht höher als 3, in Bayern nie 
über 5 Jahre. Eine besondere Aufsicht ist nur ausnahmsweise 
vorgesehen. Die Wohltat verfällt bei schlechter Führung, also 
nicht allgemein oder nicht nur bei Begehung einer Straftat. — 
Eigentümlich ist aber, dass der Aufschub von den obersten 
Justizverwaltungsbehörden als Einleitung etwaiger Begnadigung 
gewährt wird. Die Gerichte haben nicht immer die Möglichkeit 
begutachtender Mitwirkung; meist besorgt die Staatsanwaltschaft 
den Antrag, selten das Gericht (z. B. in Bremen). 

Es mag bemerkt werden, dass der deutsche Reichstag in 
seiner Sitzung vom 28. November 1896 die Resolution fasste: 
„Den Herrn Reichskanzler zu ersuchen, eine reichsgesetzliche 
Einführung der bedingten Verurteilung in Erwägung zu ziehen.“ 


*) Zusammenstellung in den « Verhandlungen des Reichstags» 1898/1900, 
Anlagenband II, S. 857, Nr. 101. Die letzte Kinfiihrung in Braunschweig - , 
1903. 
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Es lässt sich bis jetzt nicht absehen, was darauf geschehen 
wird. 

12. Es ist natürlich, dass auch die neueren Strafgesetz- 
entwürfe die Einrichtung nicht unbeachtet Hessen. Ausser im 
schweizerischen und dem schon genannten französischen finde 
ich sie 

a) in Österreich, im letzten Entwurf eines Strafgesetzbuchs 
von 1891. Zulässig ist die Einrichtung nur bei Freiheits- 
strafen bis zu 6 Monaten in besonders berficksichtigens- 
werten Fällen, wenn der Täter noch nicht wegen Ver- 
brechen oder Vergehen vorverurteilt ist. Die Frist beträgt 
1 — 3 Jahre. Bedingung des Verfalls ist Begehung eines 
Verbrechens oder Vergehens (siehe Zucker, Gerichtsaal 44, 
S. 66 ff. ; v. Liszt, Zeitschrift X, 82 ; Mitteilungen der Inter- 
nationalen kriminalistischen Vereinigung, III, S. 360 ff.; 
Lammasch, Vorschläge zur Revision, S. 14; Bemerkungen 
zu dem Entwurf des Strafgesetzes, Wien 1891, § 25, S. 112 ff.). 
Die Regierung wollte nur bei einmonatlicher Strafe die 
Massregel gewähren. 

b) In Ungarn 1892. Hier soll nur bei Jugendlichen unter 
20 Jahren, nur bei Erstverurteilung zu Freiheitsstrafe 
unter 3 Monaten die Strafe auf 3 Jahre eingestellt werden. 
Doch ist Kaution zu leisten. Neue Verurteilung führt zum 
Verfall, sonst gilt die Strafe als vollzogen (siehe Fayer, 
Revue Pénitentiaire, 1891, p. 67, 370; Mitteilungen der 
Internationalen kriminalistischen Vereinigung, III, 51 ff., 
354 ff.; IV, 153). 

c) In Italien wurde ein Entwurf 1893 vorgelegt, aber er 
blieb bisher toter Buchstabe (siehe Gerichtsaal, 49, S. 52; 
— Rivista Penale, 37, p. 388). 

Hier sollte die Massregel bei Strafen bis zu 6 Monaten 
oder bei umgewandelten Geldstrafen — bei Jugendlichen 
und Frauen auch darüber hinaus — statthaben, wenn ein 
Erstverbrechen vorlag und der Täter nicht Vagant oder 
dergleichen oder von schlechtem Charakter sei. Die Frist 
beträgt ein halbes bis 5 Jahre. Es können eventuell weitere 
Bedingungen auferlegt werden. Verfall tritt ein bei schlech- 
tem Betragen oder bei Begehung einer neuen strafbaren 
Handlung; sonst gilt die Strafe als abgebüsst. 
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Man muss diesen Entwurf als einen wohldurchdachten 
bezeichnen. 

Die 1900 ihre Verhandlungen herausgebende Strafpro- 
zesskommission schlug vor, nur eine bedingte Begnadigung 
mit einer Aufschubsfrist von 4 Monaten einzuführen. 
Vergleiche Drucksachen des Reichstags, Verhandlungen 
1900/1902, Nr. 485, Anlagenband V, p. 3255. Gruber im 
Gerichtsaal 59, S. 58 ff. — Siehe ebenda S. 55 und Gericht- 
saal 62, S. 216, die einmalige bedingte Amnestie vom 
11. November 1900. 

d) Japan hat die Einrichtung gleichfalls nach französischem 
Muster in seinen Vorentwurf von 1893 (?) aufgenommen 
(Art. 30 — 36). (Mitteilungen der Internationalen kriminalisti- 
schen Vereinigung, VIII, Beilage; — Revue Pénitentiaire, 
XXV, p. 1264 ss.) 

e) In den Niederlanden wurde am Juristentag von 1890 der 
Vorschlag zur Einführung gemacht (Mitteilungen der Inter- 
nationalen kriminalistischen Vereinigung, III, 80 ff.). 

1900 wurde sodann ein Entwurf einer Strafrechtsreform 
eingebracht, wonach der Strafaufschub nach belgisch- 
französischem Muster für Haft und Gefängnis bis zu 
6 Monaten (ohne Feldfrevel, Bettel, Landstreicherei) zu- 
lässig sein soll. Schon die Gefahr, dass der Täter eine 
strafbare Handlung begehen möge, kann zum Verfall 
führen. Siehe Verhandlungen des Reichstags 1900/1902, 
Nr. 485, Anlagenband V, S. 3255. 

f) Ebenso wurde in Ruseland die Massregel lebhaft befür- 
wortet, aber bisher ohne Erfolg (Mitteilungen der Inter- 
nationalen kriminalistischen Vereinigung, II, p. 6 ff. *) *). 


l ) Die Gesetze und Entwürfe sind besonders ausführlich aufgeführt 
in der Drucksache des Reichstags Nr. 90, Verhandlungen des Reichstags 
1895/1897, Anlagenband II, S. 946 (auch « Ausländische Gesetze betreffend 
die bedingte Verurteilung », Berlin, Hevmann, 1896). Sowie ebenda 1897/1898, 
Anlagenband II, S. 893 ff. ; 1898/1900, Anlagenband II, S. 857, Nr. 101. Siehe 
danach auch Zürcher in den Verhandlungen des schweizerischen Vereins 
für Straf- und Gefiingnis wesen, XXII. Versammlung, I. Heft, S. 27 ff. 

*) Endlich soll 1903 auch Schweden an die Einführung der Massregel 
denken. (Nach einer Privatmitteilung von Stockholm.) 
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III. Geschichte der wissenschaftlichen Behandlung ’). 

Weder in England noch in Amerika hat die Einrichtung 
meines Wissens eine grössere Literatur hervorgerufen; auf 
dem europäischen Kontinent aber wurde sie aufs lebhafteste 
•erörtert. 

Hauptsächlich in der Zeit von 1889 — 1895 währte der 
Kampf. Seitdem ist es ruhiger geworden, da man die Argumente 
ziemlich erschöpft hat und die gesetzgeberische Entwicklung 
abw r arten will. Aber die tiefe, allseitig erschöpfende wissen- 
schaftliche Darstellung der Frage hat noch niemand geboten! 

a) Zuerst behandelte man sie in der Société générale des 
Prisons in Paris. In Frankreich wurde wie überall der Mangel 
unseres Strafenwesens, seine Nutzlosigkeit in so vielen Fällen 
empfunden. Einerseits wurden gute Elemente in den schlechten 
Departementsgefängnissen verdorben, anderseits konnte man 
die Rückfälligen nicht scharf genug anfassen. Wie man gegen 
diese die rélégation und Strafverschärfungen vorschlug, so wollte 
man Strafmilderungen, ja sogar Straferlass (Pardon) bei Erst- 
verbrecheru. Die Frage, ob ein völliger Straferlass, oder eine 
einfache Warnung, oder der Strafaufschub das richtige sei, 
wurde seit Bérengers Vorschlag 1884 dauernd behandelt; es 
fanden sich Gegner, aber mehr und mehr schlug Bérengers 
Idee durch, und heute wird sie kaum noch im Grunde bekämpft. 
Man ist der Milde gegenüber dem Erstverbrecher geneigt, ja 
Bérenger selbst stimmt dem Gedanken eines vollen Straferlasses 
(Pardon) ohne Urteil neuestens zu. 

Siehe die Table des vingt premières années de la Revue 
Pénitentiaire: „Condamnation conditionnelle“ und „Sursis“, 1897, 
sow'ie Revue Pénitentiaire, XXVI, p. 50 ss. 

Ferner: Treppoz: Etude théorique et pratique sur les con- 
damnations conditionnelles, Paris, Maresq, 1894. 

Dr. L. Georges: Du Sursis conditionnel à l’exécution des 
peines et de la libération conditionnelle. Paris, Rousseau, 1895. 

Mornet: De la suspension des peines en cas de première 
condamnation. Thèse, Paris 1895. 

b) In Deutschland begann die Erörterung nach einigen 
Anläufen 1889. v. Liszt behandelte das Problem der kurzen 


■) Ich führe hier nur die wesentlichen Arbeiten an. 
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Freiheitsstrafen und ihres Ersatzes und schlug die bedingte 
Verurteilung, den Strafaufschub vor: er ist seitdem der Vor- 
kämpfer des Gedankens geblieben; gegen ihn richten sich die 
meisten Angriffe (siehe Zeitschrift für die gesamte Strafrechts- 
wissenschaft, Bd. IX, 755; X, 70; Mitteilungen der Internationalen 
kriminalistischen Vereinigung, Bd. II, p. 129 — 162. Actes du 
IV* Congrès Pénitentiaire International de St-Pétersbourg 1890, 
vol. II, p. 473). 

Ihm schlossen sich besonders an: 

E. Rosenfeld, der in seiner Arbeit: „Welche Strafmittel 
können an Stelle der kurzen Freiheitsstrafen gestellt werden ?“ 
1890, eine Darstellung der Bestrebungen gibt. 

R. v. Hippel, der im Gerichtsaal, Bd. 43, S. 99, aus einer 
Kritik der Gesetze und Entwürfe zu einem eigenen Entwurf 
kommt. 

Aschrott, der als einer der ersten und besten Kenner nach 
Studien in England und Amerika auf die Einrichtungen dieser 
Länder hinwies und bis heute eifrig den neuen Gedanken 
vertritt („Ersatz kurzzeitiger Freiheitsstrafen“, 1889, und später 
z. B. Blätter für Gefängniskunde, 30, S. 97, sowie häufig bei 
anderen Gelegenheiten). 

Ferner verfocht H. Seuffert in glänzender Weise in seinem 
Gutachten an den 21. deutschen Juristentag, 1891 (Verhand- 
lungen, Bd. I, 227), die neue Idee, und der 21. Juristentag selbst 
empfahl sie in seiner Resolution für solche Leute, die noch 
nicht wegen Verbrechens, Vergehens oder Übertretung zu Frei- 
heitsstrafe verurteilt worden sind, bei kürzeren Freiheitsstrafen 
(ebenda, Bd. Ili, S. 290, 452). 

Auch Ötker, keineswegs ein radikaler Neuerer, sprach sich 
dafür aus, Zeitschrift für Strafrecht, XVII, p. 567. 

Zuletzt trat Kauf hold für die Idee ein in seiner Dissertation : 
„Bedingte Verurteilung und administrative Begnadigung“, 1902. 

Auch Praktiker stimmten ihr zu: 

So der Strafanstaltsdirektor IP/riA-Plötzensee (Zeitschrift 
für die gesamte Strafrechtswissenschaft, Bd. X, Beilage, S. 14). 

Ministerialrat v. Jagemann (Blätter für Gefängniskunde, 
Bd. 24, S. 17). 

Reichsgerichtsrat Loebell (Goltdammers Archiv, Bd. 38, S. 20). 

Reichsgerichtsrat Mittelstadt, Gerichtsaal, 46, 237. 
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Ferner der Anwalt Mumm, „Die Gefängnisstrafe und die 
bedingte Verurteilung im modernen Strafrecht“, 1896. 

MUfergtädt, Goltdammers Archiv 44, S. 334, und endlich 
besonders der Praktiker und Parlamentarier Bachem, „Die 
bedingte Verurteilung“, 1894, und „Bedingte Verurteilung oder 
bedingte Begnadigung“, 1896. 

Ebenso sind Psychiater als Anhänger zu nennen: 

Aschaffenburg, „Das Verbrechen und seine Bekämpfung“, 
1903, S. 225 ff. 

Aber natürlich kamen auch entschiedene Gegner zu Wort : 

Appetiti» hielt den bedingten Strafaufschub für unmöglich, 
wenigstens in unserem heutigen Strafrecht; er wünschte ihn 
aber für ein künftiges, das den Vergeltungsgedanken nicht 
mehr habe. „Die bedingte Verurteilung“, 1890, und Zeitschrift 
für Strafrecht, XII, S. 1 ff. 

Am heftigsten befehdete ihn Prof, von Kirchenheim : Gericht- 
saal, 43, S. 51. Actes du IV’" Congrès Pénitentiaire International 
de St-Pétersbourg, 1890, vol. II, p. 487, sowie Bulletin de la 
Commission Internationale, N. S., Melun 1895, IV, p. 165. 

Ebenso lehnten sie ab: 

». Buri, Gerichtsaal, 46, S. 321. 

Meves, Goltdammers Archiv, 1890, 391 ; 1896, S. 1 ; 

Richard Schmidt , in seinen „Aufgaben der Strafrechtspflege“, 
1895, S. 285. 

Hugo Meyer, Verhandlungen des 21. deutschen Juristen- 
tages, Bd. I, S. 206. 

Binding erklärte die bedingte Verurteilung in seinen Normen, 
Bd. I, 2. Aufl., S. 417, als eine ungesunde Neuerung, da hier 
Gnade und Recht verquickt werde ; dagegen die bedingte 
Begnadigung — die doch nur eine Abart der neuen Massregel 
ist! — hält er für durchaus „gesund“. (Grundriss des deutschen 
Strafrechts, 6. Auflage, 1902. Allgemeiner Teil, § 115, S. 269). 

A. Wach verwirft entschieden die belgische Form der Ein- 
richtung, während er offenbar ein amerikanisches Probation- 
System annehmen würde und die deutsche bedingte Begnadigung 
voll anerkennt („Reform der Freiheitsstrafe“, 1890. Deutsche 
Juristenzeitung, Bd. IV, S. 117; Bd. VII, S. 157. „Die krimina- 
listischen Schulen und die Strafrechtsreform.“ Rektoratsrede, 
1902'. 
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Neuesten« ist Birkmeyer gegen den bedingten Strafaufschub 
eingetreten. (Siehe Zeitschrift für Strafrecht, XVI, S. 317 ; 
Gerichtsaal, 52, 301.) 

Ebenso verwarf ihn Allfeld, der die bedingte Begnadigung 
yorzieht: „Der bedingte Straferlass“, Erlangen, 1901. 

Schon 1890 hatten die preussischen höchsten richterlichen 
Beamten in ihrer überwiegenden Mehrheit den neuen Gedanken 
abgelehnt. „Gutachten der Präsidenten der Oberlandesgerichte 
und der Oberstaatsanwälte über die sogenannte „bedingte Verur- 
teilung““, Justizministerialblatt für die preussische Gesetzgebung 
und Rechtspflege, 52. Jahrgang, 1890, Nr. 24, abgedruckt Zeit- 
schrift für Strafrecht, Bd. X, S. 666. 

Der nordwestdeutsche Gefängnisverein nahm 1890 eine Reso- 
lution gegen die Einrichtung an: XX. Vereinsheft, S. 1 — 70. 

Unter der deutschen Literatur dürfen aber die wertvollen 
amtlichen Zusammenstellungen des Gesetzesmaterials und der 
Zahlen nicht unerwähnt bleiben, die das Reichsjustizamt ver- 
öffentlichte *): 

1896. 1. Verhandl. de» Reichstags, 1895/97, Anlagenband II, S. 946, Nr. 90. 


1898. 2. 

• 

» 

» 

1897/98, 

» 

II, S. 893, Nr. 89. 

1899. 3. 

» 

X> 

» 

1898/1900, 

» 

II, S. 857, Nr. 101. 

1900. 3. 

» 

» 

» 

1899/1900, 

» 

VI, S. 4172, Nr. 687. 

1901. 5. 

» 

» 

» 

1901/02, 

» 

II, S. 1037, Nr. 155. 

1902. 6. 

* 

» 

» 

1900/02, 

» 

V, S. 3253, Nr. 485. 


c) In Österreich trat besonders Lammasch für die Neuerung 
ein (Zeitschrift für Strafrecht, IX, 448 und Mitteilungen der 
Internationalen kriminalistischen Vereinigung, Bd. I, 34); neben 
ihm stand Zucker (Gerichtsaal, Bd. 44, 366; Bd. 47, 255). 

Gegner ist Hügel, „Straffälligkeit und Strafzumessung“, 1897, 
S. 117; während Vargha, „Abschaffung der Strafknechtschaft“, 
1895, Bd. II, 670 ff., lebhaft dafür eintritt. 

In Ungarn vertreten L. Bayer und L. Grober den neuen 
Gedanken. Die ungarischen Juristen haben mehrfach über die 
Frage gesprochen. (Siehe oben unter „Entwürfen“.) Gruber 
unterrichtet uns in sehr dankenswerter Weise stets über die 
ausländische Gesetzgebung im Gerichtsaal. 


’) Die Zusammenstellung vom Februar 1903, übergeben in der 236. 
Sitzung am 11. Februar 1903, ist mir bisher nur auszugsweise bekannt 
geworden. Sie bestätigt übrigens ganz das Ergebnis der bisherigen Berichte. 
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d) In Italien sprachen sich für die Einrichtung aus: Alimena, 
Rivista Penale, XXVII, p. 557 ; Giovanni Oliva, „La Condanna 
condizionale“, Dissertazione di laurea premiata, Traili 1895; 
Tullio Chiaroni, „La Condanna condizionale“, Treviso 1897, 
neuestens de Notarist ef ano, Rivista Penale, 50, 1899, p. 303, 537. 
— Dagegen aber F. Manduca in Giustizia Penale, 1898, „La 
Condanna condizionale in Italia“. 

Ferri in seiner berühmten Sociologia criminale ist kein 
Freund der Einrichtung, da sie ihm eine halbe Massregel 
scheint. (Deutsche Ausgabe „Verbrechen als soziale Erschei- 
nung“, 1896, S. 462 ff.) 

e) Die Skandinavier besprachen die Frage ebenfalls in 
Schriften und auf Kongressen, meistens in günstigem Sinn : 

Verhandlungen des nordischen Juristenvereins, 1890, in 
Mitteilungen der Internationalen kriminalistischen Vereinigung, 
III, S. 102 ff. — Verhandlungen des dänischen Kriminalisten- 
vereins, 1900, ebenda, Bd. IX, p. 389. 

f) Ich erwähne hier auch die zwei grossen internationalen 
Vereinigungen, die auf ihren Kongressen für die neue Idee 
eintraten. 

Zuerst proklamierte sie die Internationale kriminalistische 
Vereinigung auf ihrem ersten Kongress in Brüssel, 1889, nach 
Gutachten von A. Prins und H. Lammasch: siehe Mitteilungen 
der Internationalen kriminalistischen Vereinigung (Bulletin de 
l’Union Internationale de droit pénal), vol. I, 28, 34, 146, 177. 
Diese Vereinigung ist die grosse Vorkämpferin des bedingten 
Straferlasses, wie alle Bände ihrer „Mitteilungen“ beweisen. 
Vergleiche besonders Bd. III. Die deutsche Landesgruppe der 
Vereinigung behandelte die Frage 1890 (siehe Zeitschrift für 
die gesamte Strafrechtswissenschaft, Bd. X, Beilage). 

Sehr eingehend behandelten auch der IV. und der V. Inter- 
nationale Gefängniskongress die Frage. In Petersburg 1890 
wurde zwar sehr zu ihren Gunsten gesprochen, aber noch wurde 
sie vertagt; in Paris 1895 erzielte sie einen guten Sieg: Actes 
du IV e Congrès Pénitentiaire de St-Pétersbourg 1890, vol. II, 
p. 473 ss. — Discussion, vol. I, p. 154 — 219, p. 647 (I” section, 
4* question). 

Compte rendu du V« Congrès Pénitentiaire International, 
Melun 1897, II, p. 159 ss.; I, 238 ss. (I” section, 8 e question), 
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rapports, voir Bulletin de la Commission Pénitentiaire Inter- 
nationale, nouvelle série, Melun 1895, vol. Ili, p. 274 ss.; IV, 
p. 165 ss. 

g) Ich schliesse mit der Schweiz: 

Hier sind es besonders die Professoren Gautier, Stooss und 
Zürcher, die für die Neuerung eintraten (siehe Gautier, Revue 
Pénale Suisse, III, S. 299; Mitteilungen der Internationalen 
kriminalistischen Vereinigung, Bd. V, S. 27, und Verhandlungen 
des schweizerischen Vereins für Straf- und Gefängniswesen, 
XXII. Versammlung, II. Heft, 1902, p. 23 ss. 

Zürcher, ibidem, I. Heft, 1901, S. 27. 

Stooss, Schweizerische Zeitschrift für Strafrecht, Bd. V, 
S. 473. 

Auch in der eidgenössischen Expertenkommission stand 
die Mehrzahl auf der Seite der Neuerung (siehe oben bei 
Schweiz). 

Als Gegner trat nur Gretener auf und später Thurneysen, 
Zeitschrift für Schweizer Strafrecht, Bd. IV, S. 385 und 460. 

Der Schweizerische Verein für Straf- und Gefängniswesen 
nahm 4 Thesen zu gunsten der Einrichtung in seiner 22. Ver- 
sammlung 1901 zu Zürich an (Verhandlungen, a. a. O., II, S. 40). 

IY. Entwicklung des Gedankens des bedingten Strafaufschubes. 

Wollen wir den bedingten Strafaufschub und Straferlass 
verstehen, so müssen wir an der Hand der Literatur die Kritiken 
verfolgen, die man unserm heutigen Strafenw esen entgegenbringt, 
und die Forderungen prüfen, die ihm gegenüber aufgestellt 
werden. 

Wer den bedingten Strafaufschub einführen will, geht von 
dem Gedanken aus, dass unsere kurzen Gefängnisstrafen und 
oft auch die kleinen Geldstrafen nicht das wirken, was sie 
sollten, dass in den Gefängnissen anständige Menschen oft an- 
gesteckt werden oder ihr Ehrgefühl verlieren, und dass man 
sie davor bewahren müsse. Eine strenge Warnung tue bessere 
Dienste. Die einen w r ollen nun den der Gesinnung nach noch 
Unverdorbenen, Besserungsfähigen durch eine gerichtliche Straf- 
drohung beeinflussen und sagen, dass eine solche Massregel 
genügend gewirkt habe, wenn der Täter einige Zeit lang unter 

Schweizerische Zeitschrift filr Strafrecht. Iti. Jahrg. 4 
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der Drohung sich gut geführt habe; dann ist Einsperren oder 
die Bezahlung der Geldstrafe unnötig. Andere meinen, hierin 
liege nur eine gnadeweise Schenkung der verdienten Strafe, 
die an sich nie dahinfallen dürfe, da dies der Vergeltungsidee 
widerspreche. Diese zweite Richtung, die nur eine „bedingte 
Begnadigung“ gelten lassen will, ist in Wahrheit nur eine Abart 
der ersten. Ist aber der ganze Grundgedanke richtig? 

1. Unser heutiges Strafenwesen verfolgt eine Vergeltung 
durch die Strafe für eine schuldhafte Tat; neben der Ver- 
geltung stehen gewiss auch die Zwecke der Besserung und 
Abschreckung. Aber man straft auch, wo diese zwei Zwecke 
nicht erreichbar sind und wo selbst eine blosse Sicherung un- 
nötig ist; eine Rücksichtnahme nur auf den Charakter des 
Täters würde in solchen Fällen ein Abstehen von der Strafe 
erfordern. Aber unsere Strafen richten sich wesentlich nach 
der Grösse des angerichteten Schadens oder nach der im Einzel- 
fall bewiesenen Schuld, da sie wesentlich nur eine Unwert- 
erklärung der einen Handlung sein sollen. 

Fraglich ist nur, ob die Vergeltung die innere Schuld oder 
den äusseren Schaden oder beides zusammen treffen soll. 

Man bezeichnet „Vergeltung^ als die dem gesellschaftlichen 
Unwert der Übeltat entsprechende Behandlung derselben (Wach, 
„Die kriminalistischen Schulen und die Strafrechtsreform“, Rek- 
toratsrede, Leipzig 1902); und diese praktische Behandlung 
liegt in einer Genugtuung, d. h. in einem Leiden, das dem 
Übeltäter für sein irreparables Unrecht auferlegt wird (Binding, 
Grundriss des Strafrechts, I, § 88) ; oder nach A. Berner (Lehr- 
buch, § 7) wird zur Befriedigung des Rechtsbewusstseins eine 
sichtliche Proportionalität zwischen der Übeltat und dem Straf- 
übel aufgestellt. (Siehe insbes. Birkmeyer in Goltd. Archiv 
f. Str.-R. 48, S. 67 ff.) 

Eine solche Genugtuung für das beleidigte Rechtsbewusst- 
sein ist gewiss berechtigt. Sie ist eine Gefühlsberuhigung, die 
in der menschlichen Natur begründet ist. Wir empfinden überall 
das Bedürfnis, den Urheber einer guten Tat belohnt, den einer 
schlechten bestraft zu sehen im Verhältnis je zu dem Guten 
oder Schlechten, das sie verursachten. Erst dann ist unsere 
innere Spannung gelöst, sind wir befriedigt. Wir haben das 
Bewusstsein, dass es auch uns gegenüber ebenso gehen wird 
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oder soll. Diese Gefühlsbefriedigung, die zur ruhigen Ent- 
wicklung der menschlichen Seele sehr viel beiträgt, kann sich 
nun gewiss nicht an den rein äusseren, zufälligen Nutzen oder 
Schaden eines Ereignisses anschliessen. Sie knüpft vielmehr 
an das geistige Moment einer guten oder bösen Tat an, da das 
menschliche Gefühl ja nur nach sich selbst auf andere Seelen 
seinen Schluss zieht. Aber nicht ausschliesslich kommt nun 
nur die böse oder gute Gesinnung für die Vergeltung in Be- 
tracht, ohne Rücksicht auf den äusseren Erfolg. Nur wenn und 
insoweit die Gesinnung uns äusserlich zum Bewusstsein ge- 
kommen ist, vergelten wir sie. Der Grösse der äusseren Tat 
entspricht unser Bedürfnis, für die in der Tat verkörperte Ge- 
sinnung zu vergelten. Also sind Gesinnung und Erfolg der Tat 
massgebend für die Vergeltung. 

Wir können und müssen dieses gefühlsmässige Vergeltungs- 
bedürfnis der Menschen zur ethischen Entwicklung der Mensch- 
heit benutzen. Aber vergessen wir nicht das eine: Als eine 
Gefühlssache ist das Vergeltungsbedürfnis sehr schwankend, 
sehr imgleich bei den Menschen, sehr schwer objektiv oder 
allgemein zu bestimmen und endlich sehr leicht wieder ver- 
weht, wie es rasch erregt wurde. Daher müssen wir bedenken, 
dass wir vielleicht heute noci) nicht den rechten Genugtuungs- 
gedanken erfasst haben, dass sehr oft das Vergeltungsbedürfnis 
ein künstlich erregtes, nur durch den Zufall eines gewaltigen 
Schadens oder Schreckens angefachtes — aber bald anderen 
Gefühlen Platz machendes Gefühl ist. Es wäre daher töricht, 
wollte man nicht den nüchternen Vernunftsüberlegungen, die 
gegenüber der Übeltat sich geltend machen, auch Gehör 
schenken. Diese aber weisen über die Vergeltung hinaus! 

2. Die ruhige verstandesmässige Überlegung führt gegenüber 
der Übeltat zu einem doppelten Ergebnis: 

aj Einmal finden wir als Quelle unseres Vergeltungsbedürf- 
nisses das in uns lebende Verantwortlichkeitsgefühl : 
gegenüber einer bösen Tat sagen wir, dass wir und ebenso 
der Täter sie hätten vermeiden können und sollen. Nun 
aber bemerken wir, dass dieses Verantwortlichkeitsgefühl 
oft krankhaft erregt — eben so oft gar nicht vorhanden 
ist. Eine Mutter macht sich die heftigsten Vorwürfe, dass 
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sie an dem Tod ihres Kindes schuld sei — verkehrter- 
weise, denn nichts hätte dem Kinde helfen können. — Um- 
gekehrt ein Mörder empfindet gar nichts von sogenannten 
Gewissensbissen. Aber selbst bei Leuten, die wir „normal“ 
nennen dürfen, ist das Gewissen so verschieden, so wenig 
von andern erkennbar und die Schwere der Schuld so 
wenig messbar, dass uns sehr erhebliche Zweifel auf- 
tauchen müssen, ob wir sie in unserer heutigen Strafe 
richtig treffen ! Wir müssen zweifeln, ob es ein irgendwie 
allgemeines Verantwortlichkeitsempfinden gibt, aus dem 
heraus dem Einzelnen seine Tat als „schuldhafte“, und 
zwar in ganz bestimmtem Masse schuldhaft zugerechnet 
werden darf. Bedenken wir, dass diejenigen, deren Ver- 
geltungsbedürfnis am lautesten sich geltend macht, oft 
viel schlechter sind als der Täter, dann müssen wir 
zweifeln, ob es richtig ist, dem unerkennbaren Allgemein- 
gewissen nachzugeben. Und überlegen wir, dass unsere 
Strafen in ihrer Wirkung als Übel gegenüber dem Täter 
so überaus unbestimmt sind, und dass umgekehrt doch 
nur ein sonst überall verdammtes Rachegefühl der Kern 
der Vergeltung ist, dann werden wir wohl nicht viel da- 
gegen einwenden, wenn man fordert, es müsse der Ver- 
geltungsgedanke etica 8 zurücktreten, 
b) Ein Zweites kommt hinzu, was diese Forderung unter- 
stützt: Kein Vernünftiger leugnet den Einfluss der Welt 
auf Geist und Taten der Menschheit! Das Schwanken der 
Kriminalitätszahlen wird nicht durch ein grösseres und 
geringeres Verantwortlichkeitsgefühl der Menschen, son- 
dern durch günstige oder ungünstige Verhältnisse der 
materiellen, politischen und andern sozialen wie anthro- 
pologischen Verhältnisse bedingt. Niemand wird etwas 
anderes behaupten wollen. Wir dürfen also sagen: reine 
Vergeltung für eine dem Innern eines Menschen zuzu- 
rechnende Tat ist sehr bedenklich, solange wir nicht 
wissen, wieviel an der Schuld wir der Welt ausser dem 
Menschen zurechnen müssen! Also Zurücktreten des Ver- 
geltungsgedankens folgt auch aus dieser Erwägung; ebenso 
aber folgt auch aus ihr die Forderung, dass unsere Straf- 
massregeln den Täter frei von den schlechten Einflüssen der 
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Welt machen und der Allgemeinheit gegenüber als Gegen- 
mittel gegen diese Einflüsse wirken sollen. Man behauptet 
zwar, dass sie das letztere tun. Ich glaube das auch im 
allgemeinen: Das deutsche Gesetz zur Bekämpfung des 
unlauteren Wettbewerbes vom 27. Mai 1896 hat z. B. 
gewiss reinigend gewirkt. Es ist nämlich eigentümlich, 
dass die Bestrafungen aus diesem Gesetze sehr selten 
sind. Aber ob der Vergeltungsgedanke dabei irgend 
eine Rolle spielt, möchte ich sehr bezweifeln. Und 
ferner beweisen neuere Statistiken, dass die Verbrechen 
nirgendwo wirklich abnehmen; die Zahlen schwanken; 
eine Zunahme ist viel eher zu bemerken, als eine ständige 
Abnahme: wo bleibt da die gute Wirkung der Strafen? 
Anderseits wirken unsere Strafen bei dem , den sie 
treffen, nur selten „bessernd“. Es ist eine gar nicht weg- 
zuleugnende Tatsache, dass für diejenigen, die einmal be- 
straft wurden, die Gefahr, ein Verbrechen zu begehen, 
grösser ist, als für die unbestraften: die Strafe hat bei 
ihnen also nichts genützt. Dieser Ruf tönt von überall her. 
Die Zahl der Rückfälligen nimmt in viel gewaltigerem 
Verhältnis zu, als die Zahl der Erstverbrecher. (Siehe 
r. Lis-zf, Das Verbrechen als sozial-pathologische Er- 
scheinung, 1899, S. 12 ff.; H. Smffert, Die Bewegung im 
Strafrechte während der letzten dreissig Jahre, 1901, S. 58 ff.) 

Daraus sieht man : Die abschreckende Wirkung des Straf- 
gesetzes auf noch nicht Bestrafte nimmt zwar ab, aber sobald 
jemand bestraft ist (und je häufiger er bestraft ist, um so mehr), 
ist er viel leichter dem Strafrechte verfallen. Der Kreis der 
Personen , die überhaupt mit dem Strafgesetz in Konflikt 
kommen, erweitert sieh nur langsam; innerhalb dieses Kreises 
aber nimmt die Intensität der verbrecherischen Gesinnung zu, 
die Wirkung unserer Strafen nimmt bei diesen Personen ab. 
Also ist es schon richtig, dass das Strafgesetz an sich immer 
noch ganz gut seine allgemein abschreckende Schuldigkeit 
tut, aber die Strafen verlieren ihre Wirkung, sobald sie voll- 
zogen werden. Das kommt nun nicht daher, dass etwa heute 
der Strafvollzug schlechter wäre wie früher — im Gegenteil; 
aber die Personen, an denen die Strafe vollzogen wird, sind 
andere, sind weniger empfänglich für den Strafvollzug ge- 
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worden; ich sage kurz: die Nervosität ist in unserer Zeit grösser, 
und wir müssen auf Mittel sinnen, die für unsere heutigen Ver- 
hältnisse besser als Strafmittel wirken wie die kurzen Frei- 
heitsstrafen und Geldstrafen. Wir müssen zugeben : ein Straf- 
mittel kann immer noch nach aussen abschreckend wirken, 
aber auf den Geist dessen, bei dem wir es an wenden, wirkt 
es nicht mehr stark genug; unsere heutigen Strafen sind nicht 
genug der Gesinnung der Übeltäter angepasst. 

So führt uns die kühle Überlegung zum Ergebnis, dass 
unser Strafenwesen heute durch die Übertreibung des Ver- 
geltungsgedankens einen grossen Fehler enthält. Wir müssen 
also auf Änderung sinnen, deren Richtung schon im Vorher- 
gehenden angedeutet wurde. 

3. Es ist die grössere Berücksichtigung der Gesinnung des 
Täters, die mau heute mit Recht fordert. Ich betone, dass 
auch entschiedene Anhänger der Vergeltungsidee hiermit über- 
einstimmen. Sobald man aber das anerkennt und unsere bis- 
herigen Ausführungen beachtet, kommt man zum Ergebnis: 

Erstlich Zurüektretenlassen des äusseren Erfolges der Tat, 
da dieser nur für die Vergeltung von Bedeutung ist; er soll 
eine gewisse, aber nicht die ausschlaggebende Bedeutung bei 
der Strafe haben; das Vergeltungsbedürfnis ist zu befriedigen, 
aber es muss andern Erwägungen Raum lassen. Sodann: die 
Gesinnung der Täter muss untersucht und erkannt werden; 
je nach ihrer Eigenart muss die Strafart beschaffen sein. Dieser 
Satz wird aber wieder aufs heftigste bestritten, indem man 
behauptet, die Gesinnung eines Menschen, seinen sozialen Cha- 
rakter zu erkennen, sei ganz unmöglich. Wir müssen betonen, 
dass von der Richtigkeit dieses Einwurfes die ganze auf den 
bedingten Strafaufschub zielende Reform abhängt. Es kann 
hier nicht diese Frage erörtert werden; es mag zugegeben 
werden, dass wir heute die richtigen Kategorien der Gesinnung 
noch nicht festgestellt haben und dass wir noch wenig genaue 
Mittel zur Erkennung der richtigen Gesinnung besitzen. Aber 
ich weise darauf hin, dass jedermann schon heute den Willens- 
schwächen von dem Energischen unterscheidet, dem Trinker 
misstraut, dass wir Vagabunden und Diebe kennen, die wir 
als „Unverbesserliche“ charakterisieren, dass wir rohe Menschen, 
Wüstlinge meist ohne grosse Schwierigkeit herausfinden. Ist 
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das nicht alles ein Anfang, die Gesinnung nach Kategorien zu 
bezeichnen ? Sollte ein exaktes, wissenschaftliches Streben 
nicht im stände sein, hier genauere Merkmale sicher aufzu- 
weisen? Ich weise ferner darauf hin, dass wir mit unsern 
geringen heutigen exakten Erfahrungen schon den Einfluss 
einer Reihe von Faktoren auf die Gesinnung beobachten und 
nennen können: des Alkohols, der geistigen Krankheit bei den 
Eltern, der starken Hitze, des dauernden Mangels an Lebens- 
mitteln, des Wohnens in der Stadt oder auf dem Lande, und 
vieler anderer. Wir dürfen es daher heute als mindestens sehr 
wahrscheinlich hinstellen, dass die Gesinnung in ihrer Ab- 
hängigkeit von den Einflüssen der Welt bis zu einem gewissen 
Grade berechenbar ist und dass wir genaue Kategorien der 
Gesinnung im Verhältnis zum Staat aufstellen können, die uns 
als Grundlage der Bestimmung der anzuwendenden Strafart 
dienen. 

Ein Blick auf die Kategorien, die von der Wissenschaft 
heute meist gefunden werden, beweist dem unbefangenen Ur- 
teil, dass wir recht haben: Jeder wird zugeben, dass wir un- 
gefähr das Richtige treffen, wenn wir folgende Scheidungen 
unter den Tätern machen: 

Die Jugendlichen, bei denen die Gesinnung, die Verantwort- 
lichkeit noch nicht ihre volle Höhe erreicht hat, bei denen 
wir ohne Bedenken die Vergeltung zurüektreten lassen und 
die Erziehung betonen; 

die Geisteskranken, bei denen von einer Verantwortung 
keine Rede ist; 

die normal Veranlagten, bei denen der Wille gesund, kräftig 
genug ist, um den gewöhnlichen Einflüssen der Welt nicht sofort 
zu unterliegen, die wohl einer gelegentlichen Versuchung oder 
einem schweren Druck nachgeben, die das sozial Gute und 
Schädliche wohl kennen und begreifen und auch darnach 
richtig handeln können, bei denen auch das Verantwortlich- 
keitsgefühl ein richtiges und gesundes ist. Ihnen gegenüber 
tritt der Vergeltungsgedanke in sein Recht; bei ihnen hat da- 
neben die Strafe den wesentlichen Zweck der Warnung, etwa 
auch der Besserung. Unter ihnen nennen w ir besonders die 
Gutgesinnten, ehrlich Meinenden, die nur ganz zufällig und 
selten einer Versuchung unterliegen; eine einfache Warnung 
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genügt bei ihnen; dagegen gibt es zwar gut Meinende, aber 
sehr Willensschwäche, die immer wieder unterliegen, und ferner 
Jähzornige, die gewöhnlich gut, doch leicht gereizt sind; bei 
ihnen allen kann nur sehr energisches, aber nicht gerade 
rauhes Anpacken einen guten Erfolg versprechen. 

Dann aber haben wir Menschen, die aussergeicöhnlich willem- 
schwach sind, den Begriff des Guten gar nicht kennen, die nicht 
verroht, sondern durch das Elend verunglückt sind. Sie, die 
Bettler uud kleinen Diebe und Betrüger, Alkoholiker, Epileptiker, 
zu schwach, um sich über das Elend zu erheben, verdienen 
keine Vergeltung. Ruhige, möglichst laugdauernde Sicherung 
ist ihnen gegenüber angezeigt. Es gibt Menschen, denen wir 
diesen Charakter bei der ersten Verhaftung ansehen. Andere 
kommen erst allmählich auf diese Stufe herunter. 

Endlich haben wir die sittlich Verhärteten, die sich ein 
„antisittliches Ideal“ zurechtgemacht haben und mit vollem 
Bewusstsein diesem nachleben; ihr Wille ist stark, aber nur im 
Schlechten: Einbrecher, Betrüger, Roheitsverbrecher ; hier ist 
Sicherung am Platze; Vergeltung allein ist für sie und die All- 
gemeinheit zwecklos, eine Besserung ist nur sehr selten zu 
erwarten. 

Sollte nicht fast jeder Vernünftige sich Zutrauen dürfen, 
diese Kategorien zu erkennen? Wird nicht wissenschaftliche 
Arbeit die Kategorien und ihre Erkennbarkeit genauer feststellen 
können? Wird man nicht zustimmen müssen, dass bei ihnen 
die genannten Strafzwecke zu erstreben sind? Sollen wir bei 
der letzten Kategorie mit Geldstrafe etwas ausrichten können? 
Wird bei gutgesinnten Schwachen das Zuchthaus am Platze sein? 

4. Kommt aber heute unser Strafensystem auch nur an- 
nähernd diesem Gedanken nach? Unser Rückfallsystem ist ein 
schwacher, aber gewiss verfehlter Anfang dazu. Im übrigen 
aber berücksichtigen wir zumeist nur ganz unbestimmt im 
Strafmass oder bei der Beachtung der sogenannten „Verbrechens- 
motive“ die Gesinnung der Täter. Aber im wesentlichen zwingt 
uns das Gesetz, einen guten, ehrlichen Charakter, der einem 
schweren Zwang unterlag, um der Vergeltung willen ins Zucht- 
haus zu sperren, und umgekehrt einen abgefeimten Gauner auf 
acht Tage in ein Polizeigefängnis zu legen: der erste ist für 
immer ruiniert, der zweite lacht dem Staat höhnisch ins 
Gesicht. — 
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Da wir es hier nur mit den kurzen Freiheitsstrafen und 
den Geldstrafen zu tun haben, so fragen wir, wo wir diese 
treffen, wie sie beschaffen sind und wie sie wirken. Sie sind 
vor allem bei den Übertretungen zu finden, die sich zumeist gegen 
sogenannte Polizeigebote richten, keine eigentliche Verletzung 
eines Rechtsgutes, ja nicht einmal eine namhafte Gefährdung 
hervorrufen; auf Gesinnung wird bei ihnen gar keine Rück- 
sicht genommen. Vergeltung spielt da w r ohl keine Rolle. Es 
ist vermutlich der Warnungsgedanke massgebend. Dann finden 
wir die kurzen Freiheitsstrafen bei Bettlern: trotzdem ihre Ge- 
sinnung eine ganz andere Strafe verlangt, glaubt der Gesetz- 
geber doch, wegen der Kleinheit des Effektes eine kleine 
Strafe anwenden zu müssen, so dass man längst überall ge- 
nötigt wurde, andere Zwangsmittel hier anzuw r enden. 

Wieder bei allen Vergehen bedingt die Kleinheit des 
Schadens oder die objektiv' geringe Gefährlichkeit des Angriffs 
eine kleine, kurze Strafe oder die geringere Geldstrafe. Die 
Gesinnung wird da gar nicht geprüft; man geht stets von der 
Bewertung aus, die der Erfolg des Delikts für den Staat hat. 
Nur sehr selten finden wir, dass der Gesetzgeber die Strafe 
wegen der Gesinnung mildert; und lediglich bei der Fahrlässig- 
keit, die ja gewiss einen geringeren Grad von bösem Willen 
zeigt, ist die Geringfügigkeit der Strafe einzig von der Ge- 
sinnung beeinflusst. Es gibt im bernisehen Strafgesetzbuch 
kaum einen Titel, wo nicht die geringsten Strafen vorgesehen 
wären, bei Delikten gegen Staat, bei Fälschungen, bei Miss- 
handlungen, Sittlichkeitsdelikten, Ehrverletzungen und Ver- 
mögensdelikten — überall sind kurze Gefängnisstrafen möglich. 

Wir dürfen danach wohl sagen, dass alle Arten von 
Charakteren gleichmässig durch kurze Freiheitsstrafen imd 
Geldstrafen getroffen werden. — 

Nun w'erden die kurzen Freiheitsstrafen im Kanton Bern 
in den Bezirksgefängnissen verbüsst, wo auch Untersuchungs- 
gefangene, Bettler, Transportgefangene und Polizeihäftlinge 
aller Art sitzen. Verpflegung und gesundheitliche Behandlung 
lassen nichts zu wünschen übrig. Arbeit aber gibt es da nicht! 
Die kaum nennenswerten Ausnahmen in Bern oder Biel können 
an der allgemeinen Betrachtung nichts ändern. Eine völlige 
Trennung ist auch nicht immer möglich, da die vorhan- 
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denen 468 Zellen dazu nicht immer ausreichen; es sitzen 
in den 31 Bezirksgefängnissen täglich jetzt etwa über 300 Ge- 
fangene aller Art — arbeitslos! Gewiss sind nach sachver- 
ständigem Zeugnis heute die Regierungsstatthalter, Gerichts- 
präsidenten und Gefangenwärter tüchtige und kluge Männer: 
aber wie sollen sie die Schäden arbeitslosen Zusammensitzens 
verhindern, wo eine Trennung durch die Verhältnisse unmöglich 
ist, wie z. B. in Biel, wo nur 36 Zellen zur Verfügung stehen? — 

Die Geldbussen werden durch die Finanzbehörden ein- 
getrieben. Dabei ist es schon möglich, dass den Schuldigen 
Raten gewährt werden. Sobald aber mit den Mitteln der Be- 
treibung nichts mehr auszurichten ist, werden die Schuldigen 
den Regierungsstatthaltern überwiesen, die nun ihrerseits ein- 
fach zur Absitzung der der Geldstrafe entsprechenden Freiheits- 
strafe laden: noch im letzten Moment kann die Busse gezahlt 
werden; oft wird der Bussenabsitzer bald von Freunden „ausge- 
löst“. Aber auch die Ämter können noch Aufschub und Raten 
bewilligen und tun das, so oft sie den Fall dafür geeignet, den 
Täter nicht für zu schlecht erachten. Die richtigere Behandlung, 
die grössere Energie der Beamten hat es dahin gebracht, dass 
jetzt bei weitem mehr Geldbussen wirklich bezahlt werden 
als vor zehn Jahren. Dennoch bleibt eine ziemliche Zahl auch 
heute noch übrig, die ihre Bussen im Gefängnis absitzen. (Siehe 
unten.) Interessant ist immerhin schon die Beobachtung, dass 
der grössere oder geringere Eifer der Beamten in den ver- 
schiedenen Ämtern auch heute noch zu merken ist. 

Aber wie wirken nun diese Strafen? Wir haben keinen 
exakten Anhalt in der Statistik; wir wissen nicht, ob eine 
kurze Strafe oder eine kleinere Geldbusse den Täter nun 
längere Zeit vom Verbrechen abhält. Die Erfahrung anderer 
Länder, wo man Statistik treibt, spricht für das Gegenteil: auf 
die kurzen Strafen folgt in kurzer Zeit der Rückfall! 

Auch die schweizerische Gefängnisstatistik beweist diesen 
Misserfolg: von den 3231 aus dem Wohnkanton Bern stammenden 
während der Jahre 1892 — 96 Inhaftierten sind 2096 Rückfällige, 
oder 1602 Personen mit Vorstrafen, worunter 220 mit 1, 180 mit 
2, 108 mit 3 und 323 mit mehr als 10 Vorstrafen. Von den 
554 in der Schweiz befindlichen mit mehr als 10 Vorstrafen 
Rückfälligen sind immer noch 48, deren letzte Vorstrafe nicht 
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über 2 Monate betrug. (Ergebniese der schweizerischen Kri- 
minalstatistik während der Jahre 1892 — 1896. Schweizerische 
Statistik, 125. Lieferg., Bern 1900.) 

Und endlich zeigt es auch die bernische Kriminalstatistik, 
soweit sie besteht; denn die Zahlen der Verurteilten nehmen 
nicht ab; nur die günstigen Arbeitsverhältnisse lassen sie ein- 
mal fallen! Nach den Berichten der Staatsverwaltung des 
Kantons Bern wurden verurteilt 


1891 24,230 Personen 

1892 24,775 „ 

1893 24,858 „ 

1894 29,503 „ 

1895 22,888 „ 

1896 23,814 „ 

1897 25,387 „ 

1898 22,281 „ 

1899 22,163 „ 

1900 19,748 „ 

1901 27,631 „ 


Das beweist kein Abnehmen der Kriminalität, weder bei den 
Assisen, den korrektioneilen Sachen, noch bei den Polizei- 
gerichten. Es fielen auf 


Das Jahr 

Die kriminellen 
Sachen 

Das korrek- 
tionelle Gericht 

Den korrek- 
tioneil. Richter 

Den 

Polizeirichter 

1891 

183 

1,029 

3,548 

19,470 

| 1892 

175 

1,193 

3,125 

20,282 

1893 ..... j 

173 

1.034 

3,105 

20,546 j 

1894 

208 

1,202 

3,659 

24,434 

1895 

226 

1,156 

3,135 

18,371 

1896 

234 

1,159 

2,964 

19,457 

1897 

253 

1,233 

3,439 

20,462 1 

1898 ! 

214 

1,173 

3,167 

17,727 

1899 ! 

187 

1,045 

3,261 

17,670 

1900 

194 

1,028 

3,079 

15,447 1 

1901 

200 

1,066 

3,189 

18,176 


Beachten wir nun, dass der korrektionelle Richter nur bis 
zu 60 Tagen Enthaltungsstrafe verurteilen kann (Einleitung 
z. Strafgesetzbuch v. 30. Januar 1866, § 7), so sehen wir, dass 
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die Geldbussen und geringen Freiheitsstrafen des Polizeirichters 
und korrektioneilen Richters jeweilen fast die Totalität der 
Strafen ausmachen! Es kommen von ihnen auf alle Strafen 


in den Jahren 

1891 95 

1892 94,4 

1893 95,1 

1894 95,2 

1895 93,9 

1896 94,1 

1897 94,1 

1898 93,7 

1899 94,4 

1900 93,8 

1901 94,4 


Wir dürfen freilich nicht vergessen, dass hier nur die Zahl 
der Strafen berechnet ist. Wenn wir die Strafen nach ihrer 
Höhe miteinander vergleichen, dann ist das Gewicht der grossen 
Strafen ein recht erheblich bedeutenderes. Es lässt sich das 
leider für Bern nicht bemessen. Es ist aber dies gar nicht 
das für uns wichtige Moment. Für uns genügt die Tatsache, 
dass die meisten Personen, die gegen das Strafgesetz verstossen, 
mit geringen Strafen belegt werden. Wir wenden diese Strafen 
immer und immer wieder in grosser Zahl an, unterschiedslos 
gegen Ersttäter und Rückfällige — obwohl wir wissen, dass 
ihre Anwendung zumeist nutzlos ist. 

Ganz ähnlich sieht das Bild aus, wenn wir aus der vom 
eidgenössischen statistischen Bureau herausgegebenen Statistik 
der Bewegung der Gefängnisbevölkerung in der Schweiz die 
Zahlen der Freiheitsstrafen abbüssenden mit den Zahlen der 
Polizeistrafen oder Bussen absitzenden Personen im Kanton 
Bern vergleichen. Der Zuwachs dieser zwei Kategorien in 
den Strafanstalten betrug (ohne Militärs!) in den Jahren 
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Bussen- 

abverdiener 

allein 

Polizeistrafen- 

und 

Bussenabsitzer 

Alle 

Verurteilten 

1891 

4,093 

7,684 

8,591 

1892 

4,450 

7,249 

9,300 

1893 

4,061 

6,918 

8,098 

1894 

3,901 

6,540 

7,628 

1895 

2.846 

5,406 

6,433 

1896 

2,310 

4,848 

5,720 

1897 

2,186 

4,835 

5,674 

1898 

2,042 

4,814 

5,740 

1899 

1,896 

4,334 

5,291 

1900 

1,733 

4,223 

5,239 

1901 

1,652 

4.213 

5,135 


Hierbei sehen wir, dass früher die Bussenabverdiener in 
ganz erstaunlich hoher Zahl vertreten waren und seitdem sehr 
erheblich abnehmen. Die Zahl der Polizeigefangenen ist viel 
konstanter. 

Rechnen wir nun die Bussenabverdiener überall ab, so 
sehen wir stets, dass die Polizeistrafen den bei weitem über- 
wiegenden Teil aller Freiheitsstrafen ausmachen! 

Um die Bedeutung der Geldbussen anzugeben, mag zum 
Schluss noch aufgeführt werden, wieviel jährlich an diesen 
im Kanton einging, wieviel dagegen in Freiheitsstrafen um- 
gewandelt wurde. 


Auf t. Oktober des lahres 

Eingegangene 

Bussen 

Fr. 

Umgewandelt 

Fr. 

Zuwachs der In 
dem Jahre abge- 
sessenen Bussen 

1891 

86,234. 30 

57,408. 20 

Personen 

4,093 

1892 

85,184. 88 

99,136. 74 

4,450 

1893 

85,377. 95 

50,880. 10 

4,061 

1894 

87,970. 50 

47,531. 20 

3,901 

1895 

87,902. 65 

37,165. 15 

2,846 

1896 

85,899. — 

33,447. 90 

2,310 

1897 

96,437. 68 

31,856. 20 

2,186 

1898 

101,749. 10 

33,604. 65 

2,042 

1899 

97,397. 50 

29,199. 30 

1,896 

1900 

98,437. 25 

29,129. 15 

1,733 

1901 

103,059. 75 

29,658. 05 

1,652 

1902 

91,480. 40 

35,243. 90 
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Leider lässt sich nur durch eine grössere, zurzeit nicht 
mögliche Arbeit aus dem Urmaterial feststellen, wie viele 
Personen überhaupt mit Geldbussen belegt sind, wie viele die 
Busse zahlten, bei wie vielen die Umwandlung nötig wurde. 
Die Kantonsbuchhalterei hat in dankenswerter Weise diese 
Zahlen für das Jahr 1902 berechnet, wobei sich herausstellt, 
dass im Rechnungsjahr 1902 ausgesprochene Geldbussen zum 
Vollzug überwiesen wurden bei 12,777 Personen; Geldbussen 
gezahlt wurden von 10,078 Personen ; Geldbussen umgewandelt 
wurden gegen 2958 Personen. 

Berechnen wir nun daraus den Durchschnitt der Höhe der 
Bussen, so zeigt sich, dass dieser Durchschnitt beträgt: 

Für alle überwiesenen Bussen 1 ) Fr. 9.99 

„ „ eingegangenen Bussen „ 9. 18 

„ „ umgewandelten Bussen „ 11.31 

Eines freilich müssen wir bei dieser ganzen Statistik 
beachten : es sind hier alle Straftaten zusammengeworfen, die 
geringsten Polizeidelikte so gut wie schwere Mordtaten berechnet. 
Nun nehmen viele Kriminalisten an, dass man das Polizei- 
unrecht gar nicht mit dem übrigen Unrecht vergleichen dürfe. 
Wir müssten also aus der Statistik überall dies Polizeiunrecht 
weglassen. Wir können das höchstens bei der zweiten Tabelle 
oben erkennen : sofort aber sehen wir, dass auch ohne die vom 
Polizeirichter erkannten Strafen die des korrektioneilen Richters, 
also die geringen Vergehensstrafen, ungefähr dreimal so viel 
ausmachen als die kriminellen und die des korrektioneilen 
Gerichts zusammen ! Aber diese Ausscheidung der Polizeistrafen 
halte ich überhaupt so lange für falsch, als man tatsächlich das 
Polizeiuurecht genau so behandelt wie alles andere. Eine 
Gefängnisstrafe in Polizeisachen sieht genau so aus, wie die 
in korrektionellen Sachen. 

Wenn wir nun auch aus der Statistik kein genaues Bild 
von der Wirkung der kurzen Freiheitsstrafen und geringeren 
Geldstrafen erhalten können, so gibt uns doch die Überlegung 
und Erfahrung einen Anhalt für diese Wirkung. 

Vor allem weiss jeder, der das Volk kennt, dass es den, 
der „gesessen“ hat, geringer achtet. Dabei fragt es wenig nach 

*) Gesamtsumme: 137,139.30 Franken. 
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der Art des Vergehens oder der Länge der Strafe, nach ihrer 
Wirkung auf den Charakter; die einfache Tatsache des Gesessen- 
habens genügt, um den Menschen bescholten zu machen. Das 
ist eine gefährliche und nicht richtige Wirkung der Freiheits- 
strafe: wie oft ist doch der entlassene Gefangene ebensogut 
oder besser als seine Mitarbeiter, die in pharisäischem Egoismus 
ihn zu verdrängen suchen. 

Umgekehrt beachten wir, dass selbst der, der aus Leicht- 
sinn oder Dummheit einmal gefehlt hat, der nach seiner Frei- 
heitsstrafe ein vertrauenswerter Mensch wurde, jetzt von allen 
entlassenen Verbrechern als ihresgleichen betrachtet w ird ; auch 
dies geht weit über das hinaus, was der Täter verschuldet hat. 

Dass selbst die kurze Freiheitsstrafe manchen ehrlichen 
Arbeiter aus der Arbeit wirft, ist durch die Erfahrung gezeigt. 
Denken wir daran, sowie dass viele Tausende von Franken an 
Arbeitskraft dem Volksvermögen durch die arbeitslose Frei- 
heitsstrafe verloren gehen , viele Familien zeitweise ihren 
Ernährer vermissen, so haben wir eine weitere ungewünschte, 
schädliche Folge auch der kurzen Freiheitsstrafen. 

Die Strafe selbst aber wirkt auf den, der sie zum ersten- 
mal erduldet, sehr verschieden. Gewiss geht jeder mit einer 
geheimen Furcht zum erstenmal ins Gefängnis. Einige mögen 
schon von andern die Verachtung dieses „Übels“ vorher gelernt 
haben; auf diese hat das langweilige Alleinsein kaum einen 
bessernden oder abschreckenden Eindruck. Und wie viele 
andere werden nicht jede Furcht verlieren! Für wie viele ist 
denn das Nichtarbeiten und vielleicht noch die Gemeinschaft 
mit Ungeziefer ein so empfindliches Übel? Manche haben es 
in der Haft besser als zu Hause. Utid nehmen wir auch an, 
dass alle gewissenhaft wären, den Sinn der Strafe begreifen 
und gute Vorsätze haben : viele von ihnen werden in der lang- 
weiligen Einsamkeit grübeln und oftmals ihre Tat für weniger be- 
deutend als dieses trostlos stumpfe Einsperren halten ; das führt 
sie von der Reue fern ab. Sind sie willensschwach und ver- 
gesslich — und wir Menschen sind das meist in recht hohem 
Masse! — dann ist wohl der erste Eindruck der, dass der 
Entlassene sagt: „Nie kehre ich wieder in dies trostlose, öde 
Gemach zurück.“ Aber bald überwiegt nur der Gedanke an 
die Tatsache des Gesessenhabens — der Inhalt der Haft war 
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wirkungslos. Aber das noch Nachbleibende: der Verlust der 
Arbeit und etwa die Gemeinschaft mit andern, die auch 
gesessen haben, wirkt schlecht und nicht moralisch bessernd. 
Andere werden sich noch mehr niederdrücken lassen durch 
die Monotonie und ihre Grübeleien. Eine innere Besserung 
aber holt sich wohl nur die verschwindende Zahl derer, die 
es versteht, aus der Stille des Gefängnisses sich selbst eine 
sittliche Belehrung zu schöpfen. Wir müssen zufrieden sein, 
wenn die Entlassenen mit einer gewissen Stumpfheit ihr Los 
ertragen. Wir wollen auch gar nicht weiter die Möglichkeit 
erörtern, dass durch ein notwendiges Zusammenlegen mehrerer 
Gefangener ein bisher noch harmloser Mensch verdorben wird — 
tatsächlich w r eist das Leben vieler Verbrecher auf einen der- 
artigen Beginn ihrer Laufbahn zurück! 

Wir müssen nun aber auch noch fragen, welche Wirkung 
der Vollzug der Geldstrafe hat. Auch hier sind wir auf Einzel- 
beobachtung und Überlegungen angewiesen. Gewiss wirkt der 
entschiedene Zwang, der durch den Einzug der Geldschuld aus- 
geübt wird, als ein Übel auf den Geist des Betroffenen; dies 
ist in erheblichem Masse aber nur bei dem der Fall, der nicht 
ausreichende Mittel besitzt. Bei fast jedem Schuldner einer 
Geldbusse dürfen wir jedoch annehmen, dass ihm eben nur 
das Übel der Zahlung vorschwebt, und dass er nicht die Re- 
flexion anstellt, dass dies ein Gegenwert gegen seine böse Tat 
sei. Es fehlt im Vollzug ganz die Verbindung von Tat und 
Strafe, so dass wir füglich wohl bezweifeln dürfen, dass der 
sozialethische Eindruck der Geldbusse auf den Geist des Betrof- 
fenen ein sehr bemerkbarer sei. Zuzugeben ist jedoch, ob bei 
dem erstmals verurteilten, nicht verdorbenen Menschen, der 
einigermassen nachdenkt, das Übel der Geldbusse einen genü- 
genden Eindruck machen und daher ohne grosse schlechte Neben- 
wirkungen genügend von fernerem Unrechttun abhalten kann. 
— Bedenken wir aber die gar nicht kleine Zahl der umge- 
wandelten Bussen, dann haben wir hier alle die Nachteile der 
kurzen Freiheitsstrafen wieder. — 

5. Es bleibt die Tatsache, dass nach allen Überlegungen 
die heutige kurze Freiheitsstrafe auf einen erstmals Verhafteten 
vielfach ungünstige Wirkungen ausübt. Die Wirkungslosigkeit 
bei Rückfälligen w r ollen wir hier ganz beiseite lassen. 
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Also verbessere man die kurzen Strafen, wird der erste 
Einwurf hier sein. 

Gewiss ist dies eine nicht genug zu betonende Notwendig- 
keit: Einführung der Arbeit, absolute Trennung, möglichste 
Schärfung der kurzen Freiheitsstrafen, ferner Einrichtungen 
dahin, dass die Geldstrafe nicht so leicht zu Freiheitsstrafe um- 
gewandelt wird — das sind Postulate, die wir immer wieder- 
holen müssen. Aber wir müssen uns überlegen, welches Anlage- 
kapital und Betriebspersonal das verlangen würde — und wir 
erkennen sofort, dass solche Verbesserungen heute kaum durch- 
führbar sind. Dazu wird es ja fast unmöglich sein, bei einer 
kurzen Strafe eine passende Arbeit für alle zu finden. — 

Selbst aber wenn die Verbesserungen eingeführt wären, 
so würden sie doch wenig helfen! Eine Reihe der von uns an- 
geführten übeln und ungerechtfertigten Wirkungen bleiben auch 
dann; nur ein geringer Teil der ungünstigen Wirkungen des 
Einsperrens auf die Seele des Verurteilten wird beseitigt. Des- 
wegen hören die Klagen über die kurzen Freiheitsstrafen auch 
da nicht auf, wo diese gut eingerichtet sind. Es ist ja auch 
nicht zu verkennen, dass eine kurze Freiheitsstrafe nie einen 
erziehenden, nur einen abschreckenden, warnenden Einfluss 
haben kann. Wenn aber das der Fall ist, sollen wir nicht ein 
Mittel finden können, die Abschreckung und Warnung besser 
und ohne üble Nebenfolgen auszuüben? 

Das ist die Frage ! Die dabei mitspielende Frage, inwieweit 
dem Vergeltungsbedürfnis und der Generalprävention Rechnung 
zu tragen ist, werde ich unten erörtern (Nr. VI. 1). 

Man nennt nun als Ersatzmittel der kurzen Strafen die 
Geldstrafe, dann Hausarrest, Verweis, Friedensbürgschaft und 
endlich den bedingten Strafaufschub. Die Geldstrafe in richtiger 
Ausbildung wird gewiss eine grosse Rolle spielen; neben ihr 
kann nur das letzte Mittel ernsthaft in Betracht kommen, wie 
wohl vielfache Erörterungen in der von mir oben angeführten 
Literatur bisher zur Genüge ergeben haben. 

V. Richterlicher Charakter des bedingten Strafaufschubs. 

Der bedingte Strafaufschub stellt sich als eine Massregel 
dar, die eine Warnung von möglichst langer Wirkung, aber 

Schweizerische Zeitschrift für Strafrecht. 16. Jahrjç. 5 
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doch milder als das Einsperren, ist, die das Einsperren ver- 
meidet und eventuell zur vollen Rehabilitierung des Täters führt. 

Vor allem müssen wir nach dem rechtlichen Charakter der 
Massregel fragen. Ist sie Strafe oder Begnadigung oder ein 
neues Mittel, um die Strafe zu umgehen, oder was eigentlich 1 )? 
Ich halte es für unrichtig, die Frage sofort einheitlich für alle 
Systeme des bedingten Strafaufschubes zu beantworten. Nur 
ein Gesetzgeber hat sich bisher darüber klar ausgesprochen; 
der deutsche, denn bei ihm ist die Massregel Begnadigung, 
also Verzicht auf den Strafvollzug. Aber eine eigentümliche 
Begnadigung immerhin: sie wird nicht ausnahmsweise, nicht 
vom Souverän gewährt, sondern nach festbestimmten Grund- 
sätzen bei einer grossen Klasse von Verurteilten von einem 
andern Staatsorgan. Das ist gar nicht mehr Begnadigung, son- 
dern eine ihr ähnliche Art des Verzichts auf den Strafvollzug. Man 
glaubt, die Vergeltung und eine energische Warnung liegen schon 
zur Genüge im Strafausspruch. — Im amerikanischen System 
haben wir viel weitergehend einen Verzicht auf jedes Straf- 
urteil; im französisch-belgischen eine bedingte Wiederaufhebung 
des Urteils, eine Art Rehabilitation ohne Urteilsvollziehung. 
Im englischen System haben wir wie im deutschen nur einen 
Verzicht auf die Strafvollstreckung ; im norwegischen kommt 
am deutlichsten zum Ausdruck, dass das gute Verhalten einen 
Ersatz der Strafe erbilsmng darstellen soll, denn die Strafe „gilt 
als verbüsst“ *). 

Nur das amerikanische System hat den Charakter einer 
neuen positiven Massregel, indem sich der Täter einer strengen 
besonderu Aufsicht unterziehen muss, die ganz an Stelle des 
Strafurteils tritt. Dies kommt nur hie und da bei den euro- 
päischen Einrichtungen zur Geltung, da nur selten, und nie 
absolut, die Stellung unter Aufsicht gefordert wird (besonders 
im Schweizer Entwurf). 

Man sieht also: einheitlich ist allen Systemen nur der 
bedingte Verzicht auf die Strafvollstreckung , der im amerikanischen 


‘) Siehe hierüber neuestens eingehend Kaarto Ignatius in v. Liszts 
Zeitschrift fiir Strafrecht 23, S. 250. Dem Ergebnis der anregenden Arbeit 
kann ich aber nicht beitreten. 

*) Ähnlicher Gedanke in Queensland; siehe oben S. 35. 
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und norwegischen aber ein Ersatz derselben wird: in allem 
andern haben wir Verschiedenheiten! Man sieht aber zugleich, 
dass es ganz irrig ist, wenn einige nicht genau zusehende Ver- 
treter des deutschen Systems dies etwas den andern durchaus 
Entgegengesetztes nennen : es ist nur eine praktisch schlechtere 
Abart des einheitlichen ideellen Grundtypus. 

Irrig ist wohl die Anschauung, dass die Bedingung des 
Strafaufschubes ein Übel bedeute, denn es ist diese Bedingung 
tatsächlich nichts anderes als die Verpflichtung, die jeder Bürger 
eingehen muss. Es ist nur eine verstärkte Warnung, die an 
sich schon im Gesetz enthalten und hier nur entschiedener, aber 
zugleich wieder mit der Aussicht auf gänzlichen Straferlass auf- 
gestellt ist. 

Eine neue Strafe werden w ir danach die bisherigen Einrich- 
tungen freilich nicht nennen können. Ob die spätere Ausbildung 
in Anlehnung an das amerikanische Vorbild dazu kommen 
wird, mag dahingestellt bleiben: ich würde dies sehr befür- 
worten '), aber da die Einrichtung einer besonderen, weit- 
gehenden Schutzaufsicht heute noch ihre Schwierigkeiten hat, 
müssen wir wohl versuchen, diesen Gedanken anders zu ver- 
wirklichen. Ich schlage vor, die Massregeln als einen Ersatz 
der Strafvollstreckung — nicht als Verzicht auf dieselbel — und 
als Mittel zur Rehabilitation, zugleich aber als Grund zur Schutz- 
aufsicht auszubilden. 

VI. Bedenken gegen den bedingten Strafaufschub. 

Es sind nun der neuen Massregel eine Reihe von mehr oder 
weniger schwerwiegenden Bedenken entgegengehalten worden, 
die wir hier erörtern müssen. Darauf, dass man sagt, es sei 
dies eine fremde Pflanze, die für unsern Boden nicht passe, 
brauchen wir w'ohl nicht einzugehen. Es sind genug fremde 
Pflanzen bei uns zu unserm grössten Nutzen einheimisch geworden ! 

1. Grundsätzlich wird der Neuerung entgegengehalten, dass 
sie den Vergeltungsgedanken verleugne. Selbst ein Anhänger der 
Massregel, Appelius, glaubt, dass sie heute, wo der Vcrgeltungs- 


') Siehe meine Ausführungen in der Schweizerischen Zeitschrift für 
Strafrecht XIV, 1901, S. 264 ff., wo ich den Charakter der Einrichtung noch 
nicht ganz richtig erkannte. 
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gedankc herrsche, nicht ins Strafrecht passe. — Richtig ist nun, 
dass wir in der Massregel in ihrer gewöhnlichen Ausbildung 
nicht wohl eine Strafe, eine Vergeltung sehen können. Wenn 
diese auch gewiss schon in dem Strafausspruch, der wie ein 
Verweis wirkt, in gewissem Masse steckt, so kommt sie doch 
nur sehr schwach zur Geltung. Aber ich sagte schon : Das Ver- 
geltungsgefühl muss eben nun einmal zurücktreten vor der 
ruhig überlegenden Vernunft. Dazu aber bedenke man doch: wer 
anders als der Staat bestimmt, bei welchen Taten Vergeltung 
geübt werden soll? Richtet er sich dabei nach dem Gefühl der 
Volksseele? Bestimmt er nicht vielmehr diese Taten nach kühler 
Staatsraison, rein nach praktischer Vernunft? Es ist unmöglich, 
dass bestimmte Taten immer und absolut Vergeltung verlangten, 
denn sonst wäre es unerklärlich, wieso im einen Staat Wucher 
oder gewisse Unsittlichkeiten gestraft werden, im andern nicht; 
unerklärlich wäre der Wechsel der Anschauungen über das 
Strafbare; es wären dann auch Verjährung und Begnadigung 
unmögliche Einrichtungen. 

Alles das zeigt uns vielmehr, dass das Vergeltungsbedürfnis 
wandelbar und belehrbar ist, dass es sich läutert und ver- 
bessert — Vernunfterwägungen folgend. Sollte nicht auch bei 
unserer Neuerung eine solche Eindämmung des Vergeltungs- 
bedürfnisses stattfinden? Wie wir die Vergeltung Jugendlichen 
gegenüber einsqhränken, indem wir das Strafmündigkeitsalter 
hinaufsetzen, so dürften wir sie sehr wohl bei geringeren 
Taten von Leuten zurücktreten lassen, die nicht als schlecht 
gelten müssen. 

2. Anhänger des Vergeltungsgedankens, die doch die Neue- 
rung einführen möchten, sagen, sie dürfe nur als bedingte 
Begnadigung Eingang finden. Sonst leide das Ansehen, der Ernst 
der Rechtsprechung. Ich sagte schon oben, dass es irrig sei, in 
der Massregel einfach eine Begnadigung sehen zu wollen. Es 
ist aber heute schon durch die Erfahrung aller Länder, die 
die Einrichtung kennen, bewiesen, dass ein solches Bedenken 
hinfällig ist: noch nirgendwoher ist es aus der Praxis geltend 
gemacht worden! Viele Richter und andere Praktiker haben 
sich unumwunden für die Neuerung erklärt. So wenig wie aus 
dem Volk, ist aus den Reihen der Beamten eine Klage über 
dieselbe laut geworden ! Das entkräftet dieses Bedenken völlig. 
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Überlegen wir aber auch, ob es überhaupt Gewicht haben 
kann: Heute spricht der Richter sein Strafurteil, das auf den 
Verurteilten, wie wir sahen, oftmals gar keinen oder einen 
ganz verkehrten Eindruck macht. Bei der Schnelligkeit unserer 
Aburteilungen kommt bei geringeren Sachen der Ernst der 
Strafrechtspflege auch nicht gerade sehr zur Geltung! Auch 
das Publikum merkt allmählich, wie wenig unsere Strafen heute 
helfen: ist dabei wohl das Ansehen unserer Strafrechtspflege 
ein so grosses? Wenn sich der Richter bemühen muss, ein 
wenig sorgfältiger zu prüfen, und besser wirkende Massregeln 
anwendet, dann sollte das Ansehen der Rechtsprechung wohl 
eher steigen! 

3. Man meint ferner, da man ja gegen den Erstverbrecher 
hier von Strafe absche, so fehle es an der allgemeinen Abschreckung ; 
die gesetzliche Drohung wirke nicht mehr nach dem Satz: 
„Einmal ist keinmal.“ Auch hier möchten wir geneigt sein, 
dem Einwand recht zu geben. Aber einmal sagt schon die 
Überlegung, dass ja doch nicht wohl jeder Erstverbrecher auf 
die Geltendmachung der Einstellung ihm gegenüber rechnen 
kann. Ferner liegt die Generalprävention ebensosehr in der 
allgemeinen Strafdrohung und ihrer Geltendmachung in der 
Verurteilung, sowie in der Energie und Raschheit der Durch- 
führung des Strafrechts, wie in der einzelnen Bestrafung. Das 
Strafgesetz wirkt, obwohl viele Tausende von Fällen unbestraft 
bleiben. — Wir können uns aber auch hier mit Erfolg auf die 
Erfahrung berufen, die uns bisher recht gibt, wie ich unten 
bei Frankreich zeigen werde. 

4. Den Einwand, die Massregel führe zu richterlicher Willkür, 
sie werde eine Klassenjustiz zu gunsten der Reichen herbei- 
führen, brauche ich nicht eingehend zu prüfen: Ist eine Justiz 
so schlecht, dass man Derartiges erwarten darf, dann hat sie 
schon Mittel genug, um ihre Willkür immer und überall durch- 
zusetzen. Ich glaube, bei einer ernsthaften Rechtsprechung 
genügt die Garantie der Öffentlichkeit und der Parteikontrolle, 
um einem solchen Übelstande, der sich ja ungewollt einschleichen 
könnte, abzuhelfen. 

5. Endlich werden auch praktische Bedenken geltend gemacht: 
die zur richtigen Ausübung der Massregel nötige Erkenntnis 
des Charakters sei unmöglich! — Ich wies oben schon darauf 
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hin, dass die höchst einfache Charakterisierung der Täter wohl 
jedem Gebildeten und einigermassen Erfahrenen zugemutet 
werden darf. Wir verlangen sie ja doch tatsächlich schon 
heute von unsern Richtern bei der Strafbemessung ! — Weiter- 
hin wird gesagt: es sei pädagogisch ganz falsch, nur zu drohen 
und nicht im richtigen Augenblick entschieden zu strafen : die 
Autorität leide dabei. Das ist ganz richtig, aber es kommt bei 
solchen Kegeln doch sehr auf die Art des Falles an! Oftmals 
genügt eine verstärkte Drohung eben doch, da sie mit ihrer 
Verurteilung schon entschiedenen Eindruck macht. Oftmals 
enthält die Strafe Nebenübel, die ihre gute Wirkung sehr beein- 
trächtigen und es dringend wünschenswert machen, von ihr 
abzusehen. Wenn man aber geeignetenfalls mit der Strafaus- 
setzung eine Aufsicht verbindet, dann ist die Energie der 
Massregel doch wohl gar nicht so sehr gering! — ■ Auch das 
wird vielfach betont, dass der Strafaufschub nach ameri- 
kanischem Muster eine Aufsicht über den Täter verlange, ohne 
das sei er wertlos; die Aufsicht sei aber bei uns kaum durch- 
zuführen. Ich wünsche nun selbst, wie ich schon oben andeutete, 
eine solche Aufsicht, halte sie auch für sehr wohl durchführbar, 
bemerke auch, dass neuere Entwürfe sie vorsehen — aber ich 
sage, sie ist nicht in allen Fällen angebracht und kann sehr 
verschiedene Formen annehmen. So sehr ich sie befürworte, 
so sehr glaube ich aber, dass auch ohne sie die Massregel gut 
wirken kann, da die allgemeine von der Polizei immer und 
überall geübte Aufsicht auch schon genügt. 

Natürlich wird auch umgekehrt vielfach gesagt, die Mass- 
regel enthalte eine besondere, unnötige Pein, da der Verurteilte 
stets das „Damoklesschwert“ des Strafvollzugs noch über sich 
fühle. Er werde also doppelt bestraft. Das ist insofern irrig, 
als ja zumeist von dem Verurteilten gar nichts anderes ver- 
langt wird als von jedem Bürger, nämlich Gehorsam gegen 
die Gesetze, er ist nicht schwerer verfangen als jedermann. 
Die Aussicht auf etwaige Strafe soll aber ja gerade die Wirkung 
des Strafgesetzes um etwas verstärkt haben; der Täter soll 
nicht ganz frei sein — und wenn er sich nicht gut führt, soll 
seine Strafe eine schwerere sein, da er ja bewies, dass eine 
einfache Strafe bei ihm zu gering sei. Ganz dieselbe Idee 
herrscht ja doch beim Rückfall. 
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VII. Die praktischen Erfahrungen. 

Glauben wir so, alle Bedenken zurtlckge wiesen zu haben, 
so bleibt noch übrig, positiv auf die guten Erfahrungen hinzu- 
weisen, die man mit der Einrichtung gemacht hat. Wir können 
feststellen, dass nach der Einführung allmählich die theoretischen 
und grundsätzlichen Einwände verstummten und an ihre Stelle 
nur praktische Bedenken gegen die eine oder andere Form 
traten. Umgekehrt hören wir heute freilich noch wenig von 
statistisch bewiesenen guten Ergebnissen. Daher zögern manche 
mit ihrer Zustimmung. Das ist aber unrichtig. Einmal genügt 
schon die eine zahlenmüssige Erfahrung, dass überall die 
Anwendung der Neuerung stetig häufiger wird — also offenbar 
schwinden anfänglich etwa vorhandene Bedenken der Beamten ! 
So wird z. B. in Belgien, Frankreich, auch Deutschland die 
Zahl der Anwendungen in den verschiedenen Bezirken immer 
gleichmässiger und bleibt danach von Jahr zu Jahr ohne auf- 
fallende Schwankungen. 

Freilich müssen wir darauf aufmerksam machen, dass die 
Art der Einrichtung in den verschiedenen Ländern eine sehr 
verschieden hohe Zahl der Anwendung bedingt. Während das 
belgisch-französische System eine sehr hohe Zitier der Anwen- 
dungen ermöglicht — da es hier einfach auf Nichtvollstreckung 
der Strafe ankommt — sind die Zahlen für Amerika verhält- 
nismässig geringer, da hier für jeden Fall der Anwendung 
eine besondere Aufsicht verlangt wird. — In Australien und 
Neuseeland wird sogar nicht sehr häufig die Massregel auge- 
wendet; hier sind ihre Vorbedingungen eben ziemlich strenge, 
daher ihre Schranken eng gezogen. Deutschland weist eine 
mittlere Ziffer auf (seit ihrer Einführung bis zum 31. Dezember 
1901 in allen Bundesstaaten 40,833 (bis 31. Dezember 1902 
52,268), aller mit im allgemeinen steigender Tendenz — in 
einzelnen Bundesstaaten fallen die Zahlen freilich! 1901 weist 
8331 neue Fälle auf; bis 1898 war der Jahresdurchschnitt nur 
6041. Die Zunahme 1901 beträgt 39%). Ich möchte daraus 
sehliessen, dass bei etwas strengen Vorbedingungen die Mass- 
regel auch in Bern keineswegs im Übermass angewendet 
werden wird. 

Sodann haben wir aus einer Reihe von Ländern auch schon 
günstige Zahlen, insbesondere aus Frankreich, wo nicht das 
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Relegationsgesetz von 1885, sondern erst die loi Bérenger die 
Kriminalität ganz auffallend sinken Hess, und zwar sowohl die 
Zahlen der Erstverbrecher als die der Rückfälle! Das ist ein 
gar nicht wegzustreitender Beweis davon, dass die General- 
prävention nicht leidet, und dass die Massregel die von ihr 
Betroffenen gut beeinflusst. Nach den Berichten der Herren 
G. Tarde und Bérenger in den Mitteilungen der Internationalen 
kriminalistischen Vereinigung, Bd. X, 296, 302, sowie nach 
Revue Pénitentiaire XXV, 391; XXVI, 1148 sind die Zahlen 
folgende 1 ): 



1894 

1893 

1896 

1897 

1898 

1899 

1900 

Récidivistes 

106,234 

100,814 

5*8,666 

95,203 

94,721 

89,594 

86,027 

Sursis accordés 

17,881 

20.404 

21,377 

24,878 

25,479 

28,548 

31,491 

j Condamnas 
j primaires . . 

128,062 

122,792 

116,560 

115,091 

110,393 

108,959 

99,550 


Natürlich müssen immer mehr Bewilligungen fehlschlagen, 
da die Zahl aller Begünstigten absolut steigt, aber die Pro- 
portionalzahl der Fehlschläge sinkt von 3,6% in 1892 auf 1,4% 
in 1899! Mit vollem Recht können die Berichte stets hervor- 
heben, dass die schlechten und stets schlechter werdenden 
Zahlen der Kriminalität in Frankreich gerade nach der loi 
Bérenger auffallend besser werden! Alle früheren Versuche 
zur Verbesserung haben keine Erfolge aufzuweisen ! (cfr. Revue 
Pénitentiaire XXVI, 577). 

Als Hauptland der Massregel wird zumeist Belgien ange- 
sehen. Dort sind nun die Fälle der Anwendung anfangs in den 
verschiedenen Bezirken sehr ungleich gewesen; seitdem aber 
hat sich dies völlig ausgeglichen. Die Massregel wird im all- 
gemeinen sehr häufig und ganz besonders oft bei Geldstrafe 
angewendet: bei den Zuchtpolizeigerichten 1899 : 5506 = 25,8% 
aller zu Gefängnis Verurteilten und 10,867 = 51 % aller zu 
Geldstrafe Verurteilten ! (Revue Pénitentiaire XXVI, 126). 

Und dennoch ist die belgische Kriminalität eine sehr schlechte. 
Daraus hat man besonders in Deutschland bis in die neueste 
Zeit den Haupteinwand gegen das belgische System gezogen. 
(Vgl. besonders Wach in der deutschen Juristenzeitung IV, 117.) 

’) Siehe auch Gerichtsaal 62, 292 ff. 
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Doch hat dem gegenüber schon Bachem in seiner oben an- 
geführten zweiten Schrift 1896 darauf hin weisen dürfen, dass 
die belgische Statistik so fehlerhaft sei, dass aus ihr keine 
Schlüsse gezogen werden könnten. Erst seit 1898 ist sie erneuert 
(Revue Pénitentiaire XXIV, 526). Sie zeigt im neuen Gewände 
eine stete geringe Abnahme der vor die Jury gebrachten Fälle, 
dagegen eine stete Zunahme der zuchtpolizeilichen und poli- 
zeilichen Sachen. Die zuchtpolizeilichen Fälle haben eine Rück- 
fallziffer von 45 % (gegen 47 °/« in Frankreich). (Revue Péni- 
tentiaire XXV, 386; XXVI, 123.) 

Wenn nun die Kriminalität in Belgien eine so ungünstige 
ist, so habe ich schon früher gegen Wach darauf hingewiesen, 
dass man eben von der Einführung des bedingten Straferlasses 
nicht alles erwarten dürfe *). Er kann nur da gut wirken, wo 
auch sonst die Verhältnisse keine sehr schlechten sind. Bedenken 
wir aber die ungünstigen politischen und sozialen Verhältnisse 
Belgiens, so brauchen wir kaum eine andere Erklärung für 
die hohe Kriminalität und die geringe Bedeutung dieser einen 
Massregel. Im übrigen aber müssen wir eben, um die Verhält- 
nisse der Kriminalität zu verstehen, auch alle anderen Verhält- 
nisse erst genau untersucht haben: die Arbeitsverhältnisse, 
Unterricht, Fluktuation der Bevölkerung, Polizeieinrichtungen 
und vieles andere — auch die Art der Gesetzgebung, die poli- 
tischen, sozialen, materiellen und religiösen Gegensätze ; denn 
sie alle beeinflussen die Kriminalität sehr erheblich. Bevor 
wir davon nichts wissen, beweisen die belgischen Zahlen uns 
gar nichts ! Diese Erwägung aber zeigt uns das eine jedenfalls, 
dass da, wo die sozialen Verhältnisse günstig sind, auch die 
Einrichtung des bedingten Straferlasses günstig wirken kann. 

Aus Amerika, insbesondere Massachusetts, Zahlen beibringen 
zu wollen, halte ich für sehr schwer, da ich von der Genauig- 
keit der dortigen Zählungen immerhin nicht ganz überzeugt 
sein kann. Ich habe für Massachusetts schon oben die neuesten 
Zahlen angeführt. 

Für England führt Bérenger, a. a. O., S. 305, an, dass für 
die Assisen und sogenannten „Quarter Sessions“ (obere Gerichts- 
barkeit) die Zahlen der Verurteilten von 1896 bis 1900 von 


') Mitlermaier, Blätter für Gefiingniskunde. Bd. 34, S. 343. 
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11,103 auf 10,149 zurückgegangen, die Zahlen der Strafaufschübe 
von 16 auf 42 gestiegen sind; in der unteren Gerichtsbarkeit 
aber stiegen die Zahlen der Verurteilten von 565,053 auf 615,493 
und die der Aufschübe von 10,427 auf 14,805. Auf 1000 Verur- 
teilte kommen im ganzen 2,05 Begünstigte. Mehr Anhalt geben 
die Statistiken nicht, auch nicht die neueste in der Revue 
Pénitentiaire XXVI, 1234. Es ist aber zu beachten, dass auch 
England eine merkbare Verbesserung seiner Kriminalität im 
allgemeinen keineswegs nachweisen kann '). 

Sehr beachtenswert werden jetzt auch die sorgfältigen und 
bis in Einzelheiten gehenden Berichte des deutschen Iieichs- 
Justizamtes. (Zuletzt bis 31. Dezember 1902 in den Drucksachen 
des Reichstags 1902/1903.) Danach sind von allen schon 
durchgeführten Bewährungen 75,5 % gut verlaufen ; dieser 
Prozentsatz steigt aber noch ! Besser waren die Ergebnisse bei 
Frauen : 85 % aller Frauen gegen nur 78 % der Männer. Man 
sieht daraus, dass bei ruhigerem Leben (der Frauen) die Neigung 
zur Kriminalität stets geringer ist. Ungünstig stehen Jugend- 
liche. Ich schiebe das auf den Mangel der Schutzaufsicht 
(87 % der Erwachsenen, 78 % der Jugendlichen bewährten 
sich gut). — Je länger die Frist, um so ungünstiger sind die 
Ergebnisse; d. h. eine lange Frist ist eine schwere Bedingung. 

Aus anderen Ländern liegen mir keine neueren Zahlen vor. 

Für die Schweiz gibt Zürcher in seinem angeführten Bericht 
S. 61 ft. einige Zahlen, aus denen besonders bemerkbar, dass 
in Genf 19,1 °/o aller korrektioneil Verurteilten Strafaufschub 
erlangten. 

Somit dürfen wir doch wohl mit Recht auch die Erfahrung 
schon heute als uns günstig ansprechen ! 

Tin. Die Einzelheiten. 

Hiernach haben wir nun die Einrichtung in ihren Einzel- 
heiten zu prüfen, um zu finden, wie wir sie am besten gestalten 
sollen. 

Dabei sind natürlich die bisherigen Gesetze und Entwürfe 
als Vorbilder zu benutzen. Aber eine kritische Betrachtung 
derselben fuhrt uns zur Erkenntnis, dass hier grosse Willkür 

*) Siehe auch Gerichtsaal 62, 305. 
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herrschte und ein klares, vollständiges Erschöpfen der Einzel- 
heiten des Problems nicht statthatte ! Die kurzen belgischen und 
französischen Gesetze lassen in Einzelheiten sehr viel Zweifel. 
Durchdachter ist das norwegische Gesetz. In der Schweiz hat 
man die Zweifel der Vorbilder wohl empfunden und zu besei- 
tigen gesucht, aber dafür oftmals merkwürdige Beschränkungen 
gegeben, die ganz unbegreiflich sind. — Da die deutschen 
Bestimmungen eigentlich nur Anweisungen an die Behörden 
sind, sind sie zum Teil gar nicht in der knappen Gesetzes- 
sprache abgefasst und für uns daher nicht vorbildlich. Die 
englischen und amerikanischen Gesetze aber sind von so ver- 
schiedenem Geiste beseelt, dass wir sie nicht benützen können. 
Wir können nur die Gedanken beachten, die in den Gesetzen 
zum Ausdruck kamen, etwaige Fortschritte und Verbesserungen, 
um danach das möglichst Gute selbst zu schaffen. 

1 . Die erste Frage ist : Bei welchen Taten soll die Massregel 
Anwendung finden ? Ich halte es für unmöglich, einzelne Gruppen 
herauszuheben, wo sie auszuschliessen wäre. Ich kenne kein 
Vergehen, das absolut Vergeltung heischte. Insbesondere Taten 
gegen den Staat oder militärische Delikte können die Massregel 
sehr wohl vertragen. Denn es kommt bei ihr nur auf die 
Geringfügigkeit der Tat und die gute Gesinnung des Täters an. 
Wo sich diese Bedingungen linden, ist der Aufschub anwendbar. 
Denn hier würden wir eine geringe Strafe eintreten lassen, 
und diese kann eben die von mir oben aufgeführten schädlichen 
Wirkungen haben, die wir vermeiden wollen. Daher stellen 
auch die meisten Gesetze nur eine Strafhöhe fest, bis zu der die 
Massregel allgemein möglich ist. Auch das Polizeiunrecht, die 
Übertretung, ist nicht auszunehmen, wie das Genf, Waadt, 
Wallis, Tessin tun. Solange wenigstens die Übertretungen ebenso 
behandelt werden wie das übrige Unrecht, sollen sie auch an 
der Massregel teilnehmen. Zuzugeben ist, dass dann bei ihnen 
eine grössere Mühe als bisher aufzuwenden ist. Aber das 
schadet nichts, wenn der Erfolg die Mühe lohnt. Und in vielen 
Fällen wird der Richter eine sofort zu zahlende geringe Geld- 
busse als die bessere oder mildere Massregel ansehen und daher 
die Strafe nicht aufschieben. Das ist ganz besonders bei Über- 
tretungen zu beachten. (Daher wird auch z. B. in Belgien und 
Deutschland die Massregel bei Übertretungen verhältnismässig 


Digitized by Google 


76 


Wolfgang Mlttermaier. 


seltener angewendet als bei Vergehen.) — Selbst Bettel und 
Landstreicherei würde ich nicht absolut ausschliessen. 

Da wir nun die Geringfügigkeit der Taten nicht anders 
als in der Strafhöhe ausdrüeken, so fragt sich, wie weit wir 
mit der Massregel gehen wollen. Ich möchte sagen : es ist das 
fast etwas Gefühlssache. Daher hier auch die Gesetze alle 
möglichen Variationen aufweisen. Wenn einzelne Gesetze wie 
Frankreich gar keine Höchstgrenze geben, so ist das sehr 
bedenklich und nicht gerechtfertigt. Ich schlage vor: Straf- 
aufschub ist zuzulassen bei den Gefängnisstrafen und allen 
Korrektionshausstrafen, sowie bei der einfachen Enthaltung, 
wo diese Strafen nicht über 0 Monate dauern, ferner bei Geld- 
busse bis zu 300 Franken. Wo Zuchthausstrafe zur Anwendung 
kommen müsste, ist offenbar der Fall zu schwer, als dass Milde 
am Platze wäre. Wenigstens nach heutiger Anschauung ist 
das so. (In Deutschland wird allerdings auch hier, aber nur 
sehr selten, die bedingte Begnadigung gewahrt.) Korrektions- 
haus aber kann in vielen Fällen angedroht sein, wo eine grosse 
Milde sehr wohl möglich ist; es ist durchaus irrig, zu glauben, 
dass alle diese Fälle schon an sich den Charakter der Ehr- 
losigkeit trügen. — Die Höhe der Strafe müssen wir so bestimmen, 
dass die unter sie fallenden Taten noch irgendwie als gering- 
fügig gelten können. Es ist das bei 6 Monaten freilich ein 
wenig gefährlich, aber dennoch glaube ich, dass es einzelne 
Fälle gibt, in denen der Richter zwar über 3, 4 oder 5 Monate 
Strafe erkennt, aber doch den Strafaufschub für angemessen 
erachtet. Übrigens wird der Richter, wo er auf Strafaufschub 
erkennen will, und ihm dieser nur bei Strafen unter 3 Monaten 
erlaubt ist, einfach eine höhere Strafe nicht aussprechen. Das 
würde dann aber eine Schwäche sein können. Meine Grenze 
schliesst aber alle die Fälle ein, bei denen Korrektionshaus im 
Minimum von 6 Monaten angedroht ist (Strafgesetzbuch Art. 106, 
131, 234 1 *). 

Beim Zusammentreffen mehrerer strafbaren Handlungen 
macht das Prinzip des Art. 59 des Strafgesetzbuchs (sogenanntes 
Asperationsprinzip) die Entscheidung einfach : es kommt auf 


*) Der schweizerische Entwurf nimmt als Höchstgrenze 1 Jahr und 
schliesst den Erlass von Geldstrafen aus. 
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die Höhe der erkannten Strafe, nicht auf die Bedeutung der 
einzelnen Handlungen an. Das Gleiche muss aber auch beim 
Zusammenrechnen mehrerer Geldbussen (Art. 61) gelten: es 
kommt nicht auf die einzelne Busse, sondern auf die Höhe aller 
zusammen an ; es wäre wohl unnötig, Strafaufschub zu gewähren, 
wenn man daneben eine andere Strafe doch vollstrecken will 1 ). 

Eine sehr schwierige Frage ist die, ob Strafaufschub auch 
bei Geldbusse zuzulassen sei. (Es ist dies besonders in Belgien 
so bestimmt.) Viele Vertreter wollen ja nur den Täter vor der 
Gefängnisluft bewahren, so besonders Portugal und Wallis, sowie 
Deutschland. Gewiss ist dies auch der wichtigste Fall. Aber 
man bedenke, dass jährlich im Kanton Bern heute noch weit 
über 1000 Geldbussen im Gefängnis abgesessen werden. Ferner, 
dass unsere Massregel zur Rehabilitation führen soll, was sehr 
oft auch einer einfachen Geldbusse gegenüber von grosser 
Bedeutung ist, und dass es ungereimt scheint, bei der schwereren 
Freiheitsstrafe den Täter milder zu behandeln als bei der 
leichteren Geldstrafe. Ich glaube, man darf es dem praktischen 
Takt des Richters überlassen, bei der Geldstrafe da den Straf- 
aufschub zu gewähren, wo er von Wert erscheint. 

Eine besondere Frage aber ist es, ob der Kanton Bern 
eine solche Massregel auch bei Straftaten eidgenössischen Rechts 
anwenden darf. Eigene Strafmassregeln darf hier der Kanton 
nicht anwenden, das Begnadigungsrecht bleibt den Bundes- 
behörden Vorbehalten in allen Fällen, wo die Verurteilung auf 
Grund eines Bundesgesetzes, sei es auch durch kantonale Gerichte, 
erfolgt. Es hat nämlich offenbar der Bund sich das Strafrecht 
und die Verfügung darüber Vorbehalten und überlässt den 
Kantonen nur die prozessuale Durchführung. Wenn nun aber 
die neue Massregel als Ersatz für ein Strafmittel und ein Mittel 
zur Rehabilitation oder vielleicht auch als ein Verzicht auf die 
Strafvollstreckung anzusehen ist, dann gehört sie rein zum 
materiellen Strafrecht, und in Strafsachen eidgenössischen Rechts 
darf nur der Bund, nicht ein Kanton sie einführen 1 ). Genf 
schliesst sie deswegen auch ausdrücklich, aber überfiüssiger- 
weise aus. 

') Dieselbe Entscheidung: gilt für den Entwurf. 

’) Vgl. hierzu besonders die Ausführungen bei Stockar, Das schwei- 
zerische Begnadigungsrecht, 1901, § 6, besonders S. 76. 
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2. Es fragt sich weiter, gegenüber welchen Personen soll der 
Strafaufschub Anwendung finden? Es gibt Gesetze (besonders 
deutsche) und Schriftsteller, die eine Beschränkung auf Jugend- 
liche und Frauen kennen. Das ist aber nicht zu billigen. 
Umgekehrt werden in Hamburg Jugendliche nur selten zuge- 
lassen. Richtig ist nur, dass bei Jugendlichen eine besondere 
Milde am ehesten empfehlenswert sein kann : solange wir diese 
nicht auf längere Dauer in eine Erziehungsanstalt nehmen 
können, hat bei ihnen eine kurze Haftstrafe gewiss nicht einen 
erziehenden oder moralisch aufrichtenden Einfluss ; im Gegenteil: 
sie lässt in dem noch unreifen Geist am ehesten einen schweren 
Druck zurück, oder sie prägt einen dauernden Makel auf, oder 
sie schwächt bedenklich die Abschreckung vor der Strafe, und 
eine Geldstrafe trifft vielleicht den Jugendlichen gar nicht 
persönlich, oder sie macht ihn sofort mit all den Sorgen einer 
drückenden Schuld bekannt, die oft wieder zum Unglück führt. 
Umgekehrt erlaubt der Strafaufschub, eine länger dauernde 
Aufsicht auszuüben, die gerade bei Jugendlichen von besonderem 
Wert ist. — Aber bei Erwachsenen können alle diese Verhält- 
nisse ganz ebenso vorliegen. 

Wann aber ist ein Schuldiger des Strafaufschubes würdig ? 
— Er darf nicht unterschiedslos etwa jedem „ Erst verbrech er 
gewährt, sondern muss sorgfältig der Individualität angepasst 
werden ! Es mag manch einen Trotzigen geben, der sofort 
ins Gefängnis muss. Aber ich glaube, die Erfahrung des Richters 
zeigt uns, dass die meisten Täter nicht sofort für eine harte 
Strafe reif sind. 

Bei diesem Punkt möchte ich den bisherigen Gesetzgebern 
wohl einen gewissen Mangel an Überlegung vorwerfen. Ab- 
gesehen von Nordamerika, wo nicht nur der Erstverbrecher 
„on probation“ gestellt wird, verlangen die meisten Gesetze sehr 
formalistisch, dass der Täter noch nicht eine frühere Verurteilung 
erlitten habe 1 ). Als ob gerade dies Merkmal zeige, dass er 
noch gut sei — oder umgekehrt eine frühere Verurteilung, dass 
er nun ein schlechter Kerl geworden sei! Insbesondere wird 


’) Bei der französischen Fassung, «subir une condamnation, subir 
une peine», entstehen darüber sojfar noch Zweifel! — Auch der schwei- 
zerische Entwurf ist hier nicht auszunehmen. 
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die Sache merkwürdig, wenn nur Vorverurteilungen wegen 
bestimmter Straftaten genannt werden, z. B. wegen Verbrechen 
und Vergehen, oder wegen Straftaten des gemeinen Rechts, 
oder wenn frühere Geldstrafen ausgenommen werden, oder die 
ausländischen Strafen keine Berücksichtigung finden. Besonders 
die Schweizer Kantone kennen da ganz grundlose Unterschiede. 
Noch merkwürdiger aber wird endlich die Sache, wenn man 
die Massregel nur dazu anwendet, um vor dem Gefängnis zu 
bewahren, und nun lediglich die frühere Verurteilung zu Ver- 
brechens- und Vergehensstrixlo, entscheiden lässt; — als ob nicht 
jemand auch sonst schon in Strafhäusern gewesen wäre! — 
Zu grosser Formalismus hat hier viel geschadet ! 

Die Bedingungen in der Person des Sträflings müssen positiv 
festgestellt w r erden : vom Richter, der den Strafaufschub gewährt, 
jedenfalls — von uns theoretisch hier auch; vom Gesetzgeber 
nur allgemein, nicht kasuistisch ängstlich ; das Gesetz muss dem 
Richter einen gewissen Spielraum der Erwägung lassen, wann 
er einem Täter die Strafe aufschieben soll. Das norwegische 
Gesetz ist hier am genauesten und engsten abgefasst, ebenso 
sind die deutschen Bestimmungen hier sehr eingehend. — Wir 
sagen: der Täter muss erwarten lassen, dass er durch die 
scharfe Drohung genügend von neuen Verbrechen abgehalten 
werde. Er muss also nur einer Versuchung unterlegen, darf 
nicht schon hart im Unrechttun geworden sein; aber selbst 
wer einmal trotzig das Unrecht aufgesucht hat, kann innerlich 
tüchtig sein und muss nur richtig und fest mit Menschenliebe 
angefasst werden. Selbst ein besonders Willensschwacher kann 
durch eine langdauernde, stets wiederholte entschiedene Drohung 
und Aufsicht vom wiederholten Fall abgehalten und gekräftigt 
werden. Und auch der, der schon früher einmal den Strafauf- 
schub erhalten und seine Probe gut bestanden hat, kann ihrer 
von neuem würdig sein, wenn etwa der erste Fall vor längerer 
Zeit lag oder der neue Fall durch einen besonders unglück- 
lichen Umstand erfolgte. Freilich wird hier grösste Vorsicht 
und auch besondere Rücksicht auf das Vergeltungsbedürfnis 
geboten sein. 

Ich kann nach allem nur vorschlagen, dass die Charak- 
teristik des Täters vom Gesetzgeber allgemein dahin gegeben 
werde : „es muss der Schuldige nach seinem Vorleben und der 
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Tat als der Massregel würdig erscheinen, insbesondere sind 
die erstmals zu Verurteilenden herücksiehtigenswert ; doch 
muss er erwarten lassen, dass er nicht mehr einer strafbaren 
Handlung sich schuldig mache“ '). 

Es kommt also auf den ganzen Charakter des Täters an, 
der in all seinen Taten und Bestrebungen erkannt wird, nicht 
bloss auf das Motiv dieser einen Tat, das allerdings auch zur 
Erkennung der allgemeinen Gesinnung beiträgt, aber doch sehr 
wohl derselben ganz fremd sein kann. Es wird wohl nötig sein, 
Erstverbrecher vorzugsweise zu berücksichtigen, denn es ist 
immerhin anzunehmen, dass sie noch die besseren Elemente 
sind. Aber sehr oft ist die Abbüssung der ersten Strafe ein 
Fehler und wird es nun bei der zweiten oder dritten angezeigt 
erscheinen, ein neues Verfahren einzuschlagen. 

Man beachte, dass wir genötigt sind, bei dieser noch neuen 
Massregel, die als eine Besonderheit immer noch erscheint, im 
Gesetz einige besondere Anweisungen mit auf den Weg zu geben. 

Irgend welche weitere Bedingungen in seiner Person sollte 
das Gesetz nicht obligatorisch machen, insbesondere nicht, dass 
der Täter geständig sein (Neuenburg!) oder Reue beweisen 
müsse, oder dass er nicht geflüchtet sei (selbstverständlich ist 
bei einem Kontumazialurteil die Anwendung der Massregel aus- 
zuschliessen!) oder dass er einen festen Wohnsitz nachweisen 
könne (so Genf, ähnlich England). Geständnis und Beweis der 
Reue können sehr oberflächlich sein; ihr Zurückhalten kann 
aus Scham herrühren. Ein sehr wichtiger Punkt aber scheint 
mir, dass man nach dem Vorbild des norwegischen Gesetzes 
und des schweizerischen Entwurfs, wie der englisch-australischen 
Gesetzgebung verlangt, der Schuldige solle seinen guten Willen 
durch Leistung des Schadensersatzes, soweit es in seinen Kräften 
liegt, beweisen. 

Ich habe auch schon gesagt, dass keineswegs nur der Erst- 
verbrecher zu berücksichtigen ist. Zuzugeben ist, dass beim 
zweiten Delikt der Strafaufschub bedenklich erscheint und nur 
ausnahmsweise zu gewähren ist. Das Gesetz muss das aus- 
drücklich sagen. Da wir aber die Massregel nicht bloss als 


*) Diese Fassung entspricht ziemlich genau der des schweizerischen 
Entwurfes, abgesehen von der Frage der Vorbestrafung. 
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Schutz vor der ersten Einsperrung ansehen dürfen, so ist es 
nicht berechtigt, zur Bedingung zu machen, dass der Täter 
noch nie eine Freiheitsstrafe verbüsst habe. Also : weder früheres 
Begehen einer vorsätzlichen oder fahrlässigen Tat, noch frühere 
Bestrafung irgend einer Art, noch auch frühere Gewährung 
des Aufschubs sind absolute Hindernisse seiner Anwendung. 
Man darf es schon vom Richter erwarten, dass er einem früheren 
Zuchthäusler nicht die Strafe aufschiebt! 

Es ist auch einmal gefordert worden, dass der etwa Straf- 
antragsberechtigte seine Zustimmung zum Strafaufschub geben 
müsse. Aber schon sofort ist diese Forderung allseitig zurück- 
gewiesen worden. 

Stellt sich nachträglich heraus, dass die Voraussetzungen 
des Aufschubs fehlten, so ist auf Antrag des Staatsanwaltes 
der Beschluss aufzuheben. 

3. Die Gestaltung der Massregel wäre nun folgende: 

a) Es muss zuerst ein Urteilsspruch über Schuld und Strafe 
vorliegen. Das ältere amerikanische System, das Urteil aus- 
zusetzen, oder auch nur das englische, wonach lediglich ein 
Schuldspruch gegeben wird, hat mit Recht wegen seiner Unsicher- 
heit auf unserem Kontinent keine Nachahmung gefunden und 
wird ja jetzt selbst in seinem Ursprungsland verlassen. 

b) Sofort oder nachträglich schliesst sich hieran der richter- 
liche Beschluss (bei den Assisen durch die Kriminalkammer), 
dass Strafaufschub zu gewähren sei. Ein Antrag ist dazu nicht 
nötig, wie ihn Frankreich, Genf und Tessin verlangen. Es ist 
unpraktisch, eine solche Massregel vom Zufall eines Antrages 
des Staatsanwaltes oder eines Beschuldigten .abhängigzu machen. 
Doch sind solche Anträge und ihre Begründung in der Sitzung 
nicht auszusch Hessen. Auch von der Zustimmung des Betroffenen 
ist die Massregel unabhängig: Es wäre zu merkwürdig, wenn 
der Staat bei einer ihm gut dünkenden Massregel sich erst der 
Zustimmung des Betroffenen versichern wollte! Ich halte es 
für praktischer, die Massregel durch besonderen Beschluss, 
statt durch das Strafurteil, aussprechen zu lassen. Der Richter 
ist dann nicht an die Beweissätze gebunden, die für das Urteil 
gelten, und kanndie Massregel auch selbständig später beschliessen 
Der richterliche Beschluss ist genau tatsächlich zu begründen ; 

Schweizerische Zeitschrift für Strafrecht. 16 . Jahrg. b 
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gegen ihn, bezw. den den Strafaufschub verneinenden Beschluss, 
ist in allen Fällen der Rekurs an den Appellationshof zuzulassen. 

In den deutschen Staaten hat man die Gewährung des 
Strafaufschubes den Verwaltungsbehörden als Begnadigungs- 
angelegenheitüberwiesen. Abgesehen davon, dass dies vermehrte 
Umstände macht (besonders interessant sind die bayrischen 
Formulare!) und eine wenig unterrichtete Behörde mit der 
Angelegenheit betraut, nimmt das dem Richter ab, was des 
Richters ist, nämlich die Bestimmung Uber die im gegebenen 
Fall richtige Behandlung des Täters: hier kommen nicht aus- 
nahmsweise Gründe, die ausserhalb der gesetzlichen Erwägung 
liegen, wie bei der Begnadigung, in Betracht. 

c) Die Frist der Bewährung muss so lange sein, dass man 
auch einigermassen auf eine nachhaltige Wirkung der Drohung 
rechnen kann; aber sie darf auch nicht zu lange sein, denn 
sonst könnte etwa wegen einer geringen Übertretung noch 
nach fünf Jahren ein Urteil von wenig Tagen Gefängnis oder 
wenig Franken Busse vollstreckt werden. Falsch ist es daher, 
wie noch so viele Gesetze tun, die Frist einheitlich und starr 
auf fünf Jahre festzusetzen (Frankreich, Wallis, Tessin. Nor- 
wegen hat drei Jahre fest). Richtig ist, dem Richter die Wahl inner- 
halb des Rahmens von zwei und fünf Jahren zu lassen (Luxemburg, 
Portugal, Genf, Waadt l ) ; Belgien bis zu fünf Jahren). Ihm ganz 
freie Hand zu lassen, wie in Amerika und England, erscheint 
uns zu unsicher. Dabei ist nun bei Übertretungen zu beachten, 
dass deren Strafe in zwei Jahren verjährt ist (Art. 545 Straf- 
verfahren). Wenn daher eine längere Bewährungsfrist angezeigt 
erscheint, könnte schon vor ihrem Ende die Strafe unvollzieh- 
bar geworden sein. Es kann dem wohl nur dadurch abgeholfen 
werden, dass während der Bewährungsfrist die Strafverjährung 
ruht. (Revue Pénitentiaire XXVI, S. 408.) 

dj Eine neue Frage ist die, ob dem auf Bewährung Gestellten 
besondere Bedingungen des ÌVohlcerhultens aufzugeben seien. Selten 
wird das getan. Es ist nur das amerikanische System, das man 
seltsamerweise in Europa hierin ausser in Neuenburg gar nicht 
nachahmte, trotz mehrfacher Vorschläge, und der Schweizer 
sowie zürcherische Entwurf, die davon genauer reden. Nor- 

') Auch der schweizerische Entwurf. 
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wegen sieht wenigstens die Auflage der Leistung des Schadens- 
ersatzes vor. 

In erster Linie käme hier wieder die Auflage des Schadens- 
ersatzes in Betracht. Aber man darf auch an andere Auflagen 
denken, wie sie der schweizerische Entwurf nennt: Erlernen 
eines Berufes, Enthalten vom Wirtshausbesuch. Doch möchte ich 
glauben, hier sind die Fälle zu mannigfaltig, als dass das Gesetz 
allen gerecht werden kann. Das beste ist, einmal, dass die 
Bedingungen des Verfalls scharf genug im Gesetz gefasst sind, 
sodann aber, dass der Richter eine Schutzaufsicht anordnet, 
der dann die Fürsorge ruhig überlassen werden kann. Vor 
dieser aber scheut man sich. Wo das der Fall ist, wo vielmehr 
der zu Bewährende sich selbst überlassen bleibt, da besteht wohl 
in erster Linie der Gedanke, dass eine Aufsicht über Erwachsene 
doch nicht durchführbar oder, wie die vielberüchtigte Polizei- 
aufsicht, gar schädlich sei. Auch darin ist das Fehlen dieser 
Bedingung begründet, dass meist nur Begehen einer neuen 
Straftat zum Verfall des Strafaufschubes führt, und dass man 
wohl meint, davon könne Schutzaufsicht doch nicht zurück- 
halten. Ich halte all dies für irrig. Es ist nötig, dass die Drohung 
des Urteils, wenn sie wirken soll, entschieden wiederholt, auf- 
rechterhalten werde, sonst verfliegt sie bei den meisten sehr 
bald. Freilich soll sie nicht als Schreckgespenst weiter wirken, 
aber aus ihr soll die Festigung des Charakters entspringen. 
Viele können dazu sich selbst überlassen bleiben, aber die meisten 
bedürfen dazu des Ansporns und Anhaltes ! Es fehlt uns leider 
noch der Pädagog und das Lehrsystem der Schutzaufsicht; 
aber mehr und mehr wächst sich diese aus dem Dilettantismus 
zu ernsthaft studiertem Lebensberuf aus, dem eine grosse Auf- 
gabe noch vorliegt. Wenn also nicht überall eine strenge Schutz- 
aufsicht geboten oder nur erwünscht ist, so ist sie doch vielfach 
nötig: ihre Form im einzelnen vorschreiben, hiesse im Gesetz 
alle möglichen Charaktere berücksichtigen; hier muss der Praxis 
freie Hand gelassen werden. Deswegen sind z. B. auch die Vor- 
schriften in Amerika, Neu-Seeland, Australien ziemlich allgemein 
gefasst. 

Es ist aber meines Erachtens auch eine nicht zu billigende 
Auffassung des in dem Strafaufschub liegenden Grundgedankens, 
die zu einer Ablehnung der Schutzaufsicht führt. In Europa 


Digitized by Google 




34 Wolfgranc Mittermaier. 

ist immer der Gedanke ausschlaggebend, dass Vergessen und 
Vergeben gegenüber einem gutgearteten Erstverbrecher praktisch 
richtiger sei als das Einsperren. Daher der Wunsch, den mit 
Strafaufschub Belegten einfach in Ruhe zu lassen. Aber dagegen 
erheben sich doch viele Bedenken! Wenn es auch gewiss richtig 
ist, dass man nicht alle Kleinigkeiten mit allen Formalitäten 
behandeln und ihr Gedächtnis dauernd aufbewahren soll, so 
ist es doch eben so verkehrt, sie einfach nicht zu achten. Ein- 
mal haben die vielen kleinen Taten ein recht stattliches Gewicht, 
und sodann ist gerade die geringe Tat der Anfang für die 
schlimme Laufbahn. Wie in unserem Gefängniswesen der grösste 
Fehler darin liegt, dass man sich um die geringen Strafen nicht 
viel kümmert, so wäre es auch gegenüber den Straftaten. Mit 
Leichtigkéit können wir bei einem geringen Anfang noch bessern! 
Hier darf man nicht nachlassen. Daher halte ich den Gedanken 
des „laisser aller“ beim Strafaufschub für irrig; es muss an Stelle 
der eigentlich verwirkten Strafe etwas Positives, die Schutz- 
aufsicht, treten. Wenn sie auch nicht überall angebracht ist, 
so muss doch der Richter die Möglichkeit ihrer Anordnung 
haben ; ihre Ausführung im einzelnen muss ihren erfahrenen 
Organen überlassen bleiben. Der Kanton Bern ist in der glück- 
lichen Lage, hier einen festen Organismus sich zu schaffen, 
dem er vertrauen kann. Es kann hier nicht näher ausgeführt, 
aber es darf ruhig der Satz aufgestellt werden : Eine richtig 
ausgeführte Schutzaufsicht schadet niemals 1 ). 

Nur auf einen Gedanken möchte ich hinweisen : In unserer 
heutigen Zeit sind es die Unruhe des Lebens und die starke 
Reibung der Menschen untereinander, die ein so häufiges Zu- 
sannnenstossen mit den Gesetzen hervorrufen. Die Statistik 
beweist uns das, da sie uns zeigt, dass überall, wo Unruhe und 
grosse Reibung vorhanden sind, die Kriminalität steigt, bei 
ruhigem Leben und weniger Reibung, besonders auf dem Lande 
und bei ruhig arbeitenden Berufen, geringer ist. Diese zwei 
Verhältnisse sind gewiss auch die grossen Gegensätze gegen 
die kriminalistisch günstigeren früheren Zeiten: wir sind mit 

') Über die Einführung der Schutzaufsicht bei Jugendlichen in Eng- 
land durch die Youthful offender» Act 11)01, siehe Gruber ira Gerichtsaal 
62, 303. 


Digitized by Google 


Der bedingte Straferlass. 


85 


unseren Kräften den heutigen Anforderungen noch nicht 
recht angepasst. Da erscheint es mir nun gerade wünschens- 
wert, durch Freundesaufsicht und Fürsorge auf den Menschen 
beruhigend zu wirken und ihn von zu grossen Reibungen zurück- 
zuhalten, also gewissermassen die besonders hervortretenden 
schlimmen Einflüsse zu paralysieren. 

4. Der Aufschub endet in doppelter Art, günstig oder als 
Fehler. 

a) Wann warerein Fehler ? unter welchen Voraussetzungen 
ist die Strafe zu vollziehen? Die meisten Gesetze verlangen 
hier Begehen einer neuen Straftat oder Verurteilung wegen 
einer solchen innerhalb der Frist. Einige machen keinen Unter- 
schied zwischen den Taten, andere schliessen Übertretungen 
aus. Sehr selten führt auch sonstiges schlechtes Verhalten zum 
Verfall der Begünstigung. Es ist fast auffallend, wie wenig 
sicher und klar hierin noch die Gesetze sind. 

Ich muss es missbilligen, wenn nur die Begehung einer 
neuen Straftat oder gar die Verurteilung wegen einer solchen 
zur Aufhebung führt, noch mehr, wenn diese obligatorisch ist. 
Ganz unhaltbar ist es, wenn man gar keinen Unterschied macht, 
ob die neue Verurteilung wegen einer früheren oder wegen 
einer innerhalb der Frist begangenen Tat erfolgt *). Den Unter- 
schied zwischen gemeinen und nicht gemeinen Verbrechen 
(besonders Frankreich, Genf) halte ich auch für wertlos. Wie ja 
doch schon bei der Gewährung des Aufschubs der Charakter 
des Täters geprüft wird, so sollte auch Beweis einer schlechten 
Gesinnung zum Verfall der Frist führen, denn nur gutes Ver- 
halten kann den Aufschub rechtfertigen ; wer unordentlich lebt, 
dem schadet offenbar Gefängnisluft oder das Unangenehme der 
Geldstrafe nichts ; ihm gegenüber halte ich irgend eine Schonung 
für verkehrt So besonders Amerika, England, Norwegen, Neuen- 
burg, Neu-Seeland und Australien. Die Aussicht, bei schlechtem 
Lebenswandel die Vergünstigung zu verlieren, muss auch als 
besonderer Ansporn zur Ordnung wirken. Wir sind sehr wohl 
im stände, gesetzgeberisch den Ausdruck für diese Bedingung 
des Verlustes so zu finden, dass eine Willkür des Richters aus- 


*) Hierüber siehe v. Liszt, Zeitschr. X, 784. 
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geschlossen ist: ich habe dies in meinem Entwurf unten versucht 1 ). 
Man wird einwenden, dass ja dann der Gewinn (Bewahrung 
vor Strafen) sehr rasch wieder verloren gehe und gerade die 
Übelstände der kurzen Strafen und Geldstrafen wieder ein treten. 
Aber ich weise darauf hin, dass diese Übelstände doch durch 
unsere Massregel nie ganz zu beseitigen sind, dass wir ja 
auch ausserdem darauf dringen müssen, sie auf andere Weise 
einzuschränken, und dass hier doch eben der Vergeltungs- 
gedanke sein Recht verlangen darf. Auch möchte ich bemerken, 
dass wir vielleicht später einmal dazu kommen werden, für 
solche Leute geeignetere Strafen zu finden: Heute halte ich 
einem dem Trünke Ergebenen, einem Müssiggänger oder der- 
artigem Volk gegenüber die Gefängnisstrafe oder den Vollzug 
der Geldstrafe doch noch für richtiger als den Verzicht auf 
dieselben. Ich mache endlich darauf aufmerksam, dass mein 
Vorschlag der Schutzaufsicht einem schlechten Lebenswandel 
bei besseren Elementen sein' stark entgegenwirken, der Verfall 
also meist nur die wirklich Schlechten treffen wird. 

Jedenfalls kann Begehung einer neuen Straftat innerhalb 
der Bewährungsfrist zum Verfall führen, aber da nach dem 
Ende der Frist die Rehabilitation ausgesprochen wird, so muss 
mindestens die Feststellung der neuen Tat, wenn auch nicht 
das Strafurteil, gleichfalls noch innerhalb der Frist erfolgen *). 
Ich glaube, dass Begehung irgend einer Straftat, auch einer 
politischen oder militärischen, einer Übertretung, auch einer 
fahrlässigen Tat zum Verfall führen kann, nicht muss! Es kann 
sich jemand in der Frist eines harmlosen vorsätzlichen Ver- 
gehens schuldig machen — soll er sofort die Vergünstigung ver- 
lieren? Oder anderseits kann fahrlässige Tötung ein solches 
Mass von Leichtsinn zeigen, dass Schonung unangebracht 
erscheint. Das Begehen einer einfachen Übertretung (Schul- 
versäumnis z. B.) wird nur unter besondern Umständen zum 
Strafvollzug führen. Formalistische Bestimmungen halte ich 
hier für unangebracht. Nur das ist zu beachten: sobald 
wegen des neuen Deliktes eine Freiheitsstrafe notwendig voll- 
zogen werden muss, hat der Aufschub der früheren Strafe 


') Siehe auch der Schweizerische Entwurf. 

*) Hier ist der Schweizerische Entwurf nicht ganz scharf. 
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keinen Sinn mehr. (Das ist meist der Grundgedanke der bis- 
herigen Gesetze. Aber die anderen möglichen Fälle beachten 
sie eben nicht!) Dagegen kann z. B. Vollzug einer Geldstrafe 
für das neue Delikt den weiterdauernden Aufschub einer früheren 
Freiheitsstrafe immer noch neben sich dulden. Ich habe diese 
Gedanken in meinem Entwurf ausgedrückt. 

Die Verfallsbedingung muss jedenfalls innerhalb der Frist 
liegen; aber der notwendige richterliche Ausspruch des Verfalls, 
der auf Antrag des Staatsanwalts erfolgt und gegen den Rekurs 
möglich sein soll, braucht nicht mehr in der Frist zu liegen. 
Nur darf nicht die Rehabilitationserklärung erfolgt sein. Eine 
Wiederaufhebung der Rehabilitation, im Falle sich später 
herausstellt, dass ihre Bedingungen nicht Vorlagen, wäre möglich, 
scheint mir aber überflüssig. 

Zu beachten ist, dass die frühere Strafe unverkürzt zu voll- 
ziehen ist: ihre Zusammen werfung mit der neuen Strafe halte 
ich für eine verkehrte Milderung. Ebenso kann man dem in 
Australien herrschenden Gedanken nicht zustimmen, dass nur 
ein Strafrest noch zu verbüssen sei. Denn es ist eben nicht 
richtig, zu sagen, durch gute Führung während, eines Teiles der 
Frist büsse der Täter die Strafe schon teilweise ; er muss viel- 
mehr die Probe voll und ganz erst bestehen! 

b) Guter Fristablauf ist die Bedingung, dass nunmehr das 
Verbrechen gesühnt erscheint, soweit Sühne nötig war, dass 
die Strafe endgültig dahinfällt und dass nun eine Rehabilitation 
ausgesprochen wird. Ich habe auf die Verschiedenheit der 
Gestaltung dieses Stückes der Massregel schon hingewiesen. 
Ich kann es nicht für unrichtig ansehen, wenn man sagt: 
„Die Strafe gilt als verbüsst 1 ).“ Aber ich begreife die belgisch- 
französische Auffassung, wonach die ganze Bestrafung „comme 
non avenue“ gilt : Der Täter soll jeden Makel von sich abgewischt 
haben. Doch halte ich es für richtiger, wenn man dem Täter 
und der Allgemeinheit zum Bewusstsein bringt, dass eigentlich 
eipe Strafe hätte vollzogen werden sollen und dass man nur wegen 
der besonders günstigen Umstände den Schuldigen rehabilitiert. 
Daher halte ich die von mir im Entwurf gegebene Bestimmung 


l ) Der Nenenburger Gedanke, dass die Strnfklage als getilgt gelte, 
kann nur für das dortige System als richtig- anerkannt werden. 
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für richtiger. Rehabilitation aber bedeutet allerdings sachlich 
das Dahinfallen der Strafe. 

5. Bei diesen Bedingungen kommt überall in Frage, ob 
auch Taten, die im Ausland begangen wurden, zu zählen seien 1 ); 
trotz mancherlei Bedenken nehme ich das an. Die Fassung 
der Bedingungen, wie ich sie gebe und bei denen der Richter 
ziemlich freie Hand hat, lässt die Bedenken schwinden. 

6. Eine nicht unwichtige Frage ist die, inwieweit die Tat, 
die zur Rehabilitation führte, der Vergessenheit anheimfallen 
soll; kann der so Behandelte später erklären, dass er „noch 
ganz straffrei“ sei? Meines Erachtens nein! Das Begehen seiner 
Tat, seine Verurteilung und die Rehabilitation sind Tatsachen, 
die nicht abzuleugnen sind. Sollen sie aber in seinem Strafregister 
stehen? Wenn das der Fall ist, dann kann die ganze Mass- 
regel umsonst gewesen sein: Der Makel haftet! Aber völliges 
Ausstreichen ist auch nicht richtig 1 ): Der Staat und der Richter 
müssen wissen, welches Vorleben ein vor ihnen stehender 
Bürger führte. Daher sind die Tat, Verurteilung, der Strafaufschub 
und die Rehabilitation im Register zu verzeichnen, aber diese 
Registereinträge dürfen nur bei einer neuen strafrechtlichen 
Verfolgung mitgeteilt und nur bei einer Verurteilung nach 
aussen benutzt werden 3 ). 

7. Nach den Bestimmungen des beruischen Strafgesetz- 
buches über Rückfall (Art. 62) ist es ausser Zweifel, dass der 
nach Strafaufschub Rehabilitierte bei einer neuen Handlung 
nicht als rückfällig gelten kann. Ich bemerke, dass dies auch 
sonst wohl die einzig praktische Lösung dieser Frage ist. 

8. Wie sind Nebenstrafen und andere Straffolgen zu behandeln ? 
Ich glaube, man wird trennen müssen : eine Einstellung in der 
Ehrenfähigkeit (Art. 19) folgt am richtigsten der Hauptstrafe 
(so Genf, Waadt, Wallis — gerade umgekehrt und falsch Tessin !), 
fällt also mit Rehabilitation dahin (wenn sie in einem Auf- 
schubsfall überhaupt einmal ausgesprochen wurde!); es w T äre 


*) So Luxemburg, Schweizer Gesetze und Entwurf. Dagegen besondere 
Seuffert . Gutachten, 1. c., S. 270. 

*) So besonders in Portugal, Luxemburg seit 1901, Wallis, Tessin. 
ä ) Zu eng besondere Frankreich, Luxemburg früher, Genf. Das Regle- 
ment Waadt, 10. Juni 1898, trifft wohl das Richtige. 
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verkehrt, nun noch den schonungswürdigen Täter so hart 
anzugreifen. Wirtshausverbot (Art. 21) kann sehr wohl neben 
dem Aufschub vollständig hergehen. Konfiskation (Art. 22) 
endlich muss völlig selbständig bleiben. 

9. Auch der zivile Schadensersatz und die Verfahre nskoste 7i 
sind vom Strafaufschub unabhängig, wie keiner weitern Begrün- 
dung bedarf. Nur in England kann der zur Probe Entlassene 
auch von den Kosten befreit werden. 

10. Eine, sehr beachtenswerte Einrichtung lernen wir in 
Neu-Seeland kennen, wonach der, bei dem Strafaufschub zulässig 
ist und praktisch erscheint, auch schon in gleicher Weise von 
der Untersuchungshaft befreit werden kann. Nun muss man 
aber bedenken, dass die bernische Prozessordnung schon an 
sich dem Richter es freistellt, ob er Untersuchungshaft anordnen 
wolle oder nicht : er wird dies in unsern Fällen möglichst nicht 
tun. Aber vielleicht ist es praktisch, wenn das Gesetz ihn aus- 
drücklich auf die Verschonung hinweist. 


Zum Schlüsse füge ich den Entwurf eines Gesetzes über 
den bedingten Strafaufschub an: 

Entwurf eines Gesetzes betreffend den bedingten Straferlass. 

Art. 1. 

§ 1. Ein Gericht, das wegen einer Zuwiderhandlung gegen 
ein Gesetz des Kantons Bern auf Freiheitsstrafe im Höchstmass 
von 6 Monaten oder auf eine oder mehrere Geldbussen im 
Höchstbetrag von 300 Franken oder auf diese beiden Strafarten 
zusammen erkennt, kann den Vollzug der erkannten Strafe 
aussetzen. Die Aussetzung hat die sofortige Entlassung aus 
der Untersuchungshaft zur Folge. 

§ 2. Die Aussetzung wird ausgesprochen, wenn der Täter 
nach seinem Vorleben und seiner Tat als der Vergünstigung 
würdig erscheint, insbesondere, wenn er zum erstenmal wegen 
einer strafbaren Handlung verurteilt wird ; 

und wenn er erwarten lässt, dass er sich nicht mehr einer 
strafbaren Handlung schuldig machen werde; 

sowie wenn er den durch seine Tat verursachten Schaden 
wieder gut gemacht hat, soweit es in seinen Kräften stand. 
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Art. 2. 

§ 1. Das Gericht setzt dem Verurteilten eine von der 
Rechtskraft des Urteils ab laufende Bewährungsfrist von min- 
destens zwei und höchstens fünf Jahren ; während des Laufes dieser 
Frist ruht bei Polizeiübertretungen die Verjährung der Strafe. 

§ 2. Es kann dem Verurteilten besondere Bedingungen 
des Wohlverhaltens auferlegen, insbesondere den Ersatz des 
durch seine Tat verursachten Schadens, soweit in seinen Kräften 
liegt, befehlen, oder den Wirtshausbesuch ganz oder teilweise 
untersagen. 

Es hat ihn ìd der Regel unter Schutzaufsicht zu stellen. 

Den Organen der Schutzaufsicht ist vom Gericht das 
Urteil bekannt zu geben; sie üben ihre Tätigkeit nach freiem 
Ermessen aus. 

Minderjährige sind jedenfalls unter Schutzaufsicht zu stellen. 

Art. 3. 

Wenn der Verurteilte die ihm auferlegten Bedingungen 
trotz einer förmlichen Mahnung des Gerichtes nicht erfüllt, 
insbesondere : 

wenn er den Weisungen der Schutzaufsicht nicht nachkommt; 

oder wenn er innerhalb der Bewährungsfrist sich fortgesetzt 
dem Trunk, Spiel, Müssiggang oder der Unsittlichkeit ergibt; 

oder wenn er innerhalb der Frist eine neue strafbare 
Handlung begeht, so kann das Gericht, wenn es diese Handlung 
feststellt, den sofortigen Vollzug der aufgeschobenen Strafe 
anordnen, solange das Dahinfallen der Strafe nicht ausgesprochen 
ist. Der Vollzug der Strafe ist jedenfalls anzuordnen, wenn 
infolge der neuen strafbaren Handlung der Verurteilte eine 
Freiheitsstrafe zu erstehen hat. Die frühere Strafe wird mit 
einer etwaigen neuen Strafe nicht zusammengerechnet. 

Art. 4. 

Ist die Bewährungsfrist gut abgelaufen, so gilt die Strafe 
als abgebüsst und das Gericht spricht auf Antrag des Bezirks- 
prokurators oder des Verurteilten das Dahinfallen der Strafe aus. 

Art. 5. 

Der Strafaufschub trifft auch die Einstellung in der bürger- 
lichen Ehrenhaftigkeit (Stgb. Art. 19), dagegen sind das Wirts- 
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hausverbot (Art. 21) und die Konfiskation (Art. 22) neben ihm 
zulässig. 

Art. 6. 

Der Strafaufschub berührt nicht den zivilen Schadensersatz 
und die Kosten des Verfahrens. 

Art. 7. 

Bei der Feststellung der Bedingungen des Strafaufschubs 
und seines Verfalls sind auch ausserkantonale Strafurteile zu 
berücksichtigen. 

Art. 8. 

Die Verurteilung, der Strafaufschub und das Dahinfallen 
der Strafe werden in das Strafregister eingetragen; jedoch 
dürfen diese Einträge nur bei einer neuen Strafuntersuchung 
mitgeteilt und nur bei einer Strafverurteilung verwertet werden. 

Art. 9. 

§ 1. Die Entscheide werden vom Gericht — bei den Assisen 
von der Kriminalkammer — durch einen tatsächlich und recht- 
lich genau zu motivierenden Beschluss gegeben. Der Strafauf- 
schub wird von Amts wegen oder auf Antrag des Bezirkspro- 
kurators oder des Beschuldigten zugleich mit dem Urteil oder 
nachträglich bewilligt. Alle weiteren Beschlüsse (Mahnungen, 
Verfall, Dahinfallen der Strafe) erfolgen auf Antrag des Bezirks- 
prokurators oder des Verurteilten. Wenn nachträglich bewiesen 
wird, dass die gesetzlichen Voraussetzungen des Strafaufschubs 
nicht gegeben waren, dann hebt das Gericht seinen Beschluss 
auf Antrag des Bezirksprokurators wieder auf. Gegen alle 
Beschlüsse kann der durcli sie Beschwerte den Rekurs an den 
Appellationshof binnen 10 Tagen erheben. 

§ 2. Alle gerichtlichen Entscheide werden dem Betroffenen 
sofort von Amts wegen schriftlich mitgeteilt. Dem den Aufschub 
bewilligenden Beschluss ist ein Abdruck dieses Gesetzes beizu- 
heften. 

Art. 10. 

Der Vollzug der Massregel wird vom Bezirksprokurator 
überwacht. Derselbe führt über die derselben unterstellten 
Personen eine Kontrolle und teilt jedem mit, sobald seine Frist 
abgelaufen ist. 
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Art. 11. 

Personen, die des bedingten Strafaufschubes teilhaftig werden 
können, sind soviel als möglich mit der Untersuchungshaft zu 
verschonen. Gegebenenfalls kann ihnen der Richter statt dessen 
ähnliche Bedingungen auferlegen, wie sie in Art. 2 und 3 genannt 
sind, und sie der Schutzaufsicht unterstellen. 
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Die Strafgesetzgebung des Bundes 

und der Kantone. 

Bericht für das Jahr 1901/1902. 

Législation fédérale et cantonale. 

Rapport pour l'année 190111902. 


1901. 

2. Abteilung. 

Luzern. Berichterstatter: Dr. E. von Schumacher in 
Luzern. 

Das Gesetz vom 7. März 1901 betreffend Reorganisation des 
Obergerichts setzt die Zahl der Mitglieder des Obergerichts, das in 
Strafsachen Appellationsinstanz ist, auf neun fest mit einer Kriminal- 
und Anklagekammer, bestehend aus drei Oberrichtern. 

Die unterm 30. Mai 1901 hierzu erlassene Geschäftsordnung 
für das Obergericht sieht neben der Kriminal- und Anklagekammer 
eine ebenfalls aus drei Oberrichtern bestehende Gefängniskommission 
vor (§ 12), welche die Aufsicht über sämtliche Untersuchungs- 
gefängnisse ausübt. Ausserdem besteht in jedem Hauptorte der 
Amtsbezirke Hochdorf, Sursoe, Wiilisau und Entlebuch eine Amts- 
gefängniskommission, die vom Obergericht gewählt wird. 

Das Gesetz vom 29. Mai 1901 betreffend Abänderung des Gesetzes 
über das Handändernngs- und Hgpothekarwesen enthält in § 6 eine 
Strafandrohung gegenüber demjenigen, welcher durch eine offenbar 
grundlose, widerrechtliche Betreibung die Fertigung einer Liegen- 
schaft, die Ausfertigung eines Auskauf- oder Teilbriefes oder die 
Aushändigung einer neu errichteten Gült hindert. 

Strafbestimmungen enthalten ausserdem folgende Verordnungen : 
Interkantonale Verordnung betreffend die Schifffahrt auf dem Zuger- 
see, vom 9. März 1901, erlassen von Zug, Schwyz und Luzern. 
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Art. 51 lautet: Übertretungen der Verordnung werden, sofern in 
der betreffenden Handlung nicht der Thatbestand eines schwerem 
Delicts gegeben ist, von den zuständigen Beamten oder Behörden 
desjenigen Kantons, in welchem sie stattgefunden, mit einer Busse 
von Fr. 2 — 100 bestraft, wobei auch im Rückfalle die Entziehung der 
erteilten Bewilligung ohne Entschädigung ausgesprochen werden kann. 

Verordnung betreffend den Motorwagenverkehr auf öffentlichen 
Strassen, vom 31. August 1901. § 12: Zuwiderhandlungen gegen 

vorstehende Bestimmungen sind dem Statthalteramt zur Anzeige 
zu bringen und mit einer Busse von Fr. 5 — 200 zu ahnden. 

Verordnung Uber die Vollziehung des Bundesgesetzes betreffend 
die Ergänzung des Bundesgesetzes über den Militärpflichtersatz , vom 
26. Dezember 1901. § 9 : Das Statthalteramt hat innert zehn 

Tagen nach Empfang der Anzeige die Säumigen vorzuladen und 
dafür zu sorgen, dass dieselben bei schuldhafter Zahlungsverweige- 
rung nach Massgabe des Bundesgesetzes vom 29. März 1901 be- 
treffend die Ergänzung des Bundesgesetzes Uber den Militärpflicht- 
ersatz bestraft werden. 

Das Verfahren richtet sich nach den Bestimmungen des luzerni- 
schen Strafrechtsverfahrens. 

Die Haftstrafen sind in den Amtsgefängnissen abzusitzen. 

Verordnung betreffend Carbid und Acetylen, vom 30. Dezember 
1901. § 23 : Übertretungen dieser Vorschriften werden nach An- 

leitung des Polizeistrafgesetzes bestraft. Mit der Strafe kann der 
Entzug der erteilten Bewilligung verbunden werden. 

Fribourg. Rapporteur: V Gottofrey, professeur et député 
au Conseil national. 

Le Grand Conseil n’a voté aucune loi d'ordre pénal en 1901. 
Plusieurs projets de loi sont ;’i l’étude (sursis à l’exécution, réforme 
du régime des jeunes délinquants, etc.), mais aucun n’a été encore 
adopté par l’autorité législative. 


Schaffhausen. Berichterstatter: Rechtsanwalt E. Ziegler in 
Schaffhausen. 

Meine letzte Berichterstattung datiert vom 18. September 1901 
und beschlägt das Jahr 1900, mein heutiger Bericht umfasst 2 Jahre, 
1901 und 1902 . 

Am 22. Mai 1901 fasste der Regierungsrat den Beschluss: Die 
Einfuhr von Fleisch in gehacktem Zustande ist verboten, und zwar so- 


Digitized by Google 


Bericht für das Jahr 1901 / 1902 . 


95 


wohl die Einfuhr aus dem Auslande als aus anderen Kantonen. Ebenso 
auch von einer Gemeinde des Kantons in eine andere. 

Der Grund dieses erst im Amtsblatt Nr. 2 vom 14. Januar 1902 
publizierten Beschlusses war der, dass die Erfahrung gelehrt habe, 
dass bei der Produktion solchen Hackfleisches arge Ungehörig- 
keiten Vorkommen, und dass es der gewöhnlichen Fleischschau ab- 
solut unmöglich sei, solche Ware zu kontrollieren. Hierfür wäre eine 
eingehende chemische, mikroskopische und bakteriologische, zeit- 
raubende und kostspielige Untersuchung erforderlich. 

Am 27. September 1901 erliess der Regierungsrat eine schiff- 
fahrtpolizeiliche Verordnung für den Untersee und den Rhein (Ge- 
setzessammlung, Neüe Folge, Band X, 2) auf Grundlage der inter- 
nationalen Schiffahrts- und Hafenordnung für den Bodensee, Untersee 
und Rhein, der Vollziehungs Verordnung hierzu, des Konstanzen 
Protokolls und der Verordnung betreffend Bau und Betrieb von 
Motorbooten. Ich hebe daraus folgende Bestimmungen hervor : 

Art. 2. Die Aufsicht über die Schiffahrt wird in polizeilicher 
Beziehung ausgeübt durch die betreffenden Gemeinderäte und die 
kantonale Polizeidirektion, in technischer durch von der Polizei- 
direktion bezcichnete Sachverständige. 

Art. 6. Bewerber um das Patent für die Ausübung des Schiffer- 
gewerbes müssen sieh bei der kantonalen Polizeidirektion über guten 
Leumund und Befähigung ausweisen ; Abnahme einer Prüfung ist 
Vorbehalten. 

Art. 13. Auch die nicht unter eidgenössischer Kontrolle stehenden 
Fahrzeuge jeder Art sind der jährlichen Prüfung auf Anordnung 
der Polizeidirektion durch Sachverständige unterstellt. 

Art. 27. Das Ausleihen eines Bootes an Kinder, Betrunkene 
oder des Fahrens Unkundige ist untersagt. 

Art. 42. Nichtbeachtung von Vorschriften der Verordnung wird 
durch die Polizeidirektion mit Busse von Fr. 2 bis 50 bestraft. Die 
nicht sofort bezahlte Busse wird in Arreststrafe umgewandelt. 

Die Verordnung ist am 15. Dezember 1901 in Kraft getreten. 

Am 9. Oktober 1901 hat endlich der Regierungsrat, in Aus- 
führung des Gesetzes betreffend Massnahmen gegen die Reblaus vom 
11. Oktober 1898, eine Vollziehungsrer Ordnung erlassen, welche am 
21. Oktober 1901 vom Grossen Rate bestätigt wurde. 

Hauptzweck derselben war, die Grundlage für die zu leistenden 
Beiträge der Rebenbesitzer zu schaffen, sowie für die Feststellung 
der Entschädigung für zerstörte Reben und den Entzug der freien Be- 
nützung des Areals (Kataster, Einzugskontrolle, Abrechnungsheft etc.). 

Art. 8 verpflichtet die Rebenbesitzer zur Angabe der Mass- und 
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Kulturveränderungen. Wer dieser Pflicht nicht nachkommt, hat ein- 
mal für allfällig neu hinzugekommenes Rebareal nachzuzahlen und 
unterliegt überdies einer Polizeibusse bis auf die Höhe von Fr. 500 
(Art. 24 des Gesetzes). 

Diese Verordnung trat mit 1. Januar 1902 in Kraft, und es 
hätte der erste Einzug der Reblaussteuer im Jahre 1902 erfolgen 
sollen. Da aber ein Teil der massgebenden Persönlichkeiten mit 
der Ausführung des Gesetzes überhaupt nicht Ernst machen will, 
so hat der Regierungsrat im Dezember 1902 beim Grossen Rate 
den Antrag eingebracht, und der Grosse Rat beschlossen, „es sei 
pro 1902 von der Erhebung einer Reblaussteuer Umgang su nehmen“ . 
Als Mäntelchen für diesen Beschluss dienten die verheerenden Natur- 
ereignisse in der Gemeinde Unterhallau (Landabschwemmungen). 

Durch Regierungsbeschluss vom 20. November 1901 wurde der 
§ 36 der in meinem letzten Bericht behandelten „ Verordnung be- 
treffend den Verkehr mit Fahrrädern, Motorwagen und ähnlichen Ve- 
hikeln“ dadurch mit anderwärts geltenden Bestimmungen in Ein- 
klang gebracht, dass an den Motorwagen nur noch zwei Laternen 
anzubringen sind, beide vorn seitlich, links eine mit grünem Licht, 
rechts eine mit weissem Licht. 


1902. 

1. Abteilung. 

Am 12. März 1902 erliess der Regierungsrat „ Vollziehungs- 
bestimmungen sunt Bundesgesets vom 29. März 1901, betreffend die 
Ergänzung des Bundesgesetzes über den Mililärpflichtersatz vom 
28. Juni 1878“. 

Die in Art. 1 des Gesetzes vorgesehene mahnende Stelle ist 
der Sektionschef. Mit der zweiten Mahnung ist der Steuerpflichtige 
auch darauf aufmerksam zu machen, dass er den schuldigen Ersatz 
durch Arbeit im Zeughause abverdienen könne. Ein Tag Arbeit 
dient als Äquivalent für Fr. 3. — Der Ab Verdiener erhält Kost und 
Logis im Zeughause. Anmeldungen sind an den Sektionschef zu 
richten. 

Wer trotz Mahnung nicht bezahlt oder abverdient, oder die 
Unmöglichkeit ausweist, das eine oder das andere zu tun, wird 
auf Anzeige des Sektionschefs durch das Kreiskommando dem zu- 
ständigen Bezirksgerichte zur Bestrafung überwiesen. 

Zahlungsbefehle sollen nur in den Fällen erlassen werden, wo 
auf Bezahlung gerechnet werden kann, sonst findet die Strafüber- 
weisung ohne Durchführung der Schuldbetreibung statt. 
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Entscheidungen in Strafsachen. 

Jurisprudence pénale. 


Kantonale Gerichte. — Tribunaux cantonaux. 


Obergericht des Kantons Bern. 


Urteile der Polizeikammer in Sachen KUenzi wegen Erpressung. 

I. Urteil vom 3. September 1902. Auszug. Entscheidung der Vorfrage: 
Ist die Erpressung überall nur auf Antrag strafbar? 

,,b) In erster Linie ist der Angeschuldigte dem urteilenden 
Strafgericht überwiesen wegen Erpressung im Sinne des Art. 208, 
Al. 2, St.-G., begangen mittelst Anwendung von Drohungen von 
der in Art. 98 erwähnten Art. Da für derartige Erpressungen in 
Art. 208, Al. 2, die Bestimmungen des Art. 98 St.-G. anwendbar 
erklärt sind, so argumentiert die Verteidigung dahin, es dürfe eine 
Strafverfolgung wegen dieses Deliktes nur auf Antrag des Verletzten 
statttinden, da in Art. 98, Al. 3, St.-G. die Strafverfolgung wegen 
Drohung gegen bestimmte Privatpersonen ausdrücklich nur auf 
Antrag der Bedrohten zulässig ist. Die Stichhaltigkeit dieser Ar- 
gumentation ist oberinstanzlich nachzuprüfen. 

c) Vorerst ist zu konstatieren, dass in der Tat der angeblich 
durch die Erpressung geschädigte Herr X in seiner Abhörung vor 
dem Untersuchungsrichter ausdrücklich erklärt hat, er stelle persön- 
lich keinen Strafantrag gegen den Angesehuldigten. 

Ist nun die Stellung eines Strafantrages eine notwendige Vor- 
aussetzung zur Einleitung und Durchführung einer Strafuntersuchung 
wegen Erpressung im Sinne des Art. 208, Al. 2, wie dies zweifel- 
los bei Drohungen im Sinne des Art. 208, Al. 3, der Fall ist 1 )? 

*) Es scheint hier ein Irrtum vorzuliegen ; denn Art. 208 enthält nur 
zwei Absätze und überhaupt nur zwei Sätze. Der zweite Satz des Art. 208 
bestimmt: «Hat der Schuldige die Erpressung nur mittelst Anwendung 
von Drohungen von der im Art. 98 erwähnten Art begangen, so finden die 
Bestimmungen des genannten Artikels Anwendung.» Art. 98 richtet sich 
gegen die durch Schrift oder in anderer Weise ausgeführte Bedrohung 
mit Angriffen auf die Person oder mit Brandstiftung. Art. 98 bestimmt : 

Schweizerische Zeitschrift für Strafrecht. IG. Jahrg. 7 
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Der Wortlaut des deutschen Textes des Art. 208, Al. 2, St.-G. 
lässt allerdings einige Zweifel über diese Frage aufkommen ; eine 
nähere Betrachtung des Artikels in seiner Gesamtheit und in seiner 
Stellung im Strafgesetzbuch beseitigt dieselben jedoch. 

Die Erpressung wird nach bernisehem Strafrecht, wie sich aus 
der Stellung des Art. 208 im Systeme des Strafgesetzbuches ergibt, 
wie alle in den Titeln X und XI aufgefiihrten strafbaren Hand- 
lungen, als ein Vermögensdelikt, ein unerlaubter Eingriff in die 
Vermögensverhältnisse des Nächsten, bestraft, nicht wie die Drohung 
nach Art. 98 als ein Delikt gegen die Ruhe und den freien Willen 
desselben. Alle diese Vermögensdelikte werden nun mit ganz we- 
nigen Ausnahmen (Art. 202, letztes Alinea, 214) von Amtes wegen 
verfolgt. Nun stellt sich aber die Erpressung als eines der schwe- 
reren Vermögensdelikte dar, das in den in Al. 1 des Art. 208 auf- 
geführten Fällen nach den Bestimmungen über den Kaub bestraft 
wird, während in den in Art. 208, Al. 2, aufgeführten Fällen die 
Bestimmungen des Art. 98 Anwendung Anden sollen. Hieraus lässt 
sich der Schluss ziehen, dass es kaum in der Absicht des Gesetz- 
gebers liegen konnte, dieses schwere Vermögensdelikt bloss auf An- 
trag bestrafen zu lassen, während bedeutend leichtere von Amtes 
wegen verfolgt werden. 

Es ist ferner zu beachten, dass Art. 208 sowohl in Al. 1 als 
in Al. 2 wohl die Tatbestandsmerkmalc der Erpressung aufführt, 
allein keine selbständige Ätra/androhung enthält, sondern bezüglich 
derselben auf andere Artikel des Strafgesetzbuches verweist. So 
enthält Al. 1 die Anordnung, dass die Erpressung der dort be- 
schriebenen Art nach den Bestimmungen über Raub bestraft werden 
soll, und anschliessend hieran verweist Al. 2 bezüglich einer wei- 
tern Art von Erpressung auf Art. 98. Hieraus darf nun geschlossen 
werden, dass auch diese zweite Verweisung sich bloss auf die Straf - 
bestimmungen des Art. 98 bezieht, nicht aber auf das weitere da- 
selbst vorgesehene Erfordernis des Strafantrages. Ein Fingerzeig 
dafür, dass diese Interpretation richtig sein dürfte, liegt im fran- 
zösischen Text des betreffenden Alineas, der ganz unmissverständ- 
lich nur auf die Strafbestimmung des Art. 98 verweist : „ le 

coupable sera condamné ;i l’une des peines édictées par le dit article.“ 
Nun darf allerdings nach Art. 17, Al. 2, der Kantonsverfassung, 
wonach der deutsche Text als der ursprüngliche betrachtet werden 
muss, nicht ohne weiteres diese französische Fassung als die mass- 
gebende betrachtet werden, allein es kann doch in Verbindung mit 

« Ist die Drohung nur gegen bestimmte Privatpersonen gerichtet, so findet 
eine Strafverfolgung nur auf Antrag der Bedrohten statt.» Sind daher 
auf eine Erpressung die Bestimmungen des Art. 98 anzuwenden, so muss 
auch die Bestimmung dieses Artikels Anwendung finden, dass Drohungen 
gegen bestimmte Privatpersonen nur auf Antrag zu bestrafen sind. 

Stooss. 
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den obigen Ausführungen angenommen werden, dass diese franzö- 
sische Redaktion nicht beanstandet worden ist, weil sie der Absicht 
des Gesetzgebers entsprach. 

d) In Übereinstimmung mit einem Präjudiz der Anklagekammer 
in Sachen Jaquet vom 9. März 1889 (Monatsblatt VI, 104) hält 
daher auch die Polizeikammer dafür, dass die Verweisung des 
Art. 208, Al. 2, auf die Bestimmungen des Art. 98 sich bloss auf 
die ;S7r«/bestimmungen bezieht. Der Strafantrag der verletzten 
Partei ist somit keine notwendige Voraussetzung zur Durchführung 
einer Strafverfolgung wegen Erpressung im Sinne des Art. 208, 
AI. 2, St.-G. tt 

EL Urteil in der Hauptsache vom 4. Februar 1903. 

1. Den Akten ist folgender Tatbestand zu entnehmen: 

Laut einer Strafanzeige des Polizeikorporals ITuggler vom 
5. April 1902 deponierte Herr X, Angestellter bei Y & Cie., er 
sei seit längerer Zeit Erpressungen von seiten eines Individuums, 
das sich E. Sandoz nenne, ausgesetzt, unter Angabe folgender Tat- 
sachen : 

Am 22. Oktober 1900 sei ein unbekanntes Frauenzimmer zu 
ihm aufs Bureau gekommen und habe von ihm Geld verlangt. Da 
er ihr erklärt habe, er habe nicht viel Barschaft bei sich, sie solle 
zu ihm in die Wohnung kommen, so habe sie dies befolgt. Bei 
diesem Anlass habe er ihr nach den Brüsten gelangt und ihr den 
Vorschlag gemacht, geschlechtlich mit ihr zu verkehren. Sie habe 
dies jedoch abgelehnt mit dem Bemerken, sie sei erst vor 14 Tagen 
niedergekommen. Hierbei sei es geblieben und er habe ihr Fr. 10 
oder 15 gegeben. Am folgenden Tage habe er einen mit „E. Sandoz“ 
Unterzeichneten Brief erhalten, in welchem der Briefschreiber er- 
klärte, die betreffende Person sei seine Ehefrau gewesen, und er 
verlange deshalb von Herrn X, „um ihn für solche unzüchtige Weisen 
zu bestrafen“, eine „Gratifikation von 500 Franken“. Sollte der 
Adressat damit nicht einverstanden sein, so werde er ihn auf seinem 
Bureau „ein wenig unsanft ansprechen“. Der angebliche Sandoz 
sei auch zu ihm gekommen und habe ihm gedroht, „er werde ihm 
schon zeigen, wenn er ihm diese Summe nicht ausbezahle“. Um 
sich dieser Zudringlichkeiten zu erwehren , habe er ihm dann 
Fr. 500 gegeben unter der Bedingung, ihn fortan in Ruhe zu lassen. 
Bald nachher sei er jedoch von neuem durch diesen Sandoz münd- 
lich und brieflich belästigt worden. Einmal sei ihm derselbe von 
der Strasse bis in seine Wohnung nachgelaufcn und habe ihm 
gedroht, „er schlage alles zusammen, wenn er ihm nicht Geld ver- 
abfolge“. Aus Furcht vor diesem frechen Individuum habe er dem- 
selben noch 4 Male Geld in Beträgen von Fr. 200 und 100, zu- 
sammen mit der ersten Zahlung somit über Fr. 1000 übergeben. 
Auch brieflich sei er mehreremal immer von der gleichen Per- 
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sönlichkeit unter Androhung von Skandal um Geld angegangen 
worden, so zuletzt noch um Fr. 2000, die er demselben bis Mittwoch 
den 2. April 1902 an die Adresse A. A. 11, hauptpostlagernd Basel, 
senden solle. Um sich dieser Belästigungen endlich zu entziehen, 
verlangte Herr X das Einschreiten der Polizei gegen den angeblichen 
Sandoz, dessen Identität mit Ernst Kflenzi, Athlet und Konzert- 
spieler, er vermute. Er fügte ferner noch bei, er bezweifle, dass 
die bei ihm erschienene Frau die Ehefrau dieses Küenzi alias Sandoz 
sei, und er sei wahrscheinlich in eine zum voraus wohl überdachte 
Falle geraten. 

Der Angeschuldigte Ernst Küenzi, der auf erfolgte Ausschreibung 
hin am 2. Mai 1902 in Basel verhaftet wurde, gibt zu, folgende 
Briefe an X geschrieben und mit E. Sandoz unterzeichnet zu haben : 
Die bei den Akten befindlichen Briefe, datiert vom 23. Oktober 1900, 
11. März 1901, 24. Mai 1901, von Lons-le-Saunier (Frankreich), 

10. und 17. Februar 1902, 31. März 1902, 3. und 6. April 1902, 

11. April 1902, sowie zwei fernere undatierte Briefe; sämtliche, 
mit Ausnahme desjenigen vom fi. April 1902, sind an Herrn X 
adressiert, letzterer dagegen an Fräulein Z, Tante des X. Den 
Vorfall vom Oktober 1900 in der . . .gasse und der Wohnung des X 
bestreitet er dagegen, ebenso will er von X kein Geld erhalten 
haben. Als Grund seines Vorgehens gibt er an, seine Frau sei, als 
sie im Oktober 1900 für eine andere Person eine Kommission bei X 
ausrichtete, von letzterem an den Brüsten betastet worden und beim 
gleichen Anlass habe sie derselbe „brauchen wollen 14 . 

Der Inhalt der angeführten Briefe ist kurz folgender: 

1. Brief vom 23. Oktober 1900: Der Angeschuldigte teilt X 
mit, dass die Frauensperson, die bei ihm gewesen sei, seine (des 
Briefschreibers) Frau sei, und fährt fort: „Um Sie sauberer Herr 
fortan für solche unzüchtige Weisen zu bestrafen, verlange ich eine 
Gratifikation von Fr. 500 . . . Sollten Sie nicht einverstanden sein, 
so werde ich Sie auf ihrem Bureau Donnerstag ein wenig unsanft 
ansprechen.“ 

2. Brief vom 11. März 1901 : Der Augeschuldigte verlangt ein 
Darlehen von Fr. 200, da er ein Geschäft angefangen habe. 

3. Brief vom 24. Mai 1901 vom Hôtel do l'Europe, Lons-le- 
Saunier (Frankreich) : „Bitte mir sofort noch Samstag Fr. 100 nach 
unterstehender Adresse zu senden, aber unfehlbar. Ich habe hier 
ein grosses Quantum Wein gekauft, habe aber zu wenig Geld. Sie 
dürfen aber nicht fehlen und Samstag absenden, dass ich Montag 
habe.“ 

4. Brief vom 10. Februar 1902: „Schicken Sie mir sofort 
Fr. 200 per Einschreibebrief, aber nicht fehlen, sonst folgt Brief 
auf Brief.“ 

5. Brief vom 17. Februar 1902: „Bitte Sie beiliegenden Brief 
Ihrem Herrn abzugeben oder das Geld zu senden.“ 
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Der einliegende, an Herrn Y & Cie. adressierte Brief lautet: 
„Werter Herrn Y! Ich bitte Sie doch Ihren Angestellten Herrn X 
doch zu mahnen, dass er mir jetzt die mir schon lange schuldigen 
Fr. tiOO oder wenigstens einen Teil davon sendet. Sonst lasse ich 
ihm sofort sein Gehalt pfänden.“ 

Letztere zwei Briefe sind aus Berlin geschrieben. 

6. Brief vom 31. März 1902: „Da ich Mittwoch Mittag nicht 
Zeit habe zu kommen um das Geld abzuholen bitte ich Sie mir 
dasselbe per Einschreibebrief mit Adresse A. A. 11, Basel, Haupt- 
postlagernd, zu senden. Aber gleich Mittwoch Mittag, dass ich es 
bis Abend habe . . . Nicht fehlen, dass ich wieder nach Bern 
kommen muss. Es ist besser dass ich mit der Frau über Wasser 
fahren kann, Sie müssen mir aber soviel schicken wie ich sagte, 
sonst habe ich wieder zu wenig. Es ist damit abgeschlossen und 
Sie werden dann nichts mehr von mir hören. Mit unter zweitausend 
Franken könnte ich nicht weg; also Mittwoch Mittag pünktlich 
wegschicken.“ 

Dieser Brief enthält das Geständnis, dass der Angcsehuldigte 
auch mündlich mit X verkehrt hat. 

7. Brief vom 3. April 1902 : „Sie werden gedacht haben, der 
ist jetzt wieder fort, ich habe nichts mehr zu befürchten aber das 
geht blos paar Tage ist er wieder da aber dann spricht er nicht 
mehr so anständig sondern packt Sie am Kragen. Ich hatte Ihnen 
doch teutlich gesagt, dass es das letzte mahl sei dass ich Sie be- 
lästige Sie haben dann versprochen bis Mittwoch Mittag dann wie 
Sie gemerkt haben dass ich fort bin haben Sie Umschlag gemacht. 
Ich warte ruhig ein paar Tage und wenn Sie die Sache nicht gut 
machen, dann bin ich nächste Woche wieder in Bern. Wenn ich 
bis Montag keine Antwort habe dann folgt ein Einschreibebrief an 
Herrn Y um ihm mitzuteilen, dass Sie ihm Briefe unterschlagen 
habt . . . Sie können jetzt wählen entweder die Sache erledigen 
oder Sie für Ihr Leben blamieren. Sie müssen nicht glauben, dass 
ich nachgebe. Sie haben mir es versprochen und will und muss 
das haben . . .“. 

8. Brief vom 6. April 1902 an Fräulein Z, Tante des X: 
Letztere wird ersucht, den X an die Erfüllung seines mündlich 
gegebenen Versprechens zu mahnen, „es könnte ihm sonst die Frei- 
heit für einige Jahre und die Ehre für sein Leben kosten“. 

9. Brief vom 1 1 . April 1 902 : Der Adressant teilt mit, er sei 
mit einer sofortigen Sendung von Fr. 500 befriedigt und sehe die 
Geschichte dann als erledigt an. Der Schluss des Briefes lautet: 
„Zu Ihrer Sicherstellung erwarte ich sofort obgenanntes“. Diesem 
Brief ist eine folgendermassen lautende Quittung angehängt: 

„Berlin, den 11. April 1902. Unterzeichneter bescheinigt hier- 
mit unterschriftlich, nachdem er von Herrn X, wohnhaft in Bern, 
Fünfhundert Franken per Post richtig erhalten hat nichts mehr 
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von obgenanntera zu fordern hat und der Streit zwischen beiden 
Parteien als unbedingt erledigt zu betrachten ist. sig. E. Sandoz.“ 

10. und 11., zwei undatierte Briefe mit folgendem Wortlaut: 

„Also wie in der Krone heute gesagt zur gänzlichen Erledigung 
der Sache Dienstag Mittag was ich gesagt und nichts anders. 
Sollten Sie wirklich anderer Meinung sein werden Sie mich dann 
erst kennen lernen. Es ist besser nacher hat die Sache Ihre Ruhe.“ 

Im andern teilt er mit, er müsse bis Samstag Fr. 500 haben. 

„Ich warte Ihnen vor dem Hause und werde eine Quittung 
mit Stempelmarke zuwege halten. Aber nicht fehlen, sonst gibts 
ein Donnerwetter.“ 

Auch aus den Briefen 8., 10. und 11. ergibt sich, dass einige- 
mal mündliche Besprechungen zwischen X und dem Angeschul- 
digten stattgefunden haben, da sich der Angeschuldigte darauf be- 
ruft, dass ihm X mündlich gewisse Summen versprochen habe. 

X behauptet, die Frau, die am 23. Oktober 1900 bei ihm er- 
schienen sei, sei nicht identisch mit der Ehefrau des Angeschuldigten, 
welch letztere am 3. Mai 1902 zu ihm gekommen sei, um die An- 
gelegenheit zu ordnen. Die Ehefrau des Angeschuldigten hat sich, 
gestützt auf Art. 220 Str.-V., geweigert, Zeugnis abzulegen, da- 
gegen hat die Mutter des Angeschuldigten, Margarita Küenzi, de- 
poniert, ihre Schwiegertochter habe ihr gesagt, sie sei im Oktober 1 900 
bei X gewesen. Damit ist jedoch die Identität dieser beiden 
Frauenspersonen nicht bewiesen. 

Angesichts der bestimmten Bestreitung des Angeschuldigten, 
von X jemals Geld erhalten zu haben, ist das Beweisergebnis nach 
dieser Richtung hin näher zu untersuchen. 

X selbst behauptet, sukzessive über Fr. 1000 an den angeb- 
lichen Sandoz (in Wirklichkeit Küenzi) gezahlt zu haben ; er selbst 
hat in diesem Verfahren weder einen Strafantrag gestellt noch ein 
Entschädigungsbegehren geltend gemacht, er hat daher auch am 
Ausgang dieses Strafprozesses kein Interesse, durch seine Meldung 
auf der Polizei wollte er sich lediglich des immer frecher werdenden 
Angeschuldigten erwehren und weitere Belästigungen vermeiden. 
Die beiden Polizeiunteroffiziere Jost und Huggler deponieren über- 
einstimmend, X habe von Anfang an auf der Polizei behauptet, 
er habe dem Küenzi Geld gegeben. Dies erscheint als glaubwürdig, 
wenn man die furchtsame Natur des X mit in Berücksichtigung 
zieht. (Vgl. dessen Aussagen in der Hauptverhandiung : „Dieses 
Galgengesicht verfolgte mich Tag und Nacht, ich konnte manch- 
mal deswegen nicht schlafen und quälte mich mit dem Gedanken, 
wo wird dir dieser Mensch wieder erscheinen. Ich fürchtete ihn 
mehr als den Teufel.“) 

Der Wortlaut der vorerwähnten Briefe ist stellenweise derart, 
dass er nicht verständlich wäre, wenn nicht angenommen würde, 
dass bereits Zahlungen von seiten Xs an den Briefschreiber erfolgt 
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seien. (Vgl. zum Beispiel den Brief vom 31. März 1902 : „sonst habe 
ich dann wieder zu wenig. Es ist damit abgeschlossen“, und die 
Beilegung einer Quittung im Briefe vom 11. April 1902.) 

Es ist von vornherein absolut unglaubwürdig, dass der An- 
geschuldigte seine Briefe und mündlichen Besprechungen so oft 
wiederholt hätte, wenn X ihm von Anfang an jede Zahlung ver- 
weigert haben würde. Diese fortgesetzten Bemühungen und der In- 
halt der Briefe bilden ein starkes Indicium für die Annahme, dass 
Zahlungen geleistet wurden ; ebenso auch der weitere Umstand, dass 
laut dem Postquittungsbuch der Firma Y & Cie. am 25. Mai 1901 
ein Chargébrief an die Adresse „E. Sandoz, Grand Hôtel de l’Europe, 
Lons-le-Saunier (France)“ abgeschickt wurde. Man vergleiche damit 
den Brief des Angeschuldigten aus Lons le-Saunier vom 24. Mai 1901 
und den Umstand, dass der 25. Mai ein Samstag war, d. h. gerade 
der Tag, an welchem X laut Aufforderung Fr. 100 nach Lons-le- 
Saunier schicken sollte. Dieser Brief war daher offenbar die Ant- 
wort auf den Brief des Angeschuldigten und wohl kaum ein blosser 
Brief ohne Geldsendung, sonst wäre er nicht „eingeschrieben“ ver- 
schickt worden. 

Endlich ist in dieser Hinsicht ferner indizierend, dass nach 
der Verhaftung des Angesehuldigten dessen Mutter zu X ging (wie 
sie selbst zugibt) und ihm anerbot, das ihm von ihrem Sohn even- 
tuell abgenommene Geld zurückzugeben. Ein solcher Schritt wäre 
wohl unterblieben, wenn sie die Überzeugung gehabt hätte, dass 
ihr Sohn kein Geld erhalten habe. 

Mit Rücksicht auf die Aussagen des Zeugen X, sowie die er- 
wähnten Indizien erachtet die Polizeikammer den Beweis dafür, 
dass Geldzahlungen seitens des X an den Angeschuldigten erfolgt 
sind, als erbracht. 

Dass ein Kausalzusammenhang zwischen diesen Zahlungen und 
den Drohungen des Angeschuldigten besteht, ist ohne weiteres klar. 

2. Dieser. Tatbestand gibt zu folgenden rechtlichen Erwägungen 
Anlass : 

Der Angeschuldigte hat X durch Drohungen veranlasst, ihm 
Zahlungen zu leisten, auf welche ihm ein rechtlicher Anspnich nicht 
zustand. Der vermittelst dieser Drohungen beabsichtigte und auch 
erlangte Vorteil ist demnach als ein widerrechtlicher zu bezeichnen; 
allerdings versucht der Angeschuldigte durch die Berufung auf eine 
■angeblich seiner Ehefrau durch X zugefügte Beleidigung seine For- 
derungen als begründet erscheinen zu lassen ; die tatsächliche Grund- 
lage hierfür (nämlich die Identität der am 23. Oktober 1900 bei X 
erschienenen Frauensperson mit der Ehefrau des Angeschuldigten) 
steht jedoch nicht fest, und überdies würde in der Berührung der 
betreffenden Frauensperson durch X eine Beleidigung nicht erblickt 
werden können, falls letztere, wie X behauptet, selbst Anlass gab 
zur Annahme, sie sei eine Dirne. 
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Die vom Angeschuldigten als Mittel zur Erlangung seiner Zwecke 
angewendeten Drohungen sind verschiedener Art ; Drohungen gegen 
die körperliche Integrität enthalten die Briefe 1 und 7, auch 9, 10 
und 11 lassen die Deutung zu, dass der Angesehuldigte dem Adres- 
saten eine körperliche Misshandlung in Aussicht stellt, im übrigen 
enthalten diese Briefe meist Drohungen mit Angriffen auf die Ehre 
und den guten Namen des Bedrohten. 

Die Frage, ob letztere Drohungen auch unter die in Art. 98 
des Strafgesetzes mit Strafe bedrohten subsumiert werden müssen, 
kann in casu offen gelassen werden. Im Gegensatz zu Art. 208, 
Alinea 1 (beziehungsweise 205), handelt Art. 208, Alinea 2 (be- 
ziehungsweise 98), von Drohungen mit entfernter Gefahr, während 
die erstgenannte Gesetzesstelle von solchen mit gegenwärtiger Gefahr 
spricht. Der Unterschied liegt nicht im bedrohten Rechtsgut, sondern 
in der verschiedenen Qualität der Gefahr (vgl. Monatsblatt, Band II, 
Seite 207). Die erwähnten, in den Briefen enthaltenen, an sich als 
schwer zu bezeichnenden Drohungen gegen die körperliche Inte- 
grität Xs können nur als solche mit entfernter Gefahr bezeichnet 
werden, wie sich schon daraus ergibt, dass sie brieflich geäussert 
wurden und somit nicht sofort verwirklicht werden konnten. 

Der Angesehuldigte, früher Schmied, jetzt Athlet und Konzert- 
spieler von Beruf, wusste durch sein Auftauchen von Zeit zu Zeit 
seinen Drohungen den nötigen Nachdruck zu verschaffen. Die Um- 
stände waren derart, dass X die Verwirklichung der Drohungen 
befürchten musste, er hat sich auch während langer Zeit vor der 
Ausführung derselben gefürchtet, bis er die immer grösser werdenden 
Forderungen seines Peinigers nicht mehr erfüllen mochte und Hülfe 
bei der Polizei suchte. Diese Drohungen sind somit, jedenfalls teil- 
weise, solche der in Art. 98 des Strafgesetzes erwähnten Art. 

Es liegt daher der in Art. 208, Alinea 2, des Strafgesetzes vor- 
gesehene Erpressungsfall vor. 

3. Bezüglich der Ausmessung der Strafe ist in Berücksichtigung 
zu ziehen, dass es sich um eine ganze Reihe fortgesetzter, raffinierter 
Erpressungen handelt, dass der Angesehuldigte schon viermal, wor- 
unter zweimal wegen Drohungen, vorbestraft ist, und dass dem- 
gemäss eine milde Strafe nicht am Platze wäre. 

Die erstinstanzliche, auf 6 Monate Korrektionshaus angesetzte 
Strafe erscheint gestützt auf diese Erwägungen als gerechtfertigt. 
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Or. phil. et jur. Richard Passow: Die Kreditgefährdung des § 187 
St. O. B. in historischer, dogmatischer und kritischer Darstellung. 
(Beling, Strafrechtliche Abhandlungen, Heft 42). Breslau 1902, 
Schietter. 

Der § 187 des Reichsstrafgesetzbuches hat bisher, soweit er 
die Kreditgefiihrdung behandelt , kaum erhebliche Kontroversen 
gezeitigt. Gegen die Zergliederung des gesetzlichen Tatbestandes, 
wie sie Passow gibt, ist immerhin einiges einzuwenden. Seite 25 
steht: „Die Äusserungen (welche zur Kreditgefährdung geeignet 
sind) müssen unwahre Tatsachen enthalten, d. h. Handlungen in 
Verbindung mit den ihnen zu Grunde liegenden Motiven. Das An- 
dichten von Eigenschaften oder das Aussprechen von Urteilen, die 
nicht auf Grund bestimmter Tatsachen abgegeben sind, fällt nicht 
unter § 187.“ Gerade auch solche Urteile will das Gesetz treffen; 
allgemeine, wider besseres Wissen getane Äusserungen, wie: „Die 
Bank des H. ist ein Lumpengeschäft“, „B. wird morgen seine Zah- 
lungen einstellen“ etc., erfüllen den Tatbestand. Die in diesem 
Zusammenhang vom Verfasser angeführte Entscheidung des säch- 
sischen Oberappellationsgcrichtes, die Behauptung, „die Wechsel 
sämtlicher Kaufleute eines bestimmten Ortes seien nicht zu diskon- 
tieren, seien Lumpenpapiere“, falle nicht unter § 187, ist aus einem 
ganz andern Grunde richtig, deshalb, weil diese Behauptung sich 
gegen einen viel zu weiten Kreis richtet, um tatsächlich den Kredit 
des Einzelnen oder des Kreises als Ganzen gefährden zu können. 

Den Wortlaut des Gesetzes: „zu gefährden geeignet ist“, nennt 
Passow einen unschönen Pleonasmus ; der Gesetzgeber habe ledig- 
lich dann strafen wollen, „wenn eine Äusserung möglicherweise eine 
Schädigung des Kredits zur Folge hat“. Das liege aber schon in 
dem Worte „gefährden“, denn gefährden bedeute nicht Schädigung, 
sondern Herbeiführung der Möglichkeit der Schädigung. Dabei 
übersieht der Verfasser unbegreiflicherweise, dass „gefährden“ und 
„zu gefährden geeignet sein“ ganz Verschiedenes bedeuten, dass 
das Gesetz mit dem letztem Ausdruck auch schon die vom „Ge- 
fährden“ verschiedene „Möglichkeit einer Gefährdung“ treffen will — 
und das gibt einen guten Sinn. Unbegreiflich ist mir auch, wenig- 
stens gegenüber der lex lata, dass die Zustimmung des Verleum- 
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deten den Tatbestand der Kreditgefährdung nicht aufheben soll (S. 27). 
Solange die Kreditgefährdung als Antragsdelikt unter den Ehr- 
verletzungen ihren Platz hat, ist das Gegenteil richtig. Eine andere 
Frage ist, ob das Delikt an diesen Platz im System gehört. Passow 
will es bei der Neuredaktion des Strafgesetzbuches unter die De- 
likte gegen das Eigentum einreihen ; nach seinen Ausführungen 
über die Bedeutung des Kredites in der modernen Wirtschaft hätte 
ich erwartet, er würde es mit den Fftlschungsverbrechen, dem 
unlautern Wettbewerb etc. einer Kategorie zuweisen, welche die 
Verbrechen gegen die Sicherheit des Handels- und Geschäftsverkehrs 
umfasst. (Vgl. den schweizerischen Entwurf, besonderer Teil, 11. Ab- 
schnitt, der allerdings die Kreditgefährdung nicht enthält.) Bei 
dieser Einreihung wäre der Verfasser wohl auch noch zu einer 
Abgrenzung seines Deliktstatbestandes gegenüber dem Begriffe des 
unlautern Wettbewerbes gekommen, in dein der Begriff der Kredit- 
gefährdung oft aufgehen wird. Hafter. 

Dr. Hans Gross. Professor des Strafrechts an der Universität Prag: 
Die Erforschung des Sachverhaltes strafbarer Handlungen. Ein 
Leitfaden für Beamte des Polizei- und Sicherheitsdienstes des 
Deutschen Reiches. München 1902. J. Schiceitzer (Arthur Sellier). 

Das Buch ist kein blosser Auszug aus des Verfassers grösserem 
Werke, dem Handbuch für Untersuchungsrichter als System der 
Kriminalistik, es bedeutet eine Bearbeitung desselben für andere 
Zwecke: „es soll in erster Linie für Gendarmen, Polizeilcute, Land- 
jäger etc. bestimmt sein und nicht die eigentliche Kriminalistik 
darstellen, sondern nur das Notwendigste enthalten, was praktisch 
bei der Erhebung des Tatbestandes in Anwendung kommen muss“ 
(S. VI). Die Ausbildung und das Wirken der niedern Polizeiorgane 
ist, wo es sich um die kriminalpolizeiliche Tätigkeit handelt, wohl 
in der ganzen Welt mangelhaft, begreiflicherweise . — im Anfang 
einer Strafuntersuchung, der für den Ausgang meist massgebend 
ist, kann oft nur der erfahrene und namentlich gebildete Unter- 
suehungsbeamte verständnisvoll wirken ; deswegen soll man natürlich 
nicht an der Weiterbildung der niedern Kriminalpolizeiorgane ver- 
zweifeln. Gross löst die Aufgabe, die er sich gestellt hat, mit 
dem schönen und kräftigen Optimismus, der seine ganze bahn- 
brechende Tätigkeit belebt, möge er die Aufnahmefähigkeit der 
Kreise, an die er sich in erster Linie wendet, nicht überschätzt 
haben. Sicherlich wird auch der richterliche und der staatsanwalt- 
sehaftliche Beamte das Buch mit Nutzen immer wieder durchlesen, 
die kriminalistische Tätigkeit dieser Beamten scheitert ja so oft an 
Stellen, wo lediglich praktische Hülfe sie durchbringen kann. Ein 
sehr ausführliches Kegister, das auf Stichproben vorzüglich reagiert, 
erhöht den Nutzen des Buches. Hafter. 
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Alexander Graf zu Dohna : Die Stellung der Busse im reichsrechtlichen 
System des Immaterialgiiterschutzex (v. Liszt, Abhandlungen des 
kriminalistischen Seminars an der Universität Berlin. N. F., 
1. Bd., 4. Heft). Berlin 1902, Guttentag. 

Wir kennen in der Schweiz die Busse im Sinne des modernen 
deutschen Strafrechts nicht. Bei uns bedeutet Busse Geldstrafe 
(vgl. z. B. das zürcherische Strafgesetzbuch, §§ 4, 23 und passim); 
der bei uns herkömmlichen Terminologie folgend, setzt auch der 
revidierte eidgenössische Strafgesetzentwurf von 1002 neuestens 
statt Geldstrafe überall Busse. Diese Tatsachen können zusammen 
mit der geschichtlichen Entwicklung des Institutes der Busse eine 
Erklärung dafür bilden, dass der Streit über den juristischen Cha- 
rakter der Busse im deutschen Strafrechtssystem sich noch nicht 
legen will. Dass Busse historisch Strafe bedeutet, wird zwar nicht 
bestritten, wohl aber, dass sich im heutigen deutschen Recht das 
Blatt gewendet hat, dass jetzt Busse Ersatz, Reparation des Scha- 
dens, bedeutet. (Vgl. namentlich §§ 10 und l(i der Schrift.) 

Stilistisch und juristisch sehr gewandt und mit sicherer Stoff- 
beherrschung entwickelt Dohna diese Umwandlung des Bussen- 
begriffs aus Strafe in Schadensersatz, die sich aus der logischen 
Rechtsentwicklung heraus kaum rechtfertigen, sondern nur aus 
zweckmässiger Gesetzgebungspolitik heraus begreifen lässt. Diese 
Zweckmässigkeitsgründe, die das zivilistische Element der Busse 
in das Strafgesetzbuch einziehen Hessen, sind: ,, Vereinfachung des 
Verfahrens und Ausdehnung des Umfangs bei der Schadensklage“ 
auf den Immaterialgüterschutz (S. 51). So kann der deutsche Straf- 
richter unter bestimmten Voraussetzungen bei übler Nachrede und 
Verleumdung, bei Körperverletzung in allen Fällen, bei gewissen 
Verletzungen des geistigen Eigentums und bei unlauterm Wett- 
bewerb auf eine Busse erkennen, welche die Geltendmachung eines 
weitern Entschädigungsanspruches im Zivilprozess aussehliesst. 

Bei dem bisher stets noch unsichern juristischen Charakter 
dieser Busse haben sich in der Praxis von jeher Reibungen gezeigt ; 
Beweis dafür sind nicht zum letzten die zahlreichen Kontroversen 
und die umfangreiche deutsche Literatur, über die Dohnas Schrift 
vortrefflich orientiert. Zweifellos ist im schweizerischen Recht die 
Frage abgeklärter, weniger aus eigenem Verdienst, als weil wil- 
dem hier führenden französischen Recht folgen : wir haben fast 
durchgängig den Adhäsionsprozess, der den Strafrichter befähigt, 
im Anschluss an die Entscheidung des Straffalles eine zivile Ent- 
schädigung — auch eine Genugtuungszahlung — auszumessen. 
Verlangt der einzelne Fall eingehendere zivilistische Würdigung, 
so wird er auf den Weg des ordentlichen Zivilprozesses verwiesen. 
Dass hier wie auch im Adhäsionsprozess nach den Grundsätzen 
unseres Obligationenrechts körperliche Schmerzen und tort moral, 
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also nicht nur materieller Vermögensschaden , uneingeschränkte 
Berücksichtigung finden, scheint auch Dohna als Vorteil des Schweizer 
Rechtes anzuerkennen (S. 17). Hafter. 

Dr. Friedrich Sturm, Referendar: Die strafrechtliche Verschuldung. 

(Beling, Strafrechtliche Abhandlungen, Heft 41). Breslau 1902, 

Schietter. 

Die Schrift will die Lehre von der strafrechtlichen Verschul- 
dung auf einen neuen Boden stellen. Sturm geht von der Voraus- 
setzung aus, dass mit dem Begriffe der Willensfreiheit der Schuld- 
begriff - steht und fällt, dass der Wille nicht, wie sonst alles in der 
Welt, dem Kausalzusammenhang untersteht. Schon diese einleitende 
Stellungnahme zu dem Problem des freien Willens halte ich zum 
mindesten für überflüssig; das moderne Strafrecht fängt glücklicher- 
weise an, einzusehen, dass es von dem Streit: Willensfreiheit — 
Willensunfreiheit, kaum berührt wird; ferner, dass ein Handeln 
ohne absolute Willensfreiheit noch lange nicht ein Handeln „unter 
absolutem Zwange“ und Zureehnungsunfähigkeit bedeutet. 

Ich will aber hier Sturm folgen und mit ihm die Existenz des 
freien Willens aunehmen : Alle Schuld ist Willensschuld ; sie zeigt 
sich in für das Strafrecht erheblicher Weise „beim Vorsatz“ und 
in der Fahrlässigkeit, und zwar soll sie bei beiden Schuldarten 
darin liegen, dass etwas nicht gewollt ist, in einer „Schwäche des 
Willensvermögens“ (S. 47). Im einzelnen: Beim Vorsatz will der 
Täter die verbrecherische Willensregung nicht unterdrücken, während 
Fahrlässigkeit einen „Mangel des Willens zur gehörigen Aufmerk- 
samkeit“, das „Nichtwollen“ dessen, was man soll, bedeutet (S. 35 ff., 
41, 43). Bei der Umschreibung der Fahrlässigkeit ist damit vom 
Standpunkt der Willenstheorie aus wenig Neues gesagt, die Er- 
klärung der „Schuld beim Vorsatz“ ist aber, auch vom Standpunkte 
der Willenstheorie aus, ganz unhaltbar. Wenn ich eine Untat will — 
um mit der Willenstheorie zu sprechen — so will ich selbstver- 
ständlich implicite nicht das Gegenteil dieser Untat, sagen wir, das 
dem Recht Gemässe ; aber der Wille, auf den es am Ende allein 
ankommt, ist die positive Willcnsspannung gegen das Unrecht hin : 
wer morden will, will implicite nicht das Leben seines Feindes 
erhalten, er will aber primo loco seinen Tod herbeiführen. 

Ebenso unhaltbar sind Sturms Ausführungen im Lichte der 
Vorstellungstheorie, die sich für Annahme einer vorsätzlichen Hand- 
lung bekanntlich damit begnügt, dass der Täter sich den Erfolg 
seiner Handlung vorstellt, wobei nur die den Erfolg verursachende 
Körperbewegung gewollt zu sein braucht. Vorsatz ist schon bei 
dem Täter vorhanden, der lediglich hauen, stechen, schlagen will, 
sobald die Vorstellung dazu kommt, dass als sichere, wahrschein- 
liche oder mögliche Folge des Hauens etc. eine Körperverletzung 
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eintreten wird. Der Vorsatz entfällt, sobald diese Vorstellung nicht 
besteht. Zu dieser positiven Vorstellung kann freilich Sturm gar 
nicht gelangen, weil er bei der negativen Seite des für den schuld- 
haften Vorsatz erforderlichen positiven Willens — der für das 
Recht allein zählt — Halt macht. 

Den Wert und das Wesen der Vorstellungstheorie hat Sturm 
auch für die Fahrlässigkeit nicht erfasst; er schreibt (S. 29), die 
Fahrlässigkeit bestehe nach der Vorstellungstheorie darin, „dass 
der Täter durch Unachtsamkeit und nicht genügende Anstrengung 
der Geistestätigkeit die Folgeu seiner Handlung nicht erkenne oder 
zu irrigen Vorstellungen komme. Sonach sei die Fahrlässigkeit 
ein Verstandes- und nicht ein Willensfehler“. Wie sollte die Vor- 
stellungstheorie dazu kommen, widersinnig eine „Verstandessehuld“ 
zu proklamieren? Selbstverständlich bodeutet nicht der psychische 
Zustand einer geringen Anstrengung der Geistestätigkeit Schuld, 
sondern die Verursachung dieses Zustandes durch Unachtsamkeit 
und Mangel an pflichtgemässer Vorsicht, also die ungenügende 
Willensanspannung. 

Sturm wird mit seiner Begriffsbestimmung des Vorsatzes, 
beziehungsweise, wie er richtiger sagt, „der Schuld beim Vorsatz“, 
kaum irgendwo Gefolgschaft finden; was er anderseits für die 
Fahrlässigkeit feststellt, ist alte Wahrheit. Ganz unbefriedigt lässt 
auch der versuchte Nachweis, dass schuldhafter Vorsatz und Fahr- 
lässigkeit nicht ineinander übergehen, d. h. dass die — ideell 
gedachte — unterste Grenze des Vorsatzes nicht an die obere 
Grenze der Fahrlässigkeit stosse (S. 52 ff.). Sturm wird allerdings 
zu dieser Folgerung konsequent getrieben: schuldhafter Vorsatz 
und Fahrlässigkeit sind nach ihm beide „Trägheit des Willens- 
vermögens, Unterlassen seiner pfliehtmässigen Anwendung“ (S. 38), 
beide gehen gleichsam als parallele Linien nebeneinander; sie sind 
nicht, wie man es sich nach richtiger Auffassung vorstellen kann, 
die positive und die negative Seite einer Linie. 

Das Buch enthält neben vielem Gekünstelten eine gute, zwar 
auch nicht mehr neue Feststellung, die nämlich, dass der Begriff 
des dolus eventualis entbehrlich ist (S. 70 ff.). Ich stimme zu, dass 
„der Vorsatzbegriff ein einheitlicher ist und nicht weiter getrennt 
werden kann“ ; ich gehe hier sogar weiter als Sturm, der das als 
zweifellos nur im Sinne der Willenstheorie annimmt : auch bei der 
Vorstellungstheorie kommt man mit einem Vorsatzbegriff aus, auch 
wenn man trennt in Vorstellung der Notwendigkeit, Wahrschein- 
lichkeit oder Möglichkeit eines Erfolges. Das sind Varietäten des- 
selben Schuldbegriffes, die man im Einzelfall beim Strafmass berück- 
sichtigen soll , aber nicht begrifflich voneinander abzugrenzen 
braucht. Hafter. 
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Sally Jaffa: Der Begriff des Zuhälters im Reichsstraf 'gesetzbuch 
(v. Liszt, Abhandlungen des kriminalistischen Seminars -an der 
Universität Berlin. X. F., I. Bd., 5. ließ). Berlin 1902, Guttentag. 

Mit lobenswerter Kürze wird der § 181« des Reichsstraf- 
gesetzbuches zergliedert, an den sich seit der kurzen Zeit seines 
Bestehens bereits einige Kontroversen geknüpft haben. Namentlich 
ist man sich nicht klar über die Interpretation des Passus: „unter 
Ausbeutung ihres unsittlichen Erwerbes“. Was ist hier das aus- 
gebeutete Objekt ? Während die herrschende Meinung annimmt, das 
„Abhängigkeitsverhältnis“ der Dime vom Zuhälter werde durch 
den letztem ausgebeutet (Frank, Herr, v. Liszt), führt Jaffa aus, 
das Gesetz meine vielmehr: „Der Umstand, dass die Dirne ein 
unsittliches Gewerbe hat, soll ausgebeutet werden“ (S. 12). Richtig 
ist, dass von einer Ausbeutung des Abhängigkeitsverhältnisses im 
gesetzlichen Tatbestand nichts steht; aber die neue Lösung Jaffas 
ist viel zu gesucht und schwerfällig: einen Umstand ausbeuten, das 
versteht kein Mensch. Warum bleibt man nicht bei dem Wortlaut 
des Gesetzes : „Ausbeutung ihres unsittlichen Erwerbes“ ? Der Er- 
werb stellt hier ein gewisses Quantum von Gütern der Dirne dar, 
aus denen der Zuhälter übermässige und in keinem Verhältnis zu 
seinen Leistungen stehende Vorteile zieht, mit andern Worten, die 
der Zuhälter „ausbeutet“. 

§ 181« enthält zwei Tatbestände. Zuhälter ist einmal „eine 
männliche Person, welche von einer Frauensperson, die gewerbs- 
mässig Unzucht treibt, unter Ausbeutung ihres unsittlichen Erwerbes 
ganz oder teilweise den Lebensunterhalt bezieht“, 

und Zuhälter ist ferner: 

„eine männliche Person — , welche einer solchen Frauens- 

person gewohnheitsmässig oder ans Eigennutz in bezug auf die 
Ausübung des unzüchtigen Gewerbes Schutz gewährt oder sonst 
förderlich ist“ (S. 10). 

Die Interpretation des letztem Tatbestandes ist bei Jaffa kurz 
geraten ; namentlich das Verhältnis zum Kuppelei paragraphen ver- 
diente eingehendere Betrachtung. Hafter. 

Dr. Georg Cohn: Neue Rechtsgüter. Das Recht am eigenen Namen. 
Das Recht am eigenen Bilde. Rektoratsrede. Berlin, Liebmann, 
1902. 59 S. 8 ». 


In gewohnt feinsinniger, formschöner und sehr durchdachter 
Weise bespricht der Verfasser hier zwei Probleme der Neuzeit: 
Wie soll der Name eines Menschen geschützt werden? Gibt es ein 
Recht hierauf und was für eines? Und wie kann und soll das 
eigene Bild geschützt werden? Sind es auch im wesentlichen zivil- 
rechtliche Fragen, die da behandelt werden, so haben sie doch 
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auch für den Strafrechtler Interesse ; denn es kann leicht gefordert 
werden, dass auch er zum Schutze mitwirke. Ich möchte freilich 
der Hoffnung Ausdruck geben, dass man ihn hier vorläufig ver- 
schont! — Den beiden Fragen steht der Verfasser verschieden 
gegenüber: Das Individualrecht am eigenen Namen erkennt er voll 
an, dagegen findet er nur das alte Recht auf Ehre bei der Möglich- 
keit, die unbefugte Abbildung einer Person zu untersagen. Es ist 
sehr interessant, der Entwicklung des Namensrechtes zu folgen, 
und auch der Strafrechtler lernt, wie allmählich Rechtsgüter aner- 
kannt werden. In der Marke geniesst teilweise der Name auch 
strafrechtlichen Schutz, und in manchen Fällen des Namensmiss- 
brauchs haben wir zweifellose strafrechtliche Tatbestände, so, wenn 
einem Hunde der Name eines Menschen beigelegt wird, oder wenn 
ein Name in einem Stück oder einem Roman missbraucht wird 
(Beleidigung). — Gegenüber dem Bilde aber ist Cohn der Meinung, 
dass wir ihm einen besondem Schutz nicht angedeihen lassen 
dürften. Jedermann müsse es sich gefallen lassen, im Bilde vor die 
Öffentlichkeit zu treten, und nur ehrenrührige Veröffentlichungen 
des Bildes seien verfolgbar. Man wird vielleicht diese vorsichtige 
Zurückhaltung verstehen und doch daran denken können, dass 
auch hier ein besonderes Recht an der eigenen Person sich einmal 
entwickelt. 

In den meisten zu verfolgenden Fällen freilich wird eine Be- 
leidigung vorliegen, so dass wir ausreichenden Schutz gemessen. 
Zum Beispiel eine junge Dame wird im Badeanzug heimlich photo- 
graphiert und ihr Bild verbreitet. — Am Schluss ist der interes- 
sante Fall erörtert, dass zwei Männer unbefugt den toten Bismarck 
photographierten; das Reichsgericht verurteilte nur wegen Haus- 
friedensbruchs. Cohn möchte auch hier Beleidigung annehmen ; 
aber die gemeine Meinung, dass ein Verstorbener nicht beleidigt 
werden könne, wird doch wohl richtiger sein, und solange das 
Pietätsgefühl der Hinterbliebenen nicht mehr geschützt ist als heute, 
wird kaum eine andere Strafmöglichkeit hier vorliegen — trotz 
Köhlers herber Kritik ! 

Auf eine Kleinigkeit möchte ich zum Schluss hinweisen. Der 
Verfasser nennt das Recht am eigenen Namen ein Rechtsgut; 
anderswo nennt er den Namen selbst ein Recht. Ist diese Aus- 
drucksweise genau? Ich möchte sagen: Der Name ist das Rechts- 
gut; am Namen besteht das Recht. Mittermaier. 


Dr. jur. Hermann HQbbe: Die strafrechtliche Behandlung der vermin- 
derten Zurechnungsfähigkeit. (Beding, Strafrechtliche Abhand- 
lungen, Heft 43). Breslau 1902. Schietter, 40 S. 3°. 

Eine schwache Zusammenstellung einiger Gesetzgebungen und 
Lehrmeinungen, die in der Forderung gipfelt, die verminderte Zu- 
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rechnungsfähigkeit mit milderer Bestrafung anzuerkennen. Also 
gerade das Wichtigste fehlt, nämlich die Darstellung des Wesens der 
verminderten Zurechnungsfähigkeit und die Betonung der für sie 
passenden eigenartigen Behandlung fehlen. Mittermaier. 


Robert von Hippel, Professor der Rechte an der Universität Göttingen: 
Zur Vagabundenfrage. Berlin 1902, Liebmann. 40 S. «9°. 

In einem sehr anregenden Vortrage behandelt der Verfasser 
hier die überaus schwierige, aber überaus wichtige Frage, wie man 
den Wanderbettel bekämpfen könne. Er scheidet, wie schon in 
seinen frühem, höchst beachtenswerten Arbeiten („Die korrektioneile 
Nachhaft, 1889“, und „Strafrechtliche Bekämpfung von Bettel, Land- 
streicherei und Arbeitsscheu, 1895“), den Vaganten aus Not von 
dem gewerbs- und gewohnheitsmässigen Landstreicher. Jener ist 
nicht zu strafen — ihm ist zu helfen. Es ist in unserer Zeit noch 
ganz unvermeidlich, dass Leute aus Not betteln. Hier hilft unsere 
heutige Armenpflege fast nichts, denn bei ihr lastet zu viel auf den 
kleinen, schwachen Ortsverbänden ; es müsste in grossem Bezirken 
eine planmässige Unterstützung eingerichtet werden. Dieser Gedanke, 
dass nur planmässige Hülfe an Würdige, gewährt durch kräftige, 
grössere Verbände, helfen kann, kehrt mehrfach wieder. Es gilt 
das besonders für die Herbergen und die sogenannten Natural - 
Verpflegungsstationen und Arbeiterkolonien, deren grosse Bedeu- 
tung dargelegt wird. Mit Genugtuung ist dabei zu bemerken, dass 
der Verfasser sagt: Ein etwa möglicher Missbrauch dieser Einrich- 
tungen darf nicht von ihrer Erstellung abhalten ! 

Sehr zu beachten ist aber auch, dass der Verfasser darauf hin- 
weisen kann, in wie hohem Masse die Arbeiterkolonien wertlos bleiben 
infolge der Aufnahme ungeeigneter Elemente. Gegen die „Schma- 
rotzer und Störer des Reehtsfriedens“ hält der Verfasser das sogenannte 
Arbeitshaus für die richtige Massregel. Er verlangt, dass durch die 
Rechtsprechenden mit grösserer Sorgfalt als bisher der Unterschied 
der zwei Kategorien festgestellt werde , sonst seien alle Bemühungen 
wertlos. — Wenn auch diesen Ausführungen sehr entschieden bei- 
zustimmen ist, so muss doch eines wundern : dass nämlich der Ver- 
fasser mit keinem Worte die Ursachen des gewerbs- und gewohn- 
heitsmässigen Wanderbettels streift. Ohne sie zu ergründen, scheint 
mir jeder Bekämpfungsversuch aussichtslos. Erst wenn wir wissen, 
durch was die Menschen zu echten Landstreichern geworden sind, 
können wir diesem Übel mit Erfolg zu Leibe rücken. Körperliche 
und geistige Schwäche und Krankheit (Epilepsie!) und andere Ur- 
sachen, die dem Vaganten nicht zur Schuld zuzurechnen sind, spielen 
da eine grosse Rolle. Ihnen gegenüber aber hilft auch das beste 
Arbeitshaus nur sehr wenig! Mittermaier. 
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Dr. Richard Katzenstein: Die Todesstrafe in einem neuen Reichs- 
strafgesetzbuch. Berlin, Prager, 1902. 34 S. 8 ®. 

Selbst als entschiedener Gegner der Todesstrafe bezweifle 
ich, ob sie aus dem zu erwartenden neuen deutschen Reichs- 
strafgesetzbuch verschwunden sein wird. Die unklare Vergel- 
tungsidee beherrscht noch zu sehr das Fühlen der Menschheit, 
als dass sie sich in ihren grossen Massen so leicht davon los- 
machen könnte. Anderseits sind heute zu wenig energische Gegner 
in Deutschland vorhanden, als dass diese sie entschieden bekämpfen 
könnten. Und viele glauben, sie sollten eher diese Frage unan- 
getastet lassen, als dass sie durch ihr Aufrollen das Zustande- 
kommen eines neuen Gesetzbuches gefährden sollten. So bleibt die 
erste Aufgabe aller Gegner heute, dass sie immer wieder auf das 
Nutzlose und das Unsittliche dieser Strafart hinweisen. 

Das tue ich auch entschieden gegenüber dem vorliegenden 
Vortrag, der zwar grosse Kenntnisse, aber doch auch eine gewisse 
Jugendlichkeit des Urteils in einer solchen Frage beweist. Da der 
Verfasser die Hauptargumente zu gunsten der Todesstrafe sehr 
genau zusammenbringt, so ist eine Betrachtung der Schrift nicht 
uninteressant. Er fragt zuerst nach den Bedenken gegen die Todes- 
strafe, dann danach, ob sie houte schon entbehrlich sei. Er weist 
zuerst das Bedenken eines Justizmordes zurück. Ich gebe zu, dass 
ein solcher selten genug sein mag; aber seine imleugbare Möglich- 
keit ist doch gewiss ein nicht unerhebliches Gewicht gegen die 
Todesstrafe. Ganz missverstanden hat der Verfasser den Gedanken, 
dass die Aufhebung der Todesstrafe auf das Volksbewusstsein ver- 
sittlichend wirken müsse, und dass ihre Aufhebung eine viel ge- 
rechtere Vergeltung ermögliche, wie sich v. Iloltzcndorff ausdriiekt. 
Hier liegt ein von den meisten übergangener Hauptpunkt der 
Frage : 

Es ist unsittlich, dass der Staat über das Leben der Verbrecher 
derart verfügt, dass er unterschiedslos Rache nimmt an allen Mör- 
dern, ohne ihre Schuld abzuwägen, dass er mit ruhiger Überlegung 
selbst tötet, wo andere Mittel der Abwehr ausreichen, und damit 
selbst zum Blutvergiessen reizt. Sobald die Menschen nicht mehr 
diese roheste Talionsart für nötig erachten, werden sie sich der 
sittlichen Pflichten im Strafenwesen wohl etwas tiefer bewusst werden 
und beginnen, etwas vorsichtiger die Seele der Mörder zu ergründen. 
Solange die Todesstrafe besteht, ist der rein äusserliehe Rache- 
gedanke nicht überwunden, — das ist die eminent ethische Seite 
dieser Frage ! — Auch Katzenstein kann es nicht ablehnen, dass 
gerade der Erfolg hier die Sti-afo rein änsserlich bestimme. Geradezu 
verblüffend wirkt aber der Satz, dass Todesurteile den Nutzen 
bringen, dass der Monarch sein Gnadenrecht nun recht lebendig 
zum Ausdruck bringen könne ! 

Schweizerische Zeitschrift für Strafrecht. 18. Jjthrjr. 8 
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Die abschreckende Wirkung der Todesstrafe will Katzenstein 
selbst nicht entschieden behaupten; er braucht nur das bequeme 
Mittel, die Gegenfrage zu stellen, ob man denn diese Wirkung 
leugnen könne. Ich glaube denn doch, dass eine etwas genauere 
Betrachtung der Länder, wo die Todesstrafe abgeschafft ist, und 
ihre Vergleichung mit denen, wo sie besteht, zur Genüge lehrt, 
dass die Todesstrafe nicht um einen Gedanken mehr abschreckend 
wirkt, als die Freiheitsstrafe. Und wie sehr wird bei ihr diese 
Wirkung paralysiert durch ihre Unsicherheit ! Wie wenig beachtet 
Katzenstein die Psyche des Mordenden ! — Man kann nicht behaupten, 
dass hier die Bedenken gegen die Todesstrafe sehr genau auf ihre 
Stichhaltigkeit geprüft und nun gar umgekehrt die Notwendigkeit 
der Todesstrafe dargetan sei, wobei auf die Verrohung der heu- 
tigen Zeit hingewiesen wird. Als ob die jemals durch das Schwert 
gebannt werde ! — Und wenn nun gar nach so ganz kurzen Dar- 
legungen eine sehr erhebliche Ausdehnung der Todesstrafe schon 
auf das Unternehmen, einen Bundesfürsten gefangen zu nehmen — ! ! — 
gefordert wird, so wird es wohl berechtigt sein, zu sagen, dass 
selbst die Anhänger der Todesstrafe eine solche Unterstützung ihrer 
Anschauungen für etwas bedenklich halten müssen. Interessant aber 
ist es immerhin, wieder einmal zu erfahren, dass eine neue Waffe 
für die Todesstrafe nicht vorhanden zu sein scheint, und dass die 
alten auch noch nicht ihren Rost und ihre Scharten verloren 
haben ! Mittermaier. 


Landbueh des Kts. Uri, enthaltend die in Kraft bestehenden Ge- 
setze, Verordnungen und Beschlüsse von bleibender Bedeutung 
bis zum 31. Dezember 1891. Dritter Band. Inhalt : Das Zivil- 
und Strafrecht. Altdorf, Buchdrucker ei Huber, 1902. 

Aus dem Landbuche interessieren uns hier natürlich nur die 
strafrechtlichen und strafprozessualen Bestimmungen, die freilich 
keineswegs alles zu diesen Gebieten gehörende Recht darstellen, 
denn es werden eine grosse Menge Allegate aus andern Bünden 
des Landbuchs beigefügt. Doch heisst cs im Vorwort, dass alle 
übrigen Gesetzesbestimmungen, soweit dieselben vor dem 1. Januar 
1892 erlassen worden sind, ausser Kraft erklärt werden. Es ist 
daher aus dieser Revision des Landbuehs, im Vergleich mit S/ooss, 
Grundzüge I, S. 105 ff., und Pfenninger, Strafrecht, S. 108 ff., zu 
erkennen, inwieweit heute noch die alten Bestimmungen in Uri als 
gültig angesehen werden. Ein wenig systematisch geordnet finden 
sich folgende Bestimmungen : 

I. Für das Strafrecht: Als Strafen werden hier aufgeführt: 
Die Todesstrafe für Mord („vorsätzliche Tötung“ wohl ungenau 
genannt) und Brandstiftung, wofern dadurch ein Mensch das Leben 
verloren hat; Zuchthaus als weitere Strafe für „schwere Verbrechen 
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(Malefiz)“; Arbeitshaus, Gefängnis, Haft; Strafe „an Leib, Ehre und 
Gut“ für schwerere Friedbrüche. Geldbusse ist sehr häufig an- 
gedroht und zwar in auffallend niedern Beträgen. Sie ist oft 
absolut und zwar noch in den alten Beträgen (Fr. 18, Fr. 27, 
Fr. 36, Fr. 53, Fr. 88) gedroht, ganz im Gegensatz zu den vielen 
absolut unbestimmten Drohungen. Nach Landsgemeinde-Erkenntnis 
von 1807 und 1811 kann sie aber bis auf ein Fünftel gemindert 
werden, ausser wo „das Gesetz entweder eine unnachlässliche Busse 
oder ein Minimum derselben bestimmt“ (Landratserkenntnis 1856). 
Alle schweren Verbrechen machen ehrlos ; bei andern Kriminalfällen 
ist die Ehrentsetzung fakultativ (Landsgemeinde-Gesetz 1680). Von 
allgemeinen Bestimmungen findet sich bei den Verbrechen gegen 
das Leben eine über Notwehr und „schuldlosen Zufall“ (Art. 258, 
altes Landbuch). Auch der Art. 218, altes Landbuch, gehört hier- 
her, wonach man einen, den man auf diebischem Angriff gegen 
sein Eigentum trifft, ungestraft „an Leib oder Leben schädigen“ 
darf, wenn die Umstände dies erfordern. — Als Verbrechen sind 
genannt : 1) Die „schweren Verbrechen (Malefiz)“ im revidierten 
Art. 254, altes Landbuch. 2) Die Friedbrüche des Art. 260, altes 
Landbuch, meist Körperverletzungen, Drohungen , Freiheitsberau- 
bungen und Nötigungen und Beleidigungen. Für Injurien bestimmt der 
§ 81 der Zivilprozessordnung, dass das Gericht in den Disposi- 
tiven des Urteils „die Ehrbeleidigung gerichtlich aufhebt und die 
Ehre des Beleidigten richterlich wahrt“, und zwar „klar und bestimmt“. 
Diese Neuerung wurde eingeführt, da das Abbitteleisten oft nicht zu er- 
zwingen war. 3) Gegen Staat und staatliche Ordnung richten sich 
besonders das Praktizieren um Ämter und um das Landrecht, Tät- 
lichkeiten gegen Amtspersonen, nächtlicher Unfug. Auch das Ent- 
weichen der Gefangenen ist strafbar. 4) Die Sittlichkeitsdelikte 
sind ganz in früherm deutschem Geist im Paternitätsgesetz bei- 
behalten (einfache Unzucht, Verreisen schwangerer Personen zur 
Entbindung, Verhandeln schwangerer Personen zur Ehe z. B.). 

5) Angriffe auf die Ehre und auf die Sittlichkeit sind besonders 
häufig aufgeführt , so die Schmähschriften (Pasquille) und die Fast- 
nachtliteratur, die nicht verkauft, nur gratis ausgeteilt werden darf. 

6) Vermögensdelikte: Abgesehen von den schweren Verbrechen 
(erschwertem Diebstahl, Verrücken von Markzeichen), ist der Wucher 
mehrfach genannt; bietende Spiele sind verboten, ebenso wie die 
Warenfälschung (Vermischen von "Wein mit Wasser oder schlechtem 
Getränk); das Konkursstrafrecht zeichnet sich durch modernere 
Fassung, in Anlehnung an den Vorschlag Zürcher, aus, wenn es 
auch noch nicht die gewünschte Prägnanz besitzt. Unterschlagung, 
Betrug, Erpressung, Sachbeschädigung sind nicht besonders genannt. 
Die Urkundenfälschung ist nur als „Errichtung falscher Kapital- 
briefe“ unter den schweren Verbrechen erwähnt. 7) Endlich ist 
ausser einigem andern (wie dem Verbot des Wetttrinkens und des 
Nötigens zu übermässigem Trinken, Art. 201, altes Landbuch) noch 
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èine grosse Reihe neuerer Erlasse meist polizeilicher Art zu nennen. 
Es zeigt sich in allem noch ganz die alte kasuistische Art der 
strafrechtlichen Tatbestände, die uns heute schon etwas seltsam 
anmutet, obwohl wir nicht behaupten dürfen, dass wir schon ganz 
über sie hinansgekommen seien. 

II. Für das Verfahren ist wesentlich der bekannte Anhang 
zum Justizreglement mit der Instruktion für den Staatsanwalt und 
dem Reglement für das Verhöramt angeführt. Aber auch Ver- 
haftungen und Hausdurchsuchungen sind geregelt. Sehr viel wird 
über die Strafklage und die amtliche Klage (Gesetz vom li. Mai 1894) 
bestimmt. Die Strafklage verjährt, ausser bei Kriminalfällen, die 
unverjährbar sind, in einem Jahr; sie erlischt auch durch den Tod 
des Beklagten ; sie ist nicht rückziehbar. Der falsche Kläger wird 
„in die Fussstapfen des Beklagten 11 gestellt. Die Anzeigepflicht des 
Art. 267, altes Landbuch, besteht für Verbrechen und schwere Ver- 
gehen heute noch. 

So bietet das neue Landbuch einen interessanten Einblick in 
den heutigen Stand des Strafrechtes von Uri und legt den Wunsch 
nahe, dass uns dies Gebiet einmal unter Benützung aller geschicht- 
lichen Quellen und der heutigen Rechtsprechung so ausführlich wie 
möglich dargestellt werde : Sigwart- Millier, Mnheim, Pfenninger, Stooss 
uncl andere haben das Material schon gut vorbereitet. 

Mittermaier. 

Dr. Reinhard Frank, Professor der Rechte in Tübingen: Das Strafgesetz- 
buch für das Deutsche Reich nebst dem Einführungsgesetze. Dritte 
und vierte, neu bearbeitete Auflage. Leipzig, C. L. Hirschfeld, 1903. 

Das Ziel, das sich Frank stellt, durch seinen Kommentar 
„sowohl der Wissenschaft als dem Studium und der Praxis zu 
nützen“, hat der Verfasser schon in den ersten Auflagen seines 
trefflichen Werkes erreicht. Die Arbeit, die er auf die neueste 
Doppelauflage verwendet hat, sichert dem Kommentar seinen wissen- 
schaftlichen Wert. Der grosse Kommentar von Olshausen ist reicher 
an Kasuistik, aber der Kommentar Franks bietet genug, um über 
den Stand der Rechtsprechung zu orientieren, und er ist gleichzeitig 
ein ausgezeichnetes Lehrbuch, das in dem Gewände des Kommen- 
tars auftritt. Der Stand der Meinungen ist überall übersichtlich 
angegeben. Stooss. 

Dr. jur. Freiherr Alexander Hold von Ferneck: Die Rechtswidrigkeit. 
Eine Untersuchung zu den allgemeinen Lehren des Strafrechtes. 
Erster Band. Der Begriff der Rechtswidrigkeit. Gustav Fischer, 
Jena 1903. 400 S. 

Der nächste positive Zweck der Schrift ist, aus dem Begriffe 
des Rechtes nachzuweisen, dass es nur die sogenannte subjektive 
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Rechtswidrigkeit gibt. Der kritische Teil der Schrift sull den Nach- 
weis führen, dass es keine objektive Rechtswidrigkeit gibt. Der Ver- 
fasser ist Determinist. So findet v. Hold für den Begriff der Pflicht 
kein anderes Merkmal als das des Zwangs. Pflicht ist Zwang, und 
zwar ist Pflicht sozialpsychischer Zwang durch Drohung. Die Inter- 
essen werden dadurch geschützt, dass nicht pflichtwidrig gehandelt 
wird. Generalprävention ist die Signatur des Rechtes auf allen 
Gebieten, nicht nur auf dem des Strafrechtes. 

Die Unrechtsfolge besteht wesentlich nur darin, dass die Drohung 
in Vollzug gesetzt wird. Der Pflichtbegriff — im Sinne v. Ilolds 
gefasst — ist der Mittelpunkt des Rechtssystems. Die Rechtspflicht 
ist äusserer Zw’Rng, der den Widerstrebenden beugt. 

Diese Zitate charakterisieren die Gedankenrichtung des Ver- 
fassers wenigstens einigermassen. 

Im I. Abschnitt wird das Recht dargestellt : 1 . als ein System 
von Beziehungen zwischen Menschen; 2. als ein Komplex .von Impe- 
rativen: 3. als ein Inbegriff hypothetischer Urteile. Hieran schliesst 
sich der II. Abschnitt, der den Begriff der Rechtswidrigkeit behandelt. 
Das dingliche Recht und die juristische Person werden besonders 
erörtert (209 — 281). Der III. Abschnitt befasst sich mit der objek- 
tiven Rechtswidrigkeit (281 — 399). 

Es liegt also ein tiefgehender Beitrag zur allgemeinen Rechts- 
lehre vor, der unter allen Umständen als eine ernste wissenschaft- 
liche Arbeit von grosser Selbständigkeit Beachtung und Prüfung 
verdient. Der Referent muss es sieh aus persönlichen Gründen einst- 
weilen versagen, diese Wiener Habilitationsschrift hier zu beurteilen. 
Es wird sich dazu nach Erscheinen des zweiten Bandes Gelegen- 
heit bieten. Der zweite Rand wird folgende Probleme behandeln : 
den Begriff Rechtsgut, das Verbrechen als Rechtsverletzung, die 
Deliktsfähigkeit der juristischen Person, Strafe und Schadenersatz, 
Notwehr und Notstand, die Einwilligung des Verletzten, den recht- 
lichen Charakter der ärztlichen Handlungen. Stooss. 

Gerichtliche Medizin. Zwölf Vorträge, herausgegeben vom Zentral- 
komitee für das ärztliche Fortbildungswesen in Preussen, in 
dessen Auftrag redigiert von Prof. Dr. Kutner, Schriftführer des 
Zentralkomitees. Mit 33 Abbildungen im Text. Abdruck aus dem 
Klinischen Jahrbuch. Elfter Band. Jena, Gustav Fischer, 1903. 

Die zwölf Vorträge haben folgenden Inhalt : 

1. Feststellung des Todes und der Todesursache. Von Prof. Dr. 
0. Israel. Mit 5 Abbildungen im Text. 

2. Sachverständigentätigkeit und Technik des Gerichtsarztes. Von 
Gerichtsarzt Prof. Dr. Strasswann. Mit 4 Abbildungen im Text. 

3. Gesundheitszustand in zivilrechtlicher und strafrechtlicher Be- 
ziehung. Von Gexichtsnrzt Prof. Dr. Strassmann. 
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4. Traumatische Todesarten. Von Gerichtsarzt Privatdozent Dr. 
Pappe. Mit 4 Abbildungen im Text. 

5. Tod durch gewaltsame Erstickung und abnorme Temperatur. 
Von Geriehtsarzt Privatdozent Dr. Puppe. Mit 7 Abbildungen 
im Text. 

6. Über die Beurteilung von Vergiftungen. Von Geh. Med.-Rat 
Prof. Dr. Liebreich. 

7. Über Fortpflanzungsfähigkeit, Schwangerschaft und Geburt. 
Von Geh. Med.-Rat Prof. Dr. Olshausen. 

8. Krimineller Abort und Kindesmord. Von Privatdozent Dr. 
Gottschalk. Mit 13 Abbildungen im Text. 

9. Die Zurechnungsfähigkeit. Von Prof. Dr. Mendel. 

10. Die Geisteskrankheiten in zivilrechtlicher Hinsicht. Von Geh. 
Med.-Rat Prof. Dr. Mali. 

11. Perverser Sexualtrieb und Sittlichkeitsverbrechen. Von Geh. 
Med.-Rat Prof. Dr. Jollg. 

12. Über Epilepsie und Hysterie in forensischer Beziehung. Von 
Prof. Dr. Köppen. 

Ganz besondere Beachtung verdient der Vortrag von Prof. 
Mendel über die Zurechnungsfähigkeit. 

Mendel schlägt S. 17C folgende Bestimmung über Zurechnungs- 
fähigkeit vor : 

„Eine strafbare Handlung ist nicht vorhanden, wenn der Täter 
zur Zeit der Begehung der Handlung bewusstlos oder geisteskrank 
war.“ 

Es ist dies beinahe wörtlich die Bestimmung, die der schwei- 
zerische Entwurf aufgestellt hatte und die nun eine abgeänderte 
Fassung erhielt. Grundsätzlich stimmen damit die Strafgesetzbücher 
von Frankreich (Art. (54), Belgien (Art. 71) und der Türkei ( Art. 41) 
überein. 

über die verminderte Zurechnungsfähigkeit bemerkt Mendel, 
dass die Strafmilderung wegen verminderter Zurechnungsfähigkeit 
nicht das sei, worauf es ankomme. „Nicht in der Aufstellung einer 
verminderten Zurechnungsfähigkeit, sondern in der Art und Weise 
des Strafvollzugs liegt die wirkliche Lösung der hier in Betracht 
kommenden Verhältnisse.“ Stooss. 

Dr. jur. 0. v. Alberti, A. A. und Hilfsrichter in Freudenstadt'. Gefähr- 
dung durch überlegene Gewalt (Notstand) . W. Kohlhammer. Stutt- 
gart 1903. 

r. Alberti definiert: Notstand ist diejenige gegenwärtige, erheb- 
liche Gefahrlage für ein rechtlich geschütztes Interesse, welche durch 
die tatsächlichen Mittel der eigenen, nicht wegen der Not vermehrten 
Rechtssphäre des rechtlich Interessierten allein nicht beseitigt werden 
kann. Der Verfasser fügt bei, wenn der Notstandsleidende kraft 
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eines Notstandsrechtes fremdes Gut nehme und damit der ihn an- 
greifenden (?) vorher (?) höheren Gewalt zu Leibe gehe (?) und sie 
so überwinde (?), so sei diese letztere Tätigkeit, da höhere Gewalt 
fehle, keine Notstandshandlung, sondern eine Noticeli rh andlung. Es 
sei dies eine Tätigkeit mit Mitteln der zufolge der Not positiv ver- 
mehrten Rechtssphäre des Bedrohten. Unverständlich ist mir der 
weitere Satz: „Der Notstand hat da schon mit Erlangung des Ab- 
wehrmittels geendigt“ (S. 9). 

Der Verfasser erörtert sodann Subjekt, Arten und Mass der 
Notstandshandlung und behandelt in dem zweiten, umfangreichsten 
Abschnitt (S. 21 — 54) die Folgen der Notstandshandlungen nach 
deutschem Recht, wobei er nichtstrafrechtliche und strafrechtliche 
Folgen, sowie Folgen „im sonstigen öffentlichen Recht“ unter- 
scheidet. Wie Löffler fasst r. Alberti die Bestimmungen von § 228 
des deutschen bürgerlichen Gesetzbuches als eine Notwehr bestim- 
mung auf, eine Ansicht, die er schon früher vertreten habe. Die 
Zusammenstellung ist sehr lehrreich. Die Ausführungen über Ge- 
schichte und Rechtsgrund der zivilrechtlichen Behandlung sind 
jedoch dürftig (S. 44 und 45 oben). Unter Bezugnahme auf § 904 
des bürgerlichen Gesetzbuches behauptet v. Alberti, es sei dem 
Staat rein um Vermeidung des höhern Schadens zu tun, wenn von 
zwei Schäden einer bestimmt eintreten würde. Die rechtliche Natur 
der mitgetoilten Fälle wird nicht klargestellt. 

Bei Erörterung der strafrechtlichen Folgen des Notstandes stellt 
v. Alberti den Satz auf : „Wo ein NotstandswAf unbeschränkt ge- 
geben ist, bedeutet dies natürlich für das Strafrecht einen Schuld- 
ausschliessungsgrund.“ Es wäre jedoch Aufgabe der Abhandlung 
gewesen, die Fälle des Notstandsrechtes zu bestimmen. Wer ein 
Notstandsrecht ausübt, begeht keine mit Strafe bedrohte Handlung, 
es liegt daher nicht nur ein Sehuldausschliessungsgrund vor. v. Al- 
berti empfiehlt vorläufig, bis die Arten der Notstandshandlungen 
einmal näher gewürdigt sein werden, etwa folgende Bestimmung: 
„Geschah eine Tat rechtswidrig, aber wegen drohender (nicht recht- 
lich) überlegener Gewalt, so ist der Richter an die sonstigen Straf- 
minima beziehungsweise Strafarten nicht gebunden. In besonders 
gelegenen (?) Fällen kann auf Straffreiheit erkannt werden.“ Der 
Verfasser kennt also die Bestimmungen des norwegischen Straf- 
gesetzes und des schweizerischen Entwurfs nicht. Die letzten sechs 
Seiten der Abhandlungen sind der „subjektiven Seite des Handeln- 
den“ (?), dem Verhalten nach der Tat und der Notstandshülfe ge- 
widmet. Obwohl die Abhandlung die Erkenntnis des Notstandes 
kaum wesentlich fördert, enthält sie doch manche gute und treffende 
Ausführung, insbesondere auch für das deutsche bürgerliche Recht, 
und der Verfusser, der über Notwehr Beachtenswertes geschrieben 
hat, ist mit der Literatur vertraut. Die Schrift ist also lesenswert. 

Stooss. 
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Die strafrechtlichen Nebengesetze des Deutschen Deiches. Erläutert 

von Dr. M. Stenglein, Deichsgerichtsrat, Dr. H. Appelais, Staats- 
anwalt, und Dr. G. Kleinfeller, Professor. Dritte, gänzlich neu- 
bearbeitete und vermehrte Auflage, bearbeitet von Dr. M. Stenglein. 

I . — 5. Lieferung. Berlin 1901 — 1903, Otto Liebmann. 

Die neue Auflage des grossen Werkes umfasst etwa 106 straf- 
rechtliche Nebengesetze, während die erste Auflage 80 Gesetze be- 
handelte. Unterdessen sind 16 Gesetze neu erlassen worden, so dass 
ungefähr der dritte Teil des Werkes neu ist. 

Die Sammlung gliedert sich in 12 Abteilungen und enthält: 

1. Gesetze zum Schutz des geistigen Eigentums; 

2. Gesetze den Geldverkehr betreffend ; 

3. Gesetze die Verkehrsanstalten betreffend; 

4. Gesetze über das Gesundheitswesen und die Lebensmittel ; 

5. Gesetze gegen Viehkrankheiten ; 

6. Gesetze die militärischen Verhältnisse betreffend ; 

7. Gesetze das Seewesen betreffend; 

8. Polizeigesetze; 

9. Verschiedene strafrechtliche Materien; 

10. Gewerbliche Gesetze ; 

II. Arbeiterversicherung ; 

12. Steuergesetze. 

Gegenwärtig (Februar 1903) liegt die 5. Lieferung (1903) vor, 
die das Krankenversicherungsgesetz vom 15. Juni 1883 (10. April 
1892) noch teilweise umfasst. Es ist dies das 88. Gesetz der Reihe, 
das ursprünglich als 85. vorgesehen war. Der Abschluss des Werkes 
steht also unmittelbar bevor. 

Stenglein ist ein so genauer Kenner der Materie, er versteht 
es so vortrefflich, Gesetze fasslich zu erläutern, dass der grosse 
Erfolg des Werkes vorausgesehen werden konnte. Es genügt daher, 
auf die dritte Auflage hier aufmerksam zu machen, deren Preis etwa 
28 Mark betragen wird. Stooss. 


Deutsche Juristen- Zeitung, herausgegeben von Laband, Stenglein 
und Staub. Festgabe, dem 26. Deutschen Juristentage in Berlin 
am 10. bis 12. September 1902 gewidmet vom Verlage der 
Deutschen Juristen-Zeitung, Otto Liebmann, Verlagsbuchhandlung 
für Rechts- und Staatswissenschaften. 

Die glänzend ausgestattete Festgabe enthält ausser einem Be- 
grüssungsgedicht von Albert Träger und Geschichtlichem über den 
Deutschen Juristentag eine Reihe von Abhandlungen, so namentlich 
einen Aufsatz r. Biilows: „Zur Revision des Strafgesetzbuches“, und 
eine Abhandlung von Gareis: „Das Recht am eigenen Bild“, dann 
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•eine Juristische Rundschau von Staub und Neue Eechtsgrundsätze des 
Reichsgerichts in Zivilsachen von Plante. 

Der Verleger der Deutschen Juristen-Zeitung, Otto Liebmann, 
hat mit dieser Festgabe ein bleibendes Andenken an den Deutschen 
Juristentag in Berlin gestiftet. Stooss. 


Dr. jur. Ernst Hafter, Privatdozent an der Universität Zürich: Die 
Delikts- und Straffähigkeit der Personenverbände. Berlin, Julius 
Springer, 1903. 136 S. 

Die Anzeige der Schrift des Zürcher Privatdozenten Dr. Ernst 
Hafter hat den Vorzug, ein Problem in Angriff genommen zu haben, 
das noch keine grundlegende Lösung gefunden hat. Diese will 
Hafter geben. Es ist ein gutes Zeichen, dass der Verfasser die 
Anregung zu seiner Untersuchung aus der Praxis geschöpft hat; 
das bürgt in der Tat dafür, dass seine konstruktive Gestaltung die 
Bedürfnisse des Lebens nicht ausser acht gelassen hat. Eine ein- 
gehende Besprechung der Schrift wird Vorbehalten. 

Seine Resultate für die gesetzgeberische Verwertung fasst Hafter 
dahin zusammen : Im Strafrecht sind die organisierten Personen- 
verbände als deliktsfähige Subjekte neben den Menschen zu stellen. 
Sie können Delikte verüben und dafür bestraft werden. Hieraus 
folgt : 

1. Das Strafgesetz soll auch den organisiert willens- und hand- 
lungsfähigen Personenrerband als Person erklären, gleichgültig, ob 
er juristische Person ist oder nicht. 

2. Eine schuldhafte Verbandshandlung liegt vor, wenn die Tat 
das Produkt eines Gesamtbeschlusses sämtlicher Verbandsglieder oder 
der verfassungsmässigen Entschliessung eines verfassungsmässig be- 
stellten Organs ist. Ein Verband kann alle Delikte begehen, welche 
nicht lediglich der Mensch in seiner Iudividualsphäre auszuführen 
vermag. 

3. Verbandsstrafen sind : Geldstrafe und Auflösung des Ver- 
bandes, dann Stellung unter Polizeiaufsicht, Privilegienentzug, Ent- 
ziehung oder Verminderung der Ehrenrechte, Verweis und Ver- 
öffentlichung des Urteils. 

4. Strafen, die an einem Personenrerband nicht vollstreckbar 
sind, werden in Geldstrafe umgewandelt. 

5. Einzelne Mitglieder des straffälligen Verbandes, deren Nicht- 
schuUl an dem Körperschaftsdelikt festgestellt ist, bleiben straffrei 
und erhalten unter Umständen von dem Staate Entschädigung , na- 
mentlich dann, wenn durch die Vollstreckung der Verbandsstrafe 
auch die nichtschuldigen Verbandsmitglieder getroffen werden. 

Diese Grundsätze sind als Bestimmungen des allgemeinen Teils 
eines Strafgesetzbuches gedacht, die es nach Ansicht Hafters er- 
möglichen würden, die Bestimmungen des besondern Teils auch auf 
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Verbandsdelikte anzuwenden. Doch wären bei den Strafandrohungen 
einzelner Delikte die Verbandsstrafen besonders zu erwähnen. 

Einzelne dieser Gedanken sind der Strafgesetzgebung New Yorks 
entlehnt (1 und 4); aber die Ausgestaltung dieser Gedanken und 
ihre wissenschaftliche Begründung für das Strafrecht (im allgemeinen 
hat die Genossenschaftstheorie Gierkes eingewirkt) gehört dein 
Verfasser an, der sich dadurch ein Verdienst erworben hat, das 
auch dann bestehen bleibt, wenn er mit seinen Vorschlägen nicht 
durchdringen sollte. Stooss. 

Or. Hugo Herz, k. k. Gerichtsadjunkt und Untersuchungsrichter bei 
dem k. k. Landesgerichte in Brünn : Arbeitsscheu tind Recht auf 
Arbeit. Kritische Beiträge zur österreichischen Straf- und Sozial- 
gesetzgebung. Leipzig und Wien, Franz Deuticke, 1902. 100 S. 

Die Schrift bietet viel Lehrreiches und Interessantes, aber nicht 
das, was der Titel erwarten lässt. Denn das Recht auf Arbeit bildet 
nicht einen Hauptgegenstand der Untersuchung ; es wird auch nicht 
näher festgestellt. Der Verfasser leitet aber aus dem Rechte auf 
Arbeit die Armenpflege, die soziale Versicherung, die Naturalver- 
pflegung, die Arbeiterkolonien, die Arbeitslosenversicherung ab. Damit 
will man der Arbeitsscheu steuern; aber die Anerkennung eines 
Rechts auf Arbeit setzen diese Massnahmen nicht voraus. 

In der Einleitung handelt der Verfasser über Strafrecht and 
Sozialreform. Herz schliesst sich dem Postulat v. Liszts au, unsere 
Strafgesetzbücher durch den einzigen Paragraphen zu ersetzen : 
„Jeder gemeingefährliche Mensch ist im Interesse der Gesamtheit 
so lange als nötig unschädlich zu machen.“ Allein v. Liszt denkt 
ebensowenig als Herz an die Verwirklichung dieses Postulates. Liszt 
beteiligt sich an den Arbeiten für ein deutsches Strafgesetzbuch 
von einigen hundert Paragraphen, und Herz betrachtet ein neues 
österreichisches Strafgesetz als ein grosses Ereignis (Vorwort). Im 
Grunde führt die Einleitung zu dem gewiss richtigen Satz, „dass 
im Kampfe gegen Bettel, Arbeitsscheu und Müssiggang sich nur 
durch das Zusammenwirken einer Reihe von Massregeln im gegen- 
wärtigen Staate Erfolge erzielen lassen“ und „dass soziale Präven- 
tion die Zahl der Verbrechen verringern und ihre Formen ab- 
schwächen kann“. Das genügt. 

Die Geschichte der Arbeitsscheu und ihre Bekämpfung (II) be- 
handelt vorzugsweise österreichische Verhältnisse. Die Erörterung 
des geltenden Rechtes (III) schliesst mit der kriminalpolitischen 
Forderung, die Tatbestände der Arbeitsscheu in einen Paragraphen 
zusammenzufassen und als Merkmale dieses Tatbestandes die Arbeits- 
scheu, d. h. „Bedürfnisbefriedigung durch Ausbeutung fremder wirt- 
schaftlicher Verhältnisse bei vorhandener Arbeitsfähigkeit“, aufzu- 
nehmen (S. 43). 
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In einem vierten Abschnitt (S. 44 — 95) wird der Kampf gegen 
die Arbeitsscheu dargestellt, und zwar 1. die kriminelle Repression ; 
2. die Zwangserziehung und Jugendbevormundung ; 3. soziale Prä- 
vention, namentlich Arraenwesen, Naturalverpflegung, Arbeiterkolo- 
nien, Arbeitsnachweis und Arbeitslosenversicherung. 

Das Buch zeichnet sich nicht durch neue Gedanken und durch 
folgerichtige Gedankenentwicklung aus, verwertet aber ein reiches, 
insbesondere österreichisches Material in anregender Form. 

Stooss. 

Oberarzt Dr. Johannes Bresler: Alkohol auch in geringen Mengen Gift. 
Halle a. S., 1902, Carl Marhold. 56 S. 

Der Verfasser untersucht die Wirkungen kleiner Mengen Alko- 
hols auf Körper und Geist. Der Alkohol hat keine Nährkraft, er 
wärmt nicht; durch den Alkohol wird die Wahrnehmung der Sinne 
verlangsamt. Dann beeinträchtigt der Alkohol die geistige Arbeit, 
die Urteilsbildung. Der Alkohol lähmt; das Denken wird zu einem 
„Reflexdenken“. Über die Minderwertigkeit geistiger Leistungen 
nach Alkoholgenuss werden eine Reihe lehrreicher Versuche mit- 
geteilt, so z. B. auch ein Versuch, den Seminardirektor Joss in 
Bern mit Schülern anstellte. Die Schüler, die */* — 1 Liter Bier ge- 
trunken hatten, leisteten nach I — 3 Stunden im Rechnen erheblich 
weniger als ihre vollständig nüchternen Kameraden. Dr. Bresler 
untersucht ferner das Verhältnis des Alkohols zur Stimmung, zur 
Beeinflussbarkeit (Suggestion), zur Kunst, zur Religion, zur Kultur 
im allgemeinen, zur Lebensauffassung, und berichtet endlich über 
die Wirkungen des Alkohols auf Tiere und Pflanzen. 

Bildung und Gesundheitslehre, schliesst der Verfasser, streiten 
gegen den Alkohol. Die Bildung wird siegen. „Jeder Mensch wird 
wissen, dass der sittenmässige Genuss geistiger Getränke etwas 
Unästhetisches, Unfeines, Ungebildetes ist, dass der Alkohol, auch 
in geringen Mengen genossen, unfrei macht und Zwiespalt in die 
Seele trägt.“ Stooss. 

Dr. F. Meili, Professor an der Universität Zürich : Reflexionen über 
die Exekution auswärtiger Zivilurteile. Zürich, Schulthess «fc Cie., 
1902. 

Meili, der verdiente schweizerische Internationalist, hat die 
Schrift „seinem verehrten Kollegen Herrn Professor Dr. J. J. Treichler 
zur Feier des achtzigsten Geburtstages (22. November 1902) gewid- 
met“. Die Schrift enthält: 1. Die Bedeutung der Exekution aus- 
wärtiger Zivilurteile angesichts des heutigen Weltverkehrs und die 
Bemühungen der einzelnen Staaten. Die Haager Konvention (1899) 
und ihre Würdigung. 2. Eine Zusammenfassung und Gruppierung 
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des bestehenden Rechtszustandes in Gesetzen und Staatsverträgen. 
Betrachtungen. 3. Über das Vorgehen auf dem internationalen Boden 
und über den Abschluss weiterer Staats vert rüge betreffend die Exe- 
kution der Zivilurteile. 4. über die Behandlung der Frage und des 
internationalen Privatrechts überhaupt in den einzelnen Staaten im 
Verhältnis zu den Aufgaben der Staatenkonferenzen im Haag. 

Stooss. 

M. Braunschweig: Das dritte Geschlecht. (Gleichgeschlechtliche Liebe.) 
Beitrüge zum homosexuellen Problem. Halle a. S., Marhold, 1902. 

Die kleine Schrift enthält geschichtliche Mitteilungen und per- 
sönliche Beobachtungen über Urninge, dazu Reflexionen des Ver- 
fassers. Nach dem einen Motto : „Alles erkennen (?), heisst alles 
verzeihen“, sollte man glauben, Braunschweig werde die Homo- 
sexualität verteidigen. Das andere Motto: „Es gibt verschiedene 
Geschmäcker (!), darunter auch solche, die Prügel verdienen“, wider- 
spricht dieser Annahme. Diese Zwiespältigkeit charakterisiert auch 
die Schrift. Die Ansicht des Verfassers scheint der Satz zu ent- 
halten: „Der Natur- Urning, der gebornc Homosexuelle, ist ein 
kranker Mensch ; der Gewohnheits-Urning steht auf der Scheide 
zwischen krankhaft und lasterhaft ; der Geschäfts-Urning gehört 
vor den Richter“, S. 42. Daun erklärt aber der Verfasser Schei- 
dnngslinien zwischen angeborner und angewöhnter Homosexualität 
als unmöglich, S. 45, verwirft also seine eben aufgestellte Unter- 
scheidung. Er lehnt die Forderung der Urninge nach Gleichbe- 
rechtigung ab, meint dann aber wieder: „Bürgerrecht wird die 
Homosexualität nie finden, bedingtes Gastrecht sicher.“ Was soll 
das bedeuten ? Die Schrift enthält zwar einige interessante An- 
gaben und Bemerkungen, aber was der Verfasser will, bleibt unklar. 

Stooss. 

Dr. Richard Alexander-Katz, Rechtsanwalt am königl. Kammergericht: 
Rechtsanwaltschaft und Patentanwaltschaft. Ein Vergleich der 
Berufsstellung beider. Berlin, Otto Liebmann, 1902. 

Der rühmlich bekannte Schriftsteller über Patentrecht unter- 
sucht die grundsätzliche Frage : Ist der Beruf des Rechtsanwaltes 
mit dem des Patentanwaltes vereinbar? Der Verfasser gibt zu 
diesem Zwecke eine ausführliche Betrachtung der gegenwärtigen 
Lage beider Berufsstellungen, ihrer Entwicklung und ihrer Bezie- 
hungen. Er will damit gleichzeitig einen Kommentar zu den ein- 
schlagenden Bestimmungen des deutschen Gesetzes betreffend die 
Patentanwälte, vom 21. Mai 1900, geben. Im Gegensatz zu dem 
Justizrat Lesse (Deutsche Juristen-Zeitung, 1902, Nr. 5) erachtet 
Alexander-Katz die Vereinigung beider Berufe in einer Person für 
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unbedenklich und berichtet, dass dies in andern Ländern mit aus- 
gebildetem Patentwesen, wie Frankreich, England, Nordamerika, 
nicht ungewöhnlich sei. Das gilt ja auch für die Schweiz. 

Stooss. 

Eyvind Olrik : Almindelig borgerlig Strajfelov af 10. Februar 1866 
nied henvisningen og domsoversigter. Kœbenhavn. Forlagt af 
Universitetsboghandler G. E. C. Gad. Trykt hon Xielsen & Ly- 
dicke, 1902, kl. 8°, XII, 320 8. 

'X 

Der Herausgeber dieses Werkes ist den Lesern dieser Zeit- 
schrift bekannt durch seine Arbeit über die Zurechnungsfähigkeit 
{besprochen in Bd. 10, S. 347 — 350), — die fernere über die Ein- 
teilung der Verbrecher (in der Zeitschrift für die gesamte Straf- 
rechtswissenschaft XIV, S. 70 — 81), — seine Darstellung des däni- 
schen Strafrechts in der „Strafgesetzgebung der Gegenwart“ I, 
S. 207 — 226, II, S. 463 — 468, u. a. Da jüngst eine Übersetzung 
des dänischen Strafgesetzbuches (als Beilage III zu Band XXI der 
Zeitschrift von v. Liszt) erschienen ist, dürfte der Originaltext mit 
Hinweisen und Urteilsübersichten, die sehr sorgfältig nach dem 
Vorbilde des trefflichen Werkes von C. Goos über dänisches Straf- 
recht gearbeitet sind, für viele interessant sein. Druck und Aus- 
stattung sind sehr zu loben. A. Teichmann. 


Or. J. Schollenberger, Professor für schweizerisches öffentliches Recht 
an der Universität Zürich : Das Bundesstaatsrecht der Schweiz. 
Geschichte und System. Berlin, Verlag von O. Heering, 1902. 
VIII, 279 S. 

Der unermüdliche Verfasser, der uns schon so manche wert- 
volle Gabe auf seinem Spezialgebiete geliefert hat, leistet neuerdings 
jüngern wie ältern Juristen einen grossen Dienst, indem er es 
unternimmt, in anregender, auf neueste Zeitereignisse und Vorfälle 
eingehender Darstellung das jetzt geltende Staatsrecht der Schweiz 
aus seiner historischen Entwicklung heraus dem Leser vorzuführen. 
Wie schwer diese Aufgabe, die sich der Bearbeiter dieses bisher 
sehr stiefmütterlich behandelten Gebietes gestellt hat, ist, dürfte 
leider nur zu bekannt sein. Die wichtigsten Fragen des Bundes- 
staatswesens unterliegen vorderhand noch einer sehr verschiedenen 
Beurteilung und Auffassung. Da ist es auch nicht verwunderlich, 
wenn hier noch an der sogenannten Doppelsouveränität fcstgehalten 
wird, während eine neuere, jüngst trefflich durch Veith vertretene 
Richtung den rechtlichen Einfluss der Kantone auf die Bundes- 
gewalt ganz anders auffasst. Es werden sich auch gegen die 
geschichtlichen Ausführungen auf Grund neuerer und neuester Unter- 
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suchungen Einwendungen erheben lassen. Uneingeschränktere Zu- 
stimmung wird dagegen der systematische Teil finden, der die 
schwierigeren Punkte klar und übersichtlich behandelt. Hoffen wir, 
dass, wo jetzt endlich wieder einmal die Schranken eröffnet sind, 
noch weitere Kämpen sich einstellen werden. A. Teichmann. 


Eingesandte Bücher, deren Besprechung Vorbehalten bleibt. 

Ouvrages reçus pour eompte-rendu. 

Strafrechtliche Abhandlungen, begründet von Prof. Dr. Hans Bennecke, 
unter Mitwirkung von v. Bar, Birkmeyer, Finger, Frank, Freuden- 
thai, G retener, Günther, Heimberger, v. Hippel, Kleinfeiler , Köhler, 
r. Lilienthal, v. Liest, Lüning, Mittermaier, Oetker, Rosenfeld, R. 
Schmidt, Filmami, Wachenfeld, Weismann; herausgegeben von Dr. 
Ernst Boling, ord. Professor der Rechte in Tübingen. Schietter 
(A. Kurtze), Breslau '). 

Heft 44. Dr. jur. Adolf Ostern: Die Alternativität der straf- 
prozessualen Willenserklärungen. 11)02. Preis 4 Mk. 

Heft 45. Dr. jur. Max Eckstein, Referendar in Dresden : Die 
strafbare Verletzung der Unterhaltspflicht. § 361 R.-St.-G.-B. 
1903. Preis 1 Mk. 

Heft 46. Dr. Ernst Beling, ord. Professor in Tübingen: Die 
Beweisverbote als Grenzen der Wahrheitserforschung im Straf- 
prozess. (Tübinger Antrittsvorlesung.) 1903. Preis 1 Mk. 20 Pfg. 

Hermann Tafel: Die Geltung des Territorialprinsipes im deutschen 
Reichsstrafrecht. Stuttgart, Kohlhammer , 1902. 97 S. Preis 2 Mk. 

Bruno Blau: Verantwortlichkeit für fremdes Verschulden nach dem 

Bürgerlichen Gesetzbuch. Berlin, Fr. Sinnenroth, 1902. 52 S. Preis 
1 Mk. 40 Pfg. 

James Goldschmidt : Das Ver icaltnnqsstraf recht. Berlin, C. Heumann, 
1902. 603 S. 

Cesare Lombroso: Die Ursachen und Bekämpfung des Verbrechens. 
Autorisierte Übersetzung von Dr. H. Kur ella und Dr. E. Jentsch. 
Berlin, Bermühler, 1902. 403 S. 

Prof. Dr. G. Aschaffenburg, leitender Arzt an der Beobachtungsabteilung 
für geisteskranke Verbrecher in Halle a. S. : Das Verbrechen und 

• seine Bekämpfung. Kriminalpsychologie für Mediziner, Juristen und 
Soziologen, ein Beitrag zur Reform der Strafgesetzgebung. Heidel- 
berg, Carl Winter, 1903. 246 S. Preis 6 Mk. 


') Der Subskriptionspreis für eine Serie von zirka 6 Heften (wenigstens 
30 Bogen) beträgt 8 Mark. 
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G. Radbruch: Die Lehre von der adäquaten Verursachung. (Abhand- 
lungen des Kriminalistischen Seminars an der Universität Berlin , 
N. F., I. Band, III. Heft.) Berlin, Onttentag, 1902. 84 S. 

Dr. Friedrich Kitzinger: Ort and Zeit der Handlung im Strafrecht . 
München, Beck, 1902. 307 S. 

K. Binding: Grundriss des deutschen Strafrechts. Allgemeiner Teil, 
6. Auflage. Leipzig, Engelmann, 1902. 271 S. Preis 6 Mk. 

— Lehrbuch des Gemeinen Deutschen Strafrechts. Besonderer Teil. 
I. Band. 2. Auflage. Leipzig, Engelmann, 1902. 545 S. 

Bericht des Arbeiterheim Tannenhof pro 1901. Bern 1902. 

Elfter Bericht über die Bernische Trinkerheilstätte „ Nüchtern “ in 
Kirchlindach bei Bern für das Jahr 1901. Bern 1902. 

Bernardino Atimena: I Reati commessi all udienza. Estratto dalla Ri- 
vista Penale. Vol. LVI, fascicolo II. Torino 1902. 

Prof. Ugo Conti: Minorenni abbandonati. Estratto dalla Rivista di 
Beneficenza pubblica, Previdenza e Igiene sociale. Anno XXX, 
fascicolo n° 8. Bologna 1902. 

£ Guyer-Freuter : Kritische Betrachtungen über Staats- und Gemeinde- 
haushalt. (Schweizer Zeitfragen, Heft 33.) Zürich, Orell Füssli, 
1903. 39 S. Preis Fr. 1. 20. 

Dr. jur. F. Berolzheimor : Rechtsphilosophische Studien. München, C. H. 
Becksche Verlagsbuchhandlung, Oskar Beck, 1903. VI und 167 S. 
Preis 4 Mk. 50 Pfg. 

A. Goldenweiser: Zurechnung und strafrechtliche Verantwortlichkeit in 
posifirer Beleuchtung. Zirei Vorlesungen. Berlin, R. L. Prager, 1903. 
72 S. Preis 2 Mk. 

Georges Vidal, professeur de droit criminel : Cours de droit criminel 
et de science pénitentiaire. 2 me édition. 3 vol. in-8°, 940 p. Paris 
1901-1902, chez Arthur Rousseau. 

Roger Roux: Le travail dans les prisons. 2 me édition. 1 vol. in-8°, 
199 p. Paris 1902, chez Arthur Rousseau. 

D r Aug. Foret et D r Albert Mahaim : Crime et anomalies mentales con- 
stitutionnelles. 1 vol. in-8°, 302 p. Genève 1902, chez Kündig. 

Vincenzo Manzini, professeur à Ferrare : Trattato del furto. 2 voi. in- 
8°, 1076 p. Turin 1902. Unione- Tipografico-editrice. 

Vittorio Trebbi: Disegno di legge organica e disciplinare. Broch. in-8°. 
48 p. Città di Castello 19Ò1. Tipografia 8. Lupi. 


Digitized by Google 



128 




Strafrechtszeitung. — Nouvelles pénales. 


Strafrecht. 

Entwarf eines Gesetzes des Staates New York gegen die Verherrlichung 
anarchistischer Verbrechen. Übersetzung. Introduit par le Comité des 
affaires judiciaires — après la seconde lecture — ordre a été donné de 
faire imprimer et après impression de transmettre au Comité de codification 
l’acte ci-après intitulé: Une loi, qui a pour but d'amender le Code pénal 
en y insérant 5 sections additionnelles qui seront connues en tant que sec- 
tions 468a. 468 i, 468 c, 468 rf et 468c, et qui sont relatives au crime anar- 
chiste. 

Le peuple de l’Etat de New York, représenté par son Sénat et son 
Assemblée, décrète ce qui suit: 

Section 1 r ’. Le titre 13 du Code pénal est ainsi amendé par l’inser- 
tion, à la suite de la section 468, de 5 nouvelles sections qui seront dé- 
signées comme sections 468 a, 468 b, 468 c, 468 d et 468 c et qui seront ré- 
digées comme suit: 

§ 468a. Définition du crime anarchiste. Le crime anarchiste est la doctrine 
d’après laquelle tout gouvernement organisé doit être renversé par la force 
ou la violence ou par l’assassinat du Chef du Pouvoir Exécutif ou de 
quelqu'un des membres du Gouvernement, ou par quelque moyen illégal. 
La défense d’une semblable doctrine, soit en paroles, soit par écrit, es 
un crime. 

§ 468 b. Apologie du crime anarchiste. Toute personne qui: 

1“ Par ses paroles ou ses écrits plaide en faveur, démontre ou en- 
seigne que c’est un devoir, une nécessité, une action qu’il convient d’ac- 
complir, de renverser ou de détruire le Gouvernement établi par la force 
ou la violence, ou par l’assassinat du Chef du Pouvoir Exécutif, ou à l'aide 
de moyens illégaux, ou 

2° imprime, publie, édite, fait paraître ou sciemment fait circuler, vend, 
distribue ou expose publiquement quelque livre, journal ou document, Boit 
écrit, soit imprimé sous quelque forme que ce soit, contenant ou plaidant 
en faveur de, ou conseillant ou enseignant la doctrine d’après laquelle tout 
gouvernement organisé doit être renversé par la force ou la violence, ou 
quelque autre moyen illégal, ou 

3 • ouvertement de son plein gré, et à dessein justifie par ses paroles 
ou ses écrits l’assassinat ou le meurtre illicite ou l’agression commise sur 
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la personne de quelque fonctionnaire du Pouvoir Exécutif ou autre des 
Etats-Unis ou de quelque Etat de l'Union ou faisant partie d’une nation 
civilisée ayant un gouvernement organisé, à cause de son caractère officiel, 
ou quelque autre crime, avec l’intention d'enseigner, de propager ou de 
soutenir la convenance de la doctrine du crime anarchiste, ou 

4° organise, prête son concours pour l’organisation ou devient un 
membre ou prend part aux réunions de quelque société ou assemblée ou 
groupement de personnes, formés dans le but de prêcher ou de défendre 
une semblable doctrine, est coupable d’un crime et punissable d’un em- 
prisonnement qui n’excédera pas dix ans, ou d’une amende qui ne dé- 
passera pas $ 5000, ou des deux peines à la fois. 

§ 468 c. Responsabilité des éditeurs ou d'autres coupables. Tout éditeur 
ou propriétaire d’un livre, journal ou publication périodique et tout ad- 
ministrateur d’une société ou d’une association constituée en corps par 
laquelle un livre, journal ou publication périodique est publié, est respon- 
sable de toute matière contenue dans le dit livre, journal ou périodique. 
Mais dans chaque poursuite pourtant, l’inculpé pourra montrer dans sa 
défense que la matière qui fait l'objet de la plainte a été publiée à son insu 
et sans qu’il y ait de sa faute ou contre son désir, par quelqu'un d’autre 
qui n'était pas autorisé par lui pour faire cette publication et dont il a 
désavoué l’action aussitôt qu’il l’a connue. 

§ 468 d. Réunions anarchistes. Toutes les fois que deux ou plusieurs 
personnes s'assemblent dans le but de défendre ou d’enseigner les théories 
du crime anarchiste, comme elles sont définies dans la section 468 a de ce 
titre, une semblable réunion est illégale, et toute personne qui y participe 
de son plein gré par sa présence, son concours ou son instigation, est cou- 
pable d’un crime et passible d’un emprisonnement n’excédant pas dix ans 
ou d’une amende ne dépassant pas $ 5000, ou des deux peines à la fois. 

§ 468 e. Défense de louer des locaux à l'occasion de réunions anarchistes. 

Le propriétaire, agent, superintendant, portier, gardien, ou occupant 
de quelque emplacement, bâtiment ou chambre que ce soit, qui volon- 
tairement et sciemment y autorise des réunions de personnes, interdites 
par la section 468 de ce titre, ou qui, après que notification ait été faite 
que ces locaux sont employés pour un tel usage, permet qu’il y soit donné 
suite, est coupable d'un délit et punissable d’un emprisonnement de deux ans 
ou d’une amende de $ 2000 au maximum ou de ces deux peines. 

§ 2. Cette loi recevra immédiatement son application. 


Schweizerische Zeitschrift ffir Strafrecht. IG. Jahrg. 
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Personalnachrichten . 

Professor Mittermaier. Herr Professor Dr. Wolfgang Mittermaier ver- 
lässt Bern, um einem Rufe an die Universität Giessen Folge zu leisten. 
In der kurzen Zeit seiner Wirksamkeit in Bern hat sich Mittermaier allge- 
meine Anerkennung und Zuneigung erworben. Seine Verdienste beschrän- 
ken sich nicht auf die Lehrtätigkeit. Das Justizdepartement ernannte ihn 
zum Mitglied der Expertenkommission für ein schweizerisches Strafrecht. 
Mit Feuereifer arbeitete sich Mittermaier in diese neue Aufgabe ein, und 
er hat die Arbeiten der Kommission durch seine kritische Schärfe und 
seine kriminalpolitische Einsicht wesentlich gefördert Der Bundesrat ord- 
nete ihn als seinen Vertreter an die Versammlung der Internationalen 
kriminalistischen Vereinigung in Petersburg ab. Der bernischen Justiz- 
direktion erstattete Mittermaier ein Gutachten über die bedingte Verurtei- 
lung. Die strafrechtliche Frauenfrage lag ihm besonders am Herzen, und 
er war ein sachverständiger und entschiedener Vertreter der Frauen- 
vereine. 

Der Herausgeber dieser Zeitschrift hat in Professor Mittermaier einen 
Mitarbeiter gefunden, der in den letzten Jahren geradezu au seine Stelle 
getreten ist und die Redaktionsgeschäfte selbständig besorgte. Hierfür soll 
ihm auch au dieser Stelle der wärmste Dank ausgesprochen werden. 

Professor Mittermaier lässt in Bern ein gutes Andenken und eine 
grosse Lücke zurück. Die besten Wünsche der Schweizer begleiten den 
liebenswüdigcn Gelehrten in seinen neuen Wirkungskreis. St. 


Digitized by Google 


131 


Der Vorentwurf eines Bundesgesetzes betr. Einführung 
des schweizerischen Strafgesetzbuches. 

Von 

Dr. E . Hafter , Privatdozenten an der Universität Zürich. 


Abkürzungen. 8tr. G. B. : Vorentwurf zu einem schweizerischen Strafgesetzbuch. 
Juni 1903. — E. (3. Vorentwurf zu einem Einführungsgesetz hierzu. Wo bestimmte Artikel 
ohne nähere Angabe angeführt sind, ist stets das E. G. gemeint 


Die am 12. Juli 1901 vom eidgenössischen Justizdeparteraent 
bestellte kleine Expertenkommission für die Revision und Aus- 
gleichung des Vorentwurfes zu einem schweizerischen Str. G. B. 
von 1896 wurde unter andern mit der „Redaktion der Ein- 
führungs- und Schlussbestimmungen“ zu dem Gesetze beauf- 
tragt 1 ). Professor Zürcher (Zürich) sammelte das notwendige 
Material und legte der Kommission in ihrer Tagung vom Früh- 
ling 1902 zu Lugano eine vorläufige Skizze vor, die in der 
gleichen Session durchberaten wurde; im Anschluss hieran 
beauftragte die Kommission Herrn Zürcher mit der Ausarbei- 
tung des Gesetzes, das in den Sitzungen der Kommission im 
September und November 1902 zu Langenthal und Zürich be- 
handelt werden konnte. Professor Gautier (Genf) besorgte die 
französische Übersetzung, und beide Texte wurden endlich in 
einer nochmaligen Zusammenkunft der Expertenkommission, 
die im Mai 1903 zu Lausanne stattfand, endgültig festgestellt. 
Unterm 10. Juli 1903 hat der Vorsteher des schweizerischen 


’) Der Erlass des eidgenössischen Justizdepartementes, wodurch die 
kleine Expertenkommission bestellt und ihre Aufgabe umschrieben wurde, 
ist abgedruckt in dieser Zeitschrift, Bd. XIV, 8. 485 — 486. 

Schweizerische Zeitschrift für Strafrecht. IG. Jahrg. 10 
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Justiz- und Polizeidepartements, Herr Bundesrat Brenner, diesen 
Vorentwurf eines Einführungsgesetzes zugleich mit dem revi- 
dierten Text des Voreutwurfes zum schweizerischen Str. Gl. B. 
der Öffentlichkeit übergeben. 

Diese kurzen historischen Bemerkungen genügen zur Ein- 
führung; bemerkt mag noch werden, dass ein ausführliches, 
die Verhandlungen im Detail wiedergebendes Protokoll Uber 
die Beratungen der kleinen Expertenkommission nicht vorliegt. 

Die vorliegende Skizze will nun das Einführungsgesetz in 
erster Linie darstellen und erläutern und cs zusammenfassend 
beurteilen. Die Aufgabe, die bei der Einführung und Adaptie- 
rung eines eidgenössischen Str. (f. B. zu lösen ist, wird dadurch 
gekennzeichnet, dass nicht bloss das Verhältnis des neuen Ge- 
setzes zu der bisher geltenden Strafgesetzgebung des Bundes 
in Frage steht, sondern dass namentlich auch der Standpunkt 
des neuen eidgenössischen Strafrechtes zu dem materiellen und 
formellen kantonalen Strafrecht, insofern es weiterhin gilt, zu 
umgrenzen ist. Die Richtschnur für diese Abgrenzung bilden 
die Abs. 2 und 3 des Art, 64 bi * der Bundesverfassung: 

„Die Rechtsprechung selbst verbleibt den Kantonen, 
mit Vorbehalt der dem Bundesgericht eingeräumten Kompe- 
tenzen. 

Der Bund ist befugt, den Kantonen zur Errichtung 
von Straf-, Arbeits- und Besserungsanstalten und für Ver- 
besserungen im Strafvollzüge Beiträge zu gewähren. Er 
ist auch befugt, sich an Einrichtungen zum Schutze ge- 
fährdeter und verwahrloster Kinder zu beteiligen.“ 

Dabei ist nach der Auffassung der bundesrätlichen Botschaft 
betreffend die Revision der Bundesverfassung zur Einführung 
der Rechtseinheit vom 28. November 1896, und w ie sich schon 
aus der zusammenfassenden Betrachtung von Abs. 2 und 3 des 
zitierten Artikels ergibt, das Wort Rechtsprechung in dem er- 
weiterten Sinne zu verstehen, der auch die Urteilsvollstreckung 
mit umfasst 1 ). Versucht man, von diesem durch die Bundes- 

*) Botschaft, S. 21 (Separatabzug), auch üiese Zeitschrift, Bd. IX, S. 463, 
ferner Stooss, Bericht über den Vorentwurf zu einem schweizerischen 
Str. G. B. nach den Beschlüssen der Expertenkommission. Dem hohen eid- 
genössischen Justizdepartement erstattet. (Als Manuskript gedruckt.) Bern 
1899, S. 4. 


Digitized by Google 


Vorentwurf eines Bundesgesct7.es betr. Einführung d. Schweiz. Strafgesetzbuches. 1 33 


Verfassung gegründeten Boden aus die in einem E. G. zu einem 
eidgenössischen Str. G. B. zu normierenden Gebiete zu um- 
schreiben, so ergibt sich: 

Ausser den eigentlichen Übergangsbestimmungen, die ledig- 
lich transitorische Bedeutung haben, hat das Gesetz zu regeln : 

1. Das Verhältnis des Str. G. B. zu dem bisherigen mate- 
riellen und formellen Bundesstrafrecht. 

2. Das Verhältnis des Str. G. B. zu dem bisherigen mate- 
riellen und formellen kantonalen Strafrecht; hierüber ist schon 
an dieser Stelle zu sagen: während in Zukunft materiell den 
Kantonen lediglich die Gesetzgebung im Gebiete des kantonalen 
Polizeistrafrechtes überlassen ist, bleibt ihnen die Prozessgesetz- 
gebung prinzipiell unbeschränkt. Das kann nicht hindern, dass 
der Bund mit gewissen Bestimmungen wegieitend auch in das 
kantonale Prozessrecht eingreift, und zwar da, wo cs zur Durch- 
führung des einheitlichen materiellen Rechtes nötig erscheint, 
mit andern Worten in den Punkten, wo die einheitliche An- 
wendung des Bundesstrafrechts davon abhängt, dass sämtliche 
Kantone auch ihr Prozessverfahren nach einheitlichen Grund- 
sätzen gestalten; hierher gehören: die Beziehungen zwischen 
der Bundes- und der kantonalen Gerichtsbarkeit, die prozess- 
rechtlichen Beziehungen der Kantone unter sich, insbesondere 
in den Fragen der Zuständigkeit und Rechtshülfe. 

3. Das Verhältnis zwischen Bund und Kantonen und der 
Kantone unter sich betreffend die Grundsätze der Urteilsvoll- 
streckung, insbesondere des Strafvollzuges und des Vollzuges 
der sichernden Massnahmen. Trotz der verfassungsrechtlichen 
Beschränkung, wonach auch der Strafvollzug den Kantonen 
belassen wird, müssen im Str. G. B., will es sein Strafensystem 
durchführen, die hauptsächlichsten Grundsätze des Vollzuges 
ausgesprochen werden *). Während aber das Gesetzbuch selbst 
gleichsam ein abstraktes System der Strafen und sichernden 
Massnahmen gibt, muss es dem E. G. obliegen, den Kantonen 

') Botschaft. S. 21, Stooss, a. a. O., S. 4. Das Recht des Bundes zur 
Aufstellung solcher Grundsätze muss direkt aus Art. 64 b1 '. Abs. 3, B. V. 
abgeleitet werden; wenn der Bund Beiträge an die kantonalen Straf- 
vollzugseinrichtungen gewährt, so soll er auch leitende Grundsätze für 
die Verwendung dieser Beiträge und damit Grundsätze für den Straf- 
vollzug aufstellen können. 
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die Wegleitung zur Umsetzung des Systems in die Praxis zu 
geben; diese Bestimmungen bilden die notwendige Ergänzung 
zu den im Gesetzbuch selbst niedergelegten Prinzipien des 
Strafvollzuges. 

Str. G. B. und E. G. bilden nach allem ein Ganzes, es er- 
gibt sich von selbst, dass sie gemäss Art. 1 E. G. auch zu- 
sammen in Kraft treten. 

Damit sind, vorläufig in grossen Linien, die Gebiete be- 
zeichnet, auf denen der Stoff des E. G. liegt ; es verarbeitet ihn 
in folgenden sieben Abschnitten: 

1. Übergangsbestimmungen. 

2. Bundesstrafrecht und kantonales Strafrecht. 

3. Bundesgerichtsbarkeit und kantonale Gerichtsbarkeit. 

4. Organisation der kantonalen Behörden, Gerichtsstand und 
Rechtshülfe. 

5. Verfahren und Urteil. 

6. Anstalten und Schutzaufsicht. 

7. Urteilsvollstreckung. 

Im folgenden versuche ich eine systematische Zusammen- 
fassung, der ich das aus meiner Einleitung sich ergebende 
dreiteilige Schema zu Grunde lege, am Schluss bespreche ich 
noch die eigentlichen Übergangsbestimmungen. 

I. Das Verhältnis des Str. Q. B. zum bisherigen 
Bundesstrafrecht. 

Es gestaltet sich der Sachlage nach verhältnismässig ein- 
fach. Das eidgenössische Str. G. B. muss, von beabsichtigten 
Ausnahmen abgesehen, den Anspruch machen, das Strafrecht, 
soweit es sich auf Verbrechen bezieht, vollständig kodifiziert 
zu haben. Folge ist, dass ihm das bisherige eidgenössische 
Verbrechensstrafrecht weichen muss. Mit Inkrafttreten des 
Str. G. B. wird daher nach Art. 2 das Bundesstrafrecht vom 
4. Februar 1853 aufgehoben, damit zugleich die seit 1853 
ergangenen Abänderungsgesetze *) und ein Teil der selbständigen 


*) Insbesondere das den Art. 67 B. Str. R. (Gefährdung des Eigenbahn-, 
Dampfschiff Verkehrs etc.) abändemde B. Ges. vom 5. Juni 1902, ferner, 
wenn es überhaupt Geltung erlangt, das als Art 48 bl * in das B. Str. R. 
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Ergänzungsgesetze: von den letztem das B. Ges. vom 12. April 
1894 (Sprengstoffdelikte) und Art. 55 — 59 des B. Ges. betreffend 
die elektrischen Stark- und Schwachstromanlagen vom 24. Juni 
1902 *); es fallen ferner dahin der den Art. 8 des B. Str. K. 
abändernde Art. 151 des B. Ges. über die Organisation der 
Bundesrechtspflege vom 22. März 1893, ebenfalls der Art. 25, 
Ziff. 3, des B. Ges. betreffend Schuldbetreibung und Konkurs, 
der die Kantone anweist, die zur Vollziehung dieses Gesetzes 
erforderlichen Strafbestimmungen zu erlassen. Ausserdem 
werden vom Bimdesproze-ssrecAf durch E. G. Art. 2, lit. c 
und e, ausdrücklich aufgehoben die Art. 175 — 177 des Gesetzes 
betreffend die Bundesstrafrechtspflege von 1851 (Bestimmungen 
über die Rehabilitation) und das Auslieferungsgesetz von 1852 
mit der Ergänzung von 1872. Die in Art. 2 E. G. gegebene 
Einzelaufzählung der dem Str. G. B. weichenden bisherigen 
bundesgesetzlichen Normen will aber nicht erschöpfend sein, 
denn der Text spricht nur davon, dass „insbesondere“ die ge- 
nannten Bestimmungen der Bundesgesetzgebung dahinfallen 
sollen ; ausserdem müssen weichen alle mit dem Str. G. B. und 
dem E. G. in Widerspruch stehenden Gesetze. Will man nach 
dieser Abgrenzung des Machtbereiches des zukünftigen Str. G. B. 
anderseits den Umfang des bisherigen Bundesstrafrechtes, das 
auch neben dem Str. G. B. weiter Geltung haben soll, um- 
schreiben, so muss man den Grossteil des Bundespolizeistraf- 
rechtes, den Grossteil des Bundesprozessrechtes und das Militär- 
strafrecht nennen: Das letztere, dessen Verhältnis zum eidge- 


einzufügende Ergänzungsgesetz vom 12. Dezember 1902 (Verleitung- zur 
Verletzung der militärischen Dienstpflicht), das erst noch der Volksabstim- 
mung zu unterbreiten ist. 

') Nicht aufgehoben wird das B. Ges. betreffend die Werbung und 
den Eintritt in den fremden Kriegsdienst vom 30. Heumonat 1859; nicht 
aufgehoben, wohl aber müssen mit dem Inkrafttreten des Str. G. B. abge- 
ändert werden die Bestimmungen derjenigen Bundesgesetze, die sich auf 
das B. Str. R. von 1853 berufen, z. B. Art. 17, Abs. 3, des B. Ges. betreffend 
die Organisation der Telegraphenverwaltung vom 20. Dezember 1854, wo 
für Verletzung des Depeschengeheimnisses die Art. 54 und 55 B. Str. R. 
für anwendbar erklärt werden. Die Bestimmungen der liier in Betracht 
kommenden Bundesgesetze sind abgedruckt bei Kronauer, Kompendium 
des Bundesstrafrechts der schweizerischen Eidgenossenschaft. Nachgeführt 
auf das Jahr 1902 (Zürich 1903), S. 14, 15, 16, 20, 21, 22, 25. 27. 
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nössischen Str. G. B. in Art. 1 1 des Gesetzes selbst umschrieben 
ist 1 ), lasse ich hier unberücksichtigt. Für das Bundesprozess- 
recht behält Art. 14 E. G. noch ausdrücklich die in den 
geltenden Bundesgesetzen enthaltenen Vorschriften über den 
Umfang der Bundesgerichtsbarkeit vor; davon ist später, bei 
der Abgrenzung zwischen Bundes- und kantonalem Recht, zu 
sprechen. Zudem wahrt Art. 31, Abs. 1, die Bestimmungen der 
Bundesgesetze über die Verantwortlichkeit der eidgenössischen 
Behörden und Beamten vom 9. Dezember 1850 und über die 
politischen und polizeilichen Garantien der Eidgenossenschaft 
vom 24. Dezember 1850; es handelt sich hier namentlich um 
die prozessual bevorzugte Stellung der Parlaments- und Bundes- 
ratsmitglieder, des Kanzlers, der eidgenössischen Repräsen- 
tanten oder Konnnissarien, überhaupt der eidgenössischen Be- 
amten, sofern sie in ihrer Amtsführung delinquieren *). Das 
Bundespolizeistrafrecht endlich ist grossenteils in Nebengesetzen 
enthalten, die bestehen bleiben, soweit sie nicht dem Str. G. B. 
widersprechen. Für diese Nebengesetze ist nun festzustellen, 
wie sich der allgemeine Teil des Gesetzbuches zu ihnen ver- 
hält: lässt er allgemeine strafrechtliche Bestimmungen der 
Nebengesetze zu oder verdrängt er sie? Mit der heute 
herrschenden Meinung 3 ) wahrt Art. 9 E. G. der Spezialgesetz- 
gebung des Bundes das Recht, abweichende Bestimmungen auf- 


') Aus Art. 11 Str. G. B. folgt, dass mit dem Inkrafttreten des Gesetzes 
das Militärstrafgesetzbuch von 1851 revisionsbedürftig wird: es ist nach 
Massgabe des Art. cit. dem Zivilstrafrecht anzupassen. Vgl. Schweizerisches 
Strafrecht. Verhandlungen der von dem eidgenössischen Justiz- und Polizei- 
departement. einberufenen Expertenkommission über den Vorentwurf zu 
einem schweizerischen Str. G. B. Bern 1896, Bd. I, S. 39, und Stooss, a. a. 
O., S. 23. 

’) Nach Art. 31, Abs. 2, sollen gleicherweise wie die beiden Bundes- 
gesetze c die kantonalen Bestimmungen über die strafrechtliche Verant- 
wortlichkeit kantonaler Behörden und Beamter in Kraft » bleiben — damit 
ist kantonales Recht gemeint, das, wie die beiden Bundesgesetze den 
Bundesbeamten, ähnlich den kantonalen Beamten, die im Amt delinquieren, 
eine zumeist prozessuale Sonderstellung auweist. Nur in diesem Sinne ist 
Art. 31, Abs. 2, zu verstehen; die Fassung erscheint mir in ihrer Kürze 
missverständlich, man könnte leicht an ein gesondertes kantonales Beamten- 
strafrecht denken. 

J ) Über den Stand der Frage am ausführlichsten Binding, Handbuch, 
S. 306 ff., der selbst der herrschenden Meinung entgegentritt. 
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zustellen; fehlen solche, so finden „die allgemeinen Bestim- 
mungen des Str. G. B. über Verbrechen und Übertretungen . . . 
Anwendung“. Da aber in den Nebengesetzen weder die den 
Entwurf beherrschende Zweiteilung der Delikte in Verbrechen 
und Übertretungen, noch das Strafensystem des Entwurfes 
durchgeführt sind, muss das E. G. die Verbindung nach diesen 
Richtungen herstellen : so sollen nach Art. 9, Abs. 2, bei Tat- 
beständen von Nebengesetzen, wenn die Tat mit Freiheitsstrafe 
von Uber 6 Monaten bedroht ist, die allgemeinen Bestimmungen 
über Verbrechen Anwendung finden, andernfalls die allge- 
meinen Bestimmungen betreffend Übertretungen. Damit werden 
die nebengesetzlichen Tatbestände mit einer Strafdrohung von 
über 6 Monaten im Sinne des Entwurfes als Verbrechen, die 
mit einer Strafdrohung von unter 6 Monaten als Übertretungen 
qualifiziert, und da die auf letztere gesetzte Freiheitsstrafe des 
Entwurfes Haft ist, erklärt Abs. 3 Art. cit., bei Androhung 
von Gefängnis von weniger als 6 Monaten durch die Neben- 
gesetze sei auf Haft von entsprechender Dauer zu erkennen. 
So ist auch in der Durchführung der Nebenstrafgesetze des 
Bundes einige Einheitlichkeit, vor allem aber der Einklang 
mit dem Str. G. B. selbst gesichert. 

II. Das Verhältnis 

des Str. G. B. zum kantonalen Strafrecht. 

Den leitenden Satz für die Abgrenzung dieser Beziehungen 
enthält der Art. 3 des E. G. : Kantonale Bestimmungen weichen, 
insoweit ein Gegenstand in den Bereich der Bundesstrafgesetz- 
gebung fällt. Darunter ist nicht nur materielles, sondern auch 
Prozessrecht verstanden, soweit es dem neuen Str. G. B. 
widerstreitet l ). Das Verhältnis muss aber, namentlich im 

') Ein bezeichnendes Beispiel bietet § 900 des zürcherischen Rechts- 
pflegegesetzes vom 2. Dezember 1874, wonach der Rückzug eines Straf- 
antrages durch den Geschädigten nur bis zum Beginn der Hauptverhand- 
lung möglich ist., während Art. 2, § 2, des Str. G. B. den Rückzug- zulässt, 
« solange das Urtpil der ersten Instanz noch nicht verkündigt worden ist ». 
Nach zürcherischem Prozess ist der Strafantrag als Prozessvoraussetzung 
anzusehen, nach dem eidgenössischen Str. G. B. als Strafbarkeitsbedingung; 
der neuen und auch richtigem Auffassung muss der kantonale Prozess 
weichen. 
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Hinblick auf die zukünftige kantonale Gesetzgebungsgewalt, 
eingehender normiert werden : so entzieht Art. 7 den Kantonen 
die Befugnis zur Strafgesetzgebung insoweit, als sie ihnen das 
E. G. nicht ausdrücklich vorbehält. Das ist nach Art. 8 im 
Polizeistrafrecht der Fall, wo nicht der Bund auf den seiner 
Gesetzgebung vorbehaltenen Gebieten Polizeistrafgesetze er- 
lassen hat oder erlässt. Namentlich wird die Domäne des 
zukünftigen kantonalen Strafrechts das kantonale Verwaltungs- 
strafrecht sein, als die notwendige Ergänzung des kantonalen 
Verwaltungsrechtes. Die schon bei dem Verhältnis zwischen 
dem Str. G. B. und der Bundesspezialgesetzgebung behandelte 
Frage nach der Geltung des allgemeinen Teils des G. B. für 
die ausser ihm liegenden Strafgesetze erhebt sieh hier neuer- 
dings. Gilt der allgemeine Teil des G. B. auch für das kan- 
tonale Polizeistrafrecht? Nach Art. 10 nur ergänzend da, wo 
die Spezialgesetzgebung nicht selbständig Bestimmungen auf- 
stellt, wozu die Kantone richtigerweise das Recht haben, denn 
die unbedingte Übertragung des allgemeinen Teils des Str. G. B. 
auf die vielfach eigenartigen Tatbestände der kantonalen Polizei- 
strafrechte wäre nicht ratsam 1 ). 

Ungleich schwieriger zu lösen ist aber die weitere Frage, 
wo das Bundesrecht in die kantonalen Strafprozesse eingreifen 
kann und darf. Das Prinzip, wonach die Rechtsprechung mit 
Vorbehalt der dem Bundesgerichte eingeräumten Kompetenzen 
den Kantonen verbleibt, ist schon durch Art. Ö4 b '*, Abs. 2, B. V. 
klar. Aus der Formulierung dieser Verfassungsbestimmung 
ergibt sich das in erster Linie zu betrachtende Verhältnis: 
der Kompetenzkreis des Bundesstrafgerichtes gegenüber den 
kantonalgerichtlichen Strafkompetenzen. Im Grunde sollte diese 
Abgrenzung die ausschliessliche Aufgabe des Bundesstrafpro- 
zesses bezw. der -geriehtsverfassung sein. Der hier einschlägige 
Art. 105 des B. Ges. über die Organisation der Bundesrechts- 
pfiege lässt aber trotz der Kompetenzbestimmungen der Art. 107 
und 125 leg. cit. auch Raum für Zuständigkeitsbestimmungen 

■) Durch die Zulassung’ der subsidiären Geltung der allgemeinen 
Bestimmungen des Str. G. B. ist der richtige Weg gewiesen gegenüber der 
zu schroffen Auffassung z. B. in § 2 des zürciierischen Str. G. B., wonach 
der allgemeine Teil des G. B. bei Polizeidelikten niemals Anwendung 
finden soll. 
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im materiellen Strafrecht, und das Str. G. B. bezw. das E. G. 
regeln daher: Nach Art. 12 sollen der Bundesgerichtsbarkeit 
zur erstinstanzlichen und endlichen Erledigung Vorbehalten 
sein die Verbrechen, die sich gegen den Bund, den Volkswillen 
im Bundesstaate, die Bundesgewalt und die Bundesrechtspflege 
richten, zudem die Verbrechen gegen befreundete Staaten 
(Art. 211 — 213 Str. G. B.), endlich die von einem Bundesbeamten 
verübten Amtsverbrechen und Übertretungen im Amte. Da 
dies im wesentlichen die Delikte sind, die schon Art. 73 des 
B. Str. R. von 1853 und Art. 107 des Organisationsgesetzes der 
Aburteilung durch die Bundesassisen zuweisen, wird hier das 
Bundesschwurgericht auch ferner zuständig sein. Während 
derart die Kompetenz der Bundesassisen ungefähr im be- 
stehenden Umfange gewahrt bleibt, vermindert sich die Auf- 
gabe des Bundesstrafgerichtes der Art. 125 ff. Org. Ges. sehr 
wesentlich, denn Art. 11 E. G. überträgt allgemein die sich auf 
das Str. G. B. stützende Deliktsverfolgung auf die Kantone — 
soweit nicht die Bundesgerichtsbarkeit und zwar das Schwur- 
gericht in Funktion tritt. Dem Bundesstrafgericht bleibt nur 
noch die Beurteilung der Fiskalgesetze des Bundes, welche 
vom Bundesrate seiner Rechtsprechung unterstellt werden 
(Art. 125, Abs. 3, Org. Ges.), und dann allgemein die Beur 
teilung von Verletzungen der Bundesspezialgesetze, deren 
Erledigung der Bundesrat aber nach Art. 125, Abs. 2, auch 
wieder den kantonalen Behörden übertragen kann l ). Aber 
auch im letztem Fall und überall da, wo die Gerichte des 
Bundes in erster Instanz die Gerichtsbarkeit üben, liegt die 
Begnadigung mit Einschluss der Amnestie und der Abolition 
beim Bund (E. G. Art. 15, Org. Ges. Art. 125, Abs. 2, und 
B. Str. Pr. Art. 169 ft’.). 

Aus alledem folgt, dass die Grosszahl der Delikte mit 
Inkrafttreten des eidgenössischen Str. G. B. von den kantonalen 
Gerichten zu beurteilen ist; Art. 11 E. G. weist danach aus- 


*) Die Beurteilung des Deliktes der Werbung für fremden Kriegs- 
dienst (B. Ges. vom 30. Vf. 1859) z. B. würde aneli zukünftig in die 
Kompetenz des Bundesstrafgerichtes, und nur wenn bundesrätliche Dele- 
gation an einen Kanton erfolgte, in die Kompetenz eines kantonalen 
Gerichtes fallen. — Über den dem Bundesgericht zur Erledigung über- 
wiesenen Fall des Art. 4, lit. c, E. G. s. unten S. 158 und Anni. 1. 
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drücklieh „die Verfolgung und die Beurteilung der im Str. G. B. 
bedrohten Verbrechen und Übertretungen“ nach Massgabe der 
kantonalen Strafprozessgesetze den kantonalen Behörden zu, 
und Art. 35 fügt bei, die Übertretungen des Str. G. B. seien, 
„soweit sie der kantonalen Gerichtsbarkeit unterliegen“ '), nach 
den kantonalen Verfahren für Polizeiübertretungen zu be- 
handeln. Es muss hier lediglich noch die Frage gelöst werden, 
wie weit das Bundesgericht als Rechtsmittelinstanz das kan- 
tonale Verfahren ergänzen soll. Dass staatsrechtlich die Ein- 
führung der Berufung an das Bundesgericht gegen kantonale 
Strafurteile zulässig wäre, beweist die Angliederung der bundes- 
rechtlichen Berufung an die kantonalen Zivilprozessrechte in 
bestimmten Zivilstreitigkeiten (Org. Ges. Art. 56 ff.). Abgesehen 
von den Gründen, die in dem wesentlich auf den Prinzipien 
der Mündlichkeit und Unmittelbarkeit ruhenden modernen 
Strafprozess gegen eine Ausdehnung der Berufung überhaupt 
sprechen *), verbieten Charakter und Organisation des Bundes- 
gerichtes, ihm eine mit der Berufung in Strafsachen notwendig 
zu verbindende eventuelle Nachprüfung der tatsächlichen Ver- 
hältnisse zuzumuten. So kann das Bundesgericht für die nach 
dem eidgenössischen Str. G. B. zu beurteilenden Strafsachen 
lediglich Kassationsinstauz sein : Art. 13 erklärt die Kassations- 
beschwerde zulässig gegen die Endurteile kantonaler Gerichte 
und gegen die Entscheide der kantonalen Überweisungsbe- 
hörden in Strafsachen 3 ); die Beschwerde soll nach Massgabe 
des Org. Ges. beim Kassationshof des Bundesgerichtes erhoben 
werden. (Org. Ges. Art. 160 — 174.) Zweck der Kassations- 
beschwerde ist Überprüfung daraufhin, ob die kantonale Ent- 
scheidung eine eidgenössische Rechtsvorschrift verletze (Org. 
Ges. Art. 163); ist eidgenössisches Recht verletzt, so hebt der 


*) Der Bundesgerichtsbarkeit unterstehen nach Art. 12 E. G. nur die 
von einem Bundesbeamten im Amte verübten Übertretungen, alle andern 
Übertretungen fallen in die kantonale Gerichtsbarkeit. 

*) Darüber neuestens in der Deutschen J uristen-Zeitung, Bd. VIII, 
die Aufsätze, von llamm, S. 61 ff., Samler, S. 163—164, auch Stenglein, S. 11. 

*) Unter den Entscheiden der kantonalen Überweisungsbehörden, 
gegen die Kassationsbeschwerde zulässig ist, sind die Sistierung eines 
Verfahrens und auch der auf Nichtzulassung lautende Entscheid einer An- 
klagekammer zu verstehen. Vgl. Reichel, Kommentar zum Org. Ges., S. 121. 
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Kassationshof das angefochtene Erkenntnis auf und weist die 
Sache an die kantonalen Behörden zurück, wobei für den neu 
zu fällenden Entscheid die der Kassation zu Grunde liegende 
rechtliche Beurteilung massgebend ist — dadurch soll die 
Einheitlichkeit der Rechtsprechung gefördert werden. 

Die strafprozessualen Bestimmungen des neuen eidgenös- 
sischen materiellen Strafrechtes sind mit dieser Grenzziehung 
zwischen Bundes- und kantonaler Gerichtsbarkeit nicht erschöpft; 
die Neuerungen des Str. G. Entwurfes, namentlich in seinem 
System der Strafen und sichernden Massnahmen, machen be- 
stimmte prozessrechtliche Anweisungen an die Kantone nötig. 
Von diesem Gesichtspunkt aus sind die folgenden Bestimmungen 
zu verstehen: 

Da die Verbrechens Verfolgung und -beurteilung bei den 
Kantonen liegt, so verstehen sich die Art. 16 und 29 E. G. von 
selbst: die Kantone bezeichnen die Strafverfolgungs-, Unter- 
suchungs- und richterlichen Behörden und bestimmen ihr 
Verfahren; mit dazu gehört die Bezeichnung der Behörden, 
welche die nach Art. 254 Str. G. B. erforderliche Mahnung an 
Arbeitsscheue und Liederliche zu erlassen haben, ferner die 
Bezeichnung der Verwaltungs- und Schulbehörden, welche nach 
Massgabe der Art. 13, 14, 17, 225 und 226 Str. G. B. erziehe- 
rische und sichernde Massnahmen gegen Kinder, Jugendliche, 
Unzurechnungsfähige und vermindert Zurechnungfähige zu 
treffen haben. Damit ist auf die Fälle hingewiesen, in denen 
nach der richterlichen Feststellung des Tatbestandes und des 
die Strafbarkeit aussch liessenden Zustandes des Täters die 
Überweisung an eine Verwaltungsbehörde zur zweckmässigen 
Behandlung des Gesetzesübertreters erfolgt. Der hier einge- 
schlagene Weg hat den Vorteil, dass durch die Mitwirkung 
verschiedener Amtsstellen Tat und Täter sorgfältig geprüft 
werden, anderseits liegt in der damit verbundenen Weitläufig- 
keit bei einem Verfahren, das es mit Jugendlichen und vielfach 
mit Kranken zu tun hat, sein Nachteil. Deshalb können nach 
Art. 32 E. G. die kantonalen Gesetze die Verfügung über die 
in Frage stehenden Personen „auch derjenigen Behörde über- 
tragen, welcher der endgültige Entscheid über die Einstellung 
der Strafuntersuchung zukommt“. Oft liegen die Tat und der 
Zustand des Täters schon im Vorverfahren vor dem Unter- 
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suchungsbeamten klar, ein nachfolgendes Verfahren vor dem 
erkennenden Richter und der Verwaltungsbehörde wäre ledig- 
lich eine Verzögerung der schon jetzt klaren Erledigung, also 
soll der Entscheid auch schon in dieser Prozessphase erlassen 
werden können. Zweifellos werden viele Kantone von dieser 
Möglichkeit einer raschen Abwickelung solcher Prozeduren 
Gebrauch machen ; die Gefahr einer nachlässigen Erledigung 
durch die Sistierungsbehörde wird aufgehoben durch die Klausel, 
dass gegenüber einer derartigen behördlichen Einweisung in 
eine Anstalt der Inhaber der elterlichen Gewalt über den Ein- 
gewiesenen, oder sein Vormund oder der mündige Eingewiesene 
selbst den Entscheid des Gerichtes anrufen kann (Art. 32, 
Abs. 1, zweiter Satz) 1 ). Das den Kantonen ermöglichte -sum- 
marische“ Verfahren gegenüber einer Anstaltsbehandlung be- 
dürftigen Jugendlichen etc. kann nicht Platz greifen gegenüber 
den mit Verweis und Einzelhaft zu bestrafenden ^normalen“ 
Jugendlichen des Art. 14, § 3, und den strafbaren vermindert 
Zurechnungsfälligen des Art. IG, Abs. 2, Str. G. B. Hier ent- 
scheidet stets der Richter (E. G. Art. 32, Abs. 2). 

Auch die folgenden prozessrechtlichen Normen des E. G. 
fussen auf Bestimmungen des Str. G. B. : 

Der im Art. 30 eingangs aufgestellte Regelgrundsatz der 
Strafverfolgung ex officio versteht sich von selbst, denn die 
Grosszahl der Tatbestände des Str. G. B. sind Offizialdelikte. 
So wird erst die weitere Bestimmung des Art. cit. bemerkens- 
wert, dass bei den Antragsdelikten die Kantone ein Privat- 
klageverfahren vorschreiben können, das mit einem Sühne- 
versuch durch eine Vermittlungsbehörde eingeleitet werden 
kann. Damit kommt das E. G. namentlich welsch-schweizeri- 
schen Anschauungen entgegen; die deutsch-schweizerischen 
Kantone werden bei der grossen Zahl der — dazu sehr ver- 
schiedenartigen — Antragsdelikte des Str. G. B. kaum allge- 
mein hierfür ein Privatklageverfahren einrichten. Die Fassung 


') Uns zur Erledigung dieses Einspruch Verfahrens zuständige Gericht 
muss zweifellos ein Strafgericht sein, denn es handelt sich in letzter Linie 
stets uni die Frage, ob ein strafrechtlicher Anspruch des Staates aus einer 
Gesetzesübertretung besteht oder nicht; auch die Bezeichnung des hier 
zuständigen Gerichtes steht natürlich bei den Kantonen. 
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des Artikels lässt übrigens den Kantonen vollkommen freie 
Hand ‘). 

Einen andern Fall der Priva tstraf klage hat Art. 30, Abs. 2, 
im Auge, wonach die Kantone dem Verletzten das Recht zur 
Privatklage gewähren können, nachdem die Erhebung der 
öffentlichen Klage durch die Anklagebehörde abgelehnt worden 
ist. Der Verletzte soll die Möglichkeit haben, auch wenn 
der Anklagebeamte sich irrt oder nachlässig amtet, eine ge- 
richtliche Verurteilung herbeizuführen, wo das Strafgesetz ver- 
letzt ist’). 

Nach Art. 38 haben die Kantone das Verfahren zur Ein- 
ziehung von Gegenständen, die nicht in einem Strafurteil er- 
folgt 8 ), zu bestimmen; es ist eine verbindliche Anweisung an 
die Kantone, Normen über das objektive Strafverfahren zu er- 
lassen, woran sich im Interesse einer einfachen Gestaltung 
dieses Verfahrens der Satz knüpft, der Entscheid könne auch 
der — nicht notwendig richterlichen — Behörde übertragen 
werden, welche über die Einstellung des Verfahrens entscheide. 


*) Ein Privatklageverfahrcn erscheint mir zweckmässig bei den Ehr- 
verletzungen (Str. G. B. Art. 101 ff.), einfacher Körperverletzung (Art. 73, 
§ 1), vielleicht auch bei der Verletzung des Berufs- und Briefgeheimnisses 
(Art. 108, 109), unlauterm Wettbewerb (Art. 159), Verletzung des Fabrik- 
und Geschäftsgeheimnisses (Art. 160); während schon diesen letztem Tat- 
beständen gegenüber die Zweckmässigkeit der Privatklage zweifelhaft ist. 
möchte ich sie bei den übrigen Antragsdelikten des Entwurfes verneinen : 
bei den Eigentumsdelikten, begangen an Angehörigen und Familienge- 
nossen, bei Bedrohung (Art. 106), Hausfriedensbruch (Art. 107), Ehebruch 
(Art. 139), bei Beschimpfung eines fremden Volkes etc. und tätlichen An- 
griffen an dessen öffentlichen Zeichen (Art. 211 und 212) n. a. m. Ist hier 
durch den Antrag des Berechtigten das Eis gebrochen, so hat der Staat 
den Prozessbetrieb in die Hand zu nehmen. 

*) Es ist an das Verfahren gedacht, das z. B. in §§ 778/779 des Zürcher. 
R. Pfl. G. folgendermassen geregelt ist: «Wenn die zuständige Anklage- 
behörde eine Untersuchung nicht veranstalten, oder die Anklage nicht er- 
heben oder dieselbe nicht fortsetzen will, oder sich in Besorgung ihrer 
Geschäfte Nachlässigkeit zu Schulden kommen lässt, so kann . . . der Ge- 
schädigte die Strafklage betreiben, sofern er für die Prozesskosten und für 
eine dem Angescliuidigten im Falle seiner Freisprechung zu leistende Ent- 
schädigung Kaution bestellt.» 

3 ) Art. 38, § 2, Str. G. B.: Einziehung von Gegenständen, die das 
öffentliche Wohl gefährden und mit einem Verbrechen im Zusammenhang 
stehen, ohne Rücksicht auf die Strafbarkeit einer bestimmten Person. 
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Vorbehalten ist das gerichtliche Einspruchsrecht von dritten 
Ansprechern, den sogenannten Nichteinzieliungsinteressenten *). 

Auch Bestimmungen über die Untersuchungshaft gehören 
in die kantonalen Prozessgesetze, doch handelt es sich um 
materielles Recht, wenn Art. 53, Abs. 1, Str. G. B. zulässt, 
dass die Untersuchungshaft dem Verurteilten ganz oder teil- 
weise auf die Strafe angerechnet werde ; das ist eine Frage 
des Strafmasses. Als eine zur Erzielung einer einheitlichen 
Auffassung dienende Erläuterung des ira Str. G. B. selbst vor- 
kommenden Begriffes ist daher Art. 36 E. G. aufzufassen : Als 
Untersuchungshaft soll Jede mit Bezug auf ein Strafverfahren 
verhängte und im Gebiet der Schweiz vollzogene Haft (Unter- 
suchungs- und Sicherheitshaft) bis zum Eintritt der Rechtskraft 
des Urteils“ angesehen werden, auch eine in einem andern 
Kanton als dem urteilenden vollzogene Haft wird danach mit 
eingerechnet ; das E. G. erläutert hier in erster Linie eine ma- 
teriell-rechtliche Bestimmung und weist zugleich die Kantone 
an, wie sie in ihren Prozessgesetzen die Untersuchungshaft zu 
umgrenzen haben. Wenn nach eidgenössischem Recht das 
Stadium der Untersuchungshaft bis zum Eintritt der Rechtskraft 
des Urteils dauern soll, so ist auch die Haft während des Laufes 
einer Rechtsmittelfrist noch Untersuchungs- bezw. Sicherheits- 
haft. Art. 36, zweiter Satz, behält aber gesetzliche Bestim- 
mungen über den Antritt der Strafhaft während der Rechts- 
mittelfrist vor; zulässig sind danach kantonal-prozessuale Vor- 
schriften, wonach der Lauf einer Rechtsmittelfrist eine die 
Strafhaft nicht aufschiebende Wirkung hat. 

In diesem Zusammenhang ist endlich noch Art. 37 des E. G. 
zu nennen, der neben den richterlichen Verfügungen Uber Un- 
zurechnungsfähige, vermindert Zurechnungsfähige, Liederliche, 
Arbeitsscheue und Gewohnheitstrinker Anordnungen der Ver- 
waltungs- und Polizeibehörden zulässt. Es muss selbstverständ- 
lich sein, dass z. B. die Vormundschaftsbehörde, wenn zivil- 
rechtliche Bevormundungsgründe vorliegen, einen auch vom 
Strafrichter behandelten .Menschen unter Vormundschaft stellen 


*) So nennt sie richtig Binding, Grundriss des Deutschen Strafprozess- 
rechts, 4. Auflage, Leipzig 1900, S. 209/210, gegenüber der herrschenden 
Benennung : Einziehungsinteressenten. 
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kann l ), oder dass rein polizeiliche Schutzmassnahmen getroffen 
werden können, wenn das Verhalten eines auch strafrechtlich 
verurteilten Gesetzesübertreters es notwendig macht. Dadurch 
wird nicht der Grundsatz ne bis in idem verletzt : die in Art. 37 
E. G. erwähnten Massnahmen stellen ein Stafverfahren dar, 
das ein zweites Strafverfahren in der gleichen Sache unmög- 
lich macht, nicht aber ein Zivil- oder Verwaltungsverfahren 
ausschliesst. 


Während die bis hierher besprochenen prozessualen Be- 
stimmungen des E. G. lediglich schon im Str. G. B. selbst ent- 
haltene Gedanken ausführen, sind im folgenden selbständige 
prozessrechtliche Normen des E. G. zu besprechen, durch welche 
der Bund da in die kantonalen Prozesse eingreift, wo die ein- 
heitliche Durchführung des materiellen Strafrechts von einheit- 
lichen Grundsätzen in der Organisation und dem Verfahren 
der kantonalen Prozesse abhängt. Es sind zumeist Sätze des 
interkantonalen Prozessrechtes. 

1. Bestimmungen betreffend die örtliche Zuständigkeit für 
die Fälle, in denen eine Kollision zwischen Behörden verschie- 
dener Kantone möglich ist (Art. 17 — 22). Der Ausgangspunkt, 
den der Art. 17 gibt: Die Behörden desjenigen Kantons sind 
zuständig, auf dessen Gebiet die Tat begangen wird, erscheint 
prozessual selbstverständlich. Schon Art. 9 Str. G. B. kann 
aber einem Streit von Behörden verschiedener Kantone über 
Recht und Pflicht zur Strafverfolgung rufen : nach Art. 9 gilt 
eine Tat als begangen sowohl am Ort der Erfolgsetzung, als da, 
wo der Erfolg eintrat oder eintreten sollte. Bei der danach 
möglichen Mehrheit von Gerichtsständen 2 ) sind die Behörden 


’) Der schweizerische Zivilgesetzentwurf sieht gerade hier eine enge 
Verbindung mit dem Strafrecht vor: Art. 396 — 398; insbesondere ist nach 
Art. 398 unter Vormundschaft zu stellen « jede mündige Person, die zu 
einer Freiheitsstrafe von einem Jahr oder darüber verurteilt worden ist». 
Die Strafvollziehungsbehörde hat jeweilen von solchen Verurteilungen der 
Vormundschaftsbehörde Mitteilung zu machen. 

*) Der Begriff «Gerichtsstand» ist nach dein E. G. in dein erweiterten 
Sinne zu fassen, dass er sich nicht nur auf das urteilende Gericht bezieht 
sondern die Zuständigkeit der sämtlichen in einem Prozess handelnden 
Behörden bedeutet. 
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desjenigen Kantons zuständig, in welchem die Untersuchung 
zuerst angehoben oder der Verdächtige zuerst zur Haft ge- 
bracht wird, das forum præventionis beziehungsweise depre- 
hensionis tritt an Stelle des forum delicti commissi (Art. 17, 
zweiter Satz). 

Weitere mögliche Kollisionen sollen die Art. 18 — 20 ver- 
hüten : Hierher gehört einmal der Fall der realen Konkurrenz 
verschiedener Delikte, begangen durch dieselbe Person in ver- 
schiedenen Kantonen: Die Behörden desjenigen Kantons sind 
zuständig, auf dessen Gebiet die schwerste Tat verübt wurde 
(Art. 18). Man kann hier von einem Gerichtsstand der Haupt- 
sache sprechen, der ausserdem gilt, wenn mehrere Personen 
zusammen in verschiedenen Kantonen delinquieren. Da, wo 
der Täter verfolgt und abgeurteilt wird, hat auch das Verfahren 
gegen Anstifter und Gehülfen stattzufinden (Art. 19, Abs. 1). 
Diese Norm wird machtlos, wenn die mehreren Teilnehmer als 
Mittäter gehandelt haben, dann gilt wieder das forum præven- 
tionis (wo zuerst ein Verdächtiger ergriffen wurde) (Art. 19, 
Abs. 2). Besonders und zweckmässig ist ferner der Gerichts- 
stand bei Pressdelikten geregelt: Die Behörden desjenigen 
Kantons sollen ausschliesslich zuständig sein, in welchem das 
Druckwerk zuerst erschienen ist. Der Druckort gilt im Zweifel 
als Erscheinungsort 1 ). Bei Pressdelikten und politischen Ver- 
gehen, die vielfach zugleich Pressdelikte sind, kann aber be- 
kanntlich nach Art. 67 B. V. die Auslieferung unter den Kan- 
tonen „nicht verbindlich gemacht werden“ ; um hier zu ver- 
hindern, dass ein Pressdelikt sich der strafrechtlichen Verfol- 
gung entziehen kann, wird subsidiär neben den Gerichtsstand 
des Erscheinungs- bezw. Druckortes das forum domicilii ge- 
stellt (Art. 20). 

Auf eine besondere Art strafbarer Handlungen, auf im Aus- 
land begangene Verbrechen, soweit sie gemäss Art. 4 — 7 Str. G.B. 
nach schweizerischem Gesetz und durch den schweizerischen 
Richter abzuurteilen sind, bezieht sich Art. 21 E. G. Der schwei- 
zerische Richter beurteilt im Ausland begangene Delikte, 

wenn sie sich gegen die Eidgenossenschaft richten, 


') Nach Art. 273 Str. G. B. müssen auf Druckschriften der Name des 
Druckers und der Druckort angegeben sein. 
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wenn ein Schweizer im Ausland ein Auslieferungsdelikt — 
nach schweizerischem Recht — begangen hat, und sich nach 
der Tat in der Schweiz aufhält, 

wenn ein Ausländer im Ausland gegen einen Schweizer 
ein Verbrechen begeht, das nach schweizerischem Recht ein 
Auslieferungsdelikt darstellt, und sich der Täter nach der Tat 
in der Schweiz aufhält, aber nicht ans Ausland ausgeliefert 
wird, 

endlich, wenn eines der international besonders gefährlichen 
Delikte : Mädchenhandel, vorsätzliches Sprengstoff verbrechen, 
Fälschung von Geld etc. vorliegt, der Täter in der Schweiz sich 
aufhält und nicht ausgeliefert wird. Überall hier versagt der 
Gerichtsstand der begangenen Tat, an seine Stelle tritt in erster 
Linie das Forum domicilii, hat der Täter kein Domizil im In- 
land, so sind, wenn er Schweizer ist, die Behörden seines 
Heimatkantons zuständig; fehlen sowohl schweizerischer Wohn- 
sitz als schweizerisches Heimatsrecht, so tritt das Forum depre- 
hensionis in die Lücke, in letzter Linie amten die Behörden 
des Kantons, der das Auslieferungsbegehren gestellt hat. Diese 
Gerichtsstandsregeln des Art. 21 gelten ferner, wenn der Ort 
der Begehung einer Tat nicht zu ermitteln ist. 

Zweifel oder Streit zwischen einzelnen Kantonen in Gerichts- 
standsfragen gehören vor das Bundesgericht *), das sowohl über 
die Berechtigung als Uber die Pflicht zur Strafverfolgung ent- 
scheidet, das heisst, es bestimmt im einzelnen Fall den Kanton, 
dessen Behörden zu amten haben (Art. 22). 

2. gehören hierher die Iiechtshülferegeln des E. G., die so- 
wohl für das Verhältnis zwischen dem Bund und den Kantonen 
als für die interkantonalen Beziehungen gelten. Die alle schwei- 
zerischen strafprozessualen Behörden verbindende Pflicht zur 
Rechtshülfe ist eine erste Bedingung zur Durchführung eines 
Strafprozesses. Die Notwendigkeit der Rechtshülfeleistung hat 
schon 1808 zu dem „Konkordat wegen Aufsuchung und Aus- 
lieferung der Verbrecher von einem Kanton an den andern 
und wegen der daherigen Kosten“ geführt, das mit Ausnahme 
der Art. 19 und 20 seitdem ersetzt worden ist durch das B. Ges. 


') Zuständig ist hier das Bundesgericht als Staatsgerichtshof gemäss 
Org. Ges., Art. 175, Ziff. 2, und 177. 

Schweizerische Zeitschrift fiir .Strafrecht. 10. Jahrg. 11 
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über die Auslieferung von Verbrechern oder Angeschuldigten 
vom 24. Juli 1852 mit seinen Ergänzungen von 1867 und 1872. 
Mit Inkrafttreten des E. G. soll dieses Gesetz den Art. 23 
bis 28 weichen. Bei der Betrachtung dieser Bestimmungen 
ist davon auszugehen, dass nach den Zustündigkeitsregeln des 
E. G. (Art. 17 ff.) die kantonalen Schranken insoweit fallen 
sollen, als ohne Rücksicht auf das kantonale Heiniatsrecht eines 
Verbrechers das forum delicti commissi gilt 1 ), dass weiter das 
bisherige umständliche Auslieferungsverfahren zwischen den 
Kantonen wegfallen soll. Absichtlich vermeidet das Gesetz, von 
einer interkantonalen Auslieferung zu sprechen; Art. 23 bestimmt 
nur, die Kantone seien sowohl unter sich, als auch dem Bunde 
gegenüber in der Untersuchung und in der Urteilsvollstreckung 
zur Rechtshiilfe verpflichtet; diese Pflicht entfällt nur mit Rück- 
sicht auf Art. 67 B. V., wenn es sich um ein politisches oder 
ein Pressdelikt handelt. Was für prozessuale Handlungen soll 
nun diese Rechtshülfepflicht umfassen ? Auf die stellvertretende 
Handlung eines Rechtshülfe leistenden Beamten ist man im 
Prozess überall da angewiesen, wo der für die Untersuchung 
bezw. Aburteilung eines Verbrechens oder Vollstreckung des Ur- 
teils zuständige Beamte nicht handeln kann, weil die betreffende 
Handlung ausserhalb seines örtlich begrenzten Amtskreises vor- 
genommen werden muss. Nach Art. 23 sollen nun sämtliche 
derart notwendigen Handlungen, vor allem Verhaftungen, Zu- 
führungen von Kanton zu Kanton, Zeugenvernehmungen, auf 
dem Rechtshülfeweg erhältlich sein. Über das bei einzelnen 
Verhandlungen zu beobachtende Verfahren spricht sich das 
Gesetz nicht aus. Doch gelten für die Zeugenvernehmung 
zweifellos weiter Art. 19 und 20 des Konkordates wegen Auf- 
suchung und Auslieferung der Verbrecher etc. vom 2. Juli 1808, 
wonach in der Regel auf ein Rechtshülfegesuch hin der zu ver- 
nehmende Zeuge vor seinem natürlichen Richter Zeugnis ab- 
legen soll, wonach aber die persönliche Stellung der Zeugen 
vor dem den Prozess abwandelnden Beamten auf Begehren zu 
bewilligen ist, „wenn nämlich solche zu Konfrontationen oder 


') Damit verschwindet die durch Art. 1, Abs. 2, des Auslieferungs- 
gesetzes gegebene Möglichkeit, die Auslieferung von Kantonsangehörigen 
an andere Kantone zu verweigern. 
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zu Anerkennung der Identität eines Verbrechers, oder von 
Sachen etc. etc. notwendig ist“. 

Dio Notwendigkeit der Rechtshülfe ist nur die Folge des 
schon angedeuteten Satzes, dass keine im Prozess amtende 
Behörde über ihren örtlich begrenzten Machtkreis hinausgreifen . 
darf; 'doch muss für den Strafprozess, wo vielerorts nur direktes 
Handeln zu einem Ziele führen kann, diese Kegel Ausnahmen 
erleiden, die allerdings zur Vermeidung von Konflikten scharf 
zu umschreiben sind : 

Art. 25 E. (J. erlaubt Amtshandlungen auf dem Gebiete 
eines andern Kantons, wenn dessen oberste Justizverwaltungs- 
behörde zustimmt, mit andern Worten, wenn sich der Kanton 
des eigenen Rechtes, zu handeln, begibt. Ist aber Gefahr im 
Verzüge, so dass die Zustimmung der zuständigen Verwaltungs- 
behörde zuvor nicht mehr eingeholt werden kann, so darf die 
Amtshandlung trotzdem vorgenommen werden, doch unter un- 
verzüglicher Anzeige an die betreffende Behörde und unter 
Darlegung des Sachverhaltes. Insbesondere von Verfolgungs- 
handlungen der Polizeibeamten auf dem Gebiete eines andern 
Kantons spricht Art. 26, der inhaltlich auf Art. 17 des Aus- 
lieferungsgesetzes von 1852 zurückgeht: er erlaubt die Ver- 
folgung eines wegen Verletzung eines Bundesgesetzes Verur- 
teilten oder Beschuldigten, wenn die Spuren des verfolgten 
Flüchtigen in einen andern Kanton weisen, wenn ein Gefangener 
auf dem Transport entweicht, endlich wenn ein Beschuldigter 
oder Verurteilter bei einer Amtshandlung, welche Polizeileute 
in einem andern Kanton vornehmen, von ihnen betreten wird. 
Stets in diesen Fällen ist der Festgenommene sofort dem nächsten, 
zur Ausstellung eines Haftbefehles zuständigen Beamten des 
Betretungskantons zuzuführen, der als Rechtshiilfebeamter die 
Verhaftung verfügt, bezw. wenigstens die Überweisung an die 
zuständige Behörde veranlasst. 

Wie nach dem B. Ges. vom 2. Februar 1872 schon jetzt 
die Reehtshülfeverhöre , -Skripturen etc. für die ersuchende 
Behörde kostenlos sind J ), so soll nach Art. 24 E. G. ferner- 

') Dagegen sind nach Art. 15 Ansliefcrungsgcs. von 1852 und nach 
dem Ergänzungsgesetz von 1872 «lein requirierten Kanton Auslagen für 
wissenschaftliche und technische Expertisen, ferner für rechtshülfeweisen 
Unterhalt etc. von Gefangenen zu ersetzen. 
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hin die gesamte Rechtshülfe unentgeltlich geleistet werden, 
doch hat das Gericht des requirierenden Kantons den schuldig 
befundenen Angeklagten auch zum Ersatz der Rechtshülfe- 
kosten zu verurteilen. 

Anstände im Rechtshülfeverfahren entscheidet gleich wie 
Streitigkeiten der Kantone in Gerichtsstandsfragen das Bundes- 
gericht, auch hier in seiner Eigenschaft als Staatsgerichtshof 
(Art. 27). 

Im Zusammenhang mit den Rechtshiilfebestimmungen ist 
endlich der Art. 28 zu erwähnen : Die Anweisung an die Kan- 
tone und auch an die Bundesstrafbehörden, sämtliche auf Grund 
des Bundesstrafrechts ergangene Strafurteile dem schweize- 
rischen Zentralpolizeibureau zu Händen des zentralen Strafen- 
registers auszugsweise mitzuteilen. Dieses eidgenössische Strafen- 
register besteht allerdings zurzeit noch nicht; mit Botschaft 
vom 16. Juni 1902 hat sich aber der Bundesrat mit dem Ge- 
suche an die Bundesversammlung gewendet, den notwendigen 
Kredit für die Errichtung eines schweizerischen Zentralpolizei- 
bureaus zu gewähren, das neben einer anthropometrischen 
Zentralregistratur und der Herausgabe eines schweizerischen 
Fahndungsblattes ein Zentralstrafenregister führen soll 1 ). Die 
Zentralsammelstelle für alle Urteile soll das bisherige System 
der Mitteilung der Erkenntnisse durch den urteilenden Kanton 
an den Heimatskanton des Verurteilten auf heben, sämtliches 
Material, namentlich auch die in der Schiceiz ergangenen Urteile 
gegen Ausländer, sollen von einer Bundesbehörde gesammelt 
werden, die dann von sich aus die Mitteilung an den Heimats- 
kanton, bezw. den Heimatsstaat besorgt. Zur Sammlung der 
ihre Angehörigen betreffenden Strafurteile haben nach aus- 
drücklicher Anweisung des Art. 28 die Kantone die Amtsstellen 
zu bezeichnen, welche die Strafregister zu führen haben. Mit 
dieser eidgenössischen Zentralstelle greift übrigens der Bund 
nicht eigentlich in kantonales Prozessrecht ein, er gibt durch 
die derart ermöglichte, auf alle Fälle einer durch schweize- 
rische Gerichte erfolgten Verurteilung sich erstreckende Aus- 
kunftserteilung lediglich den Kantonen die Mittel an die Hand, 


*) Bundesblatt 1902, Bd. Ili, S. 762 ff. Bis jetzt hat «1er Nationalrat 
in der Junisession 1906 die Vorlage genehmigt. 


Digitized by Google 



Vorentwurf «Ine« IJundosgesetzes betr. Einfflhrung d. Schweiz. Strafgesetzbuches. 151 


sich über das Vorleben eines vor ihren Gerichten stehenden 
Verbrechers besser zu orientieren. Wenn die Kantone, um diese 
Rechtshülfeleistung möglich zu machen, zur Mitteilung ihrer 
Strafurteile verhalten werden, so wird dadurch ihr Prozess- 
verfahren selbst gar nicht berührt. 

III. Grundsätze der Urteilsvollstreckung. 

Schon in der Einleitung ist auf das bezügliche Verhältnis 
zwischen Bund und Kantonen hingewiesen worden: Das E. G. 
muss die im Gesetzbuch selbst niedergelegten Prinzipien des 
Strafvollzuges ergänzen, muss namentlich auch den Kantonen 
die Durchführung der Grundsätze dadurch erleichtern, dass cs 
bestehende kantonale Strafvollzugseinrichtungen zu verwerten 
sucht. Dazu kommt das bedeutsame Versprechen des Abs. 3, 
Art. 64 bi * B. V., wonach der Bund die Kantone bei der Er- 
richtung von Straf-, Arbeits- und Besserungsanstalten und für 
Verbesserungen im Strafvollzüge überhaupt unterstützen und 
sich an Einrichtungen zum Schutze gefährdeter und verwahr- 
loster Kinder beteiligen kann. Über diese finanziellen Leistungen 
und die Voraussetzungen, unter denen sie gewährt werden, 
muss die Bundesgesetzgebung Näheres bestimmen. 

Der Art. 48 E. G., von dem ausgegangen werden muss, 
bestätigt lediglich den Verfassungsgrundsatz, wonach die Kan- 
tone die Strafurteile ihrer Gerichte vollziehen *) ; er bestimmt 
weiter: Auch die Strafurteile des Bundes müssen die Kantone 
gegen Ersatz der Kosten vollziehen, weil es eidgenössische 
Strafanstalten nicht gibt. Die Bestimmungen über die Art der 
Vollstreckung, die das E. G. an diesen Grundsatz knüpft, sind 
teils Ergänzungen der Strafvollzugssätze des Gesetzbuches selbst, 
teils sollen sie den Kantonen die Urteilsvollstreckung erleichtern. 
Hier vorerst die letztem Bestimmungen. Erleichterung der 
Vollstreckung bezweckt namentlich Art. 50: Jedes auf Grund 


') Eine Folge dieses Grundsatzes ist, dass die Kantone die Behörden 
bezeichnen, welche über den Vollzug der Massnahmen gegenüber Kindern, 
Jugendlichen, Unzurechnungsfähigen und vermindert Zurechnungsfähigen 
zu wachen haben (Art. 16, Ab». 2 i. f.), dass sie ferner Anstalten und Be- 
hörden zu bestimmen haben, denen die Strafvollzugsbehörden Bussen- 
abverdiener überweisen können. 
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des Str. G. B. gefällte Erkenntnis, auch im Verfahren wegen 
Übertretungen von Polizeibehörden erlassene Strafbescheide 
und -Verfügungen sind in bezug auf Bussen, Kosten und 
Entschädigung in der ganzen Schweiz vollstreckbar 1 ); Frei- 
heitsstrafen als im ganzen Land der Vollstreckung fähig zu 
erklären, hat man nicht gewagt, obschon eine „stellvertretende“ 
Vollziehung wenigstens von Haftstrafen sehr wünschenswert 
wäre; auch in Zukunft muss zum Vollzug jeder Freiheitsstrafe 
Zuführung des Verurteilten an den Kanton erfolgen, der den 
Entscheid gefällt hat. 

Die Pflicht eines Kantons, gemäss Art. 50 ausserkantonale 
Entscheide zu vollziehen, entfällt überdies da, wo Rechtshülfe 
verweigert werden kann, d. h. bei politischen und Pressdelikten. 
Anschliessend ist noch Art. 51 zu erwähnen, wonach der Ertrag 
der Bussen, Einziehungen und verfallen erklärten Bestechungs- 
gelder in die Kasse des urteilenden Kantons fällt, während 
dieser Ertrag der Bundeskasse zukommt, soweit das Bundes- 
gericht nach Art. 12 E. G. geurteilt hat*). 

Eine Erleichterung durch Rücksichtnahme auf bestehende 
Verhältnisse schafft auch Art. 49: Der Bundesrat kann bei 
schon bestehenden Strafanstalten mit ausgedehntem Landwirt- 
schaftsbetrieb 3 ) einen von den Vorschriften des Str. G. B. ab- 


*) Soweit im Str. Pr. adhäsionsweise über Zivilansprüche erkannt wird, 
ist das schon jetzt auf Grund von Art. 61 U. V. geltendes Recht, vgl. Jäger, 
Das B. Ges. betreffend Schuldbetreibung und Konkurs, Art. 81, Nr. 13, und 
Art. SO, Nr. 3, und Reichel, dasselbe, Art. 81, Nr. 4; das Gleiche gilt, soweit 
es sich um strafgerichtlichc Entscheide eines eidgenössischen Gerichtes 
handelt, durch die. eine. Geldforderung (Busse, Koslen etc.) begründet wird, 
Jäger, eod., Art. 81, Nr. 4. Dagegen muss zurzeit für die in einem kantonalen 
Strafurteil ausgesprochenen Bussen und Kosten von andern Kantonen, 
wenn nicht Sonderabmachungen anders bestimmen, keine Rechtsöffnung 
gewährt werden. Jäger, Art. 80, Nr. 13. 

*) Die Abführung dieser Gelder an den FiskuB ist die Regel ; durch 
Art. 51 E. G. wird natürlich Art. 39 Str. G. B., wonach unter Umständen 
der Bussenertrag und der Erlös aus der Verwertung eingezogener Gegen- 
stände ganz oder teilweise dem Geschädigten zuerkannt werden können, 
nicht altcriort. — Dass Bestechnngsgeschenke der Staatskasse verfallen, 
sagt schon Art. 217, § 4, Str. G. B. 

s ) Zu denken ist hier z. B. an die bernische Strafanstalt li 'itemi im 
sogenannten Grossen Moos, vgl. darüber Schaff rolli, Geschichte des heroischen 
Gefängniswesens, Bern 1898, S. 335 ff. 
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weichenden Strafvollzug gestatten, wobei im einzelnen Falle 
zuvor über die Bedingungen, unter welchen ein solcher Vollzug 
stattfinden kann, zu entscheiden ist. Jedenfalls sind die Grund- 
sätze eines progressiven Strafvollzuges möglichst beizubehalten 
und gemeingefährliche Verbrecher nicht in diesen Anstalten 
unterzubringen. 

In dieser Einschränkung liegt schon ein Strafvollzugs- 
grundsatz, es ist daher anschliessend von den Strafvollzugs- 
einrichtungen zu sprechen, die das E. G. den Kantonen anbe- 
fiehlt (Art. 39 ft'.). Sie haben vor allem die nötigen Anstalten 
für den Vollzug der Zuchthaus-, Gefängnis- und Haftstrafen ein- 
zurichten, eventuell sich das Mitbenutzungsrecht an entspre- 
chenden Anstalten anderer Kantone zu sichern. Der Bund 
kann nach Entscheidung der Bedürfnisfrage durch den Bundes- 
rat an den Bau neuer oder die Verbesserung bestehender 
Strafanstalten Beiträge bewilligen, wobei er vorzugsweise die 
gemeinsame Erstellung solcher Anstalten durch mehrere Kan- 
tone unterstützt. Ist eine derart unterstützte Anstalt vornehmlich 
oder ausschliesslich für bestimmte Verbrech erk lassen (Jugend- 
liche, Frauen etc.) bestimmt, so kann der Bund an seine Bei- 
träge die Bedingung knüpfen, dass solche Personen auch aus 
andern Kantonen zum Selbstkostenpreis aufgenommen werden. 
Art. 39 und 40 erschöpfen zusammen mit der Vorschrift des 
Art. 43, dass die Kantone für die Einschliessung Jugendlicher 
gemäss Art. 14, § 3, und 226 Str. G. B. „geeignete Räume“ zu 
bezeichnen haben *), das Äfra/Vo 1 1 zugsrech t des E. G. Bei den 
sichernden Massnahmen dagegen machen die Neuheit und Ver- 
schiedenheit der einzelnen Massregeln weitläufigere Normen 
notwendig. Die Behandlung der Kinder und Jugendlichen ge- 
mäss Art. 13, 14, 225 und 226 Str. G. B. erfordert die Einrichtung 
von Erziehungsanstalten für Kinder, von Zwangserziehungs- 
und Besserungsanstalten für Jugendliche. Nach Art. 13 und 225 
Str. G. B. versorgungsbedürftige Kinder müssen aber nicht in 
einer Erziehungsanstalt untergebracht werden, Art. 33 E. G. 

*) Gemäss Art. 14 und 226 Str. G. B. werden jugendliche Gesetzesüber- 
treter (jugendliches Alter: vom Beginn des 15. bis zum vollendeten 18. Jahr) 
nur versorgt oder besonders behandelt, wenn sie sittlich verwahrlost, oder 
verdorben oder krank sind; normal zu nennende Jugendliche werden 
bestraft. 
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erlaubt Übergabe an eine geeignete Familie oder auch be- 
dingungsweise Überlassung des Kindes an seine eigene Familie. 
Dadurch sollen möglichst schon bestehende Institutionen zur 
Mithülfe verwendet werden, gleichwie nach Abs. 2 des Art. 33 
zur Unterbringung und Beaufsichtigung der Erziehung solcher 
Kinder freiwillige Kinderschutzgesellschaften etc. in Anspruch 
genommen werden können. Private gemeinnützige Institute 
sollen ferner, wenn sic hülfsbereit sind, bei den Erziehungs- 
anstalten für Kinder und den Zwangserziehungsanstalten für 
Jugendliche herangezogen werden (Art. 41); dagegen wird die 
private Gemeinnützigkeit eigentliche Besserungsanstalten für 
Jugendliche, wie sie Art. 14, § 1, Abs. 2 und 3, vorsieht, kaum 
je schaffen, deshalb müssen hier die Kantone „eine oder mehrere 
gemeinsame“ Anstalten errichten. Die Zahl der hier zu inter- 
nierenden Jugendlichen wird stets relativ gering sein, der Art. 42 
weist aus diesem Grunde darauf hin, dass die Kantone durch 
gegenseitige Abmachungen gemeinsam eine bestehende Anstalt 
erwerben, oder eine neue errichten oder sich das Mitbenutzungs- 
recht an einer Anstalt sichern können. Noch stellt Art. 42, 
Abs. 2, den Satz auf, dass im Betriebe einer solchen Anstalt 
die Zöglinge nach Altersstufen möglichst zu sondern sind — 
das erscheint besonders notwendig, weil aus Art. 14, § 1, Abs. 2, 
Str. G. B. entnommen werden muss, dass Leute bis unmittelbar 
vor der Vollendung des 30. Altersjahres in dieser Anstalt ver- 
bleiben können, wenn sie zur Zeit der Einweisung nahe vor der 
Vollendung des 18. Lebensjahres stehen *). 

Ein namentlich vor der Einfügung des Art. 64 bl * in die 
Bundesverfassung viel besprochener Punkt war die Schaffung 
einer eidgenössischen Verwahrungsanstalt für vielfach rück- 
fällige Verbrecher; nachdem durch die Belassung des Straf- 
vollzuges bei den Kantonen ein eidgenössisches derartiges 
Institut unmöglich geworden ist, verspricht in Art. 45 E. G. der 
Bund Beiträge, wenn ein Kanton oder mehrere gemeinschaft- 


') Diese rechnerische Feststellung ist nach dem Wortlaut der Stelle 
unabweisbar. Trotzdem solche Fülle bei der praktischen Anwendung des 
Gesetzes selten sein werden, sollte das Gesetz hier ausdrücklich bestimmen, 
dass der Aufenthalt in einer solchen Besserungsanstalt für Jugendliche nur 
bis zu einem gewissen Alter — vielleicht bis zum zurückgelegten 20. Jahre — 
dauern kann. 
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lieh Verwahrungsanstalten errichten und betreiben; ähnlich 
wie in Art. 40 i. f. ist an die Beitragsleistung die Bedingung 
geknüpft, dass Rückfällige aus andern nicht beteiligten Kan- 
tonen zum Selbstkostenpreis aufgenoinmen werden. Solange, 
beziehungsweise wo keine Verwahrungsanstalten bestehen, 
wird die Verwahrung iu einem Zuchthaus vollzogen (Art. 45, 
Abs. 2). 

Gleicherweise sind in Art. 44 Beiträge des Bundes an Er- 
richtung und Betrieb von Arbeits- und Trinkerheilanstalten 
versprochen; da auf diesem Gebiet wiederum die private Ge- 
meinnützigkeit wirkt, können Bundesbeiträge auch privaten 
derartigen Anstalten bewilligt werden, soweit die Kantone 
dieselben für ' strafgerichtliche Einweisungen in Anspruch 
nehmen. Einen besondern, hierher gehörenden Fall der In- 
anspruchnahme privater Institutionen erwähnt noch Art. 34: 
der Richter kann eine Minderjährige, statt sie wegen Be- 
lästigung durch Gewerbsunzucht gemäss Art. 240 Str. G. B. in 
eine Arbeitsanstalt einzuweisen, einer freiwilligen Vereinigung 
zur Erziehung gefallener Mädchen zur Versorgung und Er- 
ziehung anvertrauen. Privatanstalten können endlich für die 
Verwahrung oder Versorgung Unzurechnungsfähiger und ver- 
mindert Zurechnungsfähiger benutzt werden, falls öffentliche 
Institute nicht zu Gebote stehen; iu Betracht kommen hier in 
erster Linie Irrenheilanstalten, doch trägt das E. G. in Art. 46 
dem immer dringlicher auftretenden Postulate Rechnung, be- 
sondere Anstalten für irre Verbrecher zu errichten : der Bund 
kann die Errichtung einer oder mehrerer derartiger Anstalten 
finanziell unterstützen. 

Immer mehr wird endlich, vor allem bei der präventiven 
Verbrechensbekämpfung, die Schutzaufsicht zur Mithülfe heran- 
gezogen, die bis heute nur von privaten Vereinigungen geübt 
wird und vielfach noch nicht die notwendige Fühlung mit den 
staatlichen Strafvollzugsorganen hat ‘). Art. 47 E. G. weist hier 


') Über Organisation, Ziele und Erfolge der Schutzaufsicht in der 
Schweiz geben die Verhandlungen des schweizerischen Vereins für Straf- 
und Gefängniswesen und der interkantonalen Vereinigung der schweize- 
rischen Schutzaufsichtsvereine, bisher 22 Biltide, erschöpfenden Aufsclduss; 
vgl. insbesondere Verhandlungen 1901, 1. Heft, S. 76 ff Harbin, Die Schutz- 
aufsicht für entlassene Strafgefangene in der Schweiz, wie sie ist und wie 
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die Kantone an, die Schutzaufsicht über Jugendliche, bedingt 
Entlassene und über Verurteilte, denen die Strafe bedingt er- 
lassen ist, zu organisieren, mit andern Worten, ihr staatlichen 
Charakter zu verleihen ; dadurch sollen die Kantone nicht zur 
Schaffung neuer Beamtungen verpflichtet werden, sondern die 
Schutzaufsicht kann auch freiwilligen, namentlich den be- 
stehenden Vereinigungen übertragen werden, die dadurch nicht 
den Charakter freiwilliger Wohlfahrtsanstalten einbüssen, 
sondern nur in ihrer privaten Tätigkeit durch die engere Ver- 
bindung mit der staatlichen Strafrechtspflege gefestigt werden. 
Die weitere Ausgestaltung der Schutzaufsicht bleibt den Kan- 
tonen überlassen, die Bundesgesetzgebung stellt hier keine ver- 
bindlichen Vorschriften auf, sondern das E. G. begnügt sich 
mit der Hervorhebung einiger Regeln, die sich bei der Arbeit 
der Schutzaufsichtsvereine bisher bewährt haben: den Behörden 
oder Vereinen wird empfohlen, einzelne Personen (Inspektoren, 
Agenten oder Patrone) mit der Ausübung der Schutzaufsicht 
zu betrauen; den letztem würde die Aufsicht über einzelne 
übertragen, während den Inspektoren oder Agenten bestimmte 
Anstalten oder Personenklassen zur Tätigkeit zu überweisen 
wären. 


IV. Eigentliche Übergangsbestimmungen. 

Hierher sind die wenigen Normen des E. G. zu rechnen, 
die ihrer Natur nach nur während einer Übergangszeit prak- 
tische Bedeutung haben; es handelt sich: 

1. Um die Behandlung von Straftaten, die vor dem Inkraft- 
treten des Str. G. B. begangen wurden. Der Grundsatz der 
mitior lex, wonach solche Taten dann nach dem neuen Gesetz 
abzuurteilen sind, wenn seine Bestimmungen milder sind als 
das Strafgesetz, das zur Zeit der Tatbegehung galt, ist zwar im 
Str. G. B. selbst in Art. 10, Abs. 2, aufgestellt, Art. 0 des E. G. 
regelt nur noch, dass auch die Verjährungsbestimmungen des 
neuen Gesetzes auf vorher begangene Taten Anwendung finden 
sollen, wenn sie für den Täter günstiger sind als das frühere 


sie sein sollte, insbesondere auch bezüglich der bedingt Entlassenen und 
bedingt Verurteilten, dazu 2. Heft, codera, S. 56 ff., und das Korreferat von 
Favre, S. 70 ff. 
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Gesetz. Auf alle Fälle beginnt nicht etwa mit dem Inkraft- 
treten des Str. G. B. der Lauf einer Verjährungsfrist von neuem, 
sondern der schon verflossene Zeitraum wird eingerechnet. 

2. Bestimmt das E. G. über die Vollziehung von Straf- 
urteilen, die zwar auf Grund der bisherigen Strafgesetzgebung 
ergangen sind, deren Vollzug aber bei Inkrafttreten des Str. G.B. 
entweder noch nicht begonnen hat oder wenigstens noch nicht 
durchgeführt ist. Auch hier verjähren einmal die Strafen nach 
Massgabe des neuen Gesetzes, wenn dessen Verjährungsfristen 
günstiger sind als die der bisherigen Gesetzgebung, auch hier 
wird zudem auf alle Fälle ein bereits abgelaufener Teil der 
Verjährungsfrist eingerechnet. Dann soll aber namentlich ein 
nach altem Recht ergangenes Todesurteil nicht mehr vollstreckt 
werden, die Todesstrafe ist von Rechtes wegen in lebensläng- 
liche Zuchthausstrafe umgewandelt, ferner sollen allfälligen 
Kettensträflingen die Ketten abgenommen werden (Art. 4, 
lit. a und b). 

Nach Art. 4, lit. d, kann Sträflingen, die auf Grund eines 
Gesetzes verurteilt wurden, das die bedingte Entlassung *) nicht 
vorgesehen hatte, diese Gunst nach den Bestimmungen des 
Str. G. B. — in Betracht kommen wohl nur Art. 32 und 28, 
Ziff. 4 — zu teil werden, und ähnlich lässt Art. 5 zu, dass 
Personen, welche auf Grund eines Gesetzes verurteilt wurden, 
das die Wiedereinsetzung in die bürgerliche Ehrenfähigkeit 
nicht vorgesehen hatte, die "Wiedereinsetzung nach den Be- 
stimmungen des Str. G. B. (Art. 58, §§ 1 und 3) bewilligt werden 
kann *). 

Besonders bedeutsam ist endlich Art. 4, lit. c: unter der 
Herrschaft der kantonalen Strafgesetze ist es möglich, dass 
eine Person in verschiedenen Kantonen Freiheitsstrafen zu 
verbüssen hat, ohne dass auf eine Gesamtstrafe erkannt werden 
kann. Hat nun ein Sträfling zur Zeit des Inkrafttretens des 


*) Das E. G. spricht hier und auch in Art. 47 von * bedingter Ent- 
lassung», während das Str. G. B. selbst * vorläufige Entlassung» sagt (Art. 32, 
28, Ziff. 4, 30, Abs. 3, 31, Abs. 3, u. a. O). Die Herstellung einer über- 
einstimmenden Terminologie würde sich empfehlen. 

*) Art, 5 E. G. hätte dahin erweitert werden können, dass gleicher- 
weise die Wiederzulassung zu einem Beruf, Gewerbe oder Handelsgeschäft 
gemäss Art. 58, § 2, Str. G. B. allgemein bewilligt würde. 
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Str. G. B. noch zeitliche Freiheitsstrafen von insgesamt mehr 
als 5 Jahren in verschiedenen Kantonen zu verbüssen, so kann 
das Bundesgericht ') auf Ansuchen hin eine Gesamtstrafe fest- 
setzen, wobei nach den Regeln des Art. 52 Str. G. B. über 
das Zusammentreffen von Freiheitsstrafen (Anwendung des 
Schärfungsprinzipes) zu verfahren ist. Zugleich kann der Voll- 
zug der Gesamtstrafe einem der zum Vollzug einer Strafe 
verpflichteten Kanton übertragen und den dadurch entlasteten 
Kantonen nach freiem Ermessen ein Kostenbeitrag auferlegt 
werden. 

Abschliessend ist in diesem Zusammenhang noch auf die 
Schlussbestimmung des E. G. hinzuweisen : Die Kantone haben 
„die nötigen Einführungsbestimmungen“, die sie nach den An- 
weisungen des E. G. zu erlassen haben, bis zu einem gewissen 
Zeitpunkt dem Bundesrat zur Genehmigung vorzulegen. Dieser 
Zeitpunkt lasst sich heute noch nicht bestimmen, doch kann 
aus einer Vergleichung von Art. 53 mit Art. 1 der Schluss ge- 
zogen werden, dass ähnlich verfahren worden soll, wie das z. B. 
bei der Einführung des Bundesgesetzes über Schuldbetreibung 
und Konkurs der Fall war : Vorläufig verlangt das E. G. Vor- 
legung der kantonalen Bestimmungen „bis zum 1. Juli 190 “, 
während das Str. G. B. „mit dem 1. Januar 190 “ in Kraft 
treten soll, das heisst: die kantonalen Einführungsgesetze sollen 
spätestens ein halbes Jahr vor dem Inkrafttreten der Bundes- 
gesetze beim Bundesrat einlangen*;. 

»i= * 

* 

Die zusammenhängende systematische Darstellung des Ein- 
führungsgesetzes hat ergeben, dass es bei seiner Redaktion galt, 
eine für ein lediglich einführendes Gesetz ungewöhnlich grosse 
Stoffmenge zu verarbeiten. Das rührt einmal daher, dass die 
neuen Grundsätze des Str. G. B. über den Strafvollzug und den 
Vollzug der sichernden Massnahmen eine eingehende Stellung- 
nahme zu den bisherigen kantonalen Verhältnissen verlangen, 


') Zuständig kann gemäss Art,. 125 ff. Org. Ges. nur das Bundesstraf- 
gerieht sein. 

*) Das B. und K. Ges. trat mit dem 1. Januar 1892 in Geltung (Art. 318, 
Abs. 1. des Ges.), die Kantone hatten nach Art. 333 ihre Einführungsgesetze 
« vor dem 1. Juli 1891 dem Bundesrate vorzulegen ». 
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dass ferner die Anwendung des materiellen eidgenössischen 
Rechtes durch die kantonalen Behörden in einer einigermassen 
einheitlichen Weise nur möglich ist, wenn der Bund auch auf 
die kantonalen Prozesse, da, wo es nötig ist, Einfluss hat; dazu 
kommt das gute Bestreben, alles, was nur transitorischen und 
fakultativen Charakter hat, nicht in das geschlossene System 
des Str. G. B. selbst einzufügen, sondern es in das E. G. zu ver- 
weisen. 

Dem vielfältigen Material gegenüber war für den Gesetz- 
geber eine namentlich die kantonalen Rechtszustände genügend 
berücksichtigende Verarbeitung schwierig ; dieses Hauptziel 
scheint durch den vorliegenden Entwurf erreicht. 
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Das ärztliche Berufsgeheimnis I} . 

Von 

Dr. L. v. Muralt, Privatdozenten für Psychiatrie an der Universität Zürich. 


Dem Arzte werden bei der Ausübung seines Berufes von 
den hülfesuchenden Klienten eine Unzahl von Dingen anver- 
traut, welche er als Privatmann niemals erfahren würde. Nicht 
nur eröffnet ihm der Kranke seine ganze Vorgeschichte, die 
möglichen Ursachen seines Leidens ganz offen, nicht nur gewinnt 
der Arzt bei der Untersuchung selbst einen tiefen Einblick in 
die Beschaffenheit seines Klienten und sieht dabei sogar Tat- 
sachen, welche ihm der Klient vielleicht verheimlichen wollte ; 
er erhält auch durch den blossen Verkehr mit dem Kranken, 
durch den Besuch in seinem Hause Kenntnisse über die soziale, 
pekuniäre, familiäre Lage des Betreffenden, die ihm als Nicht- 
fachmann immer verschlossen geblieben wären. Ohne dieses 
Vertrauen sind dem Arzte die Hände gebunden, ohne die 
Kenntnis aller Momente, welche für die richtige Beurteilung 
der Krankheit wichtig sind, ist es jedem gewissenhaften Arzte 
unmöglich, kunstgerecht zu handeln. Der Arzt muss daher 
dieses» Vertrauen verlangen können, der Klient ist in der Not . 
läge, sich entweder einem Heilkundigen vollkommen und rück- 
haltlos anzuvertrauen oder dann sein wichtigstes Interesse, 
seine Gesundheit, zu vernachlässigen. 

Aus dieser Notlage hat sich das Recht der ärztlichen 
Klientel herausgebildet, vom Arzte Verschwiegenheit zu ver- 
langen für alles, was er kraft seines Berufes in Erfahrung 
gebracht hat. Dieses Recht lebte schon lange im Volksbewusst- 
sein, bevor es gesetzlich festgelegt wurde, es ist so alt wie die 

*) Vortrag, gehalten in der juristisch-psychiatrischen Vereinigung in 
Zürich am 13. Februar 1903, vgl. über die Diskussion S. 183. 
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ärztliche Kunst überhaupt, und schon zur Zeit des Hippokrates 
verpflichteten sich die Arzte durch den Schwur zur Ver- 
schwiegenheit: „ Was ich aber während der Behandlung sehe oder 
höre, oder auch ausserhalb der Behandlung im gewöhnlichen lieben 
erfahre, das will ich, soweit es ausserhalb nicht weiter erzählt 
werden soU, verschiceigen, indem ich Derartiges für ein Geheimnis 
ansehe u *). 

Über die gesetzliche Regelung des ärztlichen Geheimnisses 
sollen die folgenden Ausführungen handeln. Das Thema be- 
rührt den Interessenkreis einer juristisch -psychiatrischen Ver- 
einigung nahe. Der Jurist als Richter wie als Untersuchungs- 
beamter kommt oft genug in die Lage, mit Ärzten als Zeugen 
und Experten zu verkehren, und es muss für ihn wichtig sein, 
zu erwägen, welche Rechte ihm in diesem Verkehre zustehen, 
welche Pflichten der Arzt zu beobachten hat. Für den An- 
walt gelten mutatis mutandis ähnliche Forderungen der Ver- 
schwiegenheit des ihm von den Klienten Anvertrauten. Unter 
den verschiedenen Spezialitäten des ärztlichen Berufes aber 
werden in keiner von den Klienten mehr Eröffnungen über die 
intimsten Privatverhältnisse verlangt als in der Psychiatrie, 
höchstens die Spezialisten für Geschlechtskrankheiten können 
eine ähnliche Stellung für sich beanspruchen. Der Irrenarzt 
muss alle seelischen Regungen des Kranken, seine verborgensten 
Wünsche und Empfindungen, seine geschlechtlichen Ausschwei- 
fungen, Liebe, Hass, Berufsbeschwerden, die ganze Geschichte 
der Familie, Charakter und Krankheiten der Vorfahren und 
Nachkommen genau erforschen, um den Kranken zu verstehen 
und die richtige Diagnose und Prognose zu stellen. Von keinem 
Arzte verlangen Berechtigte und Unberechtigte mehr Auskunft 
und wichtigere Entscheidungen in Lebensfragen wie Berufswahl, 
Anstellung, Eheschluss, Ehescheidung, Bevormundung, Versor- 
gung, als vom Irrenarzt. Es ist oft kaum zu entscheiden, ob 
eine verlangte Auskunft gesetzlich zulässig ist oder nicht, ob, 
auch wenn Schweigen gesetzlich geboten wäre, nicht doch zur 
Verhütung schweren Schadens eine Offenbarung der Tatsachen 
moralische Pflicht des Arztes ist. 


*) Zitiert nach Dr . Robert Fuchs, «Hippokratis sämtliche Werke» (Ver- 
lag Lüneburg-München), bei Placzek : Das Berufsgeheimnis des Arztes, p. GO. 
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In welcher Weise schützt nun der Gesetzgeber das Recht 
des Klienten auf die Verschwiegenheit des Arztes durch Straf- 
bestimmungen, und wie bewahrt er anderseits den Arzt durch 
Bestimmungen über Zeugnisverweigerung und durch Regelung 
der Anzeigepflieht vor Konflikten mit dem Strafgesetz? 

Frankreich hat hier im Jahre 1810 die ersten Strafbestim- 
mungen erlassen, Art. 378 des code pénal lautet: 

„ Les médecins, chirurgiens et mitres officiers de santé, ainsi 
que les pharmaciens, les sages-femmes et toutes autres personnes 
dépositaires par état ou profession, des secrets qu’on leur confie, 
qui, hors les cas où la loi les oblige à se porter dénonciateurs, auront 
révélé ces secrets, seront punis d’un emprisonnement d’un mois à 
six mois et d’une amende de 100 francs à 500 francs 

Die Ärzte haben überdies ein weitgehendes Recht der 
Zeugnisverweigerung, welches nach gerichtlicher Praxis selbst 
nicht durch die ausdrückliche Zustimmung des Interessierten 
aufgehoben wird. Seit 1832 ist der Arzt auch von jeder An- 
zeigepflicht bei Verbrechen oder drohenden Verbrechen, welche 
ihm bei Ausübung semer Praxis zur Kenntnis gelangen, ent- 
bunden, das „hors les cas où la loi les oblige à se porter 
dénonciateurs“ des Art. 378 ist für die Arzte damit bedeutungslos 
geworden. Diese Regelung der ganzen Frage ist die denkbar 
einfachste und klarste, und man hat nicht gehört, dass das 
öffentliche Wohl unter dem fast absoluten Schutze des Berufs- 
geheimnisses gelitten habe. 

Ähnliche Bestimmungen gelten in Belgien, nur sind dort 
die Zeugnisablegung durch Ärzte und die Anzeige von Ver- 
brechen zulässig, wenn sie auch nicht gefordert werden können. 

Im Deutschen Reiche liegen die Verhältnisse w r eniger einfach, 
und der Rechtsschutz des ärztlichen Geheimnisses ist viel 
weniger durchgreifend. § 300 des R. Str. G. B. bestimmt : 

„ Rechtsanwälte , Advokaten , Notare , Verteidiger in Strafsachen, 
Arzte, Wundärzte, Hebammen, Apotheker, sowie die Gehülfen dieser 
Personen werden, wenn sie unbefugt Privatgeheimnisse offenbaren, 
die ihnen kraft ihres Amtes, Standes oder Gewerbes anvertraut 
sind, mit Geldstrafe bis zu 1500 Mark oder mit Gefängnis bis zu 
3 Monaten bestraft. 

Die Verfolgung tritt nur auf Antrag ein. u 
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Anderseits § 52 der Strafprozessordnung: 

Zur Verweigerung den Zeugnisses sind . . . berechtigt: . . . 

3. . . , „Arzte in Ansehung desjenigen, was ihnen bei Ausübung 
ihres Berufes anvertraut ist.“ 

„ Die unter Nr. ..., 3 bezeichnten Personen dürfen das Zeug- 
nis nicht verweigern, wenn sie von der Verpflichtung zur Ver- 
schwiegenheit entbunden sind.“ 

Der Wortlaut des § 300, wonach nur das „unbefugte“ 
Offenbaren von Privatgeheimnissen Strafe nach sich zieht, gibt 
zu Zweifeln darüber Anlass, was verschwiegen gehalten werden 
muss und was gesagt werden darf. Damit, dass die Ärzte zur 
Ablehnung des Zeugnisses vor Gericht nur berechtigt, nicht 
verpflichtet sind, ist schon gesagt, dass die Offenbarung der 
Privatgeheimnisse vor Gericht keine Verletzung des § 300 
darstellt. Hier hängt es also von dem persönlichen Pflicht- 
bewusstsein des Arztes ab, wie weit er schweigen oder aus- 
sagen will. 

Die allgemeine Auffassung geht nun dahin, dass, abgesehen 
von der gesetzlich normierten Ausnahme des Rechtes der Zeugnis- 
abgabe', jede Mitteilung im Privatleben an andere als an die an- 
vertrauenden Personen „ unbefugt u im Sinne des § 300 ist. Wenn 
ein minderjähriger Sohn sich wegen einer Geschlechtskrankheit 
behandeln lässt, hat der Arzt kein Recht, dem Vater des Kranken 
auf Anfrage Auskunft zu geben, oder gar von sich aus Anzeige 
zu machen, auch wenn er dies nur tut, um sein Honorar zu er- 
langen. Die Hausfrau hat kein Recht, vom Arzte Auskunft 
über die Krankheit oder fragliche Schwangerschaft ihrer Dienst- 
magd zu fordern, und wenn sie die Magd selbst zum Arzt 
bringt, tut der letztere gut daran, die Magd auf ihr Recht auf- 
merksam zu machen. Der Arzt, welcher einen Ehekandidaten 
wegen Syphilis oder beginnender Hirnerweichung behandelt, 
darf nach § 300 weder auf Anfrage noch von sich aus die 
Eltern des dem sichern Unglück in die Arme eilenden Mädchens 
warnen, er darf das nicht einmal tun, wenn das Mädchen seine 
eigene Schwester ist. Der Ehemann hat kein Recht, über die 
geheime Krankheit seiner Frau vom behandelnden Arzt Aus- 
kunft zu verlangen, wenn die Frau sich ohne Wissen des 
Mannes in ärztliche Behandlung gegeben hat. In allen diesen 
Fällen muss auch eine Mitteilung an den Arzt der andern 

Schweizerische Zeitschrift für Strafrecht. Iti. Jahrg. 12 
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Partei als unerlaubt bezeichnet werden. Wird ein Arzt wegen 
eines Kunstfehlers verleumdet und werden über ihn kredit- 
schädigende Mitteilungen in den Blättern verbreitet, so hat er 
kein Recht, durch Mitteilung der Tatsachen, soweit sie seine 
Kranken betreffen, sich zu rechtfertigen, wenn er nicht gegen 
§ 300 des St. G. B. verstossen will. Freilich gibt es neben der 
Rechtspflicht eine moralische Pflicht des Arztes, und es wird 
Fälle geben, wo er sich eher einer Verletzung des § 300 
schuldig macht, als dass er durch sein Schweigen das Glück einer 
ganzen Familie vernichtet. Auch lassen sich Auswege aus dem 
Dilemma denken, welche Schaden zu verhüten geeignet sind: 
so kann der Arzt in einer Reihe der angeführten Beispiele mit 
Sicherheit annehmen, dass nicht auf Grund des § 300 gegen 
ihn vorgegangen wird, wenn er es für seine moralische Pflicht 
hält, am richtigen Orte eine warnende Mitteilung zu machen. 
Auf die moralischen Pflichten der Ärzte kann hier nicht näher 
eingetreten werden. 

Ähnliche Normen wie im R. Str. G. B. finden wir in Italien, 
Spanien, Portugal, Holland, nur sind natürlich im Detail manche 
Unterschiede vorhanden. Argentinien verbietet direkt die Able- 
gung von Zeugnis über das, was man nur kraft seines Berufes 
erfahren hat. 

Andere Staaten schützen zwar das Geheimnis im Privat- 
leben, geben aber dem Arzt kein Recht der Zeugnisverweigerung, 
so namentlich Ungarn und Österreich; das ist hier um so auf- 
fallender, als den gegen § 490 des Strafgesetzes verstossenden 
Ärzten bei der ersten Verletzung des Gesetzes die Praxis für 
V* Jahr, beim ersten Rückfall für 1 Jahr und bei wiederholtem 
Rückfall sogar für immer entzogen werden kann. Auch Japan 
gehört zu dieser Gruppe von Staaten. 

Russland besitzt nur eine ganz unpräzise und ungenügend 
formulierte Strafbestimmung für Verletzer des Berufsgeheim- 
nisses, in einer weitern Reihe" von Staaten fehlt überhaupt ein 
solcher Deliktstatbestand, und auch die Strafprozessordnungen 
geben dem Arzt als Zeugen keine Ausnahmestellung. Hierher 
gehören Schweden, Norwegen, Dänemark, Rumänien, Griechenland, 
England und die Vereinigten Staaten von Nordamerika. Immer- 
hin ist in Schweden eine Verordnung in Kraft, und in A Nor- 
wegen besteht ein Berufsgelübde, welches den Arzt auf die 
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Pflicht der Verschwiegenheit hinweist; in einer grossem Anzahl 
der Unionsstaaten gilt ein Statut für die Ärzte, das sie zur 
Wahrung des Berufsgeheimnisses verpflichtet, sie aber nicht 
von der Zeugnispflicht entbindet. Dass in dem medizinisch so 
hoch entwickelten England das Gesetz hier völlig schweigt, ist 
auffallend und wird von vielen angesehenen Vertretern des 
ärztlichen Standes tief beklagt. Dort, wie auch in den Staaten 
mit mangelhafter Regelung der Materie, werden immer mehr 
Stimmen laut, welche präzise, unzweideutige Gesetzesbestim- 
mungen fordern. 

In den schweizerischen Strafgesetzbüchern gehen, wie zu 
erwarten ist, die Bestimmungen betreffend das ärztliche Berufs- 
geheimnis sehr weit auseinander. Wenn unser Volk etwas 
weniger indolent gegen Indiskretionen von Ärzten wäre, könnten 
Ärzte, welche in verschiedenen Kantonen praktizieren, merk- 
würdige Erfahrungen machen. Aber gerichtliche Entschei- 
dungen über die uns interessierenden Fragen sind in der Schweiz 
ausserordentlich selten. Unser Volk ist, vielleicht zum Glück 
für die Ärzte, in dieser Beziehung viel indolenter als der 
Deutsche oder der Franzose und besonders als die Bevölkerung 
in den grossen Weltzentren, wo durch die halbwissenschaftliche 
Literatur und die scharfe ärztliche Konkurrenz eine gewisse 
Hyperästhesie der ärztlichen Klientel grossgezogen wird. Die 
Pflichten der Verschwiegenheit des Arztes sind bei uns wenig 
bekannt, weil man wenig Gelegenheit hat, sie zu erörtern. 
Sogar der Gebildete ist sich bei uns nicht bewusst, etwas Un- 
gehöriges zu verlangen, wenn er den Irrenarzt nach der Dia- 
gnose und Prognose eines in seiner Pflege stehenden entfernten 
Bekannten fragt, und es gehört zum Alltäglichen, dass Rechts- 
anwälte von uns Auskunft über den Geisteszustand Versorgter 
verlangen, in deren Interesse oder sogar gegen deren Interesse 
irgend ein Prozess geführt werden soll. 

Die Kantone der französischen SchAveiz, Genf , Freiburg, 
Neuenburg, Wallis, lehnen sich in ihren Bestimmungen an das 
französische Recht an, nur ist die Strafe im ganzen eine mildere. 
Immerhin kann im Wallis bei erschwerenden Umständen sogar 
Ausschluss aus dem Stande erfolgen, sowie die Ausübung des 
Berufes untersagt tverden. Tessin folgt dem italienischen Rechte. 
Luzern droht in § 120 des Polizeistrafgesetzes eine Busse von 
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20 bis 200 Franken an; § 187 des Strafgesetzbuches von Bern 
bestimmt sehr scharf: 

„ Ärzte, Wundärzte und andere Gesundheit ebeamte, als Apotheker, 
Hebammen, sowie überhaupt alle diejenigen, denen vermöge ihres 
Standes oder Berufes Geheimnisse anvertraut werden, sollen, wenn 
sie dieselben verraten, auf Klage des Verletzten mit Gefängnis bis 
zu 40 Tagen oder mit Geldbusse bis zu 200 Fr. bestraft werden, 
es sei denn, dass sie vermöge Gesetzes oder ihrer Pflicht zur Anzeige 
verbunden waren. a 

Die anderen Kantone, darunter auch Zürich, haben in 
ihren Strafgesetzbüchern keine Bestimmungen Uber die Ver- 
letzung des ärztlichen Geheimnisses. 

Nach dieser orientierenden Übersicht sollen nun die für 
den Kanton Zürich geltenden Bestimmungen näher untersucht 
werden. 

Das Fehlen bezüglicher Strafbestimmungen in Zürich darf 
nicht als ein Beweis dafür angesehen werden, dass die vom 
gemeinen Recht übernommene Forderung der Wahrung des 
Berufsgeheimnisses nicht auch bei uns im Volksbewusstsein 
lebt. Doch ist, was andere strafrechtlich schützen, hier dem 
Takte des Praktizierenden überlassen, und man nimmt an, dass 
die Ärzte die Verschwiegenheit „zur gewissenhaften Erfüllung 
ihrer Pflichten u rechnen, wozu sie sich bei Empfang des Patentes 
durch ein Handgelübde verpflichten. 

Das ist allerdings ein sehr dürftiges Surrogat für das Rechts- 
schutz erwartende Publikum. Doch ist auch unsere Klientel 
nicht rechtlos der Willkür und Indiskretion seiner Ärzte preis- 
gegeben. Art. 50 des schweizerischen Obligationenrechtes gibt ihr 
wenigstens die Möglichkeit zur Forderung von Schadensersatz : 

„ Wer einem andern widerrechtlich Schaden zufügt, sei es mit 
Absicht, sei es aus Fahrlässigkeit, tcird demselben zum Ersätze ver- 
pflichtet. u 

Unter diesen Paragraphen fällt auch die Verletzung des 
ärztlichen Berufsgeheimnisses, gleichgültig, ob dasselbe im be- 
treffenden Kanton strafrechtlich geschützt sei oder nicht, denn 
die Schadensersatzpflicht ist von der Strafbarkeit der schädi- 
genden Handlung nicht abhängig, und wo Strafbestimmungen 
existieren, bleibt der Zivilrichter doch unabhängig vom Urteil 
im betreffenden Strafprozess. 
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Es ist mir nicht bekannt geworden, dass auf Grund von 
Art. 50 O. R. schon gegen ärztliche Indiskretionen Klage erhoben 
wurde, während der Artikel bei ärztlichen Kunstfehlern und 
Irrtümern mehrfach zur Anwendung kam. 

Dass das Berufsgeheimnis unserer Gesetzgebung nicht un- 
bekannt ist, beweist das Rechtspflegegesetz, nach welchem sowohl 
im Straf- wie im Zivilprozess die Arzte das Zeugnis verweigern 
können. § 368 des Gesetzes betreffend die zürcherische Rechts- 
pflege von 1874 bestimmt für den Zivilprozess: 

„ Die Ablegung eines Zeugnisses können verweigern: 

4. Geistliche, Arzte und Anwälte, mit bezug auf Geheimnisse, 
die ihnen um ihrer amtlichen oder Berufsstellung willen anvertraut 
worden sind; auch dürfen Beamte nicht zur Mitteilung von Tat- 
sachen angehalten werden, mit bezug auf welche sie zur Bewahrung 
des Amtsgeheimnisses cerpflichtet sind~ ; und für den Strafprozess, 
§ 862: „ Geistliche , Ärzte und Anwälte dürfen die Mitteilung von 
Geheimnissen ablehnen, die ihnen um ihrer amtlichen oder Berufs- 
stellung willen anvertraut worden sind. u 

Ferner bestimmt § 379, dass im Zivilprozess ausdrücklich 
auf dieses Recht der Zeugnisverweigerung aufmerksam zu machen 
ist. Im Strafprozess fehlt diese Bestimmung. 

Es ist sehr auffallend, dass unsere Gerichte seit der Geltung 
des R. Pfl. Ges. wenig Gelegenheit hatten, sich mit der Aus- 
legung dieser Bestimmungen zu befassen; das ist um so mehr 
zu bedauern, als die Interpretation durchaus nicht klar ist. Ich 
habe das selbst in einem Falle erfahren, als ich vor der Bezirks- 
anwaltschaft über die Beobachtungen Auskunft geben sollte, 
welche ich an einem in meiner Behandlung stehenden Geistes- 
kranken gemacht hatte. Ich verweigerte die Zeugnisablegung 
auf Grund des erwähnten § 862. Der Herr Bezirksanwalt er- 
klärte darauf, dann vernehme er mich als Experten. Da 
nach §§ 396 und 844, „mit Ausnahme der vom Staate für 
bestimmte Zwecke bestellten Experten (Bezirksärzte etc.), nie- 
mand gehalten ist, einen Ruf als Sachverständiger anzu- 
nehmen“, verweigerte ich die Expertise. Man kam nun auf 
meine Eigenschaft als Zeuge zurück und erklärte mir, dass es 
sich nicht um Geheimnisse handle, die mir anvertraut worden 
seien, sondern um ganz gewöhnliche ärztliche Beobachtungen. 
Ich stellte mich demgegenüber auf den Standpunkt, dass schon 
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der blosse Eintritt eines Kranken in die irrenärztliche Behand- 
lung die Anvertrauung eines für den Betreffenden wie für seine 
ganze Familie sehr wichtigen Geheimnisses sei, ganz gleich- 
gültig, ob ausdrücklich Stillschweigen an bedungen worden sei 
oder nicht. Alles, was die Anstaltsärzte über ihre Kranken 
wissen, die einfache Tatsache der Internierung und der Er- 
krankung sowohl wie Ursachen, Symptome, Diagnose, Prognose, 
soziale Verhältnisse derselben etc. ist ihnen um ihrer Berufs- 
stellung willen anvertraut. Wenn das Recht zur Verweigerung 
des Zeugnisses überhaupt einen Sinn hat, so muss es hier An- 
wendung finden. Der Untersuchungsbeamte konnte sieh meiner 
Ansicht nicht anschliessen, deutete die Begriffe Geheimnis und 
Anvertrauen viel enger und stützte sieh dabei auf Sträulis 
Kommentar zum Rechtspflegegesetz, welcher folgendes ausführt : 
„Das Wort „anvertrauen“ ist zwar nicht zu urgieren und 
es ist daher die Befreiung vom Zeugnis nicht zu beschränken 
auf Eröffnungen, welche dem Arzte gemacht werden, sondern 
auch auszudehnen auf Beobachtungen, welche dieser selbst zu 
machen in der Lage war; dagegen ist zu beachten, dass das 
Gesetz nicht vom Anvertrauen im allgemeinen, sondern vom 
Anvertrauen von Geheimnissen spricht, und dass daher sowohl 
die Eröffnungen als die eigenen Beobachtungen nur dann nicht 
bezeugt werden müssen, wenn sie sich auf Geheimnisse beziehen. 
Daraus folgt, dass Beobachtungen und Wahrnehmungen, welche 
entweder jeder Dritte so gut machen konnte wie der Arzt, oder 
die der Arzt zwar seiner Stellung verdankt, die aber nicht der 
Art sind, dass sich für ihre Geheimhaltung ein wesentliches 
Interesse des Patienten oder seiner Umgebung annehmen liesse, 
nicht unter diejenigen zu zählen sind, über die der Arzt das 
Zeugnis verweigern darf. Dahin gehört also in der Regel die 
blosse Konstatierung des Daseins einer Krankheit und ihrer 
Art nicht, es wäre denn, dass es sich um Krankheiten handelte, 
deren Bekanntwerden nachteilig auf die Ehre oder den Ruf 
des Beschuldigten einwirken, seine Familien Verhältnisse stören 
könnte, und bezüglich deren daher der Kranke gerechten 
Anspruch auf seine Verschwiegenheit hätte ').“ 


') Strillili, Kommentar zum Gesetze betreffend die zürcherische ltechts 
pflege (Winterthur 1883), ad § 368, Note I. 
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Der vorliegende Fall wurde dadurch erledigt, dass ich mir 
die ausdrückliche Erlaubnis der Vertreter des Kranken zur Abgabe 
des Zeugnisses verschaffte und so dem Dilemma entging, ent- 
weder in Haft gesetzt zu werden oder meinem Klienten mög- 
licherweise durch Zeugnisabgabe Schaden zuzufügen. 

Die Interpretation in Sträulis Kommentar schafft meines 
Erachtens die Unklarheit der gesetzlichen Bestimmung nicht 
beiseite, sie schränkt sie höchstens etwas ein: Dass sich die 
Verweigerung des Zeugnisses nicht nur auf das beziehen kann, 
was dem Arzte von seinem Klienten aktiv anvertraut wird, 
sondern auch auf die Beobachtungen, die er ohne das Zutun 
des Hülfesuehenden vermöge seiner Sachkenntnis macht, dürfte 
mit Sträuli von jedem Gericht angenommen werden, um so 
mehr, als diese Auffassung auch diejenige des deutschen Reichs- 
gerichtes bei der Auslegung der früher zitierten, ähnlich lauten- 
den Bestimmungen des R. Str. G. B. ist. Es fragt sich in erster 
Linie, ob Sträuli den Ileyri/f des Geheimnisses so definiert hat, 
dass die ärztliche Klientel wirklich den Schutz geniesst, den 
ihr der Gesetzgeber verschaffen wollte. Da ist vor allem 
zu sagen, dass es sich bei Aussagen des Arztes vor Gericht 
nicht um Dinge gleichgültiger Natur handelt, dass vielmehr vom 
Arzte sehr häufig Auskunft über Krankheiten und deren Folgen 
verlangt wird, deren Bekanntwerden von einschneidenden 
Folgen ist; das liegt in der Natur der Sache. Dann ist ferner 
in Betracht zu ziehen, dass es sehr schw er hält, auch für den 
Arzt, der zur Zeit der Zeugnisabgabe über die ganze Situation 
seines Klienten orientiert ist, zu entscheiden, ob sein Zeugnis zu 
irgend einer Zeit für die Ehre oder den Ruf seines Klienten oder 
seiner Familie nachteilig werden kann. Der Arzt kann Grund 
haben, derartige Folgen zu befürchten, der Untersuchungs- 
beamte kann anderer Meinung sein und das Zeugnis verlangen. 
Der Arzt ist in diesem Falle nicht einmal in der Lage, seine 
Ablehnung zu begründen, denn vielfach würde schon die Be- 
gründung einen Bruch des ärztlichen Geheimnisses bedeuten. 
Das trifft namentlich bei Geisteskranken zu. Ob das blosse 
Bekanntwerden der geistigen Erkrankung einer Person oder 
die Tatsache ihrer Internierung in einer Irrenanstalt ihren 
Kredit schädigen wird, ob es ihr dadurch z. B. erschwert wird, 
nach der Genesung Arbeit zu finden, ob bei der durch die 
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neueste Literatur geförderten übertriebenen Furcht vor erb- 
licher Belastung die ganze Familie unter den Folgen dieser 
Offenbarung zu leiden haben wird, kann kein als Zeuge ein- 
berufener Arzt wissen. 

Wie unbestimmt der Begriff des Geheimnisses und wie 
schwankend die Auffassung ist, mögen die wenigen im Kanton 
Zürich vorgekommenen Entscheidungen in dieser Materie zeigen. 
Dieselben sind zwar vor 1874, und nur zum Teil (3. u. 4.) 
unter der Herrschaft gleichlautender Gesetzesbestimmungen 
ergangen. 

1 . Entscheid des Obergerichts vom 26. Februar 1 839. Bezirksarzt 
Dr. Steiner in Winterthur hatte im Scheidungsprozess der Eheleute 
Pfau vor Bezirksgericht die Abgabe des Zeugnisses über die 
Krankheit des trunksüchtigen Ehegatten verweigert, mit Berufung 
auf sein Handgelübde, durch welches er sich nach der Examen- 
ordnung von 1805 zur Verschwiegenheit verpflichtet hatte. Er 
wurde durch Entscheid des Obergerichtes gezwungen, seine 
Beobachtungen mitzuteilen darüber, „ob Herr Pfau in hohem 
Grade der Trunkenheit ergeben war und häufig betrunken nach 
Hause gebracht worden sei“, dagegen nicht darüber, „ob nicht 
die Krankheit des Herrn Pfau von einem zur Gewohnheit 
gewordenen Hange zur Trunkenheit hergerührt habe“. Das 
erstere beruhe auf Wahrnehmungen, die er, wie jede andere 
Person, zu machen im Falle war. 

2. Am 20. Januar 1852 wurde ein anderer Arzt in zweiter 
Instanz vom Obergericht in einem Vaterschaftsprozess mangels 
gesetzlicher Bestimmungen, welche den Arzt zur absoluten 
Verschwiegenheit verpflichten oder dem Arzt die Verweigerung 
des Zeugnisses auch nur gestatten und da auch der entsprechende 
Passus im Gelöbnis abgeschafft war, gezwungen, Zeugnis über 
folgende Punkte abzulegen : 

„1. Ob die Klägerin ihm nicht mitgeteilt, dass sie sich von 
Schneider B. in U. schwanger befindet. 

2. Ob sie, weil sie sich schwanger geglaubt, sich nicht 
ärztlich habe untersuchen lassen, und ob sie nicht von 
ihm „Mittel“ verlangt, die er ihr dann aber verweigert.“ 

3. Urteil der Zivilabteilung des Obergerichtes vom 16. Februar 
1856. In einem Ehescheidungsprozess berief sich die klagende 
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Ehefrau bezüglich des ihrem Ehemanne zur Last gelegten 
Ehebruches und gewisser damit in Verbindung stehender Tat- 
sachen, insbesondere einer daherigen Krankheit des Mannes, 
auf den Arzt des letzteren als Zeugen. Auf Begehren des 
Beklagten wurde aber der Zeuge nicht zugelassen, weil der 
Arzt Dr. H. lediglich durch das Vertrauen, welches ihm der 
Beklagte in seiner Stellung als Arzt geschenkt hatte und 
schenken musste, ira Falle sein konnte, Mitteilungen über Art 
und Entstehung der fraglichen Krankheit zu machen. Es wurde 
ausdrücklich beigefügt, dass der Arzt auch ohne Einsprache 
seitens des Beklagten zur Zeugnisverweigerung berechtigt ge- 
wesen wäre. 

4. Am 27. August 1859 zwang das Obergericht den bekannten 
Spitalarzt Dr. Bach gegen den Entscheid des Bezirksgerichtes 
zur Zeugnisabgabe über einen verstorbenen Klienten. Es handelte 
sich um die Feststellung, ob dieser Klient beim Eintritt in eine 
Lebensversicherung unwahre Angaben gemacht habe über 
seinen Gesundheitszustand. Dr. Bach musste Auskunft darüber 
geben, ob der Versicherte au Magenkrampf, Kolik oder Brech- 
ruhr gelitten habe, weil diese Krankheiten nicht zu denjenigen 
gehören, welche auf den Ruf nachteilig einwirken. 

Es leuchtet nach diesen Beispielen wohl ein, dass der 
gesetzliche Ausdruck „Geheimnisse“ zu unbestimmt ist und dass 
er auch der allgemeinen Auffassung von der Verschwiegenheits- 
pflicht des Arztes nicht entspricht. Wir haben gesehen, dass 
das ärztliche Geheimnis in vielen Kulturstaaten einen stärkeren 
gesetzlichen Schutz genicsst als bei uns, und vor allem, 
dass eine Tendenz vorhanden ist, die gesetzlichen Bestim- 
mungen umfassender und schärfer zu gestalten. Die zahlreichen 
Beziehungen, in denen der moderne Kulturmensch zu anderen 
Menschen, zu Vereinen, Versicherungen, Behörden u. s. w. steht, 
bedingen es, dass seine Privatangelegenheiten in hohem Grade 
für ihn reserviert bleiben müssen. So ist auch im Vorentwurf 
zu einem schweizerischen Strafgesetzbuch eine Bestimmung auf- 
genommen, die bezüglich der Weite der Begriffsbestimmung 
mustergültig ist: 

' Art. 94. „ Wer jemandem unbefugt eine Mitteilung über das 
macht, was er zufolge seines Berufes geheimzuhalten verpflichtet 
war, wird auf Antrag mit Geldstrafe bis zu 10,000 Franken oder 
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mit Gefängnis bis zu 1 Jahr bestraft. Die beiden Strafen können 
verbunden werden ').“ 

Das hohe Strafmaximum dürfte den Wert, welchen man 
diesem Rechtsgut beilegt, genügend beleuchten. 

In den Gesetzesentwürfen betreffend die Rechtspflege für den 
Kanton Zürich von 1901 ist eigentümlicherweise im Zivilprozess 
die Bestimmung betreffend Zeugnisverweigerung abgeändert 
worden. Sie soll lauten: 

§ 178. „ überdies können verweigert werden: 

2. Aussagen mit bezug auf Tatsachen, die dem Zeugen in der 
Stellung als Seelsorger, Arzt oder Anwalt anvertraut worden sind, 
sowie mit bezug auf Amtsgeheimnisse; das Recht der Zeugnis- 
verweigerung fällt hier aber weg, icenn der Zeuge von der Pflicht, 
die betreffenden Tatsachen geheimzuhalten, entbunden worden ist.“ 
Die entsprechende Bestimmung im Strafprozess hat keine 
Änderung erfahren, das „ Geheimnis “ figuriert dort weiter. Wie 
die Änderung in der Zivilprozessbestimmung zu stände gekom- 
men ist, kann man aus dem erläuternden Berichte nicht ersehen. 
Es ist sehr zu begrüssen, dass von Geheimnissen hier nicht 
mehr die Rede ist, doch wäre vielleicht eine noch allgemeinere 
Fassung, in welcher auch der Ausdruck „ anvertrauen u vermieden 
würde, vorzuziehen in Anlehnung an Art. 94 des Sfoossschen 
Entwurfes. Es wäre weiter zu fordern, dass der Ausdruck 
„Geheimnis“ auch aus dem Strafprozess verschwinde. 

Sehr anfechtbar erscheint mir die an die deutsche Straf- 
prozessordnung sich anlehnende erwähnte Bestimmung des § 178 
des Entwurfes der Zivilprozess-Ordnung, wonach das Zeugnisver- 
weigerungsrecht dahinfällt, wenn der Zeuge von der Schweigens- 
pflicht entbunden ist. Der Laie kann die Tragweite einer ärzt- 
lichen Zeugenaussage gar nicht immer abschätzen; oft ist der 
Arzt aus moralischen und humanitären Gründen gezwungen, 
vor seinem Kranken seine wissenschaftliche Ansicht geheim zu 
halten, z. B. seine Überzeugung betreffend die Unheilbarkeit 
einer Krankheit, das baldige Ende des Kranken. Soll er nun 

') Der revidierte Entwurf formuliert jetzt in Art. 108: «Wer jemandem 
unbefugt etwas mitteilt, was er zufolge seines Berufes geheimzuhalten 
verpflichtet ist, wird auf Antrag mit Busse bis zu lO.tXÌO Franken oder mit 
Gefängnis bestraft. Die beiden Strafen können verbunden werden.» 

Hafter. 
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vor Gericht gegen sein ärztliches Gewissen handeln müssen, 
wenn der ahnungslose Klient ihn auf Kat eines schlecht unter- 
richteten Anwalts vom Schweigen entbindet? Soll der Arzt 
z. B. einem Menschen vor Gericht erklären, dass er au unheil- 
barer Rückenmarksschwindsucht leidet infolge einer Jugend- 
sünde, die er vor 25 Jahren nicht lassen konnte ? Was die 
Eröffnung einer solchen Diagnose heutzutage bedeutet, kann 
man nur abschätzen, wenn man die Verbreitung ärztlicher 
Kenntnisse unter den Laien in Betracht zieht. Wie solche 
Zeugenaussagen vor Gericht wirken, sieht man am besten an 
den um eine möglichst hohe Rente oder Aversalentschädigung 
kämpfenden Traumatikern, deren nervöse Störungen zum grossen 
Teil durch die Angst für die Zukunft bedingt sind. Die Schil- 
derung ihrer Symptome und namentlich die Erörterung der 
selten ganz guten Prognose verstärken gewöhnlich ihre Angst 
und verschlimmern den ohnehin sehr peinlichen Zustand. Es 
taucht ferner die Frage auf: teer hat ein Recht, von der Pflicht 
des Schweigens zu entbinden z. B. bei Geisteskranken ? Steht es 
einem Vormund zu, den Arzt zu Enthüllungen zu ermächtigen, 
die auch auf die Vergangenheit des ohnehin schwer vom Un- 
glück Heimgesuchten dunkle Schatten werfen? Und wo kein 
Vormund da ist? Wer kann von der Verpflichtung entbinden, 
über Verstorbene das ärztliche Geheimnis zu wahren? In 
Deutschland, wo solchen Fragen gegenwärtig sehr reges In- 
teresse gewidmet wird, ist schon allen Ernstes der Standpunkt 
verfochten worden, die Ausstellung von Attesten und die Aus- 
sagen von Ärzten vor Gericht über Verstorbene seien überhaupt 
unzulässig, weil niemand berechtigt sei, dazu zu ermächtigen. 
So allgemein dürfte dies kaum zutreffen, z. B. sicher nicht, wenn 
es sich um Feststellung der Todesursache für Versicherungs- 
gesellschaften handelt. Durch den Eintritt in die Gesellschaft, 
deren Statuten ihm bekannt waren, hat der Verstorbene zum 
voraus selbst diese Einwilligung gegeben. Aber es sind doch 
Fälle denkbar, avo der Arzt sich zum Schweigen entschliessen 
muss: Z. B. ein junger Mann ertränkt sich im See aus Gram 
Uber eine schwere venerische Erkrankung. Die Lebensver- 
sicherung zahlt bei Selbstmord keine Rente aus, wohl aber bei 
Tod durch Selbstentleibuug in Geisteskrankheit, in der richtigen 
Annahme, dass in letzterem Falle der Kranke an einem Symptom 
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seiner Psychose' gestorben ist. Der behandelnde Arzt wäre im 
stände, die Frage zu gunsten der Gesellschaft zu lösen. Er 
verdirbt aber den Ruf des Verstorbenen und kränkt die Hinter- 
bliebenen. Hat jemand ein Recht, ihn von der Pflicht der 
Verschwiegenheit zu entbinden? 

Mit dem Einverständnis des Klienten füllt sein Anrecht 
auf die Verschwiegenheit des Arztes dahin; dass aber der 
Verzicht des Klienten den Richter berechtigt, vom Arzte Zeug- 
nisabgabe zu fordern, geht meines Erachtens zu weit. 

In einem gewissen Widerspruch zum Recht der Zeugnis- 
verweigerung steht die Anzeigepflicht, welche in Zürich für 
Ärzte durch § 8 des Gesetzes betreffend das Mcdizinalwesen 
vom 2. Oktober 1854 geregelt ist: 

„Die Medizinalpersonen sind verpflichtet: 
a) Von bei Ausübung ihres Berufes wahrgenommenen Um- 
ständen, insbesondere Todesfällen, welche auf ein Verbrechen, z. B. 
Vergiftung schliessen lassen, dem betreffenden Statthalteramt Kennt- 
nis zu geben. 11 

Wer dieser Anzeigepflicht nicht aus Nachlässigkeit, sondern 
in der Absicht, den Gesetzesübertreter vor Strafe zu schützen, 
nicht nachkommt, macht sich nach einem Entscheide des Ober- 
gerichts vom 9. Mai 1885 der Begünstigung schuldig. 

Danach muss ein Arzt Anzeige erstatten, wenn er zu 
einem Abort gerufen wird und Spuren konstatiert, welche auf 
künstliche Bewirkung des Fruchtabganges schliessen lassen ; 
er muss ferner Anzeige machen, wenn er bei einem Kranken 
die Folgen einer in selbstmörderischer Absicht vorgenommenen 
Einnahme von Gift konstatiert und der Verdacht auf Mit- 
wirkung einer Drittperson nicht ausgeschlossen ist ; er muss 
ferner Anzeige erstatten, wenn ihm die Leiche eines neu- 
gebornen Kindes gezeigt wird, das schon vor mehreren Tagen 
gestorben ist und dessen natürlicher Tod unter der Geburt 
vielleicht nur zur Schonung der unverheirateten Mutter bisher 
verheimlicht worden ist. Ob nach diesem Artikel der Arzt 
auch anzeigepflichtig ist, wenn z. B. ein Verbrecher in seine 
Behandlung kommt, um Verwundungen behandeln zu lassen, 
die er sich bei Ausübung des Verbrechens, bei einem schweren 
Raufhandel, öffentlicher Ruhestörung, im Duell und dgl. zu- 
gezogen hat, ist schon weniger sicher zu sagen. Ebenso 
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ob der psychiatrische Experte, welchem ein Explorand allerlei 
bisher unbekannte Details über ein eingeklagtes oder frühere 
Delikte mitteilt, verpflichtet ist, dies zur Kenntnis des Unter- 
suchungsbeamten zu bringen. Solche Fälle kommen öfters vor, 
besonders bei Sittlichkeitsdelikten. 

Überall hier scheint mir in der betreffenden Vorschrift 
sowohl für den Arzt wie den Klienten eine grosse Härte zu 
liegen: Für den Arzt insofern, als von ihm ungleich mehr ver- 
langt wird, als von jedem andern Staatsbürger. Wäre die be- 
treffende Tatsache ihm nicht als Arzt zur Kenntnis gelangt, 
sondern hätte er dieselbe als einfache Privatperson erfahren, 
so wäre er nach § 41 zürch. St. Gf. B. nicht zur Anzeige ver- 
pflichtet. Nun soll das Vertrauen, das er vermöge seines spe- 
ziellen Berufes geniesst, eine Ausnahme bedingen! Das ist 
auffallend und nur deshalb zu verstehen, weil der Arzt eben 
durch diese Vertrauensstellung vieles zu sehen und zu hören 
bekommt, was sonst absolut geheim bleiben würde und was im 
öffentlichen Interesse, wenn es sich um Verbrechen handelt, der 
Staatsgewalt bekannt gegeben werden muss. Hart ist die Be- 
stimmung für den Arzt aber auch deshalb, weil es sich meist 
nur um den Verdacht eines Verbrechens handeln kann, der 
erst durch die amtliche Untersuchung erhärtet oder beseitigt 
wird, und weil der Arzt durch Erweckung falschen wie auch 
begründeten Verdachtes das Vertrauen, das ihm das Publikum 
entgegenbringt, schmälert. Die Betroffenen werden eine solche 
Anzeige immer als einen Bruch des ärztlichen Geheimnisses 
empfinden. Man kann sicher annehmen, dass eine abortierende 
Frau, ein Selbstmordkandidat oder ein verletzter Verbrecher 
nicht zum Arzte schicken würden, wenn sie ahnten, welchen 
Gebrauch er von den ihm bekannt gewordenen Verhältnissen 
macht. Sie haben sich ihm zum Schutze ihrer Gesundheit an- 
vertraut, der Arzt hat auch nur diese zu pflegen, er handelt 
nicht in der Absicht, ein Verbrechen zu begünstigen. Er steht 
ganz ausserhalb des Deliktes, wie der Paukarzt, welcher nach 
§ 94 unseres Strafgesetzes ausdrücklich „straflos“ ist. Es ist 
auch nicht zu verkennen, dass ein Arzt über die gleichen 
Punkte, die er anzuzeigen hat, das Zeugnis verweigern kann, 
falls das Verbrechen z. B. zur Zeit seiner Einsicht in die Ver- 
hältnisse schon bekannt geworden ist, oder wenn er keinen 
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Grund hatte, ein Verbrechen zu vermuten, nachträglich aber 
eine Untersuchung geführt wird. Die Anzeigepfiieht bedeutet 
daher einen Bruch des ärztlichen Geheimnisses; sie ist eine 
gewichtige Ausnahme von der Regel, und auch hier wären 
möglichst präzise Bestimmungen zu wünschen. Am empfehlens- 
wertesten erscheint mir allerdings die französische Regelung der 
Frage. — Das öffentliche Interesse kann schon deshalb bei 
dieser Normierung nicht ernstlich leiden, weil doch gewöhnlich 
weitere Kreise von dem Verbrechen Kenntnis erlangen und 
gerade so gut, wie der Arzt, Anzeige erstatten können. Wo 
sie ein persönliches Interesse an der Anzeige haben, werden 
sie dies auch tun; kommt das öffentliche Interesse allein in 
Frage, so ist es schwer zu verstehen, warum die Anzeige- 
pflicht gerade den Ärzten Überbunden wird. Nach zürcheri- 
schem Rechte besteht sie nur noch für Pfandleiher und Feil- 
träger nach § 4 des Gesetzes betreffend die Gewerbe der 
Pfandleiher, Feilträger und Gelddarleiher vom 21. Mai 1882 
(A. S. Bd. XX, S. 373) und ferner für den Leihkassenverwalter 
(vgl. 45§ 10, 26 und 27 des Réglementés für die Mobiliarleih- 
kasse der Zürcher Kantonalbank vom 6. Januar 1883, A. S. 
Bd. XXI, 5 und 8). Für andere Privatpersonen existiert im 
Kanton Zürich keine Rechtsptiicht zur Anzeige von Verbrechen. 
Man könnte einwenden, dass der Arzt auch in anderer Hin- 
sicht zur Anzeige vielfach verpflichtet ist: so hat er, resp. die 
Hebamme bei Geburten von den genauen Personalien der 
Mutter Mitteilung zu machen, er hat die ansteckenden Krank- 
heiten anzuzeigen und er muss auf den Totenscheinen die 
Todesursachen genau ausfüllen. In allen diesen Fällen wird 
der Bruch des ärztlichen Geheimnisses durch das Interesse der 
öffentlichen Ordnung, des Schutzes vor gemeingefährlichen 
Epidemien und durch das Interesse der statistischen Erforschung 
der Krankheiten motiviert. Aus ähnlichen Gründen haben die 
Irrenärzte die Verpflichtung, ihren Vorgesetzten Behörden vom 
Eintritt Kranker in die Anstalt und der Art der Erkrankung 
Anzeige zu machen, neuerdings auch die Militärbehörden vom 
Eintritt Militärpflichtiger zu unterrichten; Privatanstalten werden 
von Aufsichtsbehörden visitiert, der Bezirksarzt muss alle neu 
aufgenommenen Kranken untersuchen, was diesen und ihren An- 
gehörigen oft recht lästig ist. In allen diesen Fällen kann aber 


Digitized by Google 


Das ärztliche Berufsgeheimnis. 


177 


aus der Mitteilung des ärztlichen Geheimnisses an Vorgesetzte 
und Behörden kein Schaden für die ärztliche Klientel entstehen, 
weil die Behörden ihrerseits wieder zur Wahrung des Amts- 
geheimnisses verpflichtet sind. Meistens handelt es sich auch 
nur um die Mitteilung von Tatsachen, an deren Geheimhaltung 
niemand ein besonderes Interesse hat, abgesehen davon, dass 
sie auch von den Beteiligten nicht ausdrücklich gewünscht 
wird. Es liegen also ganz andere Verhältnisse vor, als wenn der 
Arzt aus seiner Privatpraxis die Umstände zur Anzeige bringt, 
welche auf ein Verbrechen schliessen lassen. Immerhin kann 
man auch in Sachen der allgemeinen Anzeigepflicht weitherziger 
sein, wie das Beispiel von Frankreich zeigt, wo der Arzt bei 
Geburten die Angabe des Namens und des Wohnortes der 
Mutter verweigern kann, wenn ihm dies geboten erscheint. 
Auch muss der Staat bei dieser Anzeigepflicht gewisse Grenzen 
innehalten. Wenn z. B. verlangt würde, es seien alle venerischen 
Erkrankungen anzuzeigen, so müssten sich die Ärzte im In- 
teresse ihrer Klientel gegen eine solche Zumutung energisch 
verwahren. — Wo es sich für den Arzt darum handelt, ent- 
weder die persönlichen Interessen seines Klienten oder den 
Standpunkt des öffentlichen Interesses zu wahren, ist zum min- 
desten fraglich, wo in erster Linie seine Pflicht liegt. 

Was ich mit meinen Ausführungen zeigen wollte, ist, kurz 
zusammengefasst : 

1. In der Materie des ärztlichen Geheimnisses weichen die 
gesetzlichen Bestimmungen der einzelnen Länder und in der Schweiz 
der einzelnen Kantone sehr weit voneinander ab. 

2. In der Gesetzgebung zeigt sich unverkennbar die Tendenz, 
dem ärztlichen Geheimnisse grösseren Schutz zu gewähren, aber 
die meisten Gesetze enthalten Lücken und Widersprüche. 

3. Speziell im Kanton Zürich sind erst Anfänge zu einem 
wirksamen Schutze dieses liechtsgutes vorhanden, de lege ferenda 
wäre eine Erweiterung und unzweideutigere Fassung wünschenswert. 

4. Ein absoluter Schutz des ärztlichen Geheimnisses, wie wir 
ihn in Frankreich finden, bestehend in Bestrafung indiskreter Arzte, 
absoluter Befreiung vom Zeugniszwang und Aufhebung der Anzeige- 
pflicht von Verbrechen, entspricht am besten den gerechtfertigten 
Ansprüchen der ärztlichen Klientel ; auch das öffentliche Wohl leidet 
nicht unter solchen Normen. 
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Bericht von Dr. £. Zürcher, in Winterthur. 


Ende 1902 konstituierte sich in Zürich unter dom Vorsitz von 
Prof. Dr. Bleuler, Direktor der kantonalen Irrenheilanstalt Burg- 
hölzli in Zürich, eine Gesellschaft, die wie ähnliche in letzter Zeit 
anderorts entstandene Vereinigungen von Irrenärzten, Ärzten und 
Juristen in gemeinsamer Besprechung die Kenntnis von der ge- 
sunden und kranken Seele im Strafrecht anzuwenden und sieh über 
die Möglichkeiten des Zusammenarbeitens der Juristen und Medi- 
ziner im Strafprozess zu verständigen sucht. 

Die Verhandlungen haben von Anfang an zu sehr lebhaften 
und interessanten sich gestaltet, trugen doch die Vertreter der 
Wissenschaft und der Praxis, Mediziner und Juristen dazu bei, dass 
jeweilen die verschiedensten Standpunkte erörtert wurden und dass 
dabei die Unterschiede in der Denkweise, die aus der verschie- 
denen Berufsstellung sich ergeben, deutlich zu Tage traten. Und 
wo die Verständigung nicht sofort eintrat, wurde doch durch 
gegenseitige Aufklärung auf den Weg zu derselben hingedeutet. 

Das Beispiel wirkt vielleicht ermunternd. Diese Zeitschrift hat 
in ihrer ersten Ankündigung diesen Zusammenschluss dei - Juristen 
und Mediziner zu ihren Aufgaben gerechnet. „Besondem Gewinn 
erwartet die Redaktion“, so hat es dort geheissen, „von der Mit- 
wirkung der Vertreter der gerichtlichen Medizin und Psychiatrie, 
sowie von der Mitarbeit der hohem Beamten des Strafvollzuges, 
indem dadurch ein allseitiges Studium des Gegenstandes gefördert 
und der Jurist vor der Einseitigkeit formaler Konstruktion bewahrt 
wird.“ Das veranlasst uns, vorderhand wenigstens über die Ver- 
handlungen der Gesellschaft hier einlässlich Bericht zu erstatten. 

* * * 

Die erste Tagung der Gesellschaft beschäftigte sich mit den 
Thesen des Herrn Direktor Dr. Frank (Milnsterlingen) , welche der 

Schweizerische Zeitschrift für Strafrecht. 16. Jahrs;. 13 
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Versammlung der schweizerischen Irrenärzte zu Pirminsberg im 
Jahre 1902 Vorgelegen hatten. 

Diese Thesen lauteten : 

„I. Wir müssen verlangen, dass bei der Ausbildung der Juristen 
die Psychologie und Psychiatrie so weit berücksichtigt werden, dass 
sie als Richter befähigt sind, die Verbrecher wissenschaftlich zu 
verstehen und fachmännische Gutachten zu würdigen. Es sollen 
hierzu die Anstaltsdirektoren, besonders natürlich die Universitäts- 
professoren, besondere praktische Kurse erteilen, wie dies durch 
Kräpelin in Heidelberg schon geschieht. 

II. Der Staat hat die Pflicht, da er nur Verbrechen, die in 
zurechnungsfähigem Zustand begangen werden, ahndet, den Straf- 
prozess nur mit den Garantien sich vollziehen zu lassen, die mit 
Sicherheit einen Strafvollzug an Unzurechnungsfähigen ausschliessen. 
Dies ist nur dadurch möglich, dass den Untersuchungsbehörden 
die nötige Zahl wirklicher und erfahrener psychiatrischer Fach- 
männer beigegeben wird. Wie es Pflicht des Staates ist, alle er- 
laubten Mittel anzuwenden, um den Verbrecher in seine Gewalt zu 
bekommen, so muss es auch seine Pflicht sein, kein Mittel ausser 
acht zu lassen, um nur den Verbrecher zu verurteilen, der in zu- 
rechnungsfähigem Zustande gehandelt hat. 

III. Die Feststellung der Zurechnungsfähigkeit kann nur Auf- 
gabe des Psychiaters sein. 

IV. Es ist nur ausnahmsweise in ganz klaren Fällen zulässig, 
dass diese Aufgabe Ärzten zugewiesen wird, die nicht eine ge- 
nügend spezielle Ausbildung genossen haben. 

Die Untersuchung auf den Geisteszustand eines Angeklagten 
kann nur in fachmännisch geleiteten Anstalten oder in entsprechen- 
den Abteilungen eines Untersuchungsgefängnisses vorgenominen 
werden. 

V. Die Richter können ein Gutachten ablehnen und eine Ober- 
expertise bestellen. Mit der Oberexpertise können nur Fachmänner 
betraut werden. 

Die Frage der Unzurechnungsfähigkeit oder der vermeintlichen 
Zurechnungsfähigkeit kann nicht dem Wahrspruch der Geschwomen 
überwiesen werden. 

VI. Jedem Antrag auf Untersuchung des Geisteszustandes eines 
Angeklagten ist ohne weiteres stattzugeben, wenn jede Absicht auf 
Verschleppung fehlt.“ 

Die Wünschbarkeit einer gewissen psychologischen und psy- 
chiatrischen Ausbildung der Untersuchungsbeamten und Richter, 
welche es ihnen ermöglicht, nicht allein gerichtsärztliche Gutachten 
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zu verstehen, sondern in allen Fällen die Individualität des An- 
geschuldigten zu beobachten und zu beurteilen, ist schon so oft 
auch von juristischer Seite anerkannt worden, dass darüber ein 
Meinungsstreit kaum mehr möglich ist. Aber die. Wege zum Ziele 
bedürfen der Besprechung. 

Frank verweist auf das Vorgehen von Kräpelin, der Kurse 
eingerichtet, in welchen die Studenten der Medizin mit Hülfe des 
Professors die Diagnose stellen, Juristen, nachdem sie die Akten 
studiert, die Fragen an den Experten formulieren. Ähnlich verfahre 
v. Speyr (Bern), wo Juristen angehalten werden, Fälle selber aus 
ihrem Laienverständnis heraus zu beobachten und zu beurteilen, 
was ein vortreffliches Mittel sei, zum Verständnis der Psychiatrie 
zu gelangen. 

Man könnte, um die Studierenden der Rechtswissenschaften zur 
Teilnahme an solchen Kursen zu veranlassen, Psychiatrie zu einem 
fakultativen Examenfach machen. Allerdings wäre dadurch die Un- 
kenntnis der Geschwornen und der vielen nicht studierten Richter 
nicht gehoben. Der Vorschlag, Kurse für Untersuchungsbeamte und 
Richter im Amte einzurichten, wurde dann auch vom Urheber der 
Thesen als Ergänzung der übrigen Vorschläge aufgenommen. 

Die zweite These führte nach zwei Richtungen zur Diskussion. 
Einmal die Sicherung des Unzurechnungsfähigen vor Strafe, d. h. 
vor dem Gefängnis. Nach Bleuler sind aber 15% unserer Ver- 
brecher Irre ; wir haben nicht Platz für sie alle in den Irrenan- 
stalten. Da die Leute selber meist arm sind und die Gemeinden 
nicht für sie bezahlen wollen, so kann man sie in der kantonalen 
Irrenanstalt nicht so lange behalten, als wünschenswert erscheint, 
während doch bei manchem die Unannehmlichkeiten der Strafe 
heilsame Eindrücke hinterlassen. Aber gerade bei den gefährlicheren 
Kranken trifft dies nicht mehr zu. Nur die dauernde Verwahrung 
in einer Anstalt vermag uns gegen Rückfall dieser Verbrecher zu 
schützen. 

Anderseits das Postulat der Vermehrung der psychiatrischen 
Sachverständigen zur Verfügung des Untersuchungsrichters. Die 
juristischen Praktiker fanden aber, dass der Übclstand nicht so- 
wohl im Mangel an Sachverständigen, als darin liegt, dass dieselben 
zu wenig beigezogen werden. So sollten z. B. schon epileptische 
Anfälle im Polizeiarrest Veranlassung zur Beiziehung eines Psy- 
chiaters geben. Man sollte (auch diese Anregung ging nicht von 
psychiatrischer Seite aus) bei allen schweren Verbrechen psychia- 
trische Gutachten einholen. Dabei wäre Gelegenheit für die Psy- 
chiater, auch Gesunde zu beurteilen, wodurch das allgemeine Vor- 
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urteil, es werde, wer der psychiatrischen Begutachtung unterstellt 
werde, auch ganz sicher als verrückt erklärt, eingedämmt würde. 

Die dritte These wäre geeignet gewesen, bekannten Streit- 
fragen und Verwirrungen zu rufen. Die These ist nicht haltbar 
vom Standpunkte des geltenden Rechtes, nach welchem der Psy- 
chiater Experte und nur Experte ist und nach welchem der Richter 
jedes Gutachten nach freiem Ermessen würdigt. Anderseits ist es 
Zukunftsmusik, wenn mit diesem Satze die psychiatrische Spezial- 
jury, die über die Zurechnungsfähigkeit ein Spezialverdikt abgibt, 
gefordert wird. Auch der Vorschlag, der Anklagekammer den Ent- 
scheid über die Nichtzurechnungsfähigkeit zu überbinden, eine Kon- 
zession des Verfassers der Thesen, hatte nicht durchschlagenden 
Erfolg. 

Mit der letztem Bemerkung war nun schon auch These 5 in 
die Besprechung hineingezogen. Sollen in allen Fällen zwei Sach- 
verständige beigezogen werden, deren übereinstimmendes Gutachten 
dem Richter allerdings grosse Beruhigung gewähren würde, wäh- 
rend im Falle der Nichtübereinstimmung die Anordnung einer Ober- 
expertise gegeben wäre? Soll der Richter eine Oberexpertise an- 
ordnen können, wenn ihm das einzige vorliegende Gutachten nicht 
genügt ? Der Referent legte das Hauptgewicht darauf, dass die Ober- 
expertise überall da wirklich angeordnet werde, wo der Richter 
dem ersten Gutachten nicht Folge geben will. Da nun gleich die 
höchstgestelltcn Autoritäten des Kantons das Gutachten zu erstatten 
haben, so fehlt es an einer kantonalen Oberinstanz. Ein Konkordat 
zur Aufstellung einer gemeinsamen Oberinstanz sei am Verhalten 
der Zürcher Regierung gescheitert (?). Referent sieht in der fach- 
männischen Oberinstanz auch eine Art Berufungsinstanz für den 
Verfasser des Gutachtens, der dann vor derselben seine Schlüsse 
gegenüber den Einwendungen und Zweifeln des Richters verteidigen 
könne. 

Gerade mit These 4 hatte Frank im Grunde verlangt, dass 
die Untersuchung und Begutachtung von der Direktion der betref- 
fenden kantonalen Irrenanstalt ausgehe. Von anderer Seite wurde 
indes betont, dass leichtere Fälle auch ausserhalb der Anstalt beobachtet 
werden könnten. Die Teilung der Aufgaben zwischen Bezirksarzt 
und Leitung der Irrenanstalt wurde nicht weiter erörtert. 

Der letzten These wurden praktische Bedenken entgegenge- 
halten; der Untersuchungsbeamte und Richter soll freie Hand be- 
halten, wenn ihm auch im allgemeinen vorgeschrieben wird, recht 
oft Gutachten einzuziehen. Staatsanwalt v. Schulthess schlug zur 
These den Zusatz vor : „Die Aufnahme der Tatsachen, deren der 
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Sachverständige für die Begutachtung bedarf, soll im Verein mit 
dem Untersuchungsbeamten geschehen.“ Damit würden diese Er- 
hebungen mit allen Garantien der förmlichen Zeugeneinvernahme 
umgeben. Professor Bleuler erklärte sich damit einverstanden ; in 
neuerer Zeit werden auch tatsächlich die Aufnahmen über Vorleben, 
Motive, Familiengeschichte u. s. w. in Anwesenheit des Unter- 
suchungsbeamten gemacht. 


An einem weitern Abende hielt Dr. L. v. Muralt einen Vortrag 
über das ärztliche Berufsgeheimnis. Der Vortrag findet sich abge- 
druckt auf Seite IGO ff. hiervor. 

Wir geben im folgenden die Zusammenfassung der Diskussion. 

Es herrschte volle Übereinstimmung darüber, dass die Bewah- 
rung des Geheimnisses durch den Arzt mit bezug auf das, was ihm 
der Kranke anvertraut hat oder was er am Kranken beobachtet 
hat, unter irgend einer Strafandrohung geboten werden soll. Diese 
Verpflichtung zur Geheimhaltung ist inhaltlich möglichst genau zu 
umschreiben, schon deshalb, um dem Arzte in Konfliktsfällen eine 
rasche und sichere Entscheidung zu ermöglichen. Der Tatbestand 
muss das Anvertraute wie das anlässlich der Krankenbehandlung 
sonst in Erfahrung Gebrachte umfassen ; eine Pflicht zur Geheim- 
haltung ist auch dann noch anzunehmen, wenn die Verbreitung der 
Tatsachen dem Betroffenen keinen nachweisbaren Schaden bringen 
würde. 

Entschiedenen Widerspruch, insbesondere seitens der Juristen, 
fand dagegen das Postulat ausnahmsloser Beobachtung des ärzt- 
lichen Geheimnisses. Es sind schliesslich Privatinteressen, des Kran- 
ken und des Arztes, die wir schützen ; Privatinteressen müssen dem 
höheren Interesse der Allgemeinheit weichen. 

Ein solches fordert aber, dass der Arzt Anzeige mache, wenn 
er in seinem Berufe von der Begehung eines Verbrechens Kenntnis 
erhält. Man sollte meinen, das wäre ganz unbedenklich in den 
Fällen, da der Kranke nicht der Täter, sondern das Opfer eines 
Verbrechens ist. Und doch kommt es vor, dass z. B. die Spitalärzte 
solche Anzeigen nicht erstatten. Der Verwundete stirbt dann viel- 
leicht, die Sektion wird nicht auf den gerichtsärztlichen Zweck hin 
gemacht, und da sich dies nur schwer nachholen lässt, kommen 
die Hinterlassenen möglicherweise in grossen Schaden. 

Bedenklicher für den Arzt ist allerdings die Anzeigepflicht 
gegen den behandelten Kranken. Aber auch da rechtfertigt sich 
die in der Medizinalgesetzgebung ausgesprochene Anzeigepflicht. 
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Es liegt eine Warnung und ein abhaltendes Motiv darin, wenn z. B. 
die Schwangere nicht darauf rechnen darf, dass sie einfach zum 
Arzt laufen könne, nachdem sie sich durch die Erregung einer 
Fehlgeburt in Gefahr gebracht. 

Im Zivilprozess weicht der Zwang zur Zeugnisablegung voll- 
ständig vor der Pflicht zur Verschwiegenheit zurück und mit Recht. 
Anders liegen die Dinge im Strafprozess. Da sollte nicht das Schicksal 
des Angeklagten abhängig sein von dem Umstande, dass Zeugnis 
abgelegt wird oder nicht ; der Richter sollte die Möglichkeit haben, 
den Arzt von der Geheimnisbewahrung zu dispensieren. Der Pa- 
tient selber kann auf Geheimhaltung verzichten, aber manchmal ist 
er sich der Tragweite dieser Erklärung nicht recht bewusst; der 
Kranke kann minderjährig sein, er stirbt, und alle diese Zufällig- 
keiten sollen den Ausgang eines Strafprozesses bestimmen! 

Selbst Privatinteressen gegenüber ist der Gcheimhaltungszwang 
nicht unbedingt aufrechtzuerhalten. Das wäre ja unmenschlich, 
wenn der Arzt Leben und Gesundheit seiner Schwester dem Berufs- 
geheimnis opfern müsste. Das Geheimnis besteht denn doch nur 
zum Vorteile der rechten Leute, und es gilt ihm gegenüber das 
allgemeine Notstandsrecht des Strafgesetzbuches. Der Arzt darf und 
soll daher, wo die Geheimnisbewahrung eine Schädigung Dritter, 
ein Verbrechen gegen solche ermöglichen würde, reden und retten. 

Die Standpunkte waren damit scharf gezeichnet; der Gesetz- 
geber wird zu entscheiden haben. 

* * 

Die Versammlungen der Vereinigung wurden jeweilen durch 
Vorführung eines kriminal-psychologisch interessanten Patienten 
eingeleitet; eine erste praktische Verwirklichung der Idee, den im 
Berufsleben stehenden Juristen psychiatrische Kenntnisse zu ver- 
mitteln und zugleich den Medizinern, die gerichtsärztlichen Studien 
obliegen, Anregungen zu erteilen. 
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Jurisprudence pénale . 


Kantonale Gerichte. — Tribunaux cantonaux. 


Urteile der Polizei kam mer 

den 

Appellations- und Kassationshofes des Kantons Bern. 

1. Urteil vom 5. November 1902. Fahrlässiger Verkauf gesundheitsschäd- 
licher Nahrungsmittel ist kein Auslieferungsdelikt im Sinne des Bundes- 
gesetzes vom 24. Juli 1 852. 

„1. Durch übereinstimmenden Beschluss des Untersuchungs- 
richters von Wangen und des Staatsnnwaltes vom 25. Juni/3. Juli 
1902 wurde der in Luzern domizilierte Angeschuldigte J. F. dem 
korrektionellen Richter von Wangen überwiesen wegen fahrlässigen 
Verkaufes von Süsswein, dessen Genuss die menschliche Gesundheit 
zu schädigen geeignet ist, als Nahrungs- oder Genussmittel, begangen 
im Herbste 1901. wobei durch diese Handlung ein Schaden an der 
Gesundheit von Menschen verursacht worden ist. 

(Art. 233*, Ziffer 1, zweiter Satz und letztes Alinea dos Gesetzes 
betreffend den Verkehr mit Nahrungs- und Genussmitteln vom 26. 
Februar 1888, § 12, II.) 

In der Hauptvcrhandlnng vom 17. Juli 1902 bestritt der An- 
geschuldigte vorfragsweise die Kompetenz der bernisehen Gerichte 
zur Durchführung des gegen itin eingeleiteten Strafverfahrens, bevor 
das Auslieferungsverfahren nach den Vorschriften des Bundesgesetzes 


') Wie Herr Professor Thormann der Redaktion niitteilt, ist der auf 
Seite 97 unten abgedruckte Satz des Urteils der bernisehen Polizcikatnmer 
in Sachen Kuenzi wegen Erpressung nach der authentischen Fassung so 
zu berichtigen : 

«Ist nun die Stellung eines Strafantrages eine notwendige Voraus- 
setzung zur Einleitung und Durchführung einer Strafuntersuchung wegen 
Erpressung im Sinne des Art. 208. Al. 2, wie dies zweifellos bei Drohungen 
im Sinne des Art. 98, Al. 3 der Fall ist? > 
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vom 24. Juli 1852 gegen ihn durchgeführt sei. Mit seinem hierauf 
gerichteten Vorfragsbegehren abgewiesen, erklärte er sofort die Ap- 
pellation an die Polizeikammer. 

2. Zu entscheiden ist demnach die Frage, ob das Delikt, wegen 
dessen der Angeschuldigte sich vor dem Strafrichter von Wangen 
zu verantworten hat, als Auslieferungsdelikt im Sinne des Bundes- 
gesetzes vom 24. Juli 1852 zu betrachten ist. Wenn ja, so hat der 
Beurteilung durch die heroischen Gerichte die Durchführung des 
Auslieferungsverfahrens vorauszugehen, damit der Wohnsitzkanton 
(in casu Luzern) sich darüber schlüssig machen könne, ob er von 
dem ihm nach Bundesrecht zustehenden Rechte der Priorität in der 
Strafverfolgung des Angeschuldigten Gebrauch machen oder den 
Angeschuldigten ausliefern wolle. Wenn dagegen kein Auslieferungs- 
delikt vorliegt, so ist der Kanton Bern berechtigt, das Strafver- 
fahren auch gegen einen in einem andern Kanton domizilierten 
Angeschuldigten durchzuführen, ohne an die einschränkenden Be- 
stimmungen des Auslieferungsgesetzes gebunden zu sein. 

3. Die Direktion des Innern des Kantons Bern hat am 7. März 1902 
Strafklage wegen Verkaufes von gesundheitsschädlichem Süsswein 
gegen J. F., Weinhändler in Luzern, erhoben, gestützt auf § 12, II, 
Art. 233* des Lebensmittelpolizeigesetzes vom 2(>. Hornung 1888, 
sowie § 8 der Verordnung vom 19. März 1890 betreffend die Unter- 
suchung geistiger Getränke. Nach durchgeführter Voruntersuchung 
wurde der Angeschuldigte, wie eingangs bemerkt, dem Strafrichter 
überwiesen wegen fahrlässigen Verkaufes von Süsswein, dessen 
Genuss die menschliche Gesundheit zu schädigen geeignet ist, wobei 
ein Schaden an der Gesundheit von Menschen verursacht worden 
ist (§ 12, II, Art. 233*. Ziffer 1, zweiter Satz und letztes Alinea, 
leg. cit.). Es handelt sich somit in casu um ein fahrlässiges Delikt, 
das vom Standpunkte der Gesundheitspolizei, im Interesse der öffent- 
lichen Gesundheitspflege, unter Strafe gestellt ist, wobei der Stand- 
punkt einer anfälligen Vermögensschädigung keine Rolle spielt. 
Dieses Delikt ist nun unter den in Art. 2 des genannten Bundes- 
gesetzes aufgeführten Auslieferungsdelikten nicht vorgesehen ; unter 
den Begriff' des Betruges fällt dasselbe schon deshalb nicht, weil 
es fahrlässigerweise begangen worden ist. 

Unter diesen Umständen sind die heroischen Strafgerichte kom- 
petent, ohne vorausgegangenes Auslieferungsverfahren die Straf- 
verfolgung gegen den Angeschuldigten, wenn nötig auch auf dem 
Wege des Kontumazialverfahrens, durchzuführen. (Vergi. Urteil des 
Biindesgerichtes vom 3. Oktober 1901 in Sachen Bern gegen Aargau, 
Entscheidungen des Bundesgerichtes, Aiuti. Sammlung, Bd. 27, 1 . Teil, 
S. 475 ff.) 

4. Das Vorfragsbegehren des Angeschuldigten ist demnach als 
unbegründet abzuweisen, unter Auflage sämtlicher Kosten dieser 
Vorfrage an den Angeschuldigten.“ 
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2. Urteil vom 26. November 1902. Unterschlagung einer unter Eigentums- 
vorbehalt zu gunsten des Verkäufers erworbenen Sache durch Weiter- 
veräusserung derselben. 

„1. Der Angeschuldigte hat am G. August 1901 vom Anzeiger 
Scheidegger eine Kuh gekauft. Laut schriftlicher, vom gleichen Tage 
datierter Vereinbarung behielt sich der Verkäufer bis zur gänz- 
lichen Abbezahlung der Kaufpreisrestanz im Betrage von Fr. 110 
das Eigentumsrecht an der verkauften Kuh vor. Diese Vereinbarung 
ist von beiden Parteien unterschrieben und ganz unmissverständlich 
abgefasst. Ende Oktober gleichen Jahres verkaufte der Angeschul- 
digte diese Kuh weiter, ohne vorher die Kaufrestanz bezahlt zu 
haben. Eine vom Anzeiger Seheidegger mittelst Zahlungsbefehl vom 
1. Mai 1902 gegen den Angeschuldigten für diesen Betrag von 
Fr. 110 nebst Zins eingeleitete Betreibung endigte am 6. Juni 1902 
mit der Ausstellung eines Verlustscheines. 

Hierauf reichte Scheidegger eine Strafanzeige wegen Unter- 
schlagung gegen den Angeschuldigten ein. 

Letzterer hat die Richtigkeit dieses Tatbestandes anerkannt. 
Er gibt ferner an, er habe die Kuh verkauft, da sie ihm zu wenig 
Milch gegeben habe, und auch weniger, als der Verkäufer angegeben 
habe. Er habe ferner die Kaufrestanz von Fr. 110 beieinander ge- 
habt, schon bevor er die Kuh verkauft habe, allein er habe den 
Scheidegger nicht bezahlen können, da letzterer das Schriftstück, 
welches den Eigentumsvorbehalt enthielt, nie bei sieh getragen habe, 
und er das Geld ohne Übergabe dieses Schriftstückes nicht habe 
herausgeben wollen. Später habe er verschiedene Ausgaben machen 
müssen und das Geld verbraucht. 

Der Anzeiger Scheidegger bestreitet, dass ihm die Bezahlung 
der Kaufrestanz jemals durch den Angeschuldigten angeboton worden 
sei. Ein Beweis für diese vom Angeschuldigten behauptete Tatsache 
ist nicht erbracht . . . 

Einer heute vom Verteidiger des Angeschuldigten vorgelegten 
Bescheinigung vom 4. November 1902 ist zu entnehmen, dass nach- 
träglich der Anzeiger seitens des Angeschuldigten für diese Kauf- 
restanz befriedigt worden ist. 

2. In rechtlicher Hinsicht ist zu bemerken : 

Die Zulässigkeit des Eigentumsvorbehaltes bis zur Zahlung des 
Kaufpreises beim Verkaufe von Mobilien ist seitens des Bundes- 
gerichtes anerkannt worden (s. Urteil vom 10. März 1888 in Sachen 
Schmid gegen Masse Rothermel, Bundesgeriehtliehe Entscheidungen, 
Amt). Sammlung, Bd. XIV, i>. 111 ff.). Diese Vereinbarung widerspricht 
denn auch keiner zwingenden Gesetzesbestimmung und ist daher 
als rechtswirksam zu betrachten. Wohl sagt Art. 199 O. R., dass 
zur Übertragung vom Eigentum an beweglichen Sachen infolge eines 
Vertrages auch die Besitzesübergabe notwendig sei ; damit ist aber 
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nicht gesagt, dass der Eigenturaserwerb nicht noch von weitern 
Voraussetzungen (z. B. der Zahlung des Kaufpreises» abhängig ge- 
macht werden kann, wenn eben das Dasein dieser Voraussetzungen 
zum Inhalte des Vertrages gemacht wird. 

Der Angeschuldigte war somit damals, als er die vom Anzeiger 
gekaufte Kuh weiter veräusserte, nicht Eigentümer derselben, diese 
Kuh war für ihn vielmehr eine fremde, dem Anzeiger gehörende 
Sache, die er in nutzbringender Weise benutzen durfte, ohne jedoch 
dieselbe veräussern oder verpfänden oder in einer sonst nur dem 
Eigentümer zustchcnden Weise über sic verfügen zu dürfen. In der 
Verbesserung dieser ihm nicht gehörenden Sache liegt eine „Zu- 
eignung in diebischer Absicht“ ; die diebische Absicht Jtussert sich 
unverkennbar in der Tätigkeit des Angeschuldigteu, welcher diese 
Sache als eine ihm gehörende weiter veräusserte. Damit hat er den 
Vorsatz bekundet, die Sache ihrem rechtmässigen Eigentümer dauernd 
zu entziehen und an ihr diejenigen Befugnisse auszuüben, die nur 
der Eigentümer kraft seines Eigentumsrechtes ausüben kann (vergi. 
Olshausen, Kommentar, 4. Alili. , ßd. 2, p. 882, Anni. 28). Auch 
wenn er damals das Geld bereit gehalten haben sollte, tun den Ver- 
käufer auszuzahlen und damit dessen Eigentumsrecht aufzuheben, 
was übrigens nicht bewiesen ist, so wäre damit die diebische Zu- 
eigimngsabsicht in keiner Weise beseitigt, da diese, wie oben aus- 
geführt, einzig in der Absicht besteht, in rechtswidriger Weise wie 
ein Eigentümer über eine fremde Sache zu verfügen, und eine weitere 
Absicht, den Eigentümer dadurch zu schädigen, nicht vorzuliegen 
braucht. 

Die Ansicht der Verteidigung, es sei Sache der Anklage, auch 
das Dasein dieser letztem Absicht, beziehungsweise die Unrichtig- 
keit der Behauptung des Angeschuldigten, schon vor dem Verkauf 
die Kaufrestanz zur Abzahlung bereit gehalten zu haben, zu be- 
weisen, ist daher als rechtsirrtümlich zu bezeichnen. Auch die nach- 
träglich erfolgte Befriedigung des Anzeigers durch den Angeschul- 
digten ist für die strafrechtliche Beurteilung des Falles irrelevant. 

Die Handlung des Angeschuldigten vereinigt somit alle Tat- 
bestandsmerkmale der Unterschlagung in sich, ferner übersteigt der 
Wert der unterschlagenen Sache den Betrag von Fr. 30. 

3. Das erstinstanzliche Urteil (2 Monate Korrektionshaus, um- 
gewandelt in 30 Tage Einzelhaft) ist daher in allen Teilen zu 
bestätigen. Da das erstinstanzliche Gericht die gesetzliche Minimal- 
strafe ausgesprochen hat, und einzig der Angeschuldigte hiergegen 
appelliert hat, so steht eine andere Straiausmessung überhaupt nicht 
in Frage.“ 
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3. Urteil vom 6. Dezember 1902. Anschuldigung wegen fahrlässiger 
Tötung. Begriff der strafbaren und der zivilrechtlichen Fahrlässigkeit ; 
Zuspruch der adhäsionsweise geltend gemachten Entschädigungsforde- 
rung trotz erfolgter Freisprechung im Strafpunkt. 

„1. (regen il.ia erstinstanzliche Urteil haben sämtliche Parteien 
die Appellation erklärt; der Fall ist demnach nach allen Richtungen 
hin der obcrinstanzlichen Nachprüfung zu unterwerfen. 

2. In tatbestäudlicher Hinsicht ist den Akten zu entnehmen: 

a) Am 20. November 1901, mittags, erschien Jakob Fankhauser, 
Landwirt zu Oberscheidegg (Gemeinde Rüegsau), auf dem Regierungs- 
statthalteramt Traehselwald und meldete, er habe gleichen Vormit- 
tags auf der Jagd einen ihm unbekannten jungen Burschen ange- 
schossen, der sich, von ihm unbemerkt, durch das Gestrüpp in jene 
Gegend geschlichen habe, wo er einen Hasen vermutete. Kr wisse 
nicht, ob die Wunden dieses Burschen gefährlicher Natur seien. 

Am gleichen Tage starb der Verwundete, namens Ulrich Alt- 
haus, Melker bei Landwirt Flückiger in Äugstern, im Krankenhaus 
Sumiswald an den Folgen dieser Schusswunde. 

Die von Landjäger Steiner in Rttegsauschachen von Amtes 
wegen verfasste Strafanzeige wegen fahrlässiger Tötung langte Tags • 
darauf auf dem Regierungsstatthalteramte Traehselwald ein, und es 
wurde hierauf sofort durch den dortigen Untersuchungsrichter die 
Strafuntersuchung eingeleitet und die gerichtliche Sektion der Leiche 
des Getöteten angeordnet. Die Experten Dr. Müller und Dr. Lindt 
kommen in ihrem auf Grund des Sektionsprotokolles abgegebenen 
Gutachten zum Schluss, dass der Tod des Althaus in direktem Zu- 
sammenhang stehe mit dem auf ihn abgegebenen Schuss, indem die 
ins Gehirn eingedrungenen Geschosse (Schrotkörnerl daselbst starke 
Verletzungen und Blutungen verursachten, welch letztere durch den 
hervorgerufenen grossen Hirndruck den Tod des Verletzten nach 
wenigen Stunden herbeiführten. Das Sanitätskollegiuin hat diesem 
gutachtlichen Schluss zngestimmt. 

b) Nach der Aussage des Angeschuldigten in Verbindung mit 
derjenigen der Zeugen spielte sich der Vorfall folgendcrmassen ab. 

Am Vormittage des 20. November 1901 jagte der Angeschuldigte 
in Begleitung eines Hundes in der Gegend zwischen Rüegsau und 
Affoltern auf Hasen. Zwei junge Burschen, Ulrich Althaus und Fritz 
Nyffenegger, liefen ihm, offenbar aus Freude an der Jagd, nach. 

Speziell Althaus zeigte hierbei grossen Eifer und wurde deshalb von 
einem andern Jäger, Göttlich Reinhard, weggewiesen mit der Be- 
gründung, „er wolle freies Feld haben“. Althaus näherte sich hier- 
auf dem Angeschuldigten, welcher vom Ribiloch gegen Brittern 
zu lief. Er und Nyffenegger riefen dem letztem zu, er entferne sich 
von der Spur des Hasen, welche nach dem Nordrande des Hüsern- 
waldes zuführte. Der Angeschuldigte kehrte hierauf zurück und 
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entdeckt«! in der Tat im Schnee in der Nähe des Waldrandes die 
Spur eines Hasen. Hier blieb der Angeschuldigte, das Gesicht dem 
Walde zugewendet, stehen, während sich Nyffenegger und Althaus 
— welch letztem der Angeschuldigte nicht gekannt haben will — 
nach links entfernten. Bald darauf bemerkte der Angeschuldigte 
im Gestrüpp etwas Graues und schoss nach dieser Richtung hin, 
in der Meinung, den gesuchten Hasen vor sich zu sehen. Nach dem 
Schuss sah er nichts mehr, betrat nunmehr den Wald und kletterte 
den steilen, mit dichtem Unterholz und einigen grösser» Bäumen 
besetzten Abhang hinauf bis zur Stelle, wo er den vermeintlichen 
Hasen zu sehen geglaubt hatte. Hier fand er den genannten Althaus 
teilweise hinter einem Baumstrunk der Länge nach am Boden 
liegend, von mehreren Schrotkörnern im Kopfe getroffen. Auf den 
Schuss hin und durch Fankhauser herbeigerufen, eilte der Zeuge 
Nyffcneggcr herzu. Althaus lag, wie Nyffenegger berichtet, mit dem 
Kopfe nach oben; der Angeschuldigte will damals so bestürzt 
gewesen sein, dass er die Lage des Verletzten nicht mehr beschrei- 
ben kann. Althaus trug damals eine graubraune, ziemlich beschmutzte 
Mütze und ein blaues Überhemd. Darüber, wie Althaus an diesen 
Ort gekommen sei, gibt einzig der Zeuge Nyffenegger Auskunft. 
Nachdem sieh Nyffenegger und Althaus unten am Waldrand vom 
Angeschuldigten getrennt, wandte sich Nyffenegger dem Ribiloch 
zu. Im Weggehen bemerkte er, wie Althaus den Wald an einer 
Stelle, wo er vom Angeschuldigten nicht gesehen wurde, betrat und 
den Abhang hinaufkroch. Trotz seines Abmahnens, „er solle nicht 
dort hinauf, es seien ja Hunde genug“, sei Althaus weiter gegangen, 
und er habe nicht weiter auf denselben geachtet. Erst auf den Schuss 
hin sei er zurückgekommen. 

Der Augenschein hat ergeben, dass Althaus nur kriechend an 
den Ort hingegangen sein konnte, an welchem er durch den Schuss 
des Angeschuldigten getroffen wurde. Der betreffende Waldabhang 
ist sehr steil und die Zweige der Bäume und des Unterholzes waren 
damals durch Schnee herabgedrückt. Vom Standpunkte des Ange- 
schuldigten konnte man die betreffende Stelle nur sehr undeutlich 
erblicken, um so mehr, als sich daselbst noch ein Baumstrunk befindet, 
durch welchen Althaus zum Teil verdeckt war. Nach der Darstellung 
des Angeschuldigten muss angenommen werden, dass er in dem 
Augenblicke feuerte, als der mit der erwähnten Mütze bedeckte 
Kopf des Althaus über diesen Baumstrunk hervorragte. 

Einige Schritte hinter dieser Stelle führt ein Waldweg vorbei, 
der an dieser Stelle ziemlich tief in den Boden eingeschnitten ist, 
so dass eine auf diesem Wege befindliche Person durch den Schuss 
des Angeschuldigten nicht gefährdet worden wäre. 

3. Es ist nunmehr zu untersuchen, ob der Angeschuldigte bei 
Abgabe des Schusses, durch welchen der Tod des Althaus verur- 
sacht wurde, strafbar fahrlässig gehandelt hat. 
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Eine strafbare Fahrlässigkeit liegt nicht schon daun vor, wenn 
der Delinquent die nach Lage der Umstände gebotene Vorsicht und 
Sorgfalt ausser acht gelassen hat, es muss vielmehr noch das 
weitere Moment dazutreten, dass er den Erfolg seiner Handlung 
als möglich voraussehen konnte (vgl. v. Liszt, Lehrbuch, 11. Auflage, 
S. 162; Urteile der Polizeikammer in Sachen Berger vom 2. Sep- 
tember 1899, Zeitschrift des berniscben Juristenvereins, Bd. 36, 
S. 482, und Schweizerische Zeitschrift für Strafrecht, Bd. 13, S. 85 ; 
sowie in Sachen Grossenbacher und Glaus vom 15. Mai 1901, 
Zeitschrift des berniscben Juristen Vereins, Bd. 37, S. 569, und 
Schweizerische Zeitschrift für Strafrecht, Bd. 15, S. 77). Von diesem 
doppelten Gesichtspunkte aus muss die Handlungsweise des Ange- 
schuldigten betrachtet werden. Vorsichtig gehandelt hat der Ange- 
schuldigte, ein älterer Mann (geb. 1848), der allgemein als ein er- 
fahrener Jäger bezeichnet wird, jedenfalls nicht, denn er darf selbst 
nicht behaupten, dass er im Augenblicke des Schusses überzeugt 
war, einen Hasen vor sich zu haben. Er nahm allerdings an, das 
„Graue“, das er im Walde sich bewegen sah, sei der Hase; wie 
der Augenschein gezeigt hat, war es jedoch von seinem Standpunkte 
aus überhaupt nicht möglich, das Schussobjekt genau ins Auge zu 
fassen und deutlich zu erkennen. Dagegen muss zugegeben werden, 
dass er unter den obwaltenden Umständen den Erfolg seiner Hand- 
lung nicht voraussehen konnte. Althaus und Nyffenegger hatten 
sich in der Richtung talaufwärts entfernt; er durfte vernünftiger- 
weise annehmen, dass sie ihres Weges weitergingen, wie dies auch 
bei Nyflenegger der Fall war; dass Althaus durch das dichte Ge- 
strüpp den steilen Abhang hinauf gerade in die Schussrichtung 
kriechen würde, lag ausserhalb jeder Voraussicht. Dass sich holz- 
sammelndc Personen in diesem Walde befinden könnten, war an- 
gesichts der Unzugänglichkeit des Ortes nicht anzunehmen, und 
Leute, die sich im etwas weiter zurückliegenden Hohlwege befunden 
hätten, wären durch einen Schrotschuss nicht gefährdet worden. Der 
Angeschuldigte konnte daher unter diesen Umständen in der Tat 
nicht voraussehen, welche Folgen sein Schuss nach sich ziehen 
konnte ; das Benehmen des Althaus erscheint so unbegreiflich (die 
Gründe seines Vorgehens sind nicht aufgeklärt worden), dass man 
dem Angeschuldigten keinen Vorwurf daraus machen kann, dass 
er die Möglichkeit, Althaus könnte sich in seiner Schusslinie befin- 
den, nicht ins Auge fasste. 

Das Vorliegen einer strafbaren Fahrlässigkeit ist daher zu 
verneinen, und es ist demgemäss der Angeschuldigte in Bestätigung 
des erstinstanzlichen Urteils von Schuld und Strafe freizusprechen, 
freilich ohne Entschädigung ; vielmehr wird bei der Erledigung des 
Kostenpunktes die Frage zu entscheiden sein, ob sich nicht die 
Auferlegung der Staatskosten gemäss Art. 343, 3. Alinea, Strafver- 
fahren rechtfertigt. 
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4. Im fernem ist über die adhäsionsweise seitens der Zivil- 
partei Ulrieh Althaus, Vater, vom Angeschuldigten verlangte Ent- 
schädigung von Fr. 5000 zu urteilen. Diese Forderung wird von 
der Zivilpartei aus der als strafbar eingeklagten Handlung des 
Angeschuldigten hergeleitet, die Strafgerichte sind daher zur Beur- 
teilung derselben kompetent. Die Freisprechung des Angeschuldigten 
im Strafpunkte hat keinesw'egs die Abweisung des Zivilbegehrens 
als notwendige Folge ; denn letzteres ist nach zivilistischen Grund- 
sätzen (Art. 50 ff. O. R.) zu beurteilen, und es ist der Begriff der 
strafrechtlichen relevanten Fahrlässigkeit nicht identisch mit der in 
Art. 50 0. R. genannten, zum Schadenersätze verpflichtenden Fahr- 
lässigkeit im Sinne des Zivilrechtes. 

Vorerst ist festznstellen, dass der als Zivilpartei auftretende 
Ulrich Althaus, der Vater des Getöteten, zur Klage aktiv legitimiert 
ist. Er hat nachgewiesen, dass sein Sohn, der Getötete Ulrich Althaus, 
ihn und seine Frau seit einer Reihe von Jahren unterstützt hat und 
demnach als ihr Versorger bezeichnet werden kann. Nach Art. 52, 
Schlusssatz, 0. R. steht ihm daher eine Schadenersatzklage zu, vor- 
ausgesetzt, dass diese Tötung in schuldhafter Weise erfolgt ist. 

Das Obligationenrecht unterscheidet in Art. 50 nicht zwischen 
verschiedenen Graden von Fahrlässigkeit; prinzipiell macht daher 
jede, wenn auch nur leichte Fahrlässigkeit, Nachlässigkeit oder 
Unachtsamkeit den Betreffenden, der sich eine solche zu Schulden 
kommen lässt, haftbar für Ersatz des verursachten Schadens. Die 
Grösse der Verschuldung hat dann allerdings nach Art. 51 einen 
Einfluss auf die Grösse der Entschädigung. Je mehr Vorsicht und 
Aufmerksamkeit die jeweilen vorliegenden Tatumstände erforderten, 
desto strenger muss auch die Frage des Verschuldens beurteilt 
werden. 

Derartige Verhältnisse, welche die Beobachtung einer grüssern 
Sorgfalt bedingen, liegen bei der Ausübung der Jagd vor. Der 
Jäger erhält durch die Verleihung des Jagdpatentes das Recht, dem 
Wilde nachzugehen und dasselbe zu erlegen. Es muss jedoch von 
ihm verlangt werden, dass er bei Ausübung dieses Rechtes, die 
meistens mit dem Gebrauch von Schusswaffen verbunden sein wird, 
so verfahre, dass er nicht die Sicherheit und den Besitz seiner Mit- 
menschen gefährdet. Er beobachtet daher die den Umständen nach 
gebotene Vorsicht nicht, wenn er einen Schuss abgibt, ohne das 
Objekt, gegen welches er schiesst, genau zu erkennen ; denn er 
kann andernfalls nicht wissen, ob er nicht vielleicht einen Menschen 
oder ein Haustier oder ein gesetzlich geschütztes Tier vor sich hat 
und in Gefahr setzt. 

Schiesst er trotzdem, so handelt er fahrlässig und wird für 
den Schaden, den diese Handlungsweise verursacht, haftbar. 

Diese Tatumstände liegen in casu vor. Der Angesehuldigte, 
ein älterer erfahrener Jäger, der die Handhabung der Schusswaffe 
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und die Wirkung eines Schusses wohl kannte, hat im Jagdeifer 
die gebotene Vorsicht ausser acht gelassen und in den Wald hin- 
eingeschossen, wie er sieh etwas regen sah, und ohne das Ziel- 
objekt genau zu erkennen. Er hat demnach zivilrechtlich fahrlässig 
gehandelt. 

Dabei ist jedoch festzustellen, dass den Getöteten Ulrich Alt- 
haus ein starkes Mitverschulden am Ausgang der Dinge trifft. Er 
wusste, dass der Angeschuldigte die Spur des Hasen verfolgte und 
sich dem Walde zugewendet hatte. Es war daher frevelhaft leicht- 
sinnig gehandelt, den Wald zu betreten und in die Schussrichtung 
zu laufen. Da er ganz in der Nähe als Knecht im Dienste stand, 
musste er auch die Terrainbeschaffenheit kennen und wissen, dass 
es vom Standpunkte des Angeschuldigten aus nicht leicht möglich 
war, deutlich zu erkennen, was im Innern des Waldes sich regte. 
Er hat sich daher der Gefahr, angeschossen zu werden, in ganz 
unbegreiflicher Weise ausgesetzt. 

Dieses Mitverschulden ist bei der Festsetzung der Grösse der 
Entschädigung gemäss Art. 51 O. K. im Sinne der Herabsetzung der- 
selben heranzuziehen. 

Die Zivilpartei verlangt eine Entschädigung von Fr. 5000. Sie 
hat zur Begründung ihrer Forderung eine Bescheinigung der Not- 
armenbehörde von Sumiswald beigebracht, aus welcher hervorgeht, 
dass die Eltern Althaus früher, d. h. solange sie schulpflichtige 
Kinder hatten, in dauernder Weise unterstützt werden mussten, da 
sie nur in geringem Masse erwerbsfähig waren. Seit einigen Jahren 
sei der Getötete nunmehr die Hauptstütze seiner Eltern gewesen. 
In den Akten finden sieh jedoch, vom Entschädigungsverzeichnis 
abgesehen, das eine Parteibehauptung darstellt, keine Anhaltspunkte 
dafür vor, wie hoch sich die Unterstützung, die der Getötete Alt- 
haus seinen Eltern zukommen liess, belief. Das Gericht hat daher 
nicht das notwendige Material vor sich, um die Entschädigung ziffern- 
mässig festzusetzen. Es spricht daher den Grundsatz der Entschä- 
digungspflicht des Angeschuldigten gegenüber der Zivilpartei im 
Sinne der obigen Ausführungen aus und verweist die Parteien 
gemäss Art. 3(55 des Strafverfahrens zur Festsetzung des Betrages 
der Entschädigung an den Zivilrichter. 

Infolgedessen hat der Angeschuldigte der in» Prinzipe obsie- 
genden Zivilpartei Althaus die Interventionskosten zu vergüten ; die- 
selben werden bestimmt: 

a) für die erste Instanz auf Fr. 100 ; 

b) für die obere Instanz auf Fr. 145. 

5. Durch das erstinstanzliche Urteil sind die Kosten des Ver- 
fahrens dem Angeschuldigten gemäss Art. 343, 3. Alinea, des Straf- 
verfahrens auferlegt worden. Don vorstehenden Erörterungen ist 
zu entnehmen, dass zwar eine strafbare Fahrlässigkeit auf seiten 
des Angeschuldigten nicht vorliegt, dass letzterem jedoch wohl eine 
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gewisse Nachlässigkeit, eine schuldhafte Nichtbeobachtung der er- 
forderlichen Vorsicht vorgeworfen werden kann. Er hat den Ver- 
dacht, eine strafbare Handlung begangen zu haben, durch eine 
solche schuldhafte Handlung erregt, und es erscheint daher die 
Auflage sämtlicher Staatskosten beider Instanzen in Anwendung des 
Art. 343, 3. Alinea, des Strafverfahrens an den Angeschuldigten 
gerechtfertigt. 


Aus diesen Gründen wird erkannt: 

1. Der Angeschuldigte Jakob Funkhäuser wird von Schuld und 
Strafe freigesprochen, ohne Entschädigung; in Anwendung der 
Art. 343, 3. Alinea, und 468 des Strafverfahrens werden ihm sämt- 
liche Kosten des Staates auferlegt, bestimmt: 

a) die erstinstanzlichen auf Fr. 246. 80 ; 

b) die Rekurskosten auf Fr. 91. 05. 

Der Angeschuldigte Jakob Funkhäuser wird der Zivilpartei 
Ulrich Althaus gegenüber grundsätzlich zur Entschädigung verurteilt, 
ebenso in Anwendung der Art. 365, 368 und 468 des Strafverfahrens 
zu den Interventionskosten der genannten Zivilpartei, bestimmt: 

a) die erstinstanzlichen auf Fr. 100; 

b) die oberinstanzliehen auf Fr. 145. 

Zur Festsetzung der Entschädigung werden die Parteien an 
den Zivilrichter gewiesen.“ 
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0. Kronauer, Bundesanwalt : Kompendium des Bundes-Strafrechtes 
der Schweizerischen Eidgenossenschaft. Nachgeführt auf das 
Jahr 1902. Zürich, Orell Füssli, 1903. XVI, 334 8. 

Als hierzu Berufener gibt der Verfasser in seinem Kompendium 
eine Zusammenstellung des auf Endo 1902 geltenden Bundesstraf- 
rechtes. Wer sich mit dem eidgenössischen Strafrecht beschäftigt, 
weiss, wie mühsam sieh eine Übersichtlichkeit in dem durch den 
Mangel einer einheitlichen Gesetzgebung zerfahrenen Gebiete er- 
reichen lässt. Solange die Strafgesetzgebung in der Hauptsache bei 
den Kantonen steht, tritt das materielle und formelle Bundesstraf- 
recht in die hintere Linie. Damit Hand in Hand geht seine fast 
gänzliche Nichtberücksichtigung in der Literatur. Unter diesen Ver- 
hältnissen ist Kronauers Arbeit namentlich aus zwei Gründen 
dankenswert: sie gibt dem Praktiker das weitläufige Material ge- 
sammelt in die Hand und bildet zugleich eine wertvolle Vorarbeit 
für die mit der Vereinheitlichung des schweizerischen Strafrechtes 
in Aussicht zu nehmende systematische Bearbeitung dieses Rechts- 
gebietes. 

Das Kompendium, dem ein sorgfältiges Sachregister zudient, 
zerfällt in zwei Teile. Der erste Teil bringt die eigentlichen Straf- 
und Strafprozessgesetze des Bundes: das Bundesstrafrecht von 1853 
mit seinen Ergänzungsgesetzen, das Bundesgesetz betreffend die 
Werbung und den Eintritt in den fremden Kriegsdienst von 1859, 
dann das Bundesgesetz betreffend die elektrischen Schwach- und 
Starkstromanlagen von 1902; die Prozessgesetze von 1893 und 1851 
und das mehrfach durchbrochene und ergäuzte Gesetz über das 
Verfahren bei Übertretung fiskalischer und polizeilicher Bundes- 
gesetze von 1849. Daran schliesst sich eine besonders wertvolle 
Zusammenstellung der Strafbestimmungen betreffend einzelne Kate- 
gorien von Beamten, Angestellten und sonstigen, mit Ausführung 
von Funktionen der Bundesverwaltung betrauten Personen. 

Der zweite Teil enthält die Strafbestimmungen der Bundes- 
polizeigesetze und zwar in der Reihenfolge, nach der zurzeit die 
Bundesverwaltung in Departemente und Unterabteilungen zerfällt. 
Der Verfasser macht hierbei zwei Hauptteile: Fiskal- und Straf- 

Schweizeriache Zeitschrift für Strafrecht. 16. Jahrg. 14 
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polizeigesetze, wobei er der letztem Kategorie alle Polizeigesetze 
zuweist, die sich nicht auf Pulver-, Post-, Zoll- und Alkoholver- 
waltung beziehen. Sind aber diese letztem Gesetze bei ihrem in 
erster Linie fiskalischen Charakter nicht auch wie alle andern 
Strafpolizeigc setze, soweit sie Strafbestimmungen enthalten? Und 
letztere Bestimmungen kommen doch hier ausschliesslich in Betracht 
— die Scheidung in die beiden Kategorien erscheint mir daher 
unangebracht. Die vollständige Aufnahme der Bundesgesetze über 
das Militärstrafrecht auszuschliessen, dafür hatte der Verfasser wohl 
bestimmte Gründe : das Kompendium enthält nur einige das Bundes- 
gesotz und die Bundesstrafrechtspflege erläuternde Hinweise auf 
die Militärstrafgerichtsordnung (S. 82 ff.) und unter den Polizei- 
gesetzen das Gesetz betreffend Ergänzung des Bundesgesetzes Uber 
den Militärpflichtersatz von 1901 und die Strafbestimmungen über 
das militärische Kontrollwesen von 1902 (S. 259 ff.). Hafter. 


A. Goldenweiser, Rechtsanwalt in Kiew. Zurechnung und straf- 
rechtliche Verantwortlichkeit in positiver Beleuchtung. Zwei Vor- 
lesungen, gehalten in der russischen Hochschule für Sozialwissen- 
schaften in Paris. Berlin, R. L. Prager, 1903. 72 S. 

In geistreich anschaulicher Form verwertet die erste Vorlesung 
moderne physiologische und psychologische Forschungen, um dar- 
zutun, dass jeder klarste und einfachste Willensakt das Produkt 
komplizierter Vorgänge ist, wonach „der Wille eine besondere 

Funktion unserer psychophysischen Organisation, seiner 

Zusammensetzung nach nicht etwas Einheitliches und Ganzes, son- 
dern gerade etwas Vielfältiges und Zusammengesetztes ist; zu 
seinem Bestände gehören ausser bewussten Elementen ihrer Bedeu- 
tung nach sehr wesentliche unbewusste“ (S. 32). 

Gegen das durch diesen „Willen“ erzeugte Verbrechen kann 
als Repression nicht die herkömmliche Strafe gesetzt werden, viel- 
mehr ist „eine rationelle Einwirkung auf ihn (den Willen des Ge- 
setzesübertreters) nur durch harmonische Erregung aller psychischen 
Funktionen möglich, wobei sich die unbewussten Elemente unter 
dem vorwiegenden Einfluss der Neigung zur Nachahmung befinden 
werden“. 

Der Gedanke einer den neuen Erkenntnissen entsprechenden 
Verbrechens-Repression wird in der zweiten Vorlesung weiter ent- 
wickelt. Die heute noch geltenden Strafen, die sich als quälende 
und zerstörende Tätigkeiten einem Gegner gegenüber darstellen, 
sind „ein Überbleibsel tierischer Empfindungen im Menschen“ 
(S. 40) ; Wesen der Strafe ist danach Leidenszufügung, und des 
Strafgesetzes Drohung mit Leidenszufügung, Furchterregung. Im 
Anschluss an diese Feststellungen wird der Bekämpfung der Ab- 
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schreckungstheorie ein zu grosser Raum gewährt ; mit so viel Auf- 
wand gegen sie auftreten, heisst offene Türen einstossen. Nach 
Goldenweiser kann nun an Stelle der Strafe „ein reorganisierender 
Einfluss auf die Psyche nur von der richtigen Anordnung aller ihrer 
Lebensbedingungen und nicht von der Einwirkung irgend eines 
Prinzips, wie /,. B. der Furcht, ausgehen“ (S. 57). Den Ausweg 
weist hier das Prinzip der Bevormundung, der Fürsorge. Das System 
selbst baut der Verfasser nieht aus, er beschränkt sich auf den — 
wenig vermittelten — Hinweis, „dass dieses Prinzip die Über- 
tragung der Wirksamkeit von der bureaukratischen Macht auf die 
Selbstbetätigung sozialer Gruppen nach sich zieht“ (S. 66); im 
übrigen gelten ihm Varghas Ackerbaukolonien , Gewerkschafts- 
associationen und -klöster als Muster. Die Vorträge orientieren 
mit ihrer gewandten Didaktik trefflich über die erwähnten neuen 
Richtungen im Strafenwesen, sie vergessen über diesem Ziel oft 
eine sachliche und verständnisvolle Würdigung der geschichtlichen 
Entwicklungen und des heutigen Strafrechtsstandes. Hafter. 


Dr. jur. Oskar Netter : Das Prinzip der Vervollkommnung als Grund- 
lage der Strafrechtsreform. Eine rechtsphilosophische Unter- 
suchung. Berlin, Otto Liebmann, 1900. IX, 357 S. 

In mehrfacher Hinsicht anderer Betrachtung wert, als die 
lediglich orientierende Schrift Goldenweisers, ist das Nettersche 
Buch. Es ist ein symptomatischer Beweis dafür, dass heutzutage 
eine tiefergreifende Erörterung jeder strafrechtlichen Frage not- 
wendig auf eine Erörterung der Grundfragen: Verbrechen und 
Strafe, hinweist, und dass diese Prinzipien nur durch eine sicher 
geleitete und einheitliche Rechtsphilosophie annähernd zu erschliessen 
sind. Was für jede Wissenschaft gilt, gilt insbesondere für das Straf- 
recht: die Notwendigkeit der philosophischen Behandlung. Darin 
sucht Netter einen obersten Massstab, die wissenschaftlichen Prin- 
zipien für die konkreten Fragen der Kriminalpolitik. Er steht dabei 
als Schüler von Merkel und van Calker auf dem Boden des idea- 
listischen Monismus der Neukantianer: Unmittelbarer Grund und 
Zweck der Strafe ist das gesetzte Recht, respektive seine Bewäh- 
rung; der Theorie der Strafe hat also eine Theorie des Rechtes 
überhaupt vorauszugehen. Grund und Zweck des durch den mensch- 
lichen Willen gesetzten Rechtes aber ist der dem Mensehen inne- 
wohnende Grundtrieb der sittlichen Vervollkommnung: „die sitt- 
liche Höhe der Menschheit ist der absolute Rechtsbegriff“ (S. 130), 
„das Sittliche ist das Naturgesetz der Gemeinschaft“ (S. 120). Um 
zu diesem Resultate zu gelangen, erschliesst Netter nach einer 
kritisch-methodischen Grundlegung, die ihn auf den Weg einer 
Rechtsphilosophie des kritischen Idealismus führt, seinen Zweck- 
begriff ; geschichtliches Material bringt ihn zu der Auffassung, dass 
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die sittliche Persönlichkeit von jeher der Zweckbegriff des Rechtes 
war. Geistreich durchgeführt ist die Abgrenzung zwischen Recht 
und Moral (S. 135 ff.): das Recht muss eine organisierte Reaktion 
ermöglichen, es muss die nötigen Bedingungen zur Erhaltung und 
sittlichen Weiterbildung der Gemeinschaft in sich schliessen, es 
muss der Begründung in unmittelbaren Thatsachen des Bewusst- 
seins fähig sein, es muss die mit der Organisation gegebene Mög- 
lichkeit des Sich-Erweiterns und Sich-Verdichtens in sich schliessen, 
es muss endlich die Möglichkeit enthalten, sich gegen abweichende 
Willkür durchzusetzen, „es muss mit einem Worte ein ethisches 
Minimum sein“ (S. 145). 

Während das Recht auf der Garantie eines sittlichen Minimums 
beruht, bildet die sittliche Vollkommenheit das objektive Prinzip. 
Aus dem Rechtszweck : sittliche Vervollkommnung, muss sich das 
dem Strafrecht zu Grunde liegende Prinzip ergeben, das gleich- 
falls ethischen Charakter hat, denn „das Sein der Strafe besteht 
darin, dass sie soll, was das Recht soll“ (S. 289). So entwickelt 
der IV. Teil des Buches den Strafzweck unter dem Gesichtspunkt 
der Einfügung in das allgemeine Rechtsprinzip. Eine Kritik der 
heute bedeutsamen Strafrechtstheorien — namentlich auch der v. Liszt- 
schen Zwecksstrafentheorie (S. 313 ff. t — führt Netter vorerst zu 
dem freimütigen und, teilweise wenigstens, richtigen Ergebnis, 
dass ein Gegensatz zwischen Vergeltungstheorie und Zweckbeziehung 
der Strafe wie zwischen absoluten und relativen Theorien nicht 
aufrecht zu erhalten ist, dass in allen Theorien der Zweckgedanke 
der Strafe mehr oder weniger bewusst und die Vergeltungsidee 
mehr oder weniger richtig hervortritt. Weiter: Frei sein wird um- 
schrieben als der Vernunft gehorchen, als dem sittlichen Prinzipe 
der Vervollkommnung entsprechen ; da nun das Gesetz der Aus- 
druck dieses Prinzipes ist, so ist jedes Verantwortlichmachen nach 
dem Gesetze ein Werturteil über die sittliche Höhe dos Handelnden; 
der gegen den Gesamtwillen, das Sittengesetz sich auflehnende 
Einzelwille begründet die Schuld und damit Verantwortlichkeit und 
Zurechnung. Das in der Auflehnung gegen den Gesamtwillen liegende 
pflichtwidrige Verhalten ist das spezifische Charakteristikum des 
Verbrechens, es ist „diejenige Verhaltungsweise, die sich in zwei- 
facher Weise gegen das Prinzip der Vervollkommnung auflehnt, 
einmal, soweit sie dem im Recht gewährleisteten Triebe der Ver- 
vollkommnung sich entgegensetzt, und zweitens, indem sie inner- 
halb der eigenen Willenssphäre ein Abweichen von diesem Prinzip 
erkennen lässt“. 

Die mit dem Verbrechen verknüpfte Rechtsfolge ist nun die 
Rechtsstrafe, sie präsentiert einen Teil der Rechtsidee, entspricht 
zu einem Teil dem Prinzipe der Vervollkommnung. Hieran ge- 
messen ist die Strafe in dem Masse gerecht, als sie im Einzclfalle 
dieses oberste Prinzip zur Anwendung bringt: „Daher liegt das 
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Motiv der Strafe in der staatlichen Pflicht, die Befolgung des sitt- 
lichen Gesetzes zu gewährleisten, die Bedingungen zu erhalten und 
zu schützen, die nach jenem Prinzip als berechtigte sich erweisen. 
Dies schliesst den Zweck der Bekräftigung des Prinzips gegenüber 
den Rechtsgenossen ein ; und schliesst gleichzeitig den Zweck gegen- 
über dem zu Bestrafenden ein, dem gegenüber der Zwiespalt zwischen 
dem Gesamtwillen, dem Organ des Vervollkommnungsprinzips, 
und seinem subjektiven Willen ausgeglichen werden muss“ (S. 354). 

So ergibt sich das Vervollkommnungsprinzip als die einzige 
Grundlage des Strafrechts, Motiv und Zweck liegen in diesem 
Prinzip beschlossen. 

Das mit bemerkenswerter Schärfe durehgeführte System Netters 
verknüpft Ethik und Recht wieder zu engster Wechselbeziehung, 
fasst das Recht als eine Lagerung ethischer Prinzipien. Dabei geht 
Richtiges mit viel Falschem Hand in Hand : Ein Rechtszweck ist 
auch diie sittliche Vervollkommnung, oder besser negativ' ausgedrttckt, 
Rechtsvorschriften, die klaren und allgemein anerkannten ethischen 
Prinzipien widersprechen, sind nicht wert, Recht zu sein. Aber 
ethische Grundsätze erschöpfen noch nicht das Wesen des Rechts, 
der Gesetzgeber, den nur das Prinzip der sittlichen Vervollkomm- 
nung als einziger, bezw. oberster Grundsatz leitet, kann kein 
Werk schaffen, das die Vielgestaltigkeit des Lebens in rechtlich 
zweckmässige Bahnen leitet. Die Lebensbeobachtung gerade führt 
die soziologische Schule zur Individualisierung der Strafe, und 
weil sich dieser Grundsatz nicht rein durchführen lässt, ge- 
langen die Soziologen des Strafrechts zu einer die Individualitäten 
nach Möglichkeit berücksichtigenden Klassifikation und konstruieren 
derart eine Reihe individuell gestalteter Strafzwecke: Warnung, 
Abschreckung, Besserung, Erziehung, Sicherung. Das diese Straf- 
rechtspflege zusammenhaltende Prinzip ist dann allerdings kein 
ethisches, sondern ein staats-, bezw. gesellschaftspolitisches: die 
wirksamste Bekämpfung und Verminderung des Verbrechertums. 
In diesem ungleich weiter umfassenden Grundsatz findet an seiner 
Stelle auch das Prinzip der sittlichen Vervollkommnung Raum, 
allem voraus bei der strafrechtlichen Behandlung Jugendlicher, 
allgemein gegenüber den moralisch noch leicht beeinflussbaren 
Gesetzesübertretern. Aber der Fülle des Lebens wird Netters Prinzip 
nicht gerecht, das macht es zu dem Dienst unfähig, oberstes wissen- 
schaftliches Prinzip für die konkreten Fragen der Kriminalpolitik 
zu sein. Hafter. 

Dr. jur. Fritz Berolzheimer : Hechtsphilosophische Studien. München, 
C. H. Beck, 1903. VI, 167 S. 

Es soll in der Schrift der Beweis erbracht werden, dass die 
Idee der Entgeltung die gesamte Rechtswelt beherrscht, den Mittel- 
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punkt des Rechtes überhaupt bildet. Mit einer „allgemeinen, d. h. 
alle Hechtsparten beleuchtenden historisch-philosophischen Begrün- 
dung“, die diese Idee der Entgeltung erweisen soll, will der Ver- 
fasser sein demnächst erscheinendes Buch, „Die Entgeltung im 
Strafrechte“*), stützen und ergänzen; er sagt dabei richtig: „Eine 
philosophische Deutung gleichviel welchen Kechtsteiles vermag nur 
dann uneingeschränkt überzeugend zu wirken, wenn ihre univer- 
selle Geltung innerhalb der gesamten Rechtswelt dargetan ist. Das 
Resultat wird nur dadurch einwandsfrei als richtig erwiesen, dass 
die gefundene Lösung in allen Gebieten stimmt.“ (S. III.) 

In der Grösse der damit gestellten Aufgabe liegen Vorzüge 
und Mängel der Schrift : mit zum Teil nur skizzenhaften Hinweisen 
auf einzelne Rechtsgebiete kann man nicht die Allmacht einer bisher 
wenig erkannten Idee dartun. Die Idee der Entgeltung soll das 
Materialprinzip des Rechtes sein: überall findet sich eine Vor- und 
eine Naehleistung, eine Äquivalentsetzung, und „der innere Grund, 
weshalb die Vorleistung des einen Vertragsteils die Nachleistung 
des andern Kontrahenten heischt, liegt in der Idee der Entgeltung a . 
(S. 29.) Diesem Grundgedanken wird in den einzelnen Rechts- 
gebieten, namentlich auch im Staats- und im Völkerrecht, nach- 
gegangen. Auch für das Strafrecht gilt „das Urprinzip des Rechtes a , 
die Strafe soll „Entgeltung“ sein, sie „wird verhängt, um die Gleich- 
gewichtsstörung, welche das Verbrechen hervorgerufen hat, wieder 
herzustellen ; dio Strafe ist das Äquivalent des Verbrechens“ (S. 93), 
die Idee des Strafrechtes und damit der Strafgrund ist die „Ent- 
geltung der Strafschuld“ (S. 99). Von dieser Deutung aus soll in 
des Verfassers versprochener Schrift „eine Beurteilung der straf- 
rechtlichen Reformbew'egung gegeben und versucht werden, die 
Reformpostulate der soziologischen Strafreehtsschule (v. Liszt, Ferri) 
mit dem Fundamente der klassischen Schule (Schuld und Vergel- 
tung) synthetisch zu verschmelzen“ (S. III). Namentlich verwirft 
Berolzheimer die Zweckstrafe, den Zweck im Recht überhaupt : 
„Die gesamte Teleologie muss endlich erkannt werden als das, was 
sie ist: als die denkbar kleinlichste, anthropomorphische Welt- 
betrachtung“ (S. 152), und S. 143: „Wenn alles Recht auf die 
« Wohlfahrt der Gesellschaft » abzielt, dann dankt das Recht ab 
zu gunsten der Verwaltung; der polizeiliche Zweckmässigkeits- 
gedanke verdrängt die Rechtsidee. Unter der Allherrschaft der 
Zwecktheorie haben w T ir wohl noch Gesetze, aber kein Recht.“ — 
Vielmehr ist das Recht die Emanation der materiellen Rechtsidee 
der Entgeltung, und „im Wesen der Idee liegt begrifflich die Un- 
endlichkeit“ (S. 151). 

Das sind die wesentlichen Gedanken der rechtsphilosophischeil 
Studien, namentlich soweit sie auf das in Aussicht gestellte straf- 


*) Das Buch ist inzwischen erschienen: München, C. H. Beek, 1903. 
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rechtliche Werk des Verfassers hindeuten; die universelle Durch- 
führung des Entgeltungsgedankens zeugt von viel Geist und ist 
wie alles Rechtsvergleiehende des Dankes wert; die oft allzu apho- 
ristische Behandlung des Gedankens in den einzelnen Rechtszweigen 
und die vielfach rein hypothetische Darstellung bilden den Nachteil 
der Schrift. Hafter. 


Ed. Guyer-Freuier: Kritische Betrachtungen über Staats- und Ge- 
meinde-Haushalt. Zürich, Orell Filssli, 1903. 39 S. 

Namentlich im Hinblick auf zürcherische Verhältnisse erörtert 
der Verfasser einige Grundfragen des Staats- und Gemeindehaus- 
haltes. Er sieht die Mittel zur Besserung unserer misslichen finan- 
ziellen Zustände in folgenden Punkten : es sollen nur Auslagen be- 
schlossen werden, die sich nach volkswirtschaftlich richtigen Grund- 
sätzen rechtfertigen lassen und deren Tragweite vollkommen zu 
übersehen ist — die Fürsorge für existenzlose Ausländer ist hier 
zu beschränken — ; mit grösserer Sorgfalt bei der Ausgabendekre- 
tierung muss Hand in Hand gehen die sparsamere Durchführung 
der einmal beschlossenen Projekte und die Neubelebung des früher 
vorhanden gewesenen haushälterischen Volkssinnes. Das ist die eine 
Seite eines rationellen Staats- und Gemeindehaushaltes. Auf der 
andern Seite steht die Steuergesetzgebung: Das geltende zürche- 
rische System ist Raubbau, „indem es die natürliche Ertragsfähigkeit 
des Vermögens — — — nicht genügend berücksichtigt“ (S. 26). 
Not tut eine Herabsetzung im Sinne einer massvoll progressiven 
Belastung. Die geplante zürcherische Steuerreform hat das Gute, 
dass sie wenigstens den Grundsatz anfstellt, nicht das Vermögen 
selbst, sondern das Erträgnis sei zu besteuern, sonst verspricht 
sich der Verfasser von der Neuordnung wenig Gutes. Kritik im 
einzelnen wird nicht geübt, auch fehlen direkt zu verwertende 
Vorschläge ; cs ist vor allem temperamentvolle Opposition, aus der 
zu sehr das Lied von der guten alten Zeit herausklingt. 

Hafter. 


Eingesandte Bücher, deren Besprechung Vorbehalten bleibt. 

Ouvrages reçus pour compte-rendu. 

Dr. Fritz Auer : Der strafrechtliche Notstand und das bürgerliche 
Gesetzbuch. München, Beck, 1903. VII, 40 S. Breis 1 Mk. 40 Pfg. 

Beiträge zur Psgchologie der Aussage. Mit besonderer Berücksichtigung 
von Problemen der Rechtspflege, Pädagogik, Psichiatrie und Geschichts- 
forschung. Herausgegeben von L William Stern. 1. Heft. Leipzig, 
Barth, 1903. 129 S. 4 Mk. 
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Dr. Wilhelm Siämpfli : Erpressung und „ Chantage “ nach deutschem, 
französischem und schweizerischem Strafrecht. Bern, Francke, 1903. 
VIII, 151 S. Fr. 2. 50. 

Dr, ab Yberg : Die Strikes und ihre Rechtsfolgen. Zürich, Schulthess, 
1903. IV, 120 S. 

Prof. Dr. Ed. Kohlrausch: Irrtum und Schuldbegriff im Strafrecht. 

1. Teil. Berlin, Guttentag, 1903. VIII, 188 S. 4 Mk. 50 Pfg. 

Prof Dr. L von Bar: Die Reform des Strafrechts. Berlin, Springer, 
1903. IV, 35 S. 1 Mk. 

Otto Wettstein : Das Telegraphenstrafrecht des Entwurfs zu einem 
schweizerischen Strafgesetzbuch unter Berücksichtigung des Tele- 
graphenstrafrechts anderer Staaten. Bern, Wgss, 1903. VI, 96 8. 

Robert Cartier: Der objektive Tatbestand der strafbaren „Untreue" 
mit besonderer Berücksichtigung des deutschen und schweizerischen 
Rechts und des Entwurfs eines Schweiz. St. G. B. Basel, Basler 
Volksblatt, 1902. VIII, 156 S. 

Vincenzo Manzini : Il diritto criminale nella più antica legge conosciuta. 
Disposizioni penali del Codice babilonese di Hammurabi (2250 circa 
ai’. C.). Estratto dalla Rivista Penale, vol. LVI1, fase. VI. Torino, 
Unione tipografico-editrice, 1903. 27 S. 

Romolo Ribolla : Voci dal I ergastolo. Documenti psicologici-criminali dal 
vero. Con appendice del Prof. Salvatore Ottolenghi, direttore del 
laboratorio di medicina legale nella R. Università di Siena. Roma, 
Lascher, 1903. 109 S. L. 2. 

Geh. Med. -Rat Dr. A. Baer: Über jugendliche Morder und Totschläger. 
Kriminalanthropologische Beobachtungen. Separatabdruck aus dem 
Archiv ftir Kriminalanthropologie. XI. Band. Leipzig, Vogel, 1903. 
68 S. 

Berliner juristische Beitrüge zum Zivilrecht, Handelsrecht, Strafrecht 
und Strafprozess und zur vergleichenden Rechtswissenschaft, heraus- 
gegeben von Dr. J. Köhler, ord. Prof, an der Universität Berlin. 

1. Heft. A. Hellwig: Das Asylrecht der Naturvölker. Mit einem 
Vorwort von J. Kollier. Berlin, v. Decker, 1903. VIII, 122 S. 
4 Mk. 
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Nouvelles pénales. 


Strafrecht. 

Zur Initiative gegen das zürcherische Sittlichkeitsgesetz von 180" ■). 

Auf Antrag seiner Justizdirektion hat der zürcherische Regierungsrat 
unterm 8. April 1903 beschlossen, das Ende Oktober 1902 eingereichte Ini- 
tiativbegehren gegen das Sittlichkeitsgesetz von 1897 sei der Volksabstim- 
mung mit ablehnender Begutachtung zu unterbreiten. Der Beschluss wurde 
als Antrag des Regierungsrates an den Kantonsrat weitergeleitet, der 
seinerseits die Sache einer Kommission des Rates überwiesen hat. 

Die begutachtende Weisung des Regierungsrates lautet: 

«Unterm 28. Oktober 1895 wurde dem h. Kantousrate ein mit 16,311 
gültigen Unterschriften unterzeichnetes Initiativbegehren betreffend Abände- 
rung und Ergänzung des Strafgesetzbuches eingereicht, welches in Anlehnung 
an den Voreutwurf für ein schweizerisches Strafgesetzbuch die Abänderung 
des IV. Titels des Strafgesetzbuches, Verbrechen gegen die Sittlichkeit, 
bezweckte. «Was angestrebt wurde, war ein verstärkter Strafschutz des 
weiblichen Geschlechtes, insbesondere der Jugend, die Unterdrückung der 
öffentlichen Häuser, deren Duldung § 122 des bisherigen Strafgesetzbuches 
in das Ermessen des Gemeinderates gelegt hatte, und die Bekämpfung 
von Kuppelei und Prostitution überhaupt.» (Professor Dr. Zürcher, Kom- 
mentar zum zürcherischen Strafgesetzbuche.) 

Dem Initiativvorschläge stellte der Regierungsrat als Ergebnis seiner 
Beratungen einen wesentlich auf der nämlichen Grundlage aufgebauten 
Gegenvorschlag gegenüber (Amtsblatt, Textteil, 1896, S. 953). Nachdem 
die regierungsrätliche Vorlage im Schosse des Kantonsrates mehrfache Ab- 
änderungen erfahren, erfolgte, am 27. Juni 1897 die Volksabstimmung (Amts- 
blatt 1897, Textteil, S. 480 und 585). Dieselbe ergab für die vom Kantons- 
rate bereinigte Vorlage des Regierungsrates 40,751 annehmende gegen 
14,710 verwerfende Stimmen. Von seiten des Initiativkomitees war die Zu- 
stimmung erklärt worden. Die Gesetzesnovelle trat mit dem 1. Juli 1897 
in Kraft. 


*) Siehe, diese Zeitschrift, Bd. XV, S. 340 — 342 . 
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Diese vor wenigen Jahren in Kraft erwachsene Novelle bildet nun- 
mehr den Gegenstand einer neuen Initiative, welche, unterstützt durch 5470 
gültige Unterschriften, Ende Oktober 1902 eiugelangt ist, mit dem Begehren, 
«dass die §§ 119, 120, 123 aus dem zürcherischen Strafgesetzbuche erlöschen, 
in dem Sinne, dass diese Paragraphen nur für das Begehren der Toleranz- 
häuser ausser Kraft treten, damit die Toleranzhäuser nicht nur geduldet, 
sondern durch ein spezielles Geschäftspatent staatlich patentiert werden; 
ebenso müssen dieselben unter strenger sanitarischer und polizeilicher 
Kontrolle, sowie Schutz stehen; auch sollen die Insassen dieser Häuser 
volle Freizügigkeit haben, sowie es zu wünschen ist, dass diese Tole- 
ranzhäuser ln Gassen verlegt werden, wo keine Anstössigkeit für die 
Jugend vorhanden ist, und in verschiedene Kreise der Stadt verteilt 
werden, sowie in beschränktem Masse auf 10,000 Einwohner je eins be- 
willigt werden soll ». 

Zur Begründung des Initiativbegehrens wird ausgeführt: 

« Dass V erlangtes von grossem Interesse und Werte für das V olks- 
wohl ist; dass, seitdem die Toleranzhäuser aufgehoben worden sind, die 
Sittlichkeitsverbrechen und Krankheiten in bedeutendem Masse gestiegen 
und hierunter ebenso die öffentliche Ordnung als Moral leidet, so dass sich 
durch die gegenwärtigen Zustände das Übel auf der Strasse und in un- 
zähligen Unterkunftshäusern etc. derartig verbreitet hat, dass unsere Ini- 
tiative zum Schutze der Jugend und der künftigen Generation und der 
Moral der Gegenwart und Zukunft von grösstem Wert und menschliche 
Pflicht ist. Auch ist es im Interesse für den Fremdenverkehr und der rei- 
fenden Jugend, dass hier Wandel geschaffen und Ordnung in diese Sache 
gebracht wird ; denn ein Strafgesetz ist weder berechtigt, noch im Stande, 
ein Naturgesetz unverstäudigerweise zu verbieten. Überdies war schon im 
Jahre 1897 der grösste Teil unserer Herren Ärzte gegen die Aufhebung 
der kontrollierten Toleranzhäuser, da ihr Bestehen die Sittlichkeitsverbrecheu, 
Krankheiten und Vaterschaftsprozesse bedeutend verminderte und dadurch 
der Staat und die Gemeinden in finanzieller Beziehung auch weniger in 
Anspruch genommen wurden. 

« Ebenso können unsere Frauen und Töchter jeden Standes unsere 
Initiative nur begrüssen, weil dadurch die belästigenden, ehrverletzenden 
Zudringlichkeiten, denen sie bei diesen unhaltbaren Zuständen auf allen 
Wegen ausgesetzt sind, wieder beseitigt werden. Zudem ist es auch jeder 
Mutter erste Pflicht, die Kinder vor bösen Beispielen und bitteren Erfah- 
rungen zu schützen und zu bewahren. » 

Nachdem die gemäss § 14 des Gesetzes betreffend das Vorschlagsrecht 
des Volkes durch die Direktion des Innern erfolgte. Verifikation der Unter- 
schriften das formelle Zustandekommen der Initiative konstatiert hatte, 
wurde die materielle Prüfung der Angelegenheit angeordnet. 

Der Antrag der Initianten verlangt Aufhebung der §§ 119, 120 und 
123 des Strafgesetzbuches in der Meinung, dass diese Gesetzesvorschriften 
für die Toleranzhäuser ausser Kraft treten. 
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Die betreffenden Paragraphen enthalten folgende Bestimmungen: 

§ 119 bedroht die einfache Kuppelei mit Gefängnis, verbunden mit 
Busse, oder Arbeitshaus. 

§ 120 bedroht die gewerbsmässige Kuppelei mit Arbeitshaus und mit 
Geldbusse bis zu 5000 Franken, im Rückfälle mit Zuchthaus bis zu fünf 
Jahren und mit Geldbusse bis zu 15,000 Franken. 

§ 123 bedroht diejenigen, welche in Bäumen, über welche ihnen die 
Verfügung zusteht, gewerbsmässige Kuppelei oder gewerbsmässige Unzucht 
dulden, mit Geldbusse von 100 bis 1000 Franken, im Wiederholungsfälle 
überdies mit Gefängnis bis zu drei Monaten. 

Anlässlich der Initiative vom Jahre 1897 wurde der IV. Titel des 
zürcherischen Strafgesetzbuches, Verbrechen gegen die Sittlichkeit, durch 
die vorberatendeu Behörden (Justizdirektion, Regierungsrat, Kantonsrat) 
nach Beiziehung richterlicher, juristischer und medizinischer Gutachten 
einer einlässlichen Prüfung unterzogen. Das Ergebnis war, dass man die 
Revisionsbedürftigkeit des genannten Titels anerkannte. An Stelle der 
früheren Paragraphen 121 und 122 traten die jetzigen Paragraphen 119, 
120 und 123. Der frühere § 121 unterschied nicht grundsätzlich, ob die 
Kuppelei gewerbsmässig, oder nur in einzelnen Fällen ausgeübt worden 
sei. Im Streben, diesen Unterschied im Gesetz hervortreten zu lassen, 
entstanden die heutigen §§ 119 und 120, von denen der erstere die ein- 
fache, der letztere die gewerbsmässige Kuppelei in ihren verschiedenen 
Formen, insbesondere auch den so schmählichen Mädchenhandel, durch 
bedeutend verschärfte Strafen ahndet. Im weiteren wurde die Einschrän- 
kung des früheren § 122, wonach die Klage wegen Kuppelei nur auf Ver- 
langen des Gemeinderates erhoben werden konnte, fallen gelassen. Die 
Erfahrung hatte gezeigt, dass von seiten der Gemeinderäte von diesem 
Rechte in sehr verschiedener, oft innerhalb der nämlichen Gemeinde auch 
in sehr willkürlicher Wcìbo Gebrauch gemacht worden war. Die Kuppelei 
wurde dann als Offizialdelikt erklärt. 

Da der in Frage kommende Gegenstand vor wenigen Jahren in 
gründlicher Weise, diskutiert worden ist, dürfen wir uns einiger Kürze 
befleissen. 

Die Initianten behaupten, dass, «seitdem die Toleranzhäuser aufge- 
hoben worden, die Sittlichkeitsverbrechen und Krankheiten bedeutend ge- 
stiegen seien«. Angesichts dieser Behauptungen mussten von verschiedenen 
Amtsstellen Berichte eingeholt werden. 

Nach den Ausführungen der Staatsanwaltschaft ergibt sich aus der 
Kriminalstatistik, dass allerdings die Verurteilungen wegen Sittlichkeitsver- 
brechen seit 1897 zugenommeu haben; allein es lässt keinen Rückschluss 
auf die Zahl der begangenen Verbrechen zu, da es sich in frühem Jahren 
meist um Antragsdelikte handelte, bei denen entweder keine Denunziation 
erfolgte oder der Strafantrag zurückgezogen wurde. 

Die Zahl der wegen Vergehen und Verbrechen überhaupt eingeklagten 
oder verurteilten Personen ist so wenig wie bei den Sittlichkeitsverbrechen 
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Jahr um Jahr die gleiche. Nicht nur die gesetzlichen Strafen, sondern 
auch die Zunahme der Bevölkerung, Änderungen in der Zusammensetzung 
derselben, günstige oder ungünstige Erwerbsverhältnisse u. s. w üben 
einen grossen Einfluss aus. Ein Zeitabschnitt von fünf Jahren ist überhaupt 
zu kurz, um sichere Schlussfolgerungen zu ermöglichen. 

Den zweiten Stützpunkt der Initiative bildet die Behauptung, dass 
unter dem jetzigen Rechtszustande die Geschlechtskrankheiten in erschrek- 
kender Weise zugenommen haben. 

Nun ist im Gegenteil nach den Aufzeichnungen der medizinischen 
Poliklinik vom Jahre 1894--19Ü1 sicher, dass die Zahl der durch dieselbe 
an Geschlechtskrankheiten Behandelten fast stetig abgenommen hat. Diese 
Darlegung wird unterstützt durch die Angaben der Direktion des Kan- 
tonsspitals. Im Jahre 18% wurden im Kantonsspital an Geschlechtskrank- 
heiten 107 männliche und 46 weibliche Personen behandelt, im Jahre 1897, 
zur Zeit, als das angefochtene Gesetz in Kraft trat, 79 männliche und 35 
weibliche, im Jahre 1902 nur noch 61 männliche und 24 weibliche. 

Auch der zweite Stützpunkt der Initianten fällt also angesichts dieser 
Tatsachen dahin. Es kann bloss gesagt werden, dass die angeführten Auf- 
zeichnungen keinen absoluten Beweis bilden, weil namentlich der Zeitraum, 
auf weichen sie sich beziehen, zu kurz ist. Aus demselben Grunde könnten 
aber die Initianten, auch wenn sie im Falle wären, über Zahlen zu ver- 
fügen, einen gegenteiligen Beweis nicht erbringen. 

Ferner ist darauf hinzuweisen, dass die §§ 127 und 128 sich kaum 
als so unwirksam erwiesen haben, wie die Initianten annehmen, da ihr 
Begehren sonst offenbar allgemeinere Unterstützung gefunden haben -würde. 

Indem wir unsem Bericht schliessen, machen wir auf folgendes auf- 
merksam : 

Die früheren Bestimmungen unseres Strafgesetzbuches betreffend die 
Verbrechen gegen die Sittlichkeit gaben zu verschiedenen Ausstellungen 
Veranlassung. Durch die Novelle von 1897 war man bemüht, Besserung 
zu schaffen, und lehnte sich dabei an den Entwurf eines eidgenössischen 
Strafgesetzbuches an. 

Nach der Revision des Art. 64 der Bundesverfassung in der eidge- 
nössischen Abstimmung vom 13. November 1898 und dem Gange der bezüg- 
lichen Vorarbeiten ist nunmehr anzunehmen, dass die Schweiz in verhält- 
nismässig naher Zeit zu einer einheitlichen Strafgesetzgebung gelangen 
werde. Eine kantonale Sondergesetzgebung auf einem ohnehin bestrittenen 
Gebiete erscheint also, abgesehen von dem bereits Angeführten, auch aus 
diesem Grunde nicht angezeigt. 
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Ergänzung dos aargauischen Strafgesetzbuches von 1857 '). Auf die 

früher erwähnte, von Dr. Haber in Wohlen dem aargauischen Grossrat 
vorgelegte Motion hin, « es sei eine Gesetzesvorlage einzubringen über eine 
zeitgemässe Revision einzelner Bestimmungen des Strafgesetzes, nament- 
lich auch hinsichtlich der Verjährung der Strafvollstreckung », hat der 
aargauische Regierungsrat dem Grossen Rat folgenden Entwurf eines Ge- 
setzes betreffend Abänderung des peinlichen Strafgesetzes vorgelegt: 

Der Grosse Rat des Kantons Aargau, in der Absicht, das peinliche Straf- 
gesetz mit den heutigen Rechtsanschauungen iti Einklang zu bringen, 

beschliesst: 

§ 1 . 

Die lebenslängliche Zuchthausstrafe findet nur noch Anwendung bei 
Verbrechen, durcit welche, ein Mensch das Leben verloren hat, wenn dieser 
Erfolg vom Täter beabsichtigt war oder von ihm vorausgesehen werden 
konnte. 

Wo das Gesetz ln andern Fällen die lebenslängliche Zuchthaus- 
strafe (früher Todesstrafe) ausspricht, tritt Zuchthausstrafe von 8 — 24 
Jahren ein. 

§ 2 . 

Wo das peinliche Strafgesetz keine höhere Strafe, als 6 Jahre Zucht- 
haus androht, kann der Richter bis auf die geringste peinliche Freiheits- 
strafe (§ 7 des Gesetzes), und wo eine höhere Strafe zulässig ist, bis auf 
V« des geringsten angedrohten Strafmasses, jedoch nicht unter 6 Monate 
herabgehen. 

Treffen mehrere allgemeine oder besondere (§ 44 des Gesetzes) Mil- 
derungsgründe zusammen, die den Straffall als einen besonders leichten 
erscheinen lassen, worüber das Kriminalgericht endgültig zu entscheiden 
hat, so kann die Strafe ausnahmsweise auch nnter das geringste zulässige 
Mass von 6 Monaten herabgesetzt werden. 

In denjenigen Fällen, in welchen die Strafe unter 6 Monate herab- 
sinkt, ist die Zuchthausstrafe in polizeiliche Freiheitsstrafe umzuwandeln. 

§ 3- 

Die Vollstreckung rechtskräftig erkannter Strafen verjährt, wenn 

a) auf lebenslängliches Zuchthaus erkannt ist, in 30 Jahren; 

b) auf Zuchthaus von mehr als 10 Jahren erkannt ist, in 25 Jahren ; 

c) auf Zuchthaus bis zu 10 Jahren erkannt ist, in 20 Jahren; 

d) auf korrektionelle Zuchthausstrafe bis zu 2 Jahren erkannt ist, in 
10 Jahren ; 

e) auf eine leichtere Strafe erkannt ist, in 5 Jahren. 


') Vgl. diese Zeitschrift, Bd. XV, S. 440 ft'. 
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§ 4 . 

Wenu in einem Urteile neben der Freiheitsstrafe auf eine Geldbusse 
erkannt ist, so verjährt die letztere nicht früher als die Freiheitsstrafe. 

§ 5. 

Die Verjährung beginnt mit dem Tage, an welchem das Urteil rechts- 
kräftig geworden ist, und wird unterbrochen durch jede auf Vollstreckung 
der Strafe gerichtete Handlung der zuständigen Vollstreckungsbehörde, 
sowie durch die zum Zwecke der Vollstreckung erfolgende Festnahme des 
Verurteilten. 

Mit der Unterbrechung der Vollstreckung beginnt eine neue Straf- 
verjährung. 

§ 6 . 

Durch dieses Gesetz werden die bezüglichen Bestimmungen des pein- 
lichen Strafgesetzes abgeändert bezw. ergänzt und die §§ 1 und 2 des 
Gesetzes über Abänderung des peinlichen Strafgesetzes vom 19. Hornung 
1868 aufgehoben. 

§ 7. 

Der Regierungsrat wird beauftragt, dieses Gesetz nach der Annahme 
durch das Volk in Vollzug zu setzen. 


Diesem Entwurf hat eine vom Grossen Rat ernannte Ratskommission 
einen erweiterten Entwurf zur Seite gestellt von folgendem Wortlaut: 

Der Grosse Hat des Kantons Aargau, in der Absicht, die Strafgesetz- 
gebung mit den heutigen Rechtsanschauungen in Einklang zu bringen, 

beschliesst : 

% 1 . 

Die lebenslängliche Zuchthausstrafe findet nur noch Anwendung bei 
Verbrechen, durch welche ein Mensch das Leben verloren hat, wenn dieser 
Erfolg vom Täter beabsichtigt war oder von ihm vorausgesehen werden 
konnte. 

Wo das Gesetz in andern Fällen die lebenslängliche Zuchthausstrafe 
(früher Todesstrafe) ausspricht, tritt Zuchthausstrafe von 8 — 24 Jahren ein. 


Verurteilte unter 20 Jahren können zur Verbüssung der Zuchthaus- 
strafe oder Freiheitsstrafe in der Zwangsarbeitsanstalt Aarburg unter- 
gebracht werden. 

Das Gericht bestimmt im Urteil, wo die Strafe zu verbüssen ist. 
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Sofern die Vermögensverhältnisse des Verurteilten es gestatten, kann 
der Richter auf einen angemessenen Beitrag an die Kosten des Unter- 
haltes und der Erziehung erkennen. 

Dieser Beitrag darf 400 Fr. pro Jahr nicht übersteigen. 

§ 3 . 

Wo das peinliche Strafgesetz keine höhere Strafe als 6 Jahre Zucht- 
haus androht, kann der Richter bis auf die geringste peinliche Freiheits- 
strafe (§ 7 des Gesetzes), und wo eine, höhere Strafe zulässig ist, bis auf 
'/> des geringsten angedrohten Strafmasses, jedoch nicht unter 6 Monate, 
herabgehen. 

Treffen mehrere allgemeine oder besondere Milderungsgründe zu- 
sammen, so kann die Strafe ausnahmsweise auch unter das geringste zu- 
lässige Mass von 6 Monaten herabgesetzt werden. 

In denjenigen Fällen, in welchen die Strafe unter 6 Monate herab- 
sinkt, ist die Zuchthausstrafe in Freiheitsstrafe umzuwandeln. 

§ 4. 

Die Strafen verjähren: 

Lebenslängliche Zuchthausstrafe in 30 Jahren; 

Zuchthausstrafe von 10 oder mehr Jahren in 25 Jahren: 

Zuchthaus bis zu 10 Jahren in 20 Jahren; 

Korrektionelle Zuchthausstrafe bis zu 2 Jahren in 10 Jahren ; 
jede andere Strafe in 5 Jahren. 


§ 5 . 

Wenn in einem Urteile neben der Freiheitsstrafe auf eine Geldbusse 
erkannt ist, so verjährt die letztere nicht, früher als die Freiheitsstrafe. 

§ 6. 

Die Verjährung beginnt mit dem Tage, an welchem das Urteil 
rechtskräftig geworden ist, und wird unterbrochen durch jede, auf Voll- 
streckung der Strafe gerichtete Handlung der zuständigen Vollstreckungs- 
behörde. 

Mit der Unterbrechung der Verjährung beginnt eine neue Strafver- 
jährung. 

§ 7. 

Die Bestimmungen dieses Gesetzes betreffend die Verjährung (§§ 4, 
5, 6) haben rückwirkende Kraft. 


§ 8 . 

Durch dieses Gesetz werden die bezüglichen Bestimmungen der 
Strafgesetze abgeändert bezw. ergänzt und die §§ 1 und 2 des Gesetzes 
über Abänderung- des peinlichen Strafgesetzes vom 19. Hornung 1868 
aufgehoben. 
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§ 9 . 

Der Regierungsrat wird beauftragt, dieses Gesetz nach der Annahme 
durch das Volk in Vollzug zu setzen. 


In seiner Maisession hat der Grosse Rat die Gesetzesvorlage an den 
Regierungsrat zurückgewiesen, weil die Regierung auf die wichtigste 
Neuerung des Entwurfes der Kommission: die Einbeziehung der Zwangs- 
arbcitsanstalt Aarburg in das Strafensystem des Strafgesetzbuches und die 
Möglichkeit einer richterlichen Einweisung in die Anstalt (§ 2 des Kom- 
missionsentwurfes), ohne nähere Prüfung nicht eingehen wollte. 
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Die Wirkungen der Novelle vom 27. Juni 1897 
zum zürcherischen Strafgeselzbuche. 

Von 

Dr. H. Sträuli ln Winterthur. 


Im 5. Bande der Schweizerischen Zeitschrift für Strafrecht 
hat 0. Kronauer eine Darstellung der Sittlichkeitsdelikte gegeben, 
wie sie das zürcherische Strafgesetzbuch vom 8. Januar 1871 
ausbildete (vgl. Stooss, Das. Vili, 200). Indem auf den Inhalt 
dieses Artikels als den Ausgangspunkt für die kommenden 
Auseinandersetzungen verwiesen wird, sei zunächst folgendes 
beigefügt. Der Standpunkt der ersten Kodifikation des zürche- 
rischen Strafrechtes (vom 24. September 1835) wich bezüglich 
der Behandlung der Sittlichkeitsdelikte insofern von der An- 
schauungsweise der zweiten (des Strafgesetzbuches vom Jahre 
1871) ab, als dort die Verbrechen der Notzucht, des Missbrauches 
unreifer Mädchen, der Schändung, der einfachen Kuppelei (diese 
schon im Matrimonialgesetz vom Jahre 1811) als Offizialver- 
brechen behandelt sind, währenddem das Strafgesetzbuch von 
1871 den Antrag der verletzten Person oder ihres Vertreters 
verlangt und bei der Kuppelei sonderbarerweise die Verfolgung 
vom Anträge des Gemeinderates abhängig macht. Im Jahre 
1896 brach sich eine Strömung Bahn, die einen vermehrten 
Schutz der weiblichen Jugend und scharfe Unterdrückung der 
Kuppelei in jeder Form, insbesondere der Bordelle, verlangte. 
Fs kam in der Tat eine Novelle zum Strafgesetzbuche von 
1871 zu stände, das sog. Sittlichkeitsgesetz vom 27. Juni 1897, 
das mit 1. Juli 1897 in Kraft trat und durch Beschluss des 
Kantonsrates vom 6. Dezember 1897 dem Strafgesetzbuche von 
1871 einverleibt wurde. Das Resultat der Neuerung war — 

Schweizerische Zeitschrift für Strafrecht. IG. Jahrg. 15 
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eine Erscheinung, die auch auf andern Gebieten gelegentlich 
zu beobachten ist — die Rückkehr ungefähr zum Systeme von 
1835: Notzucht, Missbrauch eines (noch nicht 15 Jahre alten) 
Mädchens, Schändung sind Oflizialverbrechen ; der Deliktsbegriff 
der Kuppelei ist ausgedehnt, sie wird in allen Fällen von Amtes 
wegen verfolgt, insbesondere auch der Bordellbetrieb. Als 
Vorläufer ging dieser Gesetzesnovelle in der Stadt Zürich im 
Jahre 1888 eine Bewegung voraus, die die Beseitigung der 
Bordelle auf administrativem Wege anstrebte, die aber nicht 
zum Ziel führte. Sie erzeugte eine zahlreiche Literatur, und 
es sind als interessant besonders hervorzuheben das Gutachten 
des Sanitätsrates (Zehnder und Müller) über die Gefahren der 
Prostitution (1891) und als Entgegnung dazu : Die Regelung der 
Prostitutionsfrage, Zürich 1892 (vgl. Stooss, Grundzüge des 
schweizerischen Strafrechts II, 247, und Zeitschrift VI, 442, 
VIII, 200). 

Und abermals ist eine rückläufige Bewegung eingetreten. 
Ein Initiativbegehren vom Oktober 1902 verlangt die Wieder- 
aufhebung der gegen die Toleranzhäuser gerichteten Bestim- 
mungen der Novelle in dem Sinne, dass diese Anstalten nicht 
nur geduldet, sondern staatlich patentiert und überwacht sein 
sollen. 

So bekämpfen sich auf dem Gebiete des Kantons Zürich 
in kurzen Zeitabschnitten die verschiedenen Anschauungen über 
die Umgrenzung und Behandlung der Sittlichkeitsdelikte, speziell 
der Kuppelei, wie wir sie in bunter Mannigfaltigkeit in den 
schweizerischen kantonalen Rechtsgebieten vertreten finden 
(Picot in der Zeitschrift II, 51, Stooss, Grundziige II, 209). 

Bei allen Erörterungen über die Regelung der Sittlichkeits- 
delikte, insbesondere der Kuppelei, sind je und je etwa folgende 
Befürchtungen und Behauptungen aufgestellt worden : Die Unter- 
drückung der Bordelle erzeuge schlimmere sittliche Zustände 
im allgemeinen; sie dränge die Unzucht in die Wirtschaften 
und Familien ; sie habe eine Zunahme der unehelichen Geburten 
und der Geschlechtskrankheiten zur Folge; sie bringe eine 
Vermehrung der Sittlichkeitsdelikte mit sich (vgl. die Berichte 
aus deutschen Städten in Zehnders Gutachten, S. 95 f.). Auch 
die Initiative vom Oktober 1902 wiederholt diese Behauptungen: 
Das Bestehen der Toleranzhäuser vor der Novelle habe „die 
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Sittlichkeitsverbrechen, Krankheiten und Vaterschaftsprozesse 
bedeutend vermindert“. 

A priori wird man nicht abgeneigt sein, solchen Meinungs- 
äusserungen zuzustimmen: Die Aufhebung der Bordelle erschwert 
den ausserehelichen Geschlechtsverkehr und wird daher allerlei 
verderbliche Auswüchse zeitigen. Auf der andern Seite kann 
man umgekehrt auf die Erfahrungstatsache verweisen, dass 
gebotene Gelegenheit Gebrauch zur Folge hat. Die Ansichten 
in diesen Dingen gehen auch in andern Rechtsgebieten sehr 
auseinander, doch scheint in neuerer Zeit die Meinung an 
Häufigkeit zu gewinnen, dass die Unterdrückung der Bordelle 
keinen nachteiligen Einfluss in irgend einer Richtung habe und 
dass daher jede Art der Regelung zu verpönen sei CStenglein 
im Gerichtssaal, Bd. 62, S. 161). Auf diesem Standpunkt stehen 
auch die Entw'ürfe für ein schweizerisches Strafgesetzbuch (vgl. 
Stooss in Zeitschrift VIII, 200). 

Zweck dieser Zeilen ist die Untersuchung der Frage, ob 
sich die behaupteten verderblichen Folgen der Aufhebung der 
Bordelle für den Kanton Zürich nachweisen lassen, bezw. es 
soll versucht werden, die Wirksamkeit des Sittlichkeitsgesetzes 
von 1897, das die Bordelle aufhob, in Vergleichung mit früheren 
Zuständen auf Grund der statistischen Erhebungen darzustellen. 

Dabei sind drei Gesichtspunkte auseinandcrzuhulten : die 
allgemeinen volkswirtschaftlichen Folgen — der Einfluss auf 
die Zahl der Geschlechtskrankheiten — die Frage der Ver- 
mehrung der Sittlichkeitsdelikte. 

I. 

Wenn von der Verschlechterung der sittlichen Zustände über- 
haupt gesprochen wird, so ist man in der Hauptsache auf 
allgemeine Behauptungen und subjektive „Erfahrungen“ ange- 
wiesen. Immerhin enthalten z. B. die Geschäftsberichte der 
Stadt Zürich einige offenbar zuverlässige Angaben: Nachdem 
1897 die öffentlichen Häuser geschlossen worden waren (Bericht 
1897, S. 81), mehrte sich rasch die Strassenprostitution (1898, 
S. 83), deren Treiben aber nach und nach mit Erfolg entgegen- 
getreten wurde, wogegen der in Wirtshäuser sich zurückziehen- 
den Prostitution schwerer beizukommen w ar (1899, S. 83). Man 
wird also kaum fehlgehen, wenn man eine gewisse Steigerung 
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der ungeregelten Prostitution als Folge der Aufhebung der Bor- 
delle anninunt. Immerhin lauten die in den städtischen Berichten 
enthaltenen Ziffern nicht besorgniserregend. Währenddem in 
den 5 Jahren vor der Aufhebung der Bordelle gegen 587 Strich- 
und Hausdirnen jährlich eingeschritten werden musste, betrug 
in den Jahren 1898 bis 1902 diese Zahl 434. Nach § 128 des 
Strafgesetzbuches werden Frauenspersonen, welche sich an 
öffentlichen Orten zur Unzucht anbieten oder dazu verlocken, 
durch Entscheid der Gemeindepolizeibehörde mit Haft bis zu 
8 Tagen bestraft; gegen Ausländerinnen kann überdies die 
Ausweisung erfolgen. Gestützt auf diese Gesetzesbestimmungen 
wurden in der Stadt Zürich in den Jahren 1898 bis 1902 be- 
straft: 170, 156, 92, 92, 122 Weibspersonen und ausgewiesen: 
81, 65, 49, 59, 86 (aus dem Kanton: 91, 74, 48, 77, 92). Diese 
Ziffern zeigen also eher eine fallende als eine steigende Tendenz. 
(Tabelle 1.) 

Tabelle 1. 

Stadt ZQrich. Die aufgegriffenen Dirnen. 



|S!U! 

ISt! 

IS'.).-, 

im 

lssii 

IS»» IS»» 

1901 

mu 

1902 

Wohnung in PrivatiiUus. 



351 

391 

409 


-Mb 

260 

357 | 

> » (öi sthii usera 



30 

35 

74 

Ohne Wohnung .... 


2<Ö 

233 

200 

ISO 


86 

82 

102 

Total 

577 

572 

587 

591 

598 

■Ili:; 138 

361 

377 

533 ' 

Kantonsbürgerinnen ■ . 






59 82 

55 

52 

64 1 

Schweizerinnen .... 






188 173 

120 

124 

161 

Ausländerinnen .... 






21b ■ 183 

186 

201 

308 - 

Total 






463 338 

361 

377 

533 ; 

Überweisungen nach §128 
des Strafgesetzes . . 
Überweisungen zur Aus- 





83 

170 156 

92 

92 

122 

Schaffung 

Versorgung in Korrelt- 

269 

264 

253 

146 

43 

81 j 65 


59 

86 

tionsanstalten . . . . 






2 

1 




Im übrigen sei im folgenden nodi auf einige symptomatische 
Erscheinungen verwiesen. 
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Interessant sind zunächst die Ziffern der Konkubinate in 
den Städten Zürich und Winterthur. Währenddem einige Kantone 
das Konkubinat als besonderes Delikt ansehen und das zürche- 
rische Strafgesetzbuch von 1835 dasselbe zunächst unter, dem 
Gesichtspunkte des öffentlichen Ärgernisses betrachtete (Beiträge 
zur Kunde und Fortbildung der zürcherischen Rechtspflege, 
Bd. 17, S. 257), wird seit 1871 lediglich die Nichtbefolgung des 
amtlichen Auflösungsbefehles als Ungehorsam bestraft. Die 
Erwartung, die Zahl der Konkubinatsfälle in der Zeit der Bor- 
dellunterdrückung in der Stadt Zürich anschwellen zu sehen, 
erfüllt sieh nicht. Die städtischen Behörden erwirkten in den 
fünf Jahren vor diesem Zeitpunkte gegen 1906 Personen Be- 
fehle zur Auflösung des Konkubinates, nach 1897 dagegen nur 
gegen 1710 Personen; Überweisungen an die Gerichte wegen 
„Ungehorsam“ erfolgten dort 433, hier nur 333. Wenn im Be- 
zirke Winterthur diese Ziffern seit 1897 angewachsen sind (33 
und 51 Trennungsverfügungen, 4 und 11 Überweisungen an die 
Gerichte), so sind diese Zahlen an sich zu klein, um sichere 
Schlüsse zu gestatten, und es dürfte die Steigerung, abgesehen 
vom Bevölkerungszuwachs, in der Hauptsache auf eine stren- 
gere Handhabung des Gesetzes zurückzuführen sein. 

Umgekehrt ist auch nicht eine Abnahme der Eheschlies- 
sungen zu verzeichnen. Im Gegenteil ist die Zahl derselben in 
der kritischen Zeit wenigstens absolut angewachsen, in Zürich 
um 2 %, in Winterthur um 23 %. Und zwar steigt die Heirats- 
frequenz in beiden Städten in auffälliger Weise vom Jahre 
1896 auf 1897 (dort von 1683 auf 1760, hier von 227 auf 277), 
um dann aber bis 1902 wieder allmählich auf 1411, bezw. 206 zu 
sinken. Das nämliche Bild zeigt die kantonale Statistik: 1887 
bis 1896 kamen auf 10,000 Einwohner 89 bis 96 Eheschliessungen, 
von 1897 bis 1901 dagegen 101, 99, 97, 89, 87, wobei zu 
bemerken ist, dass die relative Heiratsziffer für die ganze 
Schweiz sich in diesen Jahren ebenfalls etwas erhöht hat. 

Die Behauptung, dass die Zahl der unehelichen Geburten 
unter der Herrschaft des Sittlichkeitsgesetzes in ausserordent- 
lichem Masse angewachsen sei, ist nicht zutreffend. In der 
Stadt Zürich wurden in den 5 Jahren vor und nach Inkraft- 
treten des Gesetzes 2848, bezw. 3332 J ) uneheliche Geburten 

') Die Initianten behaupten 2000 und 4000 ! 


Digitized by Google 

l I 



216 


H. Strillili, 


gezählt (Zunahme 17%), in Winterthur 94 und 102 (Zunahme 
8,4 %) j i m ganzen Kanton betrug die Vermehrung zirka 13 %. 
Allein hiei'zu ist zu bemerken, dass die Steigerung seit den 
Fünfzigerjahren in gleicher Weise, nicht erst seit 1897, zu 
beobachten ist, und dass die Vergleichung der Ziffern aller 
Geburten noch eine grössere Differenz ergibt, nämlich in Zürich 
von 23 %, indem die unehelichen Geburten in der I. Periode 
13%, in der 11. nur 11,»% aller Geburten ausmachen, ln 
Winterthur sind die Verhältnisse ähnliche: Zunahme aller Ge- 
burten 12,9 %> der unehelichen 8,4%; Verhältnis der unehe- 
lichen Geburten zur Gesamtzahl der Geburten 3,« % in der 
I., 3,4 % i ]1 der II. Periode. (Tabelle 2.) 

Tabelle 2. 


Uneheliche Geburten und Vaterschaftsklage Im Kanton ZUrich. 



Uneheliche 

Seburten 

Vaterschaftsprozesse j 

Zahl 

*/o 

all« Itkrtu 

Zahl 

*/<• aittlw- 
Jirhti Quiriti 

1811—1845 

1470 

4,o 

1155 

09,o 

1840— 1850 

1567 

4 a 

1483 

05, î 

1851—1855 

1824 

5,o 

1344 

73,7 

1855 — 1860 

2021 

5,- 

looo 

63, » 

1861—1865 

2040 

5.» 

088 

12.1 

j 1806-1870 

2216 

5,6 

7J4 

32,i j 

; 1871— L875 

2102 

4.; 

ÒSO 

27,j 

; 1670—1^.-0 

2584 

0,2 

«24 

2I,i 

1881—1885 

2575 

5,5 

420 

16,4 

1886—1-00 

24 12 

5,7 

385 

15,. 

]S91 — 1895 

3281 

0., 

•123 

12,» 

1806—1000 

MO- 


407 

11,3 

1001 

831 

6,5 

103 

12,. 

1902 

838 

6,7 

111 

rs.i 


Am-h im Vergleiche zu andern Kantonen ist die Zahl der 
unehelichen Geburten im Kanton Zürich in den letzten Jahren 
nicht eine hohe. Sie betrug beispielsweise im Jahre 1900 je 
auf 1000 Einwohner in den Kantonen St. Gallen und Neuenburg 
l,i, Thurgau 1,2, Zürich und Hern 1,*, Genf l,s, Waadt 1,*, 
Baselstadt 2,e (Stadt Zürich 3,8, Winterthur zirka 1). Endlich 
sei vergleichsweise beigefügt, dass in Colmar zur Zeit der 
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Existenz öffentlicher Häuser in den Sechziger- und Siebziger- 
jahren die unehelichen Geburten bei verschiedenen Zählungen 
23, 24, 17, 16% aller Geburten ausmachten, nach der Unter- 
drückung der Bordelle, seit den Achtzigerjahren, 20, 19, 18, 
14 %. 

Ungefähr die gleiche Zunahme wie die unehelichen Geburten 
weisen in der Vergleichungsperiode die Vaterschaftsprozesse auf. 
Vor der Aufhebung der Bordelle wurden im Kanton Zürich 
454, nachher 517 Vaterschaftsprozesse erstinstanzlich erledigt; 
die Zunahme beträgt also ebenfalls 13 % (Steigerung aller 
Zivilprozesse in diesen beiden fünfjährigen Perioden 30%). 
Dies ist ein um so erfreulicheres Resultat, als ein Überblick 
über längere Zeitabschnitte zeigt, dass nach und nach die Zahl 
der Vaterschaftsprozesse wesentlich hinter der der unehelichen 
Geburten zurückgeblieben ist, woraus auf eine Abnahme des 
sittlichen Empfindens der unehelich Gebärenden geschlossen 
werden muss. Betrugen nämlich noch in den Sechzigerjahren 
die Vaterschaftsprozesse 30 bis 40 % der unehelichen Geburten, 
so sank die Ziffer nach und nach auf zirka 12 % herab. Aus 
Tabelle 2 ergibt sich, dass die Zahl der Vaterschaftsprozesse 
im Vergleiche zu den unehelichen Geburten in den letzten 
Jahren wieder angestiegen ist. 

Dagegen ist in etwas stärkerem Masse die Zahl der Ehe- 
scheidungsprozesse angewachsen, nämlich um 26 %• Doch dürften 
bei diesen wesentlich andere Ursachen als die Änderung der 
Strafgesetzgebung die Vermehrung bewirkt haben. 

II. 

Um die zweite Frage, nach den Folgen der Novelle von 
1897 hinsichtlich der Zahl der Geschlechtskrankheiten, mit Sicher- 
heit beantworten zu können, wäre die Veranstaltung einer 
Enquete bei den Ärzten notwendig. Eine solche mangelt, und 
es stehen nur die Ziffern des Kantonsspitales in Zürich und 
Winterthur zur Verfügung. (Tabellen 3 bis 5.) 

Sie ergeben für Zürich eine Abnahme der wegen Geschlechts- 
krankheiten behandelten Personen von 2828 in den Jahren 
1894 bis 1897 auf 2572 in den Jahren 1898 bis 1901. An diesem 
Resultate partizipieren die medizinische Poliklinik mit einer 
Abnahme von 2148 auf 2062 und die medizinische Abteilung 
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Tabelle 3. 

Behandelte Geschlechtskrankheiten im Kantonsspital Zürich. 


I. In der medizinischen Poliklinik behandelt: 


Jahre 

Tripper 

'rifit'K- Stianler 

Indir Sjpbilis 

Eriwbeiir Sjpbilis 

Tolsi 

M. 

W. 

Total 

M. 

W. 

Total 

M. 

w 

Total 

M. 

W. Total 

1894 . . . 

189 

58 

247 

55 

9 

i 

64 


3 

3 

152 

81 233 

547 

1895 . . . 

222 

48 

270 

14 

7 

21 

5 

6 

1 1 

111 

111 255 

557 , 

1890 . . . 

229 

57 

286 

21 

i 

22 

7 

8 

15 

110 

98 ij 238 

561 

1897 . . . 

213 

50 

203 

28 

— 

' 28 

? 

? 

16 

97 

79 176 

4831 

1898 . . . 

210 

56 

206 

20 

3 

23 

10 

11 

21 

94 

111 205 

515 

1899 . . . 

260 

65 

325 

24 

17 

41 

? 

V 

27 

110 

128 238 

031 ! 

1900 . . . 

202 

72 

271 

14 

5 

19 

? 

? 

a 

96 

73 171 

175 1 

1901 . . 

200 

56 

256 

8 

13 

21 

1 

? 

? 

1 1 

84 

60 1 150 

441 


n. In der medizinischen Klinik behandelt: 


Jahre 

Tripper 

ïeieber briinber 

Frerble ÜjtUllfi 

feierte« Stpbills 

j 

M. !w. 

1 

Telai 

' ' 
M. 

w. 

Total 

M. 

w. 

Total 

M. \V. 

Total 

M. 

W. jj Total 

1890. . 

44 

9 

53 

13 

2 

15 



28 

17 40 

Ì 

80 28 

108 

1891 . . 

65 

6 

71 

18 

2 

15 




18 

19 37 

96 27 

123 

1892 . . 

01 

5 

00 

18 

6 

24 


— 

26 

14 Kl 

105 25 

130 

1893 . . 

52 

15 

07 

23 

11 

34 

— — 

— 

48 

24 72 

123 50 

173 

1894. . 

16 

17 

03 

22 

4 

26 


— 

40 

29 69 

108! 50 

158 

1895 . . 

60 

12 

72 

15 

7 

22 


— 

43 

41 84 

118 60 

17s 

1890. . 

60 

8 

68 

20 

2 

22 

— — 

— 

27 

36 63 

107 40 

153 

1897. . 

42 

13 

55 

12 

2 

14 

— — 



25 

20 45 

79 55 

114 

j 1898. . 

44 

12 

56 

1 

1 

2 

— 2 

o 

21 

16 37 

66 31 

97 

1 1899. . 

26 

17 

43 

5 

1 

6 

— 

— 

24 

11 36 

55' 29 

84 

i 1900. . 

89 

21 

60 

4 

1 

5 

— 1 

1 

26 

17 43 

09: 40 

109 

1901 . . 

49 

11 

60 

6 

4 

10 

— 1 

1 

20 

12 82 

75 28 

103 

1 1902. . 

46 

15 

01 

11 

i 

11 

— 1 

1 

» 

8 22 

71 1 24 

95 


des Kantonsspitals mit einer solchen von 603 auf 393. Auch 
in Winterthur wurde ein Rückgang der Zahl der Geschlechts- 
krankheiten im zweiten Zeitabschnitte konstatiert, und zwar 
von 182 auf 138 (Spital 67 auf 49, Poliklinik 115 auf 89). 

Ein ähnliches Resultat führt Zehnder (Gutachten, S. 225) 
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Tabelle 4. 

Kantonale Augenklinik in Zürich. 


An Blennorrhöe der Augen behandelt: 



Neuge borne 

Ältere Kinder und Erwachsene 

Total 


’) 

männlich 

weiblich ! 

zusammen 

1800 

6 

i 

i 

2 

8 

1801 

10 

2 

i 

3 

13 

1892 

4 

l 

— 

1 

f. t 

j 1893 

6 

i 

2 

3 

9 

! 1894 

8 

i 

9 

10 

18 

1895 2 | 

11 

2 

— 

2 

13 j 

1890 . . .. 

22 

i 

2 

3 

25 

1897 

20 

i 

— 

1 

21 

1 1898 

28 

2 

— 

2 

80 

1899 

33 

— 

2 

2 

35 

1 900 

2t; 

1 

1 

2 

20 

I 1901 

23 

— 

1 

i 

24 j 

19(12 

20 

1 

2 

3 

28 

i) Vor Eröffnung der Augenklinik wurden wegen beschränkter Bette 
i Anzahl poliklinisch behandelt. 

jzahl eine l 

*) Iti. Dezember 1895 

Eröffnung der kantonalen Augenklinik, 



für die Stadt Zürich aus den Zeiträumen vor und nach 1873 
an, in welchem Jahre hier die Bordelle polizeilich unterdrückt 
wurden. In den Jahren 1868 bis 1872 beherbergte das Kantons- 
spital nämlich jährlich 221 Geschlechtskranke, in den Jahren 
1874 bis 1878 dagegen nur 154; ihre Zahl stieg dann von 1878 
bis 1889 auf 177. 

Gegenüber diesen Ziffern kann die Einwendung erhoben 
werden, dass die Aufhebung der Bordelle deshalb eine Ver- 
minderung der in den staatlichen Krankenanstalten behandelten 
Geschlechtskrankheiten mit sich bringe, weil gerade die poli- 
zeiliche Aufsicht über die Bordelle die Kranken in die Spitäler 
verweise, währenddem sich das Übel beim Mangel staatlicher 
Aufsicht verkrieche und die erkrankten Frauen sich aus Furcht 
vor Strafe scheuen, in das Spital einzutreten. Allein diese 
Einwendungen würden nur für die Frauen zutreffen. Nun zeigen 
aber die Spitalzitfern in Zürich auch einen Rückgang der Zahl 
der männlichen Kranken, und zwar in der medizinischen Ab- 
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Tabelle 5. 


Behandelte Geschlechtskrankheiten im Kantonsspital Winterthur. 



Q29 

HS 

Ulcus molle 

Total 

L 

1893 

Spital. 

9 

5 


14 

1894 

4 

9 

1 

14 

1895 

8 

4 

— 

12 

1896 

9 

7 

2 

18 

1897 

3 

5 

1 

9 

1898 

3 

2 

1 

6 

1899 

4 

6 

— 

10 

1900 

4 

9 

— 

13 

1901 

ti 

4 

— 

10 

1902 

3 

7 

— 

10 

n. p 

! 1893 

oliklinik 

10 

8 

1 

19 

1894 

2 

14 

8 

19 

1895 

5 

5 

3 

13 

1896 

13 

17 

3 

33 

1897 

16 

13 

2 

31 

1898 

6 

5 

— 

10 

1899 

5 

11 

i 

17 

1900 . . . . 

10 

16 

— 

26 

1901 

13 

10 

— 

23 

1902 

4 

9 

— 

13 


teilung von 412 auf 265 x ), also ungefähr in gleichem Masse wie 
bei den Frauen, und in der Poliklinik rührt die Gesamtabnahme 
sogar nur vom Rückgang der Zahl der männlichen Kranken her 
(1527 auf 1360), währenddem die weibliche Abteilung umgekehrt 
eine Steigerung der Frequenz von 621 auf 702 aufweist. Ebenso 
ging vor und nach 1873 die Zahl der männlichen Kranken 
ungefähr in gleichem Masse zurück wie diejenige der weiblichen 
(Verhältnis der Männer zu den Frauen vor 1873: 62°/o, nachher: 
64 7o). 

') Die Ziffern sind nicht ganz genau, weil in den Tabellen 3 bis 5 
nicht überall die Ausscheidung der männlichen und weiblichen Kranken 
getroffen ist. 


Digitized by Google 




Wogen Sittlichkeitsverbrechen Verurteilte. (Kanton Zürich.) Tabelle 


Die Wirkungen der Novelle vom 27. Juni 18Ô7 zum zürch. Strafgeaetzbuche. 221 



Digitized by Google 


Voi» der Bevölkerung* I <Vs ! O^i \ 0,sa I 0,™ 0,ai 0,s< 



222 


H. Strillili. 


in. 

Die Wirkungen der Novelle des Jahres 1897 in strafrecht- 
licher Beziehung lassen sich gestützt auf die in den obergericht- 
lichen Rechenschaftsberichten enthaltenen statistischen Tabellen 
verfolgen, aus denen die Zahl der wegen Verbrechen verur- 
teilten Personen ersichtlich ist. In den folgenden Betrachtungen 
sind in Vergleichung gesetzt die sechs Jahre vor und die sechs 
Jahre nach dem Inkrafttreten der Novelle, also die Jahre 1891 
bis 1896 (I. Periode) und die Jahre 1897 bis 1902 (II. Periode), 
so dass also hier konsequent das Jahr 1897, in dessen Mitte 
das Sittlichkeitsgesetz in Kraft trat, der II. Periode zugezählt 
ist. Die Tabelle 6 gibt die Zahl der wegen den verschiedenen 
Sittlichkeitsdelikten in den einzelnen Jahren von 1891 bis 1902 
verurteilten Personen. 

Die Tabelle zeigt eine starke Zunahme der wegen Sitt- 
lichkeitsverbrechen Verurteilten: von 672 in der I. auf 1152 
in der II. Periode, also um 71 °/o ; auf die Bevölkerungszahl 
berechnet ergibt sich auch eine relative Zunahme, nämlich von 
0,a o auf 1000 Einwohner (durchschnittlich) in der I. Periode Ver- 
urteilten auf 0,n in der II. Periode. Damit ist auf den ersten 
Blick die aufgestellte Behauptung, die durch das Sittlichkeits- 
gesetz bewirkte Aufhebung der Bordelle habe eine starke Ver- 
mehrung der Sittlichkeitsdelikte zur Folge gehabt, statistisch 
erhärtet. Allein es sind sofort folgende Betrachtungen beizu- 
fügen. 

Vorerst ist daran zu erinnern, dass der Bevölkerungs- 
zunahme, die in der Vergleichungszeit wesentlich hinter der 
Verbrechenszunahme zurückbleibt, in unseren Erörterungen 
deshalb eine erhöhte Bedeutung zukommt, weil sie sich nament- 
lich in einigen grösseren Ortschaften, speziell in der Stadt Zürich, 
zeigt, und weil erfahrungsgemäss die Anhäufung von Menschen 
und die damit verbundene Zersetzung der Bevölkerung mit 
fremden Elementen für die Steigerung der Kriminalität günstige 
Faktoren sind. (Zunahme der Durchschnittsbevölkerung in der 
II. gegenüber der I. Periode im Kanton zirka 11 °/«j in der 
Stadt Zürich zirka 40 %, in Winterthur zirka 15 %•) 

Wenn man sodann einen vergleichenden Blick auf die 
übrigen Verbrechenskategorien wirft, so erhält man für die 
beiden Perioden die in Tabelle 7 zusammengestellten Ziffern. 
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Im Kanton Zürich Verurteilte. Tabelle 7. 


Wogen Verbrechen 

1891 bis 1896 

1897 bis 1902 

Zunahme 
1. auf II. Periode 

gegen Staat unii öffentliche 
Ordnung 

858 

1,362 

58 7» 

gegen den Frieden .... 

543 

500 

(8 »/« Abnahme | 

» Treue und Glauben . 

296 

487 

61 •/. 

» die Sittlichkeit . . . 

672 

1,152 

71 % 

» Leben und Gesundheit 

2,425 

2,761 

13 7» 

» die Ehre . ... 

1,221 

1,272 

4 7« 

» das Vermögen . • . . 

5,638 

6.038 

7 7» 

des Betrugs 

1,676 

2,239 

42 7» 

Übrige Verbrechen .... 

314 

424 

35 7» 

Total 

13.543 

16,225 

19 7« 






Aus dieser Tabelle ergibt sich, dass das Anwachsen der 
Gruppe der Sittlichkeitsdelikte nicht vereinzelt ist, sondern 
dass auch einzelne andere Kategorien starke Zunahmen auf- 
weisen, ohne dass hierfür eine besondere Ursache, z. B. eine 
Oese tzesän der ung, angegeben werden könnte. Zurückgegangen 
ist lediglich die Zahl der Verbrechen gegen den Frieden, da- 
gegen weisen alle anderen Gruppen zum Teil erhebliche Ver- 
mehrungen auf, so die Verbrechen gegen den Staat und die 
öffentliche Ordnung 58 %, gegen Treue und Glauben 64 %. 
In dieser Zusammenstellung verliert das Anwachsen der Sitt- 
lichkeitsdelikte schon einigermassen an Bedeutung, wenn die 
Gruppe auch an der Spitze und wesentlich über dem Durch- 
schnitte (19 °/o) steht. 

Ziehen wir im fernem den ganzen Zeitraum seit dem In- 
krafttreten des Strafgesetzbuches von 1871 zur Vergleichung 
herbei, so zeigt sich die Erscheinung, dass die Eigentumsver- 
brechen eine Abnahme von 1,* %, die Verbrechen gegen Per- 
sonen dagegen eine Zunahme von 14 °/» aufweisen, und dass 
in der letztem Kategorie besonders bei den Sittlichkeits- 
delikten ein regelmässiges, stetiges Anwachsen zu bemerken 
ist. (Zürcher und Sträuli: Grundlagen und Ergebnisse der Sta- 
tistik der Rechtspflege des Kantons Zürich, S. 139.) Die Beob- 
achtungen über frühere Zeitperioden bestätigen dies. In den 


Digitized by Googl 


224 


H. Sträuli. 


Jahren 1853 bis 1870 wurden 34, i verurteilte Vermögensver- 
brecher auf 10,000 Einwohner gezählt, 1871 bis 1892 dagegen 
nur 33,s; umgekehrt finden wir bei den Verbrechen gegen 
Personen eine Steigerung von 7, g auf 10,8 Verurteilte auf 
10,000 Einwohner. (A. Meier: Die Verbrechen in ihrem Zu- 
sammenhang mit den wirtschaftlichen Verhältnissen im Kanton 
Zürich, 1895.) 

Über das Verhältnis der wegen Sittlichkeitsverbrechen 
Verurteilten zur Gesamtzahl der Verurteilten seit 1853 gibt die 
Tabelle 8 Auskunft. 


Kanton Zürich. Verurteilte. Tabelle 8. 


Jahre 

Jährlich Verurteilte 

im ganzen 

wegen 

Sittlichkeitsverbrechen j 

1853— I86G 

1126 

41 

3.« 7» 

1867—1870 

1607 

48 

3,o 7« 

1871—1884 

1815 

69 

3,J 7« 

1885—1890 

1875 

104 

5,0 •/• 

1891—1896 

2109 

112 

5,3 7» 

1897—1901 

2755 

193 

7,o 7» 


In den Fünfzigerjahren machen demnach die Verbrechen 
gegen die Sittlichkeit 3, g % aller Verbrechen aus, und es bleibt 
dieses Verhältnis ziemlich konstant bis Anfang der Achtziger- 
jahre. Dann aber steigt die Ziffer rasch bis auf 7 % an. 

Aber noch mehr. Es lässt sich nachweisen, dass die Zunahme 
der Sittlichkeitsdelikte in der II. Periode nicht sowohl indirekt 
auf die Unterdrückung der Bordelle und die dadurch hervor- 
gerufene grössere Sittenlosigkeit, sondern direkt auf die Änderung 
der Gesetzgebung im Jahre 1897 überhaupt zurückzuführen ist. 
Um dies darzutun, müssen die einzelnen in dieser Kategorie 
zusammengefassten Delikte auseinandergehalten und in drei 
Gruppen geteilt werden: Sittlichkeitsverbrechen, deren Tat- 
bestand durch die Novelle von 1897 keine Änderung erfuhr 
(A), solche, bei denen er in der Hauptsache gleich blieb, die 
aber als Offizialdelikte erklärt wurden (B), und endlich Sitt- 
lichkeitsdelikte, bei denen der Tatbestand geändert oder neu 
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geschaffen wurde (C). Die Tabelle 6 zeigt bereits diese Aus- 
scheidung. In die Gruppe A gehören die Verbrechen der Blut- 
schande, der Verführung, des Ehebruches und der Bigamie. 
Im wesentlichen der gleiche Tatbestand blieb der Gruppe B, 
dem Verbrechen der Notzucht (mit Inbegriff des Missbrauchs 
eines Mädchens im Sinne des § 110), mit dem Unterschiede, 
dass § 110, statt wie früher von geschlechtsunreifen, nun von 
Mädchen unter 15 Jahren spricht. Die Hauptänderung aber 
besteht hier darin, dass die Verfolgung nicht mehr vom Anträge 
des Geschädigten abhängt wie früher, sondern von Amtes wegen 
stattfindet. In die Gruppe C endlich sind folgende Delikte cin- 
zureihen: 1. Schändung; der Tatbestand ist durch die Aufnahme 
des § 112 ausgedehnt auf die Fälle des Missbrauchs einer offen- 
sichtlich mangelhaft entwickelten Person, währenddem vor 
1897 nur wehrlose oder geisteskranke Frauen in Betracht 
fielen. 2. Kuppelei ; der frühere Tatbestand ist wesentlich aus- 
gedehnt, insbesondere durch die Bestrafung des gewerbsmässigen 
„Haltens“ von Dirnen (Bordelle). 3. Unzüchtige Handlungen; 
als öffentliches Ärgernis bezeichnete das Gesetz von 1871 die 
Vornahme unzüchtiger Handlungen überhaupt, solche vor Kin- 
dern, Verbreitung unzüchtiger Schriften. Nun sind eine Reihe 
spezieller Tatbestände geschaffen worden — öffentliche unzüch- 
tige Handlungen, solche vor oder mit Kindern, Verbreitung 
unzüchtiger Schriften, unzüchtige Handlungen des Arztes, wider- 
natürliche Unzucht, Missbrauch der geschlechtlichen Unerfahren- 
heit Minderjähriger — die, wenn die Tatbestandsmerkmale des 
§ 123 zutrafen, früher als „öffentliches Ärgernis“ bestraft wurden. 

Ein Blick auf diese drei Gruppen lässt sofort die Vermutung 
aussprechen, dass die Zunahme der Verbrechen in denselben 
verschieden, in der zweiten und dritten Gruppe grösser als in 
der ersten sein werde; denn wo der bisher geforderte Antrag 
des Geschädigten wegfällt und die Verfolgung von Amtes wegen 
eintritt, oder wo bisher nicht als deliktisch aufgefasste Hand- 
lungen strafbar werden, wird mit Sicherheit eine Steigerung 
der Verbrechenszilfer zu erwarten sein. Diese Annahme trifft 
in der Tat zu: Gruppe C weist eine Zunahme von 72% (das 
Verbrechen der Kuppelei speziell von 84%), Gruppe B eine 
solche von 88% auf, dagegen bleibt Gruppe A, in der die 
Tatbestände die gleichen sind, mit 39% zurück. 
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Spricht man also von den Wirkungen der Sittlichkeits- 
novelle in strafrechtlicher Beziehung, so ist auf die gewiss 
nicht verwunderlich hohe Vermehrungsziffer von 71% zu ver- 
weisen ; wenn aber von dem Anwachsen der Sittüchkeitsdelikte 
als der Folge allgemein schlimmerer sittlicher Zustände die 
Rede ist, dann kann nur die Ziffer der Gruppe A, also 39 % 
in Betracht kommen, und diese Zahl erscheint nun, in die 
Tabelle 7 eingereiht, nicht als besonders hoch und besorgnis- 
erregend. 

Zum nämlichen Ergebnis gelangt eine in den Akten der 
Initiative enthaltene Betrachtung der Staatsanwaltschaft. Wenn 
zu den in der I. Periode konstatierten 71 Fällen von Notzucht 
und Missbrauch eines Mädchens hinzugenommen werden die- 
jenigen Fälle, in denen mangels eines Strafantrages eine Sistie- 
rung erfolgte, und ferner diejenigen, in denen das verletzte 
Kind zwar noch nicht 15 Jahre alt, aber dennoch geschlechts- 
reif war, so steigt die Ziffer 71 auf 99 an. Wäre also das 
Verbrechen der Notzucht in der I. Periode Offizialverbrechen 
gewesen und hätte es die gleiche Umschreibung gehabt wie 
nach der Novelle, so wären in der I. Periode 99 Verurteilte 
gezählt worden, so dass die Steigerung in der II. Periode nur 
14% ausgemacht hätte. Diese Ziffer wäre allerdings deshalb 
unwesentlich zu erhöhen, weil von den zu den 71 hinzugezählten 
28 neuen Fällen diejenigen wegfallen, in denen möglicherweise 
eine Freisprechung erfolgt wäre. 

Fasst man alle diese Betrachtungen, die sich an die Ta- 
belle 6 anknüpfen lassen, zusammen, und berücksichtigt man 
dazu die Erfahrungstatsache, dass die Schaffung neuer Delikts- 
tatbestände die Polizei-, Untersuchungs- und Anklageorgane zu 
erhöhter Tätigkeit anzuregen pflegt, so schwindet das Erschrek- 
kende des Anwachsens der Zahl der Sittlichkeitsverbrechen 
seit dem Inkrafttreten der Novelle von 1897, die Vermehrung 
ist zu erklären und zu verstehen, und es reiht sich die Prozent- 
ziffer der Zunahme durchaus unauffällig in die Zusammenstellung 
aller Verbrechenskategorien ein. Und noch auf eine tröstliche 
Erscheinung, die sich auch aus Tabelle 6 ergibt, hat der Bericht- 
erstatter der Kommission (Prof. Zürcher) bei der Beratung der 
Initiative vom Jahre 1902 im Kantonsrate aufmerksam ge- 
macht: Die Zahl der Sittlichkeitsdelikte erhebt sieh von 1896 
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auf 1897 rasch von 128 auf 163 und steigt auch noch in den 
folgenden zwei Jahren auf 178 und 218 an. Mit dem Jahre 
1899 aber scheint vorläufig ein Höhepunkt erreicht zu sein, 
die Verbrechensziffer sinkt allmählich bis 1902 auf 202, 203, 188. 
Auch relativ zeigt das Jahr 1899 die höchste Ziffer (0,n Ver- 
urteilte auf 10,000 Einwohner) gegenüber den frühem (1896: 
0,3«; 1897: 0,41) und den spätem Jahrgängen (1902: 0,43). 

* * 

* 

Der zürcherische Kantonsrat hat auf Antrag seiner Kom- 
mission am 7. September 1903 einstimmig den Beschluss gefasst, 
das Initiativbegehren den Stimmberechtigten zur Verwerfung 
zu empfehlen. Wenn dabei neben anderen Betrachtungen auch 
der Satz aufgestellt wurde, dass die Ziffer der zürcherischen 
Statistik die Behauptungen der Initiative von der wesentlichen 
Verschlimmerung der sittlichen Zustände, der Zunahme der 
Geschlechtskrankheiten und Sittlichkeitsdelikte unter der Herr- 
schaft der Sittlichkeitsnovelle jedenfalls nicht unterstütze, 
sondern dass die Zahlen eher der gegenteiligen Versicherung 
recht geben, so dürfen die vorstehenden Ausführungen diesen 
Satz als richtig bestätigen. 


Schweizerische Zeitschrift für Strafrecht. 16 . Jnhrg. 
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Gemeinschaftshaft oder Einzelhaft? 


Von einem „Entlassenen“. 

Die Anmerkungen von J. V. HUrbin, Strafanstaltsdirektor in Lenzburg. 


Über die Frage, ob Einzelhaft oder Gemcinschaftshaft l > 
die richtige Form des Strafvollzuges sei, sind die Fachmänner 
nicht einig, und mancherlei Gründe sind es, die für und gegen 
jedes dieser Systeme ins Feld geführt werden. Wenn der Schreiber 
dieses sich erlaubt, hier ein Wort mitzusprechen, so geschieht 
das nicht in der Meinung, er sei dazu berufen, in dem Streite 
Sachverständiger eine Lanze zu brechen, vielmehr weil er 
allen diesen Herren eine Erfahrung voraus hat, um die ihn 
zwar keiner beneiden wird, die aber deshalb nicht weniger 
wertvoll für die Beantwortung der genannten Frage sein dürfte, 
nämlich die Erfahrung — eines Gefangenen selbst. 

Wohl kann der Strafvollzugsbeamte aus seinen Beobach- 
tungen und Erfahrungen heraus sich ein Urteil bilden, aus 
welchem dann seine Überzeugung, dieses oder jenes System 
sei das richtige, resultiert. Dass dieses Urteil aber nicht immer 
das richtige ist, das beweist die Tatsache, dass es immer noch 
Anhänger und Verfechter der Gemeinschaftshilft*) gibt. Was 
zur Bildung dieser irrigen Ansicht führt, ob die Beobachtungen 


') Darüber besteht unter Fachleuten doch gewiss kein Zweifel mehr, 
dass Gemeinschaftshaft bei Tag und Nacht, also das vollständige Zusammen- 
wohnen der Gefangenen in Untorhaltnngs-, Schlaf- und Arbeitsräumen, 
wie es in einzelnen wenigen schweizerischen Strafanstalten noch verkommen 
mag, demoralisierend wirkt und daher absolut zu verwerfen ist. Der Streit 
kann sich also nur darum drehen, ob Einzelhaft Tag und Nacht oder nur 
zur Nacht- und Ruhezeit angewendet werden soll und gemeinschaftliche 
Arbeitshaft als zweite und dritte Stufe zulässig sei. 

*) Im weitesten Sinne des Wortes. 
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zu wenig eingehende waren, ob die Objektivität der Beurteilung 
durch allzuviel eigene Meinung getrübt wurde, oder was da 
schuld ist — eines aber ist gewiss: Die seelischen Eindrücke, 
die der Strafvollzug auf den Gefangenen bewirkt, enthüllen 
sich selbst dem schärfsten Beobachter nicht oder doch nur 
unvollständig, ja er vernimmt vielleicht aus dem Munde des 
Gefangenen das gerade Gegenteil von dessen Denken und 
Fühlen. Und wie der Sträfling aus Beweggründen, auf welche 
wir noch zu sprechen kommen w r erden, in dieser Beziehung 
dem ihn Ausforschenden leicht ein U für ein X vormachen 
kann, so hört er auch Äusserungen seiner Mitgefangenen, die 
naturgemäss von dem Ohre des Beamten ferngehalten werden. 
Rechnen wir hierzu noch, dass der Strafanstaltsbeamte — und 
gründlicher Beobachter kann nur ein solcher sein — fort- 
während mit einer gewissen Reserve die Aussagen der Ge- 
fangenen aufnehmen wird, da die Verstellungskunst und 
Heuchelei wohl nirgends so üppig gedeiht als im Gefängnis, 
so bekommen wir ein Sümmchen von Faktoren, die zur Be- 
urteilung der erwähnten Frage wichtig, dem Fachmanne aber 
nicht gegeben sind 1 ). Darum möchte ich meine Erfahrungen, 
die ich während meiner Strafzeit an mir selbst und den Mit- 
gefangenen machte, und die mir die Überzeugung beibrachten, 
dass nur die Einzelhaft der richtige Strafvollzug ist, kundgeben. 
Ich lernte nämlich beide Arten in ein und derselben Anstalt 
kennen, w r o die bisher bestehende Gemeinschaftshaft während 
meiner Strafzeit in das andere System umgewandelt wurde. 

Als ich in der Empfangszelle der Strafanstalt sass, stark 
deprimiert durch alles, v r as die Untersuchung mit ihrer Haft, 
die Gerichtsverhandlung und Verurteilung über mich gebracht 
hatte, empfand ich nach einiger Zeit ein wohltuendes Gefühl *) 
der Ruhe nach all der vorangegangenen Aufregung. Ich konnte 
mir zwar keine rechte Vorstellung davon machen, was der 

’) Diese Behauptung geht offenbar zu weit. Es werden sich nicht 
alle Strafanstaltsbeamten täuschen lassen, wenigstens nicht auf längere 
Zeit; diese wissen die Larven hoffentlich zu lüften, sobald sie mit dem 
einzelnen Gefangenen in direkten Verkehr treten, d. h. zu individualisieren 
beginnen. 

*) Soll offenbar heisseu: „ein Bedürfnis nach wohltuender Buhe“, 
was psychologisch erklärlich ist. 
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Vollzug der Strafe mir alles bringen werde ; doch trotzdem ich 
mir dies in sehr düstern Farben vormalte und mich auch die 
Gewissheit: Du gehörst nun zu den Geächteten, deine Karriere 
ist ruiniert, schwer niederdrückte, so tröstete mich dennoch 
der Gedanke, dass das Peinlichste überstanden sei. Aus dieser 
Stimmung rüttelte mich zuerst ein Holzschuhgetrampel auf. 
Ein Holzschuhgetrampel — welchen Einfluss soll denn das auf 
das Gemüt ausüben'? — Einen sehr grossen! Bis jetzt hatte 
ich an alles gedacht, was die Strafzeit für mich bringen werde, 
nur nicht an meine Mitgefangenen. Und mit jähem Entsetzen 
dachte ich nun daran, dass ich in den Verkehr mit allen 
.möglichen Verbrechern komme. Und gerade das Getön von 
Holzschuhen, die doch der Städter nur an den Füssen der 
untersten Volksschichten zu sehen gewohnt ist, erregte meine 
Phantasie derart, dass mir sofort das typische Bild des Ver- 
brechers, wie man es etwa in ältern Holzschnitten sieht, vor 
Augen stand. Also in diese Gesellschaft hast du dich gebracht! 
Das war der Gedanke, der mich in die grösste Niedergeschlagen- 
heit versetzte. Diese verminderte sich nicht, als ich auf meinem 
Wege aus der Empfangs- nach meiner Aufenthaltszelle 1 ) ver- 
schiedenen Gefangenen begegnete, die mich teils neugierig, 
teils mit spöttischem Lächeln, alle aber mit einem Gesichts- 
ausdrucke betrachteten, der mir zuzurufen schien: „Willkommen 
in unserer Gesellschaft!“ Das war nun das Ärgste, gegen das 
mir alles andere als nichts erschien. Die peinigendsten Gedanken 
zermarterten mein Gehirn. Als das grösste Glück erschien mir, 
wenn der Direktor meine Bitte, ganz abgeschlossen von allen 
andern meine Strafe verbüssen zu dürfen, gewähren würde, 
und ich nahm mir vor, bei der ersten Gelegenheit diese Bitte 
vorzubringen. Und warum tat ich es nicht? Weil abends der 
Sträfling, der mir Wasser brachte, mich in freundlicher Weise 
ansprach und mir in kurzen Worten die „Sonnenseiten“ des 
Aufenthaltes in der Strafanstalt zeigte. Das Aussehen und Be- 
nehmen dieses Mannes war so grundverschieden von dem 
typischen Bild des Verbrechers, das vor meinen Augen stand, 
dass ich mir sagte, der ganze bisherige Gedankengang sei die 
Ausgeburt eines überreizten Gehirnes. Wohl brachte in der 


*) Strafzelle. 
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Folge die Berührung, in die ich mit den übrigen Insassen meiner 
Abteilung trat, manches Abstossende mit sich. Mancher war 
mir schon durch den Anblick oder durch sein Benehmen wider- 
wärtig, die Mehrzahl aber entpuppte sich als Leute, mit denen 
ganz gut, ja teilweise sogar recht angenehm zu verkehren war, 
und es ging in der Strafanstalt wie im Leben draussen: Die 
mir antipathisch waren, liess ich links liegen und verkehrte nur. 
mit den andern. Man unterhielt sich über alles mögliche, er- 
zählte sich Erlebnisse aller Art, amüsierte sich so gut als 
möglich, sprach und beriet darüber, wie man am leichtesten 
über die Hindernisse hinwegsetzen könne, die sich naturgemäss 
beim Wiedereintritt ins öffentliche Leben uns entgegenstellen 
werden, wobei es nicht immer ehrbare Mittel waren, die als 
probat erfunden wurden — kurz, man täuschte sich über den 
Ernst der Lage hinweg und machte sich ') den Aufenthalt in 
der Strafanstalt so angenehm wie möglich. 

Ich habe oben den Eindruck geschildert, den der Eintritt 
in die Strafanstalt auf mich machte. Und nach nicht allzu- 
langer Zeit konnte ich einem ehemaligen höhern Postbeamten 
beistimmen, der sich zu mir äusserte: „Einen Vergleich mit 
dem fidelen Gefängnis in der „Fledermaus“ hält unsere Straf- 
anstalt freilich nicht aus, aber sie ist doch wenigstens ein ge- 
mütliches Gefängnis.“ Man kann mir nun da entgegenhalten, 
ich sei eben ein durchaus leichtsinniger Mensch, sonst hätte 
jener Eindruck nicht so rasch verblassen können. Ich lasse 
diesen Einwurf gelten, halte ihm aber entgegen, dass man doch 
an massgebender Stelle wissen muss, dass keiner ins Zucht- 
haus kommt, wenn er nicht schlecht oder leichtsinnig ist. Und 
darum eben ist es Pflicht der Behörde, dafür zu sorgen, dass 
der Schlechtigkeit und dem Leichtsinn nicht noch Vorschub 
im Gefängnis geleistet wird*). Ja auch der Ausbildung in der 
Schlechtigkeit dient ein solcher Strafvollzug, und dieser ist es, 
der dem Volksmunde recht gibt, wenn er sagt, es komme 
keiner besser aus dem Zuchthause heraus. Denn auf den Spazier- 
gängen und in den Arbeitssälen, wo fortwährend geplaudert 


') In der Strafanstalt darf der individuelle Wille des Sträflings nicht 
so weit gehen, sondern muss beschränkt werden. 

*) Sehr richtig empfunden. 
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wurde, hörte man auch, wie Einbrecher, Diebe, speziell Taschen- 
diebe, ihre „Kunststücke“ zum Besten gaben, hörte man, wie sie 
ihre „Leistungen“ kritisierten und sich Ratschläge erteilten, wie 
sie Neulingen in ihrem Berufe Anleitung gaben. Es wurden 
Stelldichein und „Assoziationen“ für später vereinbart, auch 
harmlosere Verabredungen zu einer fidelen Feier des Austrittes 
abgemacht, die aber doch verhängnisvoll werden können, und 
daneben weidlich Uber die Beamten und Angestellten, ja über 
Gott und die ganze Welt geschimpft und Intrigen gegen Per- 
sonal und Gefangene angezettelt 1 ). Die Gemeinschaftshaft ist 
sehr dazu geeignet, jede edlere Regung im Keime zu ersticken. 

Wer solches erfahren hat, der allein weiss, was die Ge- 
meinschaftshaft ist: Die Hochschule der Verbrecher 1 Es ist die 
reinste Ironie, wenn ein Organ des Staates, das Gericht, dem 
Rückfälligen seine Vorbestrafung vorhält und ihn deswegen 
härter bestraft, während ein anderes Organ eine „Zuchtanstalt 
für Rückfälligkeit“ verwaltet. 

Hält man mir hier entgegen, es könne bei einem Menschen, 
auf den die Bestrafung an und für sich keinen anhaltenden 
Eindruck ausübe und der sich leichtfertig über alles himveg- 
setze oder gar im Verbrechen unterrichten lasse, überhaupt 
keine Rede von Besserung sein, so frage ich: Wie viele unter 
den Bestraften besitzen den Grad sittlicher Stärke, der zur 
Besserung aus eigener Kraft nötig ist?! Diejenigen, die hierzu 
stark genug wären, werden überhaupt nicht ins Zuchthaus 
kommen, vielmehr rekrutieren sich die Zuchthausinsassen aus 
denjenigen, bei denen ein moralischer Defekt vorhanden ist. Ja, 
ich gehe noch weiter und behaupte, dass die Besserung eines 
moralisch defekten Menschen überhaupt ein sehr relativer Be- 
griff ist. Denn dass ein mit Leidenschaften und Trieben 
heterogenster Art behafteter und von ererbten Anlagen beein- 
flusster Mensch von diesem psychischen Leiden durch den 
Strafvollzug geheilt werden kann, das glaube ich nicht. Aber 
er kann durch die verbüsste Strafe derart abgeschreckt werden, 
dass er inskünftig diese Keime des Verbrechertums zu er : 


') Was hier zu Tage getreten ist, einen solchen Zustand hätte man 
in einer neuern Anstalt, wie sie B. besitzt, nicht erwarten sollen. 
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sticken sucht, weil er weiss, dass, wenn er sie aufkommen lässt, 
sein Unglück sicher ist. Aber erst nach und nach, Schritt 
haltend mit seinen Siegen, die ihm im Kampfe gegen diese 
Triebe gelingen, kann eine Besserung eintreten. Und darum 
ist eine ausgiebige Fürsorge für Entlassene, speziell mit bezug 
auf Arbeitsvermittlung, um so notwendiger, weil der, der nicht 
noch mit Not und Elend zu kämpfen hat, rascher und sicherer 
zur Besserung fortschreiten kann *). Die Grundbedingung dazu 
aber ist eben die Abschreckung durch die Strafe, und dass 
diese bei Gemeinschaftshaft nicht möglich ist, das geht aus dem 
Gesagten zur Genüge hervor. 

Wohl werden nicht alle rückfällig, die eine Gemeinschafts- 
haft erstanden haben. Für sie war das Unangenehme, das auch 
diese Strafe mit sicli bringt, genug, um sie vor Rückfall zu 
hüten ; oder es haben andere Umstände dazu beigetragen (tiefe 
religiöse Einwirkung, Anhänglichkeit an die Familie, günstige 
Verhältnisse etc.). Solange sich aber die Rückfälligkeit in solch 
hohen Prozentsätzen bewegt, wie dies jetzt der Fall ist, muss 
auch derjenige, der die Nachteile der Gemeinschaftshaft nicht 
aus Erfahrung kennt, sich fragen, ob denn der Strafvollzug, 
der jährlich Tausende verschlingt, wirklich mit allen ihm zu 
Gebote stehenden Mitteln gegen die Zunahme der Rezidivität 
ankämpft. Und das kann die Gemeinschaftshaft einfach nicht. 
Sie dient nur unvollkommen der Sühne und vereitelt den 
ethischen Zweck der Strafe. Soll die Freiheitsstrafe möglichst 
wirksam sein, so gibt es dafür nur eine Form: Die Einzelhaft. 
Leute, die sich aus der früheren Strafart in der Anstalt, die 
ich kennen lernte, nichts machten, blieben ihr, nachdem sie 
den jetzigen Strafvollzug kennen gelernt hatten, ferne — sie 
sind abgeschreckt. 

Unter dieser Abschreckung verstehe ich nicht die manch- 
mal bis zur Grausamkeit gesteigerten Strafverschärfungen und 
Züchtigungsmittel, die vor noch nicht allzulanger Zeit allgemein 


') Sehr richtig und wohl zu beherzigen. Täuschungen können dabei 
aber bekanntlich auch eintreten, die leider nicht ermutigen. 
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bestanden. Denn sie führen eher zur Verhärtung ') der Gemüter 
als zum Insichgehen. Das letztere aber ist das einzige Moment, 
das zur Besserung führen kann. Es wird bei jedem nicht 
grundverdorbeuen oder bodenlos leichtsinnigen Gefangenen ein- 
mal die Stunde der Erkenntnis schlagen, sei es, dass irgend 
ein äusserer Anlass dies hervorbringt, sei es, dass ihn sein 
Gedankengang darauf führt. Das letztere kann aber nur dann 
eintreten, wenn der deprimierende Eindruck, der mit dem Ein- 
tritt in die Strafanstalt verbunden ist, nicht auf eine Art und 
Weise verwischt wird, wie es bei mir und bei der überwiegenden 
Mehrzahl derjenigen, welche die damalige Gemeinschaftshaft 
kennen lernten, der Fall gewesen ist. Man muss sich stets voll 
und ganz bewusst sein: Du bist im Zuchthaus! Ich sage hier 
mit Absicht „Zuchthaus“ und nicht Strafanstalt, weil das Wort 
Zucht in seiner vollen Bedeutung als Gegensatz zur freien 
Willensäusserung alles das in sich schliesst, was den Gefangenen 
dazu bringt, sich seine Lage klar zu machen und in sich zu 
gehen. Bei dem moralisch Kräftigeren wird die Wirkung auch 
eine sittlich höhere sein. Für ihn ist die Entwürdigung, die er 
hier erfährt, Grund genug zur Vermeidung eines weiteren Kon- 
fliktes mit dem Strafgesetze. Und er wird das Abgeschlossen- 
sein vom Verkehre mit den übrigen Gefangenen als Wohltat 
empfinden. Für den andern aber ist gerade die Unterbindung 
des Verkehres mit Gleichgesinnten, Hand in Hand mit einer 
straffen Disziplin, d. h. eben mit einer richtigen Zucht, das 
Moment, das ihm das Wiederkommen verleidet. Darum auch 
erzählen sich die Gefangenen, wie es da oder dort in der Straf- 
anstalt „gut“ oder „schlecht“ sei, und die Gewohnheitsverbrecher 
wählen Bezirke zur Ausübung ihrer Taten, deren Strafjustiz 
in einer „guten“ Strafanstalt ausläuft. Und weil die Einzelhaft 
nicht überall eingeführt ist, macht sich ihre bessere Wirkung 
in der allgemeinen Rückfälligkeitsstatistik auch nicht geltend. 

Es fällt mir nicht ein, zu behaupten, dass nach allgemeiner 
Einführung der Einzelhaft zum Inventar einer Strafanstalt eine 
weisse Fahne gehören müsse, damit sie nicht eines Tages in 


•) Das wird ganz natürlich auch bei Anwendung von blossen Dis- 
ziplinarstrafen der Fall sein, wo sie nicht aus vorheriger Belehrung hervor- 
gehen, sondern gleichsam als Ausfluss eines Rachegefühls sich manifestieren. 
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Verlegenheit geraten würde — • solange es Menschen gibt, 
werden Strafanstalten nötig sein. Aber wenn der richtige Straf- 
vollzug die Rückfälligkeit dezimiert 1 ), so ist doch schon viel 
gewonnen. 

Ich habe den Übergang aus der gemütlichen Gemeinschafts- 
haft in die Einzelhaft mitgemacht, und erst da wurde es mir 
klar, was es heisst, im Zuchthause zu sein. Der Eindruck dieses 
sich von einem Tag zum andern vollziehenden Überganges war 
kein so gewaltig erschütternder, wie damals, als ich das Holz- 
schuhgetrampel vernahm. Aber er war ein tiefgehender. Ich 
gestehe zu, dass ich nichts weniger als freundlich gesinnt war 
gegen den Urheber dieses Wechsels, ja dass die anfängliche 
Stimmung eine überaus verbitterte war. Ich sah die Sache als 
eine gewaltsame Erniedrigung jeder Menschenwürde an. Nach 
und nach aber kam ich zur Einsicht, dass ich zur Strafe und 
nicht zum Vergnügen hier sei, und eben die Suppe, die ich 
mir eingebrockt habe, ausessen müsse. Sodann konzentrierten 
sich meine Gedanken naturgemäss auf das mir Naheliegende, 
da ihnen die fremde Zufuhr aus dem Verkehr mit den Mit- 
gefangenen abgeschnitten war, und ich kann konstatieren, dass 
dies mir nur zum Vorteil gereichte. 

Und wollte man zu gunsten der Gemeinschaftshaft ins Feld 
führen, dass sie eher den Bestrebungen der Humanität, die sich 
ja auch auf dem Gebiete des Gefängniswesens kund gibt, im 
Einklang stehe als die Einzelhaft, weil der Mensch zur Gesellig- 
keit geschaffen sei, so möchte ich behaupten, dass dies eine 
ganz irrige Ansicht ist. Wenn mit der Einzelhaft alles das 
verbunden ist, was den Gefangenen vor der Schädigung seiner 
körperlichen und geistigen Gesundheit schützt, so befindet er 
sich — ob nun gemäss eigener Einsicht oder unfreiwillig — 
ausserhalb des Verkehres mit andern Gefangenen wohler. Die 


*) Es wäre interessant, den Nachweis für diese Behauptung auf dem 
Wege der Statistik leisten zu können ; allein da unsere Strafanstalten inter- 
kantonal und international zugleich sind, so hält dieses aus begreiflichen 
Gründen schwer. Der Rückfällige wechselt den Strafort und macht dadurch 
eine bezügliche Kontrolle durch die einzelne Anstalt unmöglich, ein Umstand, 
dem bei uns nur das eidgenössische statistische Bureau Rechnung tragen 
könnte. So viel ist indessen sicher, dass die Einzelhaft die Zuchthauskund- 
schaft vermindert. 


Digitized by Google 


236 


Von einem „Entlassenen“. 


wahre Humanität gegen denselben liegt nicht darin, dass man 
ihm möglichst wenig von dem entzieht, was ihm das Leben in 
der Freiheit bietet, sondern darin, dass man ihm das Wieder- 
kommen verleidet, ihn sittlich hebt, ihm (bei wirklichem Fleisse) 
den Verdienstanteil möglichst wenig beschneidet, durch den es 
ihm leichter wird, wieder festen Fuss im Leben zu fassen, und 
ihn zu eben diesem Behufe nötigenfalls ein Handwerk erlernen 
lässt. 

Freilich empfindet der geistig regsamere Mensch, nament- 
lich wenn er von keinen Verwandten oder Bekannten besucht 
wird, seine Vereinsamung sehr; allein etwelchen Ersatz bieten, 
neben der geistigen Nahrung, die auf verschiedene Arten dem 
Sträfling geboten wird, die Besuche der Strafanstaltsbeamten. 
Zwar wird der Gefangene meistens sich diesen Unterredungen 
gegenüber etwas skeptisch verhalten, namentlich wenn die 
Disziplin eine strenge ist. Denn in den weitaus meisten Fällen 
betrachtet er die über ihn verhängte Strafe als zu schwer und 
glaubt, dass alles, was der Strafvollzug für ihn bringe, eine 
unnötige Härte und Quälerei sei. Er ist darum sehr leicht 
geneigt, im Richter und im Strafanstaltsbeamten, wenn nicht 
seine persönlichen Feinde, so doch solche zu sehen, deren 
Beruf es ist, ihn zu knechten. Überdies weiss er ganz genau, 
dass man ihn beobachtet. Und darum auch wird er, wie schon 
zu Anfang betont wurde, nicht immer Farbe bekennen. Und 
umgekehrt wird der Beamte dem Sträfling nie recht trauen *). 
Doch das sind eben Nachteile, die in der Natur der Sache 
liegen. Bei der Gemeinschaftshaft aber ist das Misstrauen des 
Gefangenen womöglich noch ein grösseres, weil es durch die 
Mitgefangenen genährt wird und darum auch schwerer zu 
beseitigen ist. Der vernünftige Gefangene aber muss mit der 
Zeit, wenn sich mit der Strenge auch Gerechtigkeit paart, zur 
Einsicht kommen, dass er eben die Strafe, die er sich zugezogen 
hat, tragen muss, selbst wenn er das Heil, das für ihn darin 
liegt, nicht zu verstehen vermag. Und für den, der sich zu 

') Der Beamte wird im Verkehr mit dem Gefangenen immer vorsichtig, 
aber nicht misstrauisch sein, solange ihm dieser durch sein Verhalten dazu 
nicht selbst Veranlassung gibt. Aber es hält natürlich schwer, das Ver- 
trauen eines gegen alle Welt misstrauisch gewordenen Sträflings zu er- 
werben. 
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■dieser Einsicht nicht erheben kann, ist ein „gemütliches“ Gefäng- 
nis erst recht nicht am Platze: 

Darum : Die richtige Sühne Hegt allein in der Strenge der 
Einzelhaft, und diese einzig ist im stände, auch den ethischen 
Zweck der Bestrafung soviel als möglich zu erreichen '). 

’) In der Allgemeinheit »einer Fassung hat dieser Schlusssatz seine 
Berechtigung; allein der Autor hat es übersehen, dass man unbeschadet 
seiner Auffassung noch einen freundlichen Mittelweg einschlagen kann, 
der die strenge, absolute Einzelhaft etwas zu mildern im Falle ist. Auf 
die Unruhe und die bangen Tage und Wochen der Untersuchungshaft soll 
für den Verurteilten eine Zeit der Ruhe, der Einkehr und der Selbstschau 
folgen. Der Verurteilte soll, kurz gesagt, wieder zu sich kommen und die 
abhanden gekommene Seelenruhe womöglich wieder erlangen. Dazu dient 
die strenge Abgeschlossenheit, welche keine Zerstreuung der Gedanken 
kennt und nur von den Lichtblicken unterbrochen und erhellt wird, welche 
die Besuche der Gefängnisbeamten dem Strafgefangenen bringen in den 
Gesprächen, die, anknüpfend an seine Familienverhältnisse, sein körperliches 
Befinden, seine Fragen über gewisse Verhältnisse, ihm vorläufig Trost und 
Hoffnung spenden sollen. Je teilnehmender der Beamte dabei verfährt, 
desto mehr wird er das Vertrauen des Gefangenen gewinnen und bei ihm 
auf eine bessere Gemütsstimmung einwirken können. 

Hat diese « Seelenkur » eine Zeitlang angedauert und ihre Früchte 
gebracht, so wird man damit nicht immer wieder von vorn anfangen, sondern 
die Blicke des Gefangenen allmählich auf andere Gesichtspunkte, nament- 
lich auf seine Zukunft, zu lenken suchen. Das * tirlibeln », das Leib und 
Seele verzehrt, muss jetzt nach und nach aufhören. Man macht Pläne für 
die Zukunft und lernt sich für die Zukunft beruflich befähigen. Das 
geschieht am leichtesten und zweckmässigsten in der Werkstatt bei gemein- 
samer Arbeit, aber unter guter Aufsicht und Kontrolle, die keine Unter- 
haltungsgespräche, keine Zeichensprache, keine Billets duldet. Wer sich 
bei gemeinsamer Arbeit aber nicht gut verhält und mit den andern 
Gefangenen in Verkehr treten will, der wird uunachsichtlich wieder abge- 
sondert und in Arbeitseinseihaft zurückversetzt. Zur Ruhezeit, also an Sonn- 
und Feiertagen, während der Nacht und in deu kleinem Ruhepausen, sollen 
sich natürlich alte Gefangenen in Einzelhaft befinden. 

So führt man den Sträfling, dem man von Anfang mit Recht alle 
Freiheit, welche er ja missbraucht hatte, entzog, nach und nach Stufe für 
Stufe wieder der Freiheit entgegen, insofern ein solches Verfahren durch sein 
gutes Verhalten in der Strafanstalt gerechtfertigt erscheint. Wer nicht 
recht tut, bleibt für die ganze Strafzeit in Einzelhaft. So scheidet man 
die Böcke, um mit der hl. Schrift zu reden, von den Lämmern. Das auch 
in den neuern schweizerischen Strafanstalten derart geübte System des 
progressiven Strafvollzuges hat sich bewährt; Beweise dafür sind erbringlich 
und auch schon veröffentlicht worden. 
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mit Nachträgen, fnr da» Jahr 1901. 

Législation fédérale et cantonale. 

Rapport pour l’année 1902 
avec suppléments pour l’année 1901. 


Bund. Berichterstatter: Prof. Dr. JF. Burckhardt in Lau- 
sanne. 

1. Bundesbeschluss betreffend Revision von Art. 67 des Bundes- 
gesetzes vom 4. Februar 1853 über das Bundesstrafrecht, vom 5. Juni 
(A. S. XIX, 253). 

Dnreh diesen Bundesbeschluss erhält Art. 67 des Bundesstraf- 
rechts folgende Fassung: 

Art. 67. „Wer vorsätzlich die Sicherheit des Eisenbahn-, Dampf- 
schiff- oder Postwagenverkehrs gefährdet, wird mit Gefängnis be- 
straft. Wenn ein Mensch bedeutend verletzt oder getötet oder wenn 
sonst ein erheblicher Schaden verursacht worden ist, so ist auf 
Zuchthaus zu erkennen. 

„Wer durch Fahrlässigkeit die Sicherheit des Eisenbahn-, 
Dampfschiff- oder Postwagen Verkehrs erheblich gefährdet, wird mit 
Gefängnis bis zu einem Jahr und, wenn ein Mensch bedeutend 
verletzt oder getötet, oder wenn sonst ein erheblicher Schaden ver- 
ursacht worden ist, mit Gefängnis bis zu drei Jahren bestraft. Mit 
der Gefängnisstrafe kann auch Geldbusse verbunden werden. In 
leichteren Fällen kann der Richter auf Geldbusse allein erkennen.“ 

Diese Bestimmung erweitert die bisherige in verschiedener 
Beziehung: sie verlangt nicht mehr, dass die Eisenbahn, das Dampf- 
schiff oder der Postwagen zur Beförderung der Post diene. — Es 
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■•wird nicht mehr bloss die Gefährdung oder Beschädigung von be- 
förderten Personen oder Waren bestraft werden, sondern die Ge- 
fährdung der Verkehrssicherheit überhaupt, womit nach der Botschaft 
des Bundesrates vom 26. Oktober 1900 (Bundesblatt 1900, IV, 159) 
gesagt sein soll, dass auch die Gefährdung oder Beschädigung der 
Geleise-Anlagen, des Rollmaterials, des Schiffskörpers, des Postwagens 
•strafbar ist, was indessen dem Wortlaut des Gesetzes schwer zu 
■entnehmen ist und meines Erachtens auch anfechtbar wäre; man 
denke z. B. an das mutwillige Zerschlagen einer Scheibe durch 
einen Reisenden! — Ferner kann, nach jetzigem Gesetz auch die 
vorsätzliche Gefährdung durch blosse Unterlassung stattfinden, 
während der frühere Art. 67 bestimmte : „Wer durch irgend eine 
Handlung . . . — Auch wurde, bei vorsätzlichem Delikte, das Re- 
quisit der Erheblichkeit der Gefährdung gestrichen. — Das fahr- 
lässige Vergehen durch Unterlassung wurde bisher nur bestraft, wenn 
sich die Unterlassung zugleich als Verletzung einer Dienstpflicht dar- 
stellte, also einem Angestellten der Transportnijstalt zur Last fiel; 
die geltende Bestimmung bedroht auch den Dritten mit Strafe. — 
Endlich mildert die Novelle die Strafe insofern, als bei Fahrlässig- 
keit nicht mehr stets auf Gefängnis und Geldbusse zu erkennen ist, 
sondern auch bloss auf Gefängnis und in leichteren Fällen sogar 
bloss auf Geldbusse erkannt werden kann. 

2. Kundesgesetz betreffend die elektrischen Schwach- und Stark- 
stromanlagen, vom 24. Juni (A. S. XIX, 259). 

Bisher bestrafte Art. 66 des Bundesstrafrechts Handlungen, 
durch welche die Benutzung der Telegraphenanstalt zu ihren 
Zwecken gehindert oder gestört wird (Wegnahme, Zerstörupg oder 
Beschädigung der Drahtleitung oder der Apparate oder der sonstigen 
Zugehören, die Verbindung fremdartiger Gegenstände mit der 
Drahtleitung, die Verhinderung der Telegraphenangestellten in ihrem 
Dienste u. s. w.), mit Gefängnis bis auf ein Jahr, verbunden mit 
einer Goldbusse, und wenn infolge der gestörten Benutzung der 
Anstalt ein Mensch bedeutend verletzt oder sonst ein erheblicher 
Schaden gestiftet worden ist, mit Zuchthaus bis auf drei Jahre. 
Das neue Gesetz schützt durch die nachstehenden Strafbestimmungen 
jede elektrische Anlage gegen Beschädigung, Störung und Entzug 
von Energie; diese Bestimmungen sind an Stelle des zitierten 
Art. 66 des Bundesstrafrechtes getreten. 

Art. 55. „Wer durch eine Handlung oder Unterlassung vor- 
sätzlich eine elektrische Anlage beschädigt oder gefährdet, wird 
bestraft : 
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a) wenn dadurch Personen oder Sachen einer erheblichen Ge- 
fahr ausgesetzt waren, mit Gefängnis ; 

b) wenn beträchtlicher Schaden an Sachen entstanden ist, mit 
Gefängnis oder Zuchthaus bis auf zehn Jahre; 

c) wenn eine Person bedeutend verletzt oder getötet worden ist, 
mit Gefängnis oder Zuchthaus.“ 

Art. 56. „Wer in fahrlässiger Weise durch eine Handlung oder 
Unterlassung eine solche Schädigung oder Gefahr herbeiführt, wird 
bestraft : 

im Falle der lit. a des Art. 55 mit Geldbusse bis auf Fr. 500 
oder mit Gefängnis bis auf sechs Monate ; 

im Falle der lit. b des Art. 55 mit Geldbusse bis auf Fr. 1000- 
oder mit Gefängnis bis auf ein Jahr; 

im Falle der lit. c des Art. 55 mit Geldbusse bis auf Fr. .'1000 
oder mit Gefängnis bis auf 3 Jahre. 

„In allen drei Fällen kann mit der Gefängnisstrafe Geldbusse 
verbunden werden.“ 

Art. 57. „Wer durch vorsätzliche oder grob fahrlässige Hand- 
lungen die Benutzung der Telegraphen- oder Telephonanlagen oder 
der Starkstromanlagen zu ihren Zwecken hindert oder stört, wird 
mit Geldbusse bis auf Fr. 1000 oder mit Gefängnis bis auf ein 
Jahr bestraft. 

„Wenn infolge der betreffenden Handlung eine Person be- 
deutend verletzt oder getötet oder sonst ein erheblicher Schaden 
gestiftet worden ist, ist auf Geldbusse bis auf Fr. 3000 oder Ge- 
fängnis oder Zuchthaus zu erkennen. 

„Mit der Freiheitsstrafe kann auch Geldbusse verbunden 
werden.“ 

Art. 58. „Wer in der Absicht, sich oder andern einen rechts- 
widrigen Vorteil zu verschaffen, einer elektrischen Anlage Kraft 
entzieht, wird mit Geldbusse bis auf Fr. 3000 oder mit Gefängnis bis 
auf ein Jahr bestraft. Mit der Freiheitsstrafe kann auch- Geldbusse 
verbunden werden.“ 

Art. 59. „Die strafrechtliche Verfolgung der in den Art. 55, 
56, 57 und 58 bezeichneten Verbrechen und Vergehen findet ge- 
mäss den Vorschriften des Bundesgesetzes über das Bundesstrafrecht 
vom 4. Februar 1853 statt. Dessen Vorschriften sind auch mit be- 
zug auf die Verjährung massgebend.“ 

Art. 60. „Wer Weisungen des Starkstrominspektorates, die auf 
Grund der vom Bundesrate gemäss Art. 3 dieses Gesetzes erlassenen 
Vorschriften erteilt werden, nicht befolgt, kann vom Bundesrate 
mit einer Busse bis auf Fr. 1000 bestraft werden. 
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„Vorbehalten bleiben ausserdem die Strafbestimmungen der 
Art. 55, 56 und 57.“ 

3. Verordnung über das militärische Kontrollwesen, vom 15. Au- 
gust (A. S. XIX, 138). 

Die Verordnung enthält, wie die bisherige vom 23. Mai 1897 
(A. S. IV, 143), in §§ 50 — 58 Strafbestimmungen über Unterlassung: 

1. der Ab- und Anmeldung innert 4 Tagen beim Wegzug und 
(neu!) der Anzeige des Wohnungswechsels innerhalb der Ge- 
meinde ; 

2. der Einholung oder Erneuerung des Urlaubes, Anmeldung 
der Rückkehr und Nichtdeponierung der Ausrüstung bei Ab- 
reise ins Ausland; 

3. über den Verlust des Dienstbüchleins, und die Unterlassung 
der Anzeige des Verlustes; 

4. über die absichtliche Beseitigung oder Verheimlichung des 
Dienstbüchleins, und zwar auch bei Nichtdienstpflichtigen. 

Die Strafen sind wie bisher Busse und Arrest; im Falle 2 ist 
die Busse von Fr. 5 — 10 auf Fr. 10 — 50 erhöht worden (§ 50). 

Die in gewinnsüchtiger Absicht begangene Fälschung des Dienst- 
büchleins ist durch die Strafgerichte zu beurteilen, und zwar, wenn 
das Vergehen von einem Dienstpflichtigen begangen wurde, durch 
das Militärstrafgericht gemäss Militärstrafgerichtsordnung vom 
28. Juni 1889, wenn es von einem nichtdienstpflichtigen Ersatz- 
pflichtigen begangen, durch die bürgerlichen Strafgerichte, gemäss 
Gerichtsordnung vom 22. März 1893 (§ 51). 

Bei Veränderung und Fälschung des Dienstbüchleins durch 
einen andern als den Träger ist nach gesetzlicher Vorschrift zu 
verfahren (§ 53). Die anwendbaren materiellen Strafgesetze sind 
bei Personen, die der Militärgerichtsbarkeit unterstellt sind, Art. 155, 
lit. a,- des Bundesgesetzes über die Strafrechtspflege für die eid- 
genössischen Truppen, vom 27. August 1851, und bei anderen 
Personen Art. 61 des Bundesstrafrechts vom 4. Hornung 1853. 

Veränderungen am Dienstbüchlein ohne gewinnsüchtige Absicht 
sind bei Dienstpflichtigen mit Arrest von vier bis zehn Tagen, bei 
anderen mit Busse bis auf Fr. 50 zu bestrafen (§ 52); imbefugte 
Eintragungen in das Dienstbüchlein, während eines Dienstes vor- 
genommen, sind disziplinarisch, ausserhalb des Dienstes vor- 
genommen, mit Geldbusse von Fr. 5 — 20 zu bestrafen (§ 54). 

Der Wehrpflichtige, der einer Vorladung vor eine militärische 
Behörde ohne genügende Entschuldigung nicht Folge leistet, ist 
mit einer Busse von Fr. 5 — 20 zu bestrafen, der Dienstpflichtige 
mit Arrest (§ 55). 
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Gemeindebeamte, welche den Vorschriften der Verordnung nicht 
nachkommen, sind bei ihrer Oberbehörde anzuzeigen und von 
dieser zu bestrafen (§ 56). 

§ 57. „Bussen können von den eidgenössischen und kantonalen 
Militärbehörden, den Kreiskommandanten und den Sektionschefs, 
von den letzteren jedoch nur bis zum Betrage von Fr. 5 aus- 
gesprochen werden. 

„Arreststrafen können nur von den eidgenössischen und kan- 
tonalen Militärbehörden ausgesprochen werden ; von den Kreis- 
kommandanten nur bis auf die Dauer von zehn Tagen. 

„Wird eine Geldbusse nicht bezahlt, so tritt an Stelle derselben . 
für Fr. 5 Busse ein Tag Arrest. 

„Gegen die Straferkenntnisse der Kreiskommandanten und der 
Sektionschefs steht der Rekurs an die Militärbehörde des Kantons 
offen, welche endgültig entscheidet.“ 

§ 58. „Für die Nichtbeachtung der gegenwärtigen Vorschriften 
durch Staats- und Gemeindebeamten haben die Kantone bezügliche 
Strafbestimmungen aufzustellen.“ 

Die Verordnung gilt auch für den Landsturm; im Landsturm 
Eingeteilte werden als Dienstpflichtige behandelt. 


ZUrich. Berichterstatter: Prof. Dr. Zürcher, ZUrich. 

1. Durch das Gesetz betreffend die ' Organisation der evan- 
gelischen Landeskirche, vom 26. Oktober 1902, sind nicht nur die 
Verhältnisse der Landeskirche zum Staate, sondern auch ihre innern 
Einrichtungen neugeordnet worden. Die evangelisch-reformierte 
Kirche hatte auch unter der alten Ordnung keinerlei Kirchcnzucht- 
mittel ihren Angehörigen gegenüber, sie ist dabei geblieben. Ein 
beschränktes Disziplinarrecht über Geistliche stellt § 47 auf: 

„Der Kirchenrat ist berechtigt, gegen Geistliehe im Disziplinar- 
wege mit mündlicher und schriftlicher Mahnung, sowie unter 
Vorbehalt des Rekurses an den Regierungsrat mit Bestellung 
eines Vikariats und mit Suspension bis auf drei Jahre einzu- 
schreiten.“ 

2. Eine Verordnung betreffend die Entnahme von Material (Sand, 
Kies; Steine oder Eis) aus öffentlichen Gewässern, vom 29. September 
1902, bedroht in § 9 die Übertretung ihrer Bestimmungen mit 
Polizeibusse bis auf Fr. 100. 
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Bern. Berichterstatter: W. Ernst, Gerichtspräsident, Bern. 

1. Am 10. März 1902 hat der Regierungsrat ein Reglement 
für die Bergführer nnd Träger im Kanton Bern aufgestellt. Das- 
selbe enthält folgende Strafbestimmungen : 

„§ 44. Widerhandlungen gegen die Vorschriften dieses Régle- 
mentes sind je nach dem Grade der Fehlbarkeit und nach den beson- 
deren Bestimmungen des Réglementes vom Richter disziplinarisch (!) 
zu bestrafen mit einer Busse von Fr. 5 — 100. In Wiederholungsfällen 
kann die Busse verdoppelt und unter erschwerenden Umständen 
Entziehung des Patentes auf unbestimmte Zeit oder für immer aus- 
gesprochen werden. Als Wiederholungsfall wird betrachtet jede 
Widerhandlung, welche innert Jahresfrist nach dem frühem Urteil 
erfolgt.“ 

Ferner bestimmt § 28, Al. 4, des Réglementes : „Beleidigungen 
gegen den Führerchef und Auflehnung gegen seine Anordnungen 
sind das erste Mal mit einer Busse von Fr. 5 — 10, im Wieder- 
holungsfälle mit Entziehung des Patentes zu bestrafen.“ 

„Bietet ein Nichtpatentierter sich den Reisenden als Führer 
oder Träger an, so wird er auf Anzeige mit einer Busse von 
Fr. 5—10 für jeden Tag Dienst belegt. Einer gleichen Strafe ver- 
fällt derjenige, welcher entgegen den Bestimmungen dieses Régle- 
mentes den Reisenden die Anstellung eines nichtpatentierten Führers 
oder Trägers vermittelt, sofern patentierte zur Verfügung stehen.“ 
(§ 39, Al. 2, des Réglementes.) 

Nach § 28, Al. 3, verdienen die Aussagen des Führerchefs vollen 
Glauben über solche Tatsachen, welche er in Ausübung seiner 
Amtsbefugnisse durch unmittelbare Sinneswahmehmung kennen ge- 
lernt hat. Der Richter und die Beteiligten können verlangen, dass 
er dieselben eidlich bekräftige. Vorbehalten bleiben den Beteiligten 
das Recht des Gegenbeweises, sowie die Bestimmungen des § 344 
des Strafverfahrens. 

2. Das Gesetz über die Erhaltung der Knnstaltertilmer nnd 
Urkunden, vom 16. März 1902, bestimmt in § 9: 

„Ist ein in das Inventar aufgenommener Gegenstand ohne die 
Einwilligung des Regierungsrates veräussert oder aus dem Kantons- 
gebiet ausgeführt worden, oder ist die Inventarisierungsmarke auf 
demselben böswillig beseitigt worden, so kann der Fehlbare vom 
Regierungsrat mit einer Busse bis zu Fr. 5000 belegt werden. 

Alle andern Übertretungen dieses Gesetzes oder der in Aus- 
führung desselben erlassenen Dekrete können mit Busse bis auf 
Fr. 50 geahndet werden.“ 

Schweizerische Zeitschrift für Strafrecht. 16 . Jahrg. 17 
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Es erscheint zweifelhaft, ob auch die im zweiten Alinea dieses 
Paragraphen angedrohten Bussen durch den Regierungsrat zu ver- 
hängen sind. 


Luzern. Berichterstatter: Dr. E. von Schumacher in Luzern. 

Gesetzgeberische Erlasse auf dem Gebiete des Straf- und Ge- 
fängniswesens hat das Jahr 1902 nicht aufzuweisen. 

Von regierungsrätlichen Verordnungen ist einzig die unterm 
26. Dezember 1901 erlassene und vom Bundesrate den 18. Februar 
1902 genehmigte Verordnung über die Vollziehung des Bundesgesetees 
betreffend die Ergänzung des Bundesgesetees über den Militärpflicht - 
ersatz vom 29. März 1901 hervorzuheben. 

Diese Verordnung stellt das Strafverfahren fest, welches gegen- 
über dem Ersatzpflichtigen, der schuldhafterweise den Militärpflicht- 
ersatz nicht leistet, einzuleiten ist. Das Verfahren besteht darin, 
dass der Ersatzpflichtige, welcher nach Ablauf der ihm gesetzten 
Frist sein Steuerbetreffnis noch nicht entrichtet und von der Er- 
laubnis zum freiwilligen Abverdienen keinen Gebrauch gemacht hat, 
dem Amtsstatthalter verzeigt wird. Das Statthalteramt hat bei 
schuldhafter Zahlungsverweigerung die in der Novelle zum Bundes- 
gesetze betreffend den Militärpflichtersatz vorgesehene Bestrafung 
zu veranlassen. Das Straferkenntnis des Statthalteramts kann an 
das Bezirksgericht weitergezogen werden. 


Uri. Berichterstatter: Dr. Franz Mnheim, Staatsanwalt, 
Altdorf. 

1. Die am 20. Februar 1902 vom Landrate erlassene Verordnung 
über das Hebammenwesen (Ldb. VI, S. 49 u. ff'.) verbietet den Heb- 
ammen, Notfälle ausgenommen, jeglichen chirurgischen Eingriff ohne 
Bewilligung eines Arztes, ausgenommen einige bestimmt bezeichnete 
Verrichtungen. Es ist ihnen strengstens untersagt, ohne Anweisung 
eines Arztes andere als die ihnen für bestimmte Fälle zur Ver- 
fügung gestellten Medikamente zu verabreichen. 

2. Der Landratsbesehluss vom 26. April 1902 (Ldb. VI, S. 74 
u. ff.) betreffend das Halten von Hunden und deren Verwendung als 
Zugtiere regelt speziell die sogenannte Hundofuhrwerkerei und setzt, 
die Bestimmungen der Verordnung betreffend Tierquälerei Vor- 
behalten, auf Übertretungen dieser Verordnung Geldbussen von 
Fr. 2 bis Fr. 50 fest. 
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3. Das Sonntagsgesetz ist von der Landsgemeindo am 4. Mai 
nach Vorschlag des Landrates hinsichtlich zweier Artikel gemildert 
worden (Ldb. VI, 8. 82 n. ff.). 

4. Mit dem Kanton Schwyz hat der Regierungsrat von Uri am 
6. Oktober eine Übereinkunft betreffend Unterbringung urnerischer 
Angehöriger in die schwgzerische kantonale Zwangsarbeitsanstalt 
Schwyz- Kaltbad abgeschlossen (Ldb. VI, S. 109 u. ff.). 

5. Am 24. November beschloss der Landrat, infolge eines von 
der Rechtspflege-Kommission gestellten Postulates, den Regierungsrat 
zu ersuchen, prüfen zu wollen, ob das Begnadigungsrecht nicht 
auch hinsichtlich Arbeitsstrafe eingeführt und das Landratsreglement 
in diesem Sinne ergänzt werden solle (Amtsblatt, S. 592). 

6. Der 3., ebenfalls vom Referenten bearbeitete Band des 
neuen Landbuches, enthaltend das formelle und materielle kantonale 
Zivil- und Strafrecht, hat die landrätliche Sanktion erhalten. Nach- 
träglich sind bei diesem Anlasse auch der 1., 2. und 5. Band ge- 
nehmigt worden. Ausstehend ist noch der 4. Band, die allmend- 
genossenschaftlichen Bestimmungen der Korporationen Uri und Ursern 
und deren Strafbestimmungen bringend. Bei den vier ersten Bänden 
handelt es sich nicht um ein neues Gesetzbuch, sondern um eine 
Kompilation geltender Bestimmungen. 


Schwyz. Berichterstatter: Dr. F. Rickenbacher , Advokat, 
Goldau. 

1901. 

1. Am 23. August 1901 hat der Kantonsrat den Beschluss 
erlassen betreffend Ausschluss com Stimmrecht gemäss § 70, lit. h 
der Verfassung . Derselbe enthält folgende Strafbestimmungen : 

§ 4. Der Gemeinderat verfügt nach Prüfung der Akten und 
nachdem er sich überzeugt, dass kein Ausnahmefall gemäss § 7, 
Alinea 2, des Steuergesetzes vorliege, Streichung des Steuerschuldners 
vpm Stimmregister. Von diesem Entscheide ist sowohl dem Be- 
treffenden als dem Steucreinzüger und dem zuständigen Bezirksrate 
Kenntnis zu geben. 

Der Beschluss des Gemeinderates ist, nachdem er in Rechts- 
kraft erwachsen, im Amtsblatte zu veröffentlichen. 

§ 5. Der Ausschluss vom Stimmrechte dauert so lange, bis 
der Steuerpflichtige sämtliche rückständigen Stenern mit den er- 
wachsenen Kosten nachbezahlt und dem Gemeinderate sich hierüber 
ausgewiesen. 
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2. Vollziehungsverordnung zu § 16 des Wirtschaftsgesetzes vom 
24. September/7. Oktober 1899. Kantonsratsbeschluss vom 23. August 
1901. 

Dieselbe bestimmt in 

§ 4. Alinea 3 : Das Gericht kann von sich aus das Wirtshaus- 
verbot als Zusatzstrafe aussprechen, wenn er aus den Akten eines 
Straffalles die Überzeugung gewinnt, dass die Voraussetzungen des 
§16 des Wirtschaftsgesetzes zutreffen. 

§ 6. Die ausgefällten Wirtshausverbote sind im Amtsblatte 
zu veröffentlichen unter Angabe der Zeit, bis zu welcher dieselben 
dauern. 

§ 7. Übertretungen des Wirtshausverbotes durch den davon 
Betroffenen, sei es durch Besuch der Wirtschaften, sei es durch 
Bezug geistiger Getränke über die Gasse, sind durch das Bezirks- 
amt mit Geldbussen von Fr. 5 — 20, im Wiederholungsfälle mit 
Gefängnisstrafe bis 14 Tage zu bestrafen. 

3. Teilweise Öffnung und Verlegung des schwgzerischen Frei- 
berges. Regierungsrätliche Bekanntmachung vom 17. August 1901. 

Nach lit. c werden diejenigen, welche ohne regierungsrätliche 
Bewilligung im geöffneten Freiberge jagen, gleich Jägern ohne 
Patent bestraft. 

1902. 

1. Unterm 16. Mai 1902 hat der Regierungsrat ein Reglement 
für die kantonale Zwangsarbeitsanstalt Kaltbach-Schwgz aufgestellt. 

Der IX. Titel umfasst folgende Disziplinär- und Strafbestim- 
mungen : 

§ 63. Die Zwangsarbeiter sind dem Verwalter und seinen 
Angestellten pünktlichen Gehorsam schuldig und haben die ihnen 
aufgetragene Arbeit treu und fieissig zu erfüllen. 

§ 64. Als Disziplinarvergehen werden bestraft: Ungehöriges 
Betragen gegen die Vorgesetzten sowohl als gegen die Anstalts- 
genosBen, Übertretung der Hausordnung, Lügen, ungebührliche 
Redensarten, Simulieren von Krankheit, Sachbeschädigung, Ent- 
wendung, Veruntreuung, Ruhestörung, Entweichung, Versuch der- 
selben, ferner heimliches Korrespondieren, sowie unstatthafter Ver- 
kehr nach aussen, besonders durch Tausch, Kauf oder Verkauf, 
Annahme von Gegenständen etc. 

§ 65. Dem Verwalter steht folgende Strafbefugnis zu: 

1. Verweis; 

2. Kostminderung, und zwar Entzug der Morgen-, Abend- oder 
Mittagskost bis auf 4 Tage; 
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8. einfacher Arrest von 1 bis auf 4 Tage ; 

4. scharfer Arrest mit hartem Lager und Kostminderung (Ziffer 2 
oben) bis auf 4 Tage, eventuell Dunkelarrest auf gleiche Dauer 
bei Wasser und Brot je den zweiten Tag; 

5. andere geeignet erscheinende Strafmittel dürfen nur auf 
Weisung der Aufsichtskommission angewendet werden. 

Der Regierungsrat kann auf den von der Aufsichtskommission 
begutachteten Vorschlag des Verwalters gegen Zwangsarbeiter, auf 
welche vorbezeichnete Strafen keinen bessernden Erfolg haben, 
durch motivierten Beschluss im Sinne des § 9 des Gesetzes Ver- 
längerung der Strafzeit verfügen. 

§ 66. Eine solche Verlängerung der Détention neben der ver- 
wirkten Disziplinarstrafe kann der Regierungsrat auch bei versuchter 
oder wirklich erfolgter Flucht ans der Zwangsarbeitsanstalt ver- 
hängen. 

§ 67. Jede Entweichung einer Person ist dem Justizdeparte- 
ment und der Kantonspolizei unverweilt zur Kenntnis zu bringen 
unter Mitteilung des Signalements behufs polizeilicher Fahndung. 

§ 68. Übertretungen, welche sich als Polizeivergehen oder 
Verbrechen qualifizieren, hat der Verwalter dem Justizdepartement 
einzuberichten, welches sofort die Einleitung zur gesetzlichen Be- 
strafung durch die zuständigen Strafbehörden trifft. 

2. Kantonale Vollziehungsverordnung betreffend Anlage und Bezug 
des Militärpflichtersatzes. Beschluss des Kantonsrates vom 27. Mai 
1901 und 7. August 1902. 

5. Titel : Strafbestimmungen. 

§ 25. Wer schuldhafter Weise den Militärpflichtersatz nicht 
entrichtet, wird durch das Bezirksgericht mit Haft von 1 bis 10 
Tagen bestraft. 

Mit der Haft kann Entzug des Stimmrechtes oder Wirtshaus- 
verbot, beides bis auf die Dauer von 2 Jahren, verbunden werden. 

§ 32. Die in Rechtskraft erwachsenen Verurteilungen von 
Ersatzpflichtigen sind im Amtsblatto zu veröffentlichen. 

§ 34. Trotz Bestrafung im Sinne dieser Verordnung bleibt 
die Pflicht zur Zahlung der schuldigen Ersatzstcuern bestehen und 
sind dieselben durch die Sektionschefs auf dem Betreibungswege 
zu erheben. 

Die übrigen Paragraphen enthalten prozessuale Bestimmungen. 

3. Verordnung betreffend Herstellung und Verwendung des Ace- 
tylengases. Kantonsratsbeschluss vom 7. August 1902. 

§ 24. Übertretungen der Vorschriften dieser Verordnung unter- 
liegen, abgesehen von den zivilrechtlichen Folgen, einer Busse von 
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5 — 300 Fr. Die Bussen werden vom Regierungsrat und, soweit es 
Besitzer von Beleuchtungsanlagen laut § 5 betrifft, vom zuständigen 
Gemeindepräsidenten ausgefällt. Ein Drittel der eingegangenen 
Busse fällt dem Leiter zu. 


Unterwalden ob dem Wald. Berichterstatter: Ad. Wirs, 
Ständerat, Sarnen. 

Aus dem Gebiete des Strafrechtes ist für 1902 nur zu er- 
wähnen die Verordnung betreffend Erlass von Strafverfügungen wegen 
Nichtbezahlung des Militärpflichtersatzes vom 20. Februar 1902, die 
bestimmt : 

Art. 1. 

Wer schuldhafter Weise, ungeachtet zweimaliger Mahnung 
durch die Militärbehörden, den Militärpflichtersatz nicht entrichtet, 
wird vom Polizeigericht mit Haft von 1 bis 10 Tagen bestraft. 

Mit der Haft kann Entzug des Stimmrechtes oder Wirtshaus- 
verbot, beides bis auf die Dauer von zwei Jahren, verbunden 
werden. 

Art. 2. 

Für Steuerbeträge, welche jeweilen bis 1. September nicht be- 
zahlt sind, erlässt der Sektionschef eine Mahnung zur Einzahlung 
innert zehn Tagen, unter Hinweis auf die vorgesehene Strafe und 
Androhung der Überweisung an den Strafrichter. 

Art. 3. 

Spätestens auf Ende September eines jeden Jahres übermitteln 
die Sektionsehefs der Zeughausverwaltung ein Verzeichnis der 
schuldhaft rückständigen Steuerpflichtigen. 

Die Zeughausverwaltung eröffnet denselben, unter Androhung 
der gesetzlichen Folgen, eine letzte kurze Frist und verzeigt nach 
deren Ablauf die Säumigen, unter Angabe der nähern Verhältnisse, 
beim Militärdepartement. 


Unterwalden nid dem Wald. Berichterstatter: J. Käslin, 
Advokat, Stans. 

1901. 

Die Verordnung des Landrates betreffend die ärztlichen Oehtilfen, 
vom 23. Januar, sieht für die Übertretung der darin enthaltenen 
Bestimmungen (Vorschriften für die Anstellung ärztlicher Gehülfen 
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durch patentierte Ärzte) Bestrafung gemäss § 56 der Medizinalgesetze 
vor. Danach steht auf erstmalige Übertretungen Fr. 10 — 80 Geld- 
strafe, im Rückfall kann auf das Doppelte erkannt werden und im 
zweiten Rückfall zudem korrektionelle Bestrafung eintreten. 

Das Reglement des Regierungsrates für die Strassenmeiater , vom 
28. Januar, bedroht in § 20 den Strassenmeister, welcher die Er- 
füllung seiner Pflichten vernachlässigt, mit Ordnungsbusse bis auf 
Fr. 20, in schweren Fällen mit Dienstentlassung. 

' Die Verordnung des Landrates betreffend ansteckende Krank- 
heiten, vom 16. November, legt bei Nichtbeachtung der darin ge- 
nannten Vorsichtsmassregeln oder bei Ungehorsam dem behandelnden 
Arzt und dem Gemeinderat eine Anzeigepflicht auf. Die Verzeigung 
erfolgt bei der Polizeidirektion, die für Befolgung der Anordnungen 
sorgt; die betreffenden Gemeindebehörden haben für die Ausführung 
der gegebenen Weisungen zu sorgen (§ 12). Zudem steht auf Zu- 
widerhandlungen gegen die Bestimmungen der Verordnung Geldbusse 
von Fr. 5 — 50, zu deren Verhängung der Regierungsrat, unter Vor- 
behalt des Rekursrechtes an die Gerichte, zuständig ist (§ 13). 

li»02. 

Die Verordnung des Landrates betreffend Karbid und Acetylen, 
vom 12. April, legt den Personen, die Karbid lagern oder eine 
gewerbliche Anlage zur technischen Verwendung von Acetylen er- 
richten wollen, die Pflicht auf, hiervon dem Regierungsrate Anzeige 
zu erstatten unter Beilage einer Planskizze der betreffenden Lokale, 
Peschreibung der Apparate etc. (Art. 2). Art. 6 — 11 geben Vor- 
schriften für die Aufbewahrung von Karbid, Art. 12 — 19 für die 
Verwendung des Acetylens. Übertretungen der Verordnung unter- 
liegen einer Busse von Fr. 5 — 100 und haben eventuell Betriebs- 
einstellung zur Folge. 

Ausserdem erging unterm 12. April die Voll ziehungsr er Ordnung 
des Landrates zum Bnndesgesetze vom 29. März 1901 betreffend die 
Ergänzung des Bundesgesetzes über den Militärpflichtersatz , vom 
28. Juni 1878; sie hat folgenden Wortlaut: 

§ 1 . 

Wer je bis zum 1. August den Militärpflichtersatz nicht ent- 
richtet, erhält vom Sektionschef eine erste Mahnung. 

§ 2 . 

Bleibt die erste -Mahnung bis zum 1. Oktober erfolglos, so er- 
lässt der Sektionschef eine zweite Mahnung. 
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§ 3 . 

Den Mahnungszeddeln soll der Hinweis auf die im Gesetze 
vorgesehene Strafe und der zweiten Mahnung dazu noch die An- 
drohung der Überweisung an den Strafrichter beigedruckt sein. 

§ 4. 

Steuerpflichtige, welche auch der zweiten Mahnung innert 10' 
Tagen keine Folge geben, sind von den Sektionschefs beim Kreis- 
kommandanten als Renitente einzuklagen. 

In der Klage ist festzustellen, ob die Steuerentrichtung in schuld- 
hafter Weise unterblieb. 

§ 5. 

Der Kreiskommandant weist die Schuldbaren zur gesetzlichen 
Bestrafung an den Gerichtsausschuss (Gerichtsorganisation § 3) und 
legt einen kurzgefassten Antrag bei. 

Der Gerichtsausschuss urteilt in rein summarischem Verfahren. 
Eine weitere Anklage findet nicht statt, dagegen ist dem Beklagten, 
der vor das Gericht vorzuladeu ist, gestattet, sich zu verantworten. 

Verteidiger sind ausgeschlossen. 

§ 0 . 

Durch die Bestrafung wird die Verbindlichkeit zur Bezahlung 
des Pflichtersatzes nicht aufgehoben; dagegen darf wegen Nicht- 
bezahlung des nämlichen Steuerbetrages nur einmal Strafe verhängt 
werden. 


Glarus. Berichterstatter: Dr. D. Streiff, Advokat, Glarus. 
Keine strafrechtlichen Erlasse. 


Zug. Berichterstatter: Dr. CI. Iten, Fürsprech, Zug. 

1801 . 

Aus dem Jahre 1901 sind zu nennen: 

1. Verordnung betreffend Petroleum-, Benzin- und Gasmotoren, 
vom 22. Mai 1901. 

§ 14. Übertretungen dieser Vorschriften werden, sofern nicht 
schwerere, strafgerichtlich abzuwandelnde Fälle vorliegen, mit Geld- 
busse bis auf Fr. 200 bestraft. 

§ 15. Anzeigen wegen Übertretungen dieser Verordnung sind 
bei den Gemeindepolizeiämtem einzureichen. Diese haben den 
Untersuch vorzunehmen, sodann die Akten dem Regierungsrat ein- 
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zusenden, welcher die Sache entweder selbst erledigt oder diejenige 
Amtsstelle bezeichnet, welche mit der Erledigung des Falles zu 
betrauen ist. 

2. Brotschan- Verordnung, vom 24. Juli 1901. 

§ 8. Die Überwachung des Brotverkaufes wird von den Ge- 
meindepolizeiämtern ausgeübt. Der Brotverkauf soll jährlich wenig- 
stens zweimal kontrolliert werden. Die Kontrollberichte sind dem 
Sanitätsrate einzureichen. 

§ 9. Klagen gegen Brotverkäufer sind an die Gemeindepolizei- 
ämter zu stellen. 

§ 10. Werden Brote qualitativ beanstandet, so sollen die Laibe 
des beanstandeten Brotes dem amtlichen Chemiker übersandt werden. 

§ 11. Übertretungen werden nebst der Konfiskation des Brotes 
mit einer Busse von Fr. 5 — 100 belegt und die Erkanntnisse im 
Amtsblatt publiziert. 

1902. 

Im Jahre 1902 sind folgende, das Gebiet des Straf- und Ge- 
fängniswesens beschlagende Erlasse in Kraft getreten: 

1. Jagdgesetz file den Kanton Zug, vom 30. April 1902. 

§ 13. Jagdfrevel wird bestraft wie folgt: 

1. Mit Fr. 80—200: 

a) Das Jagen oder Einfangen von Wild in der geschlossenen Zeit; 

b) das Jagen in den Bann bezirken ; 

c) das Jagen an Sonn- und Feiertagen; 

d) das Jagen oder Einfangen von geschützten Wildgattungen. 

2. Mit Fr. 50—100 : 

a) Das Jagen und Einfangen von Wild zu offener Jagdzeit ohne 
Patent ; 

b) das nicht erlaubte Wegsehiessen von Feldkatzen ; 

c) die Anwendung von verbotenen Waffen und Fangarten (Art. 6 
des Bundesgesetzes), sowie der Gebrauch von Kugelläufen, 
Flobert- und Luftbüchsen und Watten ähnlicher Systeme ; 

d) der Gebrauch von andern als Hühnerhunden bei der Jagd 
auf Schwimmvögel nach der allgemeinen Jagd ; 

e) Kauf und Verkauf von gefreveltem Wild und von Wildbret 
jeder Art acht Tage nach Schluss der Jagdzeit (Art. 5 des 
Bundesgesetzes) ; 

f) Zerstören von Nestern und Bruten von Jagdgeflügel (Art. 6 
des Bundesgesetzes); 

g) Übertretungen der Art. 17 und 19 des Bundesgesetzes (Vogel- 
schutz) ; 
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h) anderweitige Übertretungen des Bundesgesetzes, des vorliegen- 
den Gesetzes und der hierzu zu erlassenden Verordnungen. 

Bei Übertretungen geringfügiger Art kann unter das Minimum 
gegangen werden. 

Bei Übertretungen der Art. 17 und 19 des Bundesgesetzes be- 
treffend Vogelschutz, bezw. §§ 7, 11 und 12 dieses Gesetzes durch 
Minderjährige, werden deren Eltern oder Vormünder verantwortlich 
gemacht. 

Verbotene Geräte, die beim Jagdfrevel gebraucht wurden, sowie 
das erlegte Wild, sind zu konfiszieren. 

Das Jagenlassen von Hunden ausser der allgemeinen Jagdzeit 
gilt nicht als Jagdfrevel, wird aber mit einer Polizeibusse von 
Fr. 15 für jeden Hund belegt. 

Anzeigen von Jagdfrevel, die von Kantons- und Gemeinde- 
polizisten, vom Kantonsförster oder beeidigten Unterförstern gemacht 
werden, bilden vollen Beweis, wenn und soweit selbe auf eigener 
persönlicher Wahrnehmung beruhen und innert 24 Stunden einge- 
reicht werden, sofern nicht in unzweifelhafter Weise die Unrichtig- 
keit der Anzeige nachgewiesen wird. 

§ 14. Unerhältliche Bussen sind in Gefängnis umzuwandeln, 
wobei ein Tag zu Fr. 5 zu berechnen ist. 

Bei Jagdfrevel im ersten Falle (Fälle geringfügiger Art aus- 
genommen) soll die Jagdbewilligung für ein Jahr, im Rückfalle, 
ebenso auch bei wiederholter böswilliger Eigentumsschädigung oder 
bei schwerer Körperverletzung anlässlich Ausübung der Jagd, sowie 
bei Umwandlung der Busse in Gefängnis, für zwei bis sechs Jahre 
nach erfolgtem Strafurteil entzogen oder verweigert werden. Überhin 
sind im Rückfalle alle Bussen zu verschärfen. 

ln den ersten drei Fällen bestimmt hierüber gleichzeitig mit 
der Ausfällung des Urteils das Gericht, im letztem Fall, auf Antrag 
der Finanzdirektion, der Regierungsrat. 

Jagdfrevel bei geschlossener Jagd und solche, begangen zur 
Nachtzeit, sind mit der doppelten Busse zu belegen. 

§ 15. Von den Geldstrafen fallen 50 %, im Maximum Fr. 50, 
dem Anzeigenden, das Übrige dem Staate zu. Im Falle der Zahlungs- 
unfähigkeit des Gebüssten vergütet der Staat dem Kläger seine 
Gebühr bis auf Fr. 30. 

§ 16. Klagen sind bei der Polizeidirektion anzubringen. An- 
erkennt der Verzeigte die Klage, so erfolgt die Büssung, falls er 
sich nicht im Rückfälle befindet, durch die Finanzdirektion mit 
dreitägiger Rekursfrist an den Regierungsrat. Bestreitet der Ver- 
zeigte die Klage, oder befindet er sich im Rückfall, so erfolgt die 
Beurteilung durch das Strafgericht. 
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2. Das Gesetz betreffend das Verfahren bei Wahlen und Ab- 
stimmungen, vom 17. April 1902. 

V. Titel. Strafbestimmungen. 

§ 79. Stimmfähige, welche Ruhe und Ordnung in der Ver- 
sammlung stören, oder solche, welche, ohne stimmberechtigt zu sein, 
in der Versammlung erscheinen, wird der Gemeinderat innèrt der 
ihm angewiesenen Strafkompetenzen büssen. 

In erschwerenden Fällen, oder wenn Wahleinschüchterungen 
und Wahlbestechungen vorfallen, ist er gehalten, einen Voruntersuch 
«inzuleiten und denselben auf Grund des § 17 der Kantonsverfas- 
sung der Regierung einzugeben. 

§ 80. Übertretungen dieses Gesetzes und Missachtung allfällig 
weiterer auf Grund desselben von der Regierung gegebener Ent- 
scheide oder Beschlüsse, welche von Amtspersonen oder Wahlbe- 
hörden ausgehen, werden als qualifizierte Amtsvergehen angesehen 
und sollen nach den in den §§ 52 und 53 festgesetzten Bestim- 
mungen des Strafgesetzes vom 21. Februar 1877 gebüsst werden. 

3. Verordnung betreffend die Auskündung und den Verkauf 
ton Geheimmitteln, medizinischen Spezialitäten, vom 20. August 1902. 

§ 7. Die kantonale Sanitätsbehörde ist befugt, gegen schwin- 
delhafte Anpreisung medizinischer Präparate, unreelle Offerten brief- 
licher Behandlung von Krankheiten und Publikationen von Zeug- 
nissen über angebliche Heilungen spezielle Verbote zu erlassen. 

§ 8. Zuwiderhandlungen gegen die Bestimmungen dieser Ver- 
ordnung und gegen bezügliche Verbote der kantonalen Sanitäts- 
behörde werden bestraft. 

Die Verleger bezw. Drucker von Zeitungen, Broschüren u. s. w. 
sind für verbotene Auskündungen in gleicher Weise strafbar. 

4. Gesetz Uber das Verfahren bei AusUbnng der Einzelkompetenz 
der Friedensrichter und des Kantonsgerichtspräsidenten, vom 6. No- 
vember 1902. 

§ 10. Schlusssatz: Dem Friedensrichter steht ein Disziplinar- 
strafreeht von Fr. 1 — 10 zu. 

§ 21. Schlusssatz: Dem Kantonsgerichtspräsidenten steht ein 
Disziplinarstrafrecht von Fr. 5 — 20 zu. 


Fribourg. Rapporteur: V. Gottofreg, professeur à l’université, 
Fribourg. 

Aucun acte législatif en matière pénale. 
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Solothurn. Berichterstatter: Dr. A. Affolter, Fürsprech, 
Solothurn. 

1901 (Nachtrag). 

Für das Jahr 1901 ist noch naehzutragen l ) ein Regierungsrats- 
beschluss vom 16. Oktober über die Vollziehung des Bundesgesetzes 
vom 29. März 1901 betreffend die Ergänzung des Bundesgesetzes Uber 
den Militärpflichtersatz , vom 28. Juni 1878. Er bestimmt: 

1. Die Oberamtmänner haben an diejenigen Steuerschuldner, 
welche beim Sektionschef nicht Zahlung geleistet haben, als Organe 
der Militärverwaltung eine erste und wenn nötig auch eine zweite 
Mahnung zur Entrichtung der Steuer zu erlassen, unter der An- 
drohung, dass im Falle der Nichtzahlung Überweisung an den Straf- 
richter erfolgen werde. Sie haben den Richterämtern gegebenenfalls 
die nötigen Anzeigen einzureichen. 

2. Das Strafverfahren richtet sich nach den Bestimmungen der 
kantonalen Strafprozessordnung. 

1902 . 

Keine strafrechtlichen Erlasse. 

Baselstadt Berichterstatter: Gerichtspräsident Dr. Völlmy 
in Basel. 

Durch das Besetz über Anlegung und Korrektion von Strassen, 
vom 13. Februar 1902, wurden u. a. aufgehoben: Die Verordnung 
über Handhabung der baupolizeilichen Vorschriften vom 19. Mai 
1860 und der Anhang zur Baupolizeiverordnung vom 7. Juli 1877. 

Durch Beschluss des Regicrungsrates vom 12. März 1902 wurde, 
in Ausführung von Art. 1 des Bundesgesetzes vom 29. März 1901 
betreffend die Ergänzung des Bundesgesetzes über den Militärpflicht- 
ersatz vom 28. Juni 1878, das bezügliche Strafverfahren festgestellt. 

Die Verordnung betreffend Erstellung und Beaufsichtigung der 
Blitzableiter vom 20. März 1902 bestimmt, dass Nichtbeachtung 
der Vorschriften dieser Verordnung mit Geldbusse oder Haft bestraft 
wird. 

Basel-Landschaft. Berichterstatter: Obergerichtspräsident 
E. Tanner , Liestal. 

Dieser Kanton hat im Berichtsjahr ein Bangesetz erlassen, das 
in § 33 folgende Strafbestimmungen enthält: 


*) Vgl. diese Zeitschrift, Bd. XV, S. 285 ff. 
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Wer ein neues Gebäude errichtet oder ein bestehendes umbaut 
ohne die erforderliche Baubewilligung, oder wer von den in der Bau- 
bewilligung aufgestellten Bedingungen abweicht, verfällt in eine 
Busse von Fr. 10 bis Fr. 500, ferner, wer den Vorschriften der 
§§ 2, 7, 8, 9, 13, 14 und 15, soweit sie sich auf Strassen, Wege 
und öffentliche Plätze beziehen, zuwiderhandelt, verfällt in eine 
Busse von Fr. 10 bis Fr. 100. Ausserdem kann vom Regierungsrat 
beziehungsweise vom Richter die Entfernung oder Abänderung der 
vorschriftswidrig erstellten Baute oder Anlage auf Kosten des 
Eigentümers angeordnet werden. 

In die gleiche Busse wie der Eigentümer kann auch der Bau- 
unternehmer verfällt werden. 

Die zitierten Paragraphen des Baugesetzes lauten: 

§ 2 . 

Gebäude müssen mindestens 3,60 m von den Kantonsstrassen 
entfernt gebaut werden ; Vordächer, Altanen, Erker und Treppen 
dürfen bis auf eine Entfernung von 2,60 m vorragen. 

Der Regierungsrath ist befugt, für Neubauten an Kantons- 
strassen, für die eine Erweiterung beziehungsweise Korrektion vor- 
gesehen ist, eine weitere Entfernung als 3,60 m festzusetzen. In 
solchen Füllen ist für das Land über 3,60 m hinaus Entschädigung 
im Sinne von § 16 zu bezahlen. 

Für Gebäude und Gebäudeteile an den übrigen Strassen und 
Wegen, die dem öffentlichen Fährverkehr dienen, muss eine Ent- 
fernung von mindestens 1,50 m eingehalten werden. Vorbehalten 
bleiben die Bestimmungen der §§ 18 fg. 

Die Entfernung wird von dem Strassen- beziehungsweise dem 
W T egrande aus bestimmt. Wenn bei Kantonsstrassen die Grenze 
ausserhalb dem Strassenrande liegt, kann der Regierungsrat ver- 
langen, dass der Eigentümer von austossendem Bauland das zwischen- 
liegende Land erwirbt. Können die Parteien sich über den Preis 
nicht einigen, so entscheidet darüber das Obergericht oder auf 
Vereinbarung der Parteien ein Schiedsgericht endgültig. 

§ 7. 

Einfriedigungen jeder Art dürfen an Strassen und fahrbaren 
Wegen nur mindestens 60 cm von der Grenze entfernt erstellt 
werden. 

Im übrigen dürfen Einfriedigungen auf der Grenze errichtet 
werden, insofern nicht die bisherige Ausübung von Tret- und Pflug- 
wenderechten (Vorbehalten die Bestimmungen des § 19) oder anderer 
Berechtigungen der Nachbargrundstüeke entgegensteht. 
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Auf Mauern und geschlossene Einfriedigungen von mehr als 
2 in Höhe finden die Vorschriften der §§ 2, 3 und 4 Anwendung. 

§ 8 . 

Einfriedigungen mit Glasscherben und ähnlichen gefährlichen 
Schutzmitteln zu versehen, ist nicht gestattet. Stacheldraht darf 
an Strassen und Wegen nicht verwendet werden. 

§ 9 . 

Düngerhaufen, Jauche-, Schüttstein- und Abtrittgruben und 
ähnliche Anlagen müssen wenigstens 1 m von der Grenze entfernt 
bleiben. Gruben dieser Art müssen so erstellt werden, dass den 
Nachbaren infolge Durchlässigkeit kein Schaden erwächst; ausser- 
dem müssen sie solid gedeckt sein. 

§ 13. 

In der Nähe von Wohngebäuden darf kein der Gesundheit 
schädliches Etablissement errichtet werden. Wenn bestehende Ge- 
werbe für die Nachbarschaft gesundheitsschädlich werden, kann 
die Einstellung des Betriebes verfügt werden. 

Für Bauten, in denen feuergefährliche oder solche Gewerbe 
betrieben werden sollen, die anhaltend einen Übeln Geruch ver- 
breiten, oder mit andern erheblichen Nachteilen verknüpft sind, 
kann eine grössere Entfernung als die in den §§ 2 und 3 vor- 
gesehene bestimmt oder die Errichtung von Sicherheits- und andern 
Vorkehren verlangt werden. Dies kann auch für Einrichtung 
solcher Gewerbe in schon bestehenden Gebäuden geschehen. 

Diese Bestimmungen gelten analog auch für Ablagerungen 
von Stoffen jeder Art, deren Ausdünstung gesundheitsschädlich ist 
oder eine erhebliche Belästigung für die Nachbarschaft verursacht. 

In allen diesen Fällen entscheidet, soweit Interessen öffent- 
licher Natur in Frage kommen, der Zivilriehter. 

§ 14 . 

Gegen öffentliche Plätze oder Strassen dürfen keine Aus- 
mündungen von Kaminen irgend einer Art, welche Rauch, Dampf 
oder verdorbene Luft und dgl. wegführen, angebracht werden. 

§ 15. 

Das Regenwasser darf nicht als blosse Dachtraufe oder aus 
offenen Rinnen oder Röhren auf die Strassen, öffentliche Plätze oder 
die Nachbargrundstücke abgeleitet, sondern muss durch Abfall- 
röhren bis auf den Boden und, wo die vorhandenen Einrichtungen 
dies erlauben, unterirdisch weiter geführt werden. 
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Unreines Wasser aus Abtritten, Schüttsteinen und dgl. darf 
nicht auf öffentliche Plätze, Strassen, Strassenschalen und Nach- 
bargrundstücke abgeleitet werden. 

Unterirdische Ableitungen von solchen Flüssigkeiten sollen so 
angelegt werden, dass unter der Ausdünstung derselben die Nach- 
barschaft nicht leidet. 


Schaffhausen. Berichterstatter: Rechtsanwalt' E. Ziegler, 
Schaffhausen. 

Bericht pro 1901/1902. Vgl. diese Zeitschrift, 1. Jahrg., S. 94 — 96. 


Appenzell I.-Rh. Berichterstatter: J. B. E. Neff, Kantons- 
gerichtsschreiber, Appenzell. 

Keine strafrechtlichen Erlasse. 


Appenzell A.-Rh. Berichterstatter: Dr. C. Meyer, Advokat, 
Herisau. 

Keine strafrechtlichen Erlasse. 


St. Gallen. Berichterstatter: 0. Müller, Staatsschreiber in 
St. Gallen. 

Aus dem Gebiete des materiellen Strafrechts, sowie des Straf- 
prozessrechts sind für das Jahr 1902 keine gesetzgeberischen Erlasse 
zu verzeichnen ; dagegen beschlagen folgende Dekrete das Gebiet 
des Strafvollzugs und mögen daher hier Erwähnung finden. 

1. Verordnung über das Justizrechnungswesen, sowie über die 
Anordnung und Kontrollierung des Strafvollzugs, vom 29. März 1902 
(Ges. -Sammlung, Bd. VIII, N. F., Nr. 57). 

Von dieser Verordnung, deren Erlass durch das mit 1. Januar 
1902 in Vollzug getretene Gesetz betreffend die Zivilrechtspflege, 
vom 9. Juli 1900 (Ges.-Sammlung, Bd. VIII, N. F., Nr. 22), ver- 
anlasst wurde, sind folgende Bestimmungen zu erwähnen: 

Art, 20. Die Verrechnung und der Bezug der Bussen und Kosten 
in Straffullen (einschliesslich der Forstfrevelfälle und Bahnpolizei- 
straffälle), welche den Gemeinderäten oder andern administrativen 
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Dio Strafgesetzgebung; des Bundes und der Kantone. 


Behörden zur Abwandlung überwiesen sind, liegt denjenigen Be- 
hörden ob, welche die betreffenden Straferkanntnisso erlassen haben. 

Die Bussen fallen, nach den Bestimmungen des Gesetzes, in 
die Kasse der betreffenden Gemeinde oder Korporation, wogegen 
von derselben auch alle Rechtskosten zu bestreiten sind, unter 
Vorbehalt des Regresses auf die nach Massgabe des Urteils pflichtige 
Partei (Art. 99, Abs. 3, 102, lit. e, und 104 der korrektioneilen 
Prozessordnung). 

Art. 22. Wenn in solchen Polizeistraffallen eine Busse nieht 
erhebbar ist, so hat sich die betreffende Gemeindebehörde an das 
Bezirksamt zu wenden mit dem Gesuche um Strafumwandlung ; die 
bezüglichen Abbüssungskosten hat die betreffende Gemeindekasse 
zu tragen. 

Bei Straffällen wegen Forstfrevels und wegen Schulversäum- 
nissen findet jedoch die Strafumwandlung auf Kosten der Staatskasse 
statt (Art. 12, Abs. 1, der Verordnung über Abwandlung der Forst- 
übertretungen und Art. 35 des Erziehungsgesetzes). Die bezüglichen 
Abbüssungsausweise sind vom Bezirksammann der monatlichen Kassa- 
rechnung beizulegen, worauf die Staatskassaverwaltung das Visum 
des Ressortdepartements einholen wird. 

Art. 29. Der Einstig der Geldstrafen, der Ordnungs- und Stempel- 
bussen, der Gerichts-, Präsidial-, Kanzlei- und Weibelgebühren und 
der Auslagen des Gerichts in Straffällen, soweit dieselben nicht 
etwa bei einer privaten Partei gemäss Art. 24 zum voraus zu erheben 
sind, ist, sofern sie nicht schon dem Gerichte bezahlt wurden, Sache 
des Bezirksamtes. 

In Injurienfällen haben sich die Bezirksämter nur mit dem 
Vollzug der Strafe (Einzug der Geldbusse etc.) zu befassen; der 
Einzug der Gebühren, sowie der Ordnungs- und Stempelbussen ist 
Sache der Gerichtskanzlei. 

Art. 44. Von den Ausnahmen des Art. 71 abgesehen, liegt der 
gesamte Strafcollsng dem Bezirksammann ob ; derselbe hat den Ein- 
zug der Kosten auch in jenen Fällen zu besorgen, wo die Unter- 
suchung zwar aufgehoben, die Bezahlung der Kosten aber dem 
Beklagten oder dem Kläger auferlegt wurde. 

Art. 45. Personen, welche im Kantone kein Domizil besitzen 
und welche die ihnen auferlegte Geldstrafe nebst den Kosten nicht 
sogleich bar erlegen oder sicherstellen, sind sofort nach Ausfällung 
des Urteils zur Abbüssung der Busse in Arrest zu setzen. 

Personen, welche zu einer Freiheitsstrafe verurteilt wurden 
und welche im Kantone kein Domizil besitzen oder bei denen 
Fluchtgefahr besteht, sind ebenfalls sofort nach der Urteilsfällung 
zu verhaften. 
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In diesen Fällen hat der Bezirksammann von der sofortigen 
Anordnung des Strafvollzugs dem Staatsanwalt beförderlichst Mit- 
teilung zu machen und die Zusendung des Urteils und der Akten 
nach Möglichkeit zu beschleunigen. 

Im übrigen schreitet der Bezirksammann sofort nach der Ge- 
nehmigungsanzeige der Staatsanwaltschaft zum Vollzüge des Urteils, 
insofern der Beklagte sich nicht ausweist, dass er gegen das Urteil 
ein Rechtsmittel ergriffen hat ; jedenfalls hat der Vollzug sofort nach 
Inkrafttreten des Urteils zu erfolgen. 

Art. 46. Bei Freiheitsstrafen kann der Bezirksammann, sofern 
sich der Verurteilte durch sein Verhalten etc. nicht jeder Nachsicht 
unwürdig gemacht hat und ein Strafaufschub nicht den Strafvollzug 
überhaupt gefährden würde, aus wichtigen Gründen (z. B. wenn die 
Familie bei sofortigem Strafantritte in Not geriete oder bei schwerer 
Krankheit eines Familiengliedes etc.) bis auf zwei Monate, vom Datum 
des Urteils an gerechnet, Stundung ftir den Strafantritt gewähren. 

Weitergehende Stundungsgesuche sind vom Bezirksammann, 
der dieselben zu begutachten hat, der Staatsanwaltschaft einzusenden, 
welche dieselben mit ihrem Anträge und der bezüglichen Straf- 
prozedur dem Justizdepartement zum Entscheide übermittelt. 

Fiir die Bezahlung der Bussen und Kosten darf ohne besondere 
Gründe nur dann Stundung gewährt werden, wenn der Betreffende 
eine erhebliche Anzahlung macht und die angesetzten Temine für 
Katazahlungen genau innehält. 

Art. 47 . Der Bezirksammann hat, sofern nach seiner Ansicht 
der Verurteilte, beziehungsweise in die Kosten Verfällte, zahlungs- 
fähig ist, entweder letzteren mittelst Formular, welches bei der 
Staatsanwaltschaft zu beziehen ist, unter Ansetzung einer kurzen 
Frist zur Bezahlung der Bussen und der Kosten aufzufordorn oder 
sofort gegen denselben Betreibung anzuheben; letztere ist ohne 
Unterbrechung durchzuführen. 

Ist der Verurteilte dem Bezirksammann nicht als zahlungsfähig 
bekannt, so hat sich letzterer hierüber beim Gemeindammann des 
Wohnortes des Verurteilten zu erkundigen. Der betreffende Gemeind- 
ammann ist verpflichtet, nötigenfalls selbst weitere Erkundigungen 
einzuziehen und hierauf, je nachdem die Voraussetzungen für Aus- 
fertigung eines Armutszeugnisses (Art. 48) ihm als gegeben erscheinen 
oder nicht, entweder von sich aus für beförderliche Ausfertigung 
eines gemeinderätlichen Armutszeugnisses zu Händen des Bezirks- 
ammanns zu sorgen oder letzterem über die Zahlungsfähigkeit des 
Verurteilten Bericht zu erstatten; im letztem Falle hat der Bezirks- 
ammann die Betreibung anzuheben. 

Schweizerische Zeitschrift für Strafrecht. IS. Jahrg. 18 
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Wenn der Verurteilte im Kantone kein Domizil besitzt, aber 
Kantonsbürger ist, so hat sich der Bezirksammann an den Gemeinde- 
rat der Heimatgemeinde zu wenden, mit der Anfrage, ob demselben 
der Aufenthalt des Verurteilten bekannt sei und ob letzterer in der 
Schweiz Vermögen besitze. Sofern die letztere Frage bejaht wird, 
hat der Bezirksammann die nötigen Schritte zu tun, damit aus 
diesem Vermögen die Busse und die Kosten beglichen werden, und 
zu diesem Zwecke nötigenfalls und soweit zulässig das Arrest- 
verfahren einzuleiten. Lautet die Antwort dahin, dass der Ver- 
urteilte in der Schweiz ein Domizil besitze, so ist gemäss Absatz 4 
vorzugehen. 

Wenn der Verurteilte ein bekanntes ausserkantonales Domizil 
in der Schweiz besitzt, so ist die zuständige ausserkantonale Wohn- 
sitzbehörde, und in den Fällen, in denen der Verurteilte unbekannten 
Aufenthaltes und Nichtkantonsbürger, aber Schweizerbürger ist, die 
■zuständige ausserkantonale Heimatbehörde um Zusendung eines Aus- 
weises über Erhebbarkeit oder Unerhebbarkeit des Bussen- und 
Kostenbetrages zu ersuchen. Im Falle der Erhebbarkeit hat der 
Bezirksammann die zum Einzug weiter nötigen Schritte zu tun. 

Wenn der Verurteilte Ausländer und ein schweizerischer Auf- 
enthaltsort desselben dem Bezirksammann nicht bekannt ist, so hat 
sich letzterer an die Behörde jener Gemeinde, in der der Verurteilte 
zuletzt in der Schweiz Domizil hatte, zu wenden mit der Anfrage, 
ob derselbe zurzeit in der Schweiz ein Domizil oder wenigstens 
Vermögen besitze. Im Falle einer Bejahung dieser Anfrage ist gemäss 
Absatz 3 und 4 vorzugehen. 

Art. 48. Armutszeugnisse (Art. 47, Abs. 2) sind nur in Fällen 
wirklicher Unerhebbarkeit auszustellen. In diesen ist ausdrücklich 
zu bezeugen, dass der Betrag auch durch Anwendung des Rechts- 
triebs nicht zu erheben wäre. In Fällen, wo der Verfällte zwar den 
Betrag nicht zu zahlen im stände ist, aber früher oder später Ver- 
mögen zu gewärtigen hat, ist dieses im Almutszeugnisse zu bemerken 
und hiervon vom Bezirksammann Notiz in der Strafkontrolle behufs 
künftiger Einhebung des unerhebbaren Kosten- und des Bussen- 
betrages, soweit dieser nicht durch Umwandlung in Gefängnisstrafe 
und Verbüssung dieser letztem getilgt ist, zu nehmen. 

Art. 49. Als Ausweise für die Unerhebbarkeit sind nur zu 
betrachten : 

1. Leere Pfändungsurkunden und Verlustscheine ; 

2. Armutszeugnisse, welche den Anforderungen des Art. 48 ent- 
sprechen ; 
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3. Bescheinigungen von Gemeindebehörden, wonach der Zahlungs- 
pflichtige in der Schweiz kein Domizil und auch kein Ver- 
mögen besitzt (Art. 47, Abs. 3 und 5). 

Sollten Unerhebbarkeitsausweise nicht erhältlich sein, so sind 
diese durch eine bezügliche Erklärung des Bezirksammanns zu er- 
setzen ; in dieser Erklärung ist anzugeben, welche Schritte der 
Bezirksammann zur Beibringung eines Unerhebbarkeitsausweises 
getan hat, eventuell warum dieselben unterblieben sind. 

Art. 50. Ist der Verurteilte nicht im stände, die "Konten und 
die Busse zu bezahlen, so sind die Barschaft und die Effekten, 
welche ihm abgenommen worden sind, an die Kosten zu nehmen 
und, sofern nicht bessere Drittmannsrechte bestehen, öffentlich zu 
versteigern. Dem Betreffenden soll übrigens immer wenigstens so 
viel an Habseligkeiten belassen werden, als ihm bei Anwendung 
des Schuldentriebs belassen werden müsste; auch soll auf Barschafts- 
beträge unter Fr. 5 nicht gegriffen werden. 

Zu diesem Behufe ist jedesmal, wenn ein Untersuchungsgefangener 
im Besitze von Barschaft oder Effekten sich befindet, unter Haftbar- 
keit des Untersuchungsbeamten ein Verzeichnis derselben (Inventar) 
zu fertigen und den Akten beizulegen, und es hat letzterer zugleich 
für die Aufbewahrung derselben zu sorgen. 

Art. 51. Für alle Fälle gilt, ohne Rücksicht auf allfüllige AVünsche 
und Begehren des die Zahlung Leistenden, als Regel, dass aus dem 
erhältlichen Betrage zuerst die Gerichts- und Untersuchungskosten 
(Fiskalgebühren inbegriffen), sowie die Stempel- tuid Ordnungsbussen 
zu tilgen sind und nur der übrige Betrag an die Busse zu nehmen 
ist, so dass, wenn der Rest zur Bezahlung der letztem nicht aus- 
reicht, -für den unbezahlt gebliebenen Teil die gesetzlichè Abbüssung 
einzutreten hat. 

In Fällen von solidarischer Haftbarkeit für die Kosten ist 
zunächst der gesamte Betrag, auf welchen diese Haftbarkeit lautet, 
zu tilgen, bevor eine geleistete Zahlung mit der Busse verrechnet 
werden darf. Ist auf diese Weise von der einten Partei der gesamte 
Kostenbetrag bezahlt worden und erfolgt dann später von der für 
die Kosten mithaftbaren Partei eine Zahlung, so ist letztere an die 
Busse der erstem zu verrechnen oder, wenn auch die Busse bezahlt 
ist, an jene auszuhändigen. 

Art. 52. Sobald dem Bezirksammann ein gesetzlicher Ausweis 
über die Unerhebbarkeit der Busse (Art. 49) zugekommen ist, hat 
er unverzüglich die Strafumwandlung in Gefängnis, beziehungsweise 
Arbeitshaus, nach dem gesetzlich bestimmten Verhältnis anzuordnen 
(Art. 19 und 21 des Strafgesetzes). Über den Vollzug der in Freiheits- 
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strafe umgewandelten Geldbusse gelten die Bestimmungen von Art. 53 
bis 56. Im Falle einer polizeilichen Ausschreibung ist jedoch in 
dieser zu bemerken, dass die Freiheitsstrafe von einer Geldbusse 
herrühre, und dass der Betreffende im Betretungsfalle den Vollzug 
der Freiheitsstrafe von sich abwenden könne, sofern er die Kosten 
und die Busse, deren Beträge anzugeben sind, sofort an die betreffende 
Polizeibehörde zu Händen des die Ausschreibung erwirkenden Be- 
zirksamts bezahle oder wenigstens genügend sicherstelle. 

Art. 53. Wenn der Betreffende zu einer Freiheitsstrafe verurteilt 
wurde, welche in der kantonalen Strafanstalt abzubüssen ist, so hat 
der Bczirksammann denselben beförderlichst demLandjägerkommando 
zuführen zu lassen mit einem Begleitschreiben, dessen Formular bei 
der Staatsanwaltschaft zu beziehen ist. 

Sofern keine Fluchtgefahr besteht, kann der Bezirksammann 
dem Verurteilten gestatten, sich freiwillig dem Landjägerkommando 
zum Zwecke des Strafantritts zu stellen; der Bezirksammann hat 
jedoch in einem solchen Falle dem Verurteilten eine kurze Frist 
anzusetzen, innert welcher er sich zu stellen habe, und hiervon dem 
Landjägerkommando Mitteilung zu machen ; letzteres hat sodann 
dem Bezirksammann, sobald der Strafantritt erfolgt, hiervon Bericht 
zu geben. Versäumt der Verurteilte die ihm eingeräumte Frist, so 
hat polizeiliche Zuführung zu erfolgen. 

Wenn die Freiheitsstrafe nicht in der kantonalen Strafanstalt 
abzubüssen ist, so kommen die in Absatz 1 und 2 aufgestellten 
Vorschriften ebenfalls zur Anwendung, jedoch mit der Abänderung, 
dass an Stelle des Landjägerkommandos der betreffende Gefangen- 
wart tritt. 

Art. 54. Die Mitteilungen betreffend Strafumwandlung und die 
damit verbundene Aufforderung zum Strafantritte hat brieflich zu 
erfolgen. Die übrigen Aufforderungen haben entweder brieflich 
oder durch Polizeiorgane, ausnahmsweise durch den Weibel, zu 
geschehen. 

Die quittierten Rechnungen für die bezüglichen Gebühren des 
Weibels sind, in einem Bordereau zusammengestellt, vom Bezirks- 
ammann mit der monatlichen Kassarechnung der Staatskassavor- 
waltung einzusenden, worauf letztere das Visum des II. Staatsanwalts 
einzuholen hat. 

Art. 55. Gegen Abwesende ist nach den Vorschriften der Ver- 
ordnung gegen die Straffltichtigkeit, vom 12. April 1843, zu ver- 
fahren. Deren Befolgung seitens der Polizeibehörden unterliegt der 
besondern Überwachung durch die Bezirksammänner. 

Von der geschehenen Ausschreibung ist in der Strafkontrolle 
Vormerkung zu nehmen. 
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Art. 56. Die Gefangenwarte der Bezirksgefängnisse haben sofort 
nach stattgefundener Abbüssung den Abbiissnngsschein , mit dem Visum 
des Gemeindammanns versehen, dem Bezirksammann zu übermitteln. 
In diesem Scheine sind die Tage der Abbüssung, sowie die Stunde 
des Ein- und Austrittes genau zu bezeichnen. 

Der Bezirksammann hat den Abbüssungsschein genau zu prüfen, 
und, wenn die Abbüssung nicht nach gesetzlicher Vorschrift oder 
unvollständig vollzogen wurde oder wenn der Abbüssungsschein 
mangelhaft ist, ungesäumt die nötigen Vorkehrungen zu treffen. 

Die visierten und quittierten Verpflegungsnoten der Gefangen- 
warte gelten als Belege. 

Art. 57. In den Kontinua zial fällen gemäss Art. 207 des Kriminal- 
prozesses und Art. 00 bis 62 (nicht aber Art. 63) des korrektioneilen 
Prozesses hat der Bezirksammann das Urteilsdispositiv beförderlichst 
im Amtsblatte zu publizieren. 

Art. 56. Der Bezirksammann hat, sobald das Urteil rechts- 
kräftig geworden ist, sofern dieses lautete: 

a) auf Entzug des Stimm- und Wahlfiihigkeitsrechtes, das Urteils- 
dispositiv unter Weglassung des Kostenspruches im Amtsblatte 
zu publizieren ; 

b) auf Kantonsverweisung, den hierauf bezüglichen Teil des 
Urteilsdispositives im kantonalen Polizeianzeiger zu veröffent- 
lichen ; 

c) auf Einstellung im Amte (Art. 105 bis 171 des Strafgesetzes), 
hiervon dem allfklligen Stellvertreter und der betreffenden 
Aufsichtsbehörde Kenntnis zu geben ; 

d) auf Amtsentsetzung (Art. 165 bis 171 des Strafgesetzes), hier- 
von derjenigen Behörde, welche die Ersatzwahl vorzunehmen 
oder anzuordnen hat, sowie dem Departement des Innern 
Mitteilung zu machen ; 

e) auf Einstellung im Berufe gegenüber Ärzten, Zahnärzten, Apo- 
thekern, Hebammen, niedera Chirurgen, Abwärtern und Tier- 
ärzten (Art. 129 und 171 des Strafgesetzes), hierüber der 
Sanitäts- beziehungsweise der Veterinärkommission Bericht zu 
geben ; 

f) auf Verbot der Betreibung des Berufs als Wirt (Art. 179, Abs. 5, 
des Strafgesetzes), durch das Geraeindamt das Wirtschafts- 
patent abzuverlangen und dasselbe mit einem bezüglichen 
Berichte dem Polizeidepartement zu übermitteln; 

g) auf Einstellung in der elterlichen Gewalt (Art. 191, Abs. 2, 
des Strafgesetzes), hiervon das zuständige Waisenamt zu be- 
nachrichtigen. 
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Von allen Freiheitsstrafen von mindestens sechsmonatlicher 
Dauer hat der Bezirksammann, wenn der Verurteilte sein Domizil 
im Kantone hatte, dem zuständigen Waisenamte im Sinne von Art. 49 
und 48, Ziff. 4, des Vormundschaftsgesetzes Mitteilung zu machen. 

Art. 59. Von allen Urteilen, in welchen eine Strafe ausgefällt 
wurde, hat der . Bezirksammann sowohl dom Gemeinderate des 
st. gallischen Wohnortes, als auch demjenigen des Heimatortes des 
Verurteilten, unter Benützung des bezüglichen Formulars, Kenntnis 
zu geben. Der betreuende Gemeinderat ist verpflichtet, von diesen 
Mitteilungen in seinem Vorstrafenverzeichnis Vormerkung zu nehmen. 

Die Urteilsmitteilungen an die ausserkantonalen Heimatbehörden 
erfolgen durch das Landjägerkommando; dieselben sind somit 
letzterem zu übermitteln, und es ist hierbei das bezügliche Formular 
zu verwenden. Um letzteres richtig ausfüllen zu können, ist es 
nötig, dass die Untersuchungsämter schon bei der ersten Einvernahme 
eines Beklagten, welcher nicht Kantonsbürger ist, die genauen Per- 
sonalien desselben zu Protokoll nehmen, und zwar: 

a) Vor- und Familienname; 

b) Heimatort (Gemeinde, Bezirk und Land); 

c) Zivilstand ; 

d) Vor- und Familienname des Ehegatten; 

e) Vorname des Vaters; 

f) Vor- und Familienname der Mutter; 

g) Zeit der Geburt, und zwar nicht bloss das Jahr, sondern auch 
den Tag und den Monat; 

h) Ort der Geburt (Gemeinde, Bezirk und Land); 

i) Letzter Wohnort; 

h) Beruf. 

Wenn die von den Gemeindümtern geführten Untersuchungen 
diese Angaben nicht enthalten, so hat der Bezirksammann die Er- 
gänzung sofort anzuordnen oder selbst vorzunehmen. 

In wichtigeren Fällen ist auch das Signalement des Verurteilten 
in die Urteilsmitteilung aufzunehmen. 

Art. 60. Wenn einem Beklagten vom Gerichte ausserrechtliche 
Kosten oder eine Haftentschädigung zugesprochen wurde, so hat der 
Bezirksammann den betreuenden Betrag sofort nach Inkrafttreten 
des Urteils auszubezahlen. 

Haftentschädigungen, welche von der Anklagekammer gesprochen 
wurden, hat der Bezirksammann auszubezahlen, sobald er den 
Protokollauszug, wonach der Regierungsrat auf Ergreifung eines 
Rechtsmittels gegenüber der Verfügung der Anklagekammer ver- 
zichtet, erhalten hat. Dieser Protokollauszug ist der monatlichen 
Kassarechnung samt der Quittung beizulegen. 
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• Art. 71. Wenn von einem Gerichte über einen jugendlichen 
Verbrecher die Versorgung in einer Besserungsanstalt verhängt wird, 
so liât die Staatsanwaltschaft das Urteil samt Prozedur dem Polizei- 
departement zur weitern Verfügung zu übermitteln. 

Wenn vom Kantonsgericht eine korrektionelle Freiheitsstrafe 
ausgesprochen wird, welche in der kantonalen Strafanstalt zu ver- 
büssen ist, so hat der Staatsanwalt, sofern nicht etwa vom Justiz- 
departement Stundung für den Strafantritt gewährt wird, dafür zu 
sorgen, dass sofortiger Strafantritt erfolgt. 

Wenn Stundung gewährt wurde, so hat der Staatsanwalt dem 
betreffenden Bezirksamte hiervon Mitteilung zu machen. 

Für den Vollzug krimineller Strafen ist der Art. 217 des Kriminal- 
prozesses massgebend. 

Im übrigen ist der Vollzug aller dieser Urteile (z. B. betreffend 
Einzug der Kosten, allfälliger Geldstrafen etc.) Sache des Bezirks- 
amtes. 

Von den Abbüssungsscheinen betreffend Freiheitsstrafen, die 
in der kantonalen Strafanstalt abgebüsst wurden, hat der Staats- 
anwalt dem betreffenden Bezirksamte Mitteilung zum Zwecke der 
Vormerkung in der bezirksamtlichen Strafkontrolle zu machen. 

Art. 72. Der Staatsanwalt hat die Urteile des Kantonsgerichts, 
der Rekurskoramission und des Kassationsgerichts in Strafsachen 
dem Bezirksamte zur Einsicht zu übermitteln, damit dieses hiervon 
in der Strafkontrolle Vormerkung nehmen und den Urteilsvollzug, 
soweit er dem Bezirksamte zusteht, anordnen kann. 

Art. 73. Der II. Staatsanwalt hat den gesamten Urteilsvollzug, 
welcher den Bezirksämtern obliegt, su überwachen und zu diesem 
Zwecke an Hand der Strafkontrollen am Schlüsse eines jeden 
Semesters allfällig notwendige Weisungen betreffend Rückstände im 
Strafvollzüge an die Bezirksammänner zu erlassen. 

2. Gesetz betreffend die Schutzaufsicht für entlassene Sträflinge, 
vom 29. Dezember 1902 (Ges.-Sammlung, Bd. VIII, N. F., Nr. 71). 

Die Besorgung der Schutzaufsicht für entlassene Sträflinge, 
zunächst nur für die kriminell, d. h. mit Zuchthaus Bestraften, später 
•auch für die korrektioneil Verurteilten, d. h. für die Arbeitshaus- 
uml Gefängnissträflinge, war bisanliin auf Grund eines Gesetzes 
vom 4. Juni 1860 (Ges.-Sammlung, Bd. V, Nr. 46) Sache eines pri- 
vaten Vereins gewesen, dessen Statuten jeweilen der Genehmigung 
des Regierungsrats zu unterstellen waren. Die durch einige grössere 
Legate geschaffenen günstigen Vermögensverhältnisse des Vereins 
ermöglichten es dem letztem seit einer Reihe von Jahren, aus seinen 
Zinserträgnissert, neben der Erfüllung des eigentlichen Schutz- 
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aufsichtszweckes, auch noch andere verwandte Bestrebungen auf 
dem Gebiete des Korrcktions- und Erziehungswesens durch Beitrags- 
leistungen an Besserungsanstalten und Arbeiterkolonien etc. finanziell 
zu unterstützen; sie legten aber auch den Gedanken nahe, durch 
Übertragung des vom Verein im Laufe der Jahre angesammelten 
Vermögensbestandes — derselbe bezifferte sich per Ende 1902 auf 
Pr. 115,909 — an den Staat, den letztem in den Stand zu setzen, 
die Fürsorge für die entlassenen Sträflinge als einen Zweig der 
Staatsverwaltung selbst an die Hand zu nehmen. Eine diesbezüg- 
liche Schlussnahme des Schutzaufsichtsvereins vom Februar 1902 
war denn auch die Veranlassung zum Erlass des neuen Gesetzes, 
das folgende Bestimmungen enthält: 

Art. 1. Aufgabe der Schutzaufsicht ist es: 

a) das während der Detentionszeit begonnene Werk der sittlichen 
Besserung der Sträflinge nach ihrer bedingten, beziehungs- 
weise definitiven Entlassung fortzuführen und diesen zu einem 
ehrlichen Fortkommen mit Rat und Tat beizustehen; 

b) soweit dem in lit. a ausgesprochenen Zwecke kein Abbruch 
geschieht, sowie nach Massgabe der vorhandenen und zur 
stiftungsgemässen Verwendung verfügbaren Mittel diejenigen 
Bestrebungen, deren Hauptzweck es ist, Verbrechen zu ver- 
hüten, zu unterstützen (Art. 7, Ziff. 2). 

Art. 2. Die Schutzaufsicht erstreckt sich : 

a) auf alle bedingt entlassenen Zuchthaus- und Arbeitshaus- 
sträflinge ; 

b) auf alle im Kanton wohnenden und verbleibenden, aus der 
kantonalen Strafanstalt entlassenen Zuchthaussträflinge, welche 
nicht unmittelbar unter Polizeiaufsicht stohen ; 

c) auf alle Arbeitshaus-, Gefängnis- und Polizeisträflinge, welche 
die Schutzaufsicht ansprechen und deren Verhältnisse dies 
wünschbar oder notwendig erscheinen lassen ; 

d) auf Entlassene aus Besserungsanstalten, welche nach Massgabe 
von Art. 24 des Strafgesetzes in solche Anstalten eingewiesen 
wurden, sofern für dieselben die Schutzaufsicht nachgesucht 
wird und deren Verhältnisse diese notwendig erscheinen lassen f 

e) auf Kantonseinwohner, welche, aus auswärtigen Strafanstalten 
entlassen, in den Kanton zurückkehren und Empfehlungen an 
die Schutzaufsicht vorweisen ; 

f) auf die bedingt Verurteilten, sofern ein neues Strafgesetz die 
bedingte Verurteilung vorsieht. 

Art. d. Die Schutzaufsicht dauert in der Regel mindestens ein 
halbes Jahr, höchstens drei Jahre ; bei den bedingt Entlassenen 
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mindestens bis zur Umwandlung der Beurlaubung in unbedingte 
Freilassung. 

Art. 4. Die unter Schutzaufsicht stehenden Personen können 
auf Antrag der Schutzaufsichtsorgane von den zuständigen Vor- 
mundschaftsbehörden, je nach Beschaffenheit der individuellen Ver- 
hältnisse, in bezug auf Vermögensverwaltung und persönliche Frei- 
heit ganz oder teilweise denjenigen Beschränkungen unterstellt 
werden, welchen bevormundete Personen unterworfen sind. 

Art. 5. Die Gemeinden sind verpflichtet, den unter Schutz- 
aufsicht stehenden Personen, welche ihnen bürgerlich nicht an- 
gehören, aber Kantons- oder Schweizerbürger sind, sofern solche 
aus Gründen der Schutzaufsicht in denselben untergebracht werden, 
den Aufenthalt oder die Niederlassung zu gestatten. 

Die Organe der Schutzaufsicht sind berechtigt, den in Art, 2, 
lit. a, b und e aufgeführten Entlassenen den Aufenthalt in einer 
bestimmten Gemeinde während der Dauer der Schutzaufsicht zu 
verbieten. 

Art. 6. Die Funktionen der Schutzaufsicht werden besorgt 
durch eine vom Regierungsrat zu bestellende Kommission, welcher 
der Direktor und die Geistlichen der Strafanstalt von Amts wegen 
angehören. 

Dieselbe erstattet dem Regiernngsrat alljährlich Bericht über 
ihre Tätigkeit. 

Art. 7. Der Staat übernimmt das ihm vom „st. gallischen 
Schutzaufsichtsverein für entlassene Sträflinge“ übergebene Vermögen 
in eigene Verwaltung und verpflichtet sich zur stiftungsgemässen 
Verwendung desselben, welche in folgender Weise zu geschehen hat: 

1. in erster Linie haben die Zinse des Vermögens den eigent- 
lichen Zwecken der Schutzaufsicht zu dienen; 

2. werden die laufenden Zinse eines Jahres nicht für die unter 
Ziff. 1 aufgeführten Zwecke nufgebraucht, so ist der Überschuss 
der „Arbeiterkolonie Herdem“ und der „Besserungsanstalt für 
Knaben in Oberuzwil 11 zuzuwenden. Sollte später eine gleich- 
artige Anstalt für Mädchen gegründet werden, so partizipiert 
auch diese an den Jahresüberschüssen. 

In Ausführung dieses Gesetzes ist dem Staate per 1. Januar 1903 
das Vermögen des Schutzaufsichtsvereins zur selbständigen Ver- 
waltung übergeben und vom Regierungsrat über den Bestand und 
die Obliegenheiten der im Gesetze vorgesehenen staatlichen Sehutz- 
aufsichtskommission, sowie derSchntzaufsichtspatrone, am 17. Februar 
1903 (Ges. -Sammlung, Bd. IX, N. F., Nr. 3) eine Vollzugsverordnung 
erlassen worden, deren Erörterung aber nicht mehr in den Rahmen 
des Berichtsjahres fällt. 
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Graubünden. Berichterstatter: Staatsanwalt Dr. Olgiati 
in Chur. 

Von den im Berichtsjahr erlassenen Gesetzen und Verordnungen, 
welche u. a. auch Bestimmungen strafrechtlicher (bezw. polizeilicher) 
Natur enthalten, sind folgende zu erwähnen: 

I. Gesetz betreffend die Fischerei (Fischereigesetz) , am 1. Januar 
1903 in Kraft getreten, Volksabstimmung vom 16. November 1902. 

Strafbestimmungen sind in Art. 6, 8 und 17 enthalten; das 
Verfahren richtet sich nach Art. 17. 

Art. 6. Jeder Fischer ist bei Busse von Fr. 5 gehalten, seinen 
Bewilligungsschein während des Fischfanges bei sich zu tragen und 
auf Verlangen den mit der Beaufsichtigung der Fischerei betrauten 
Organen, sowie auch allen mit der Bewilligung versehenen Fischern 
yorzuweisen. 

Art. 8. AVer den Fischfang ausübt, ohne einen Bewilligungs- 
schein gelöst zu haben, verfällt in eine Busse von Fr. 5 bis Fr. 20, 
die im Wiederholungsfall zu verdoppeln ist. Übrigens hat der 
Kontravenient jeweilen die umgangene Gebühr nachzuzahlen. 

Art. 17. Die Übertretungen der bestehenden Vorschriften über 
die Fischerei werden nach Massgabe der Art. 31, 32 und 33 des 
Bundesgesetzes und Art. 6 und 8 dieses Gesetzes bestraft. 

Zur Beurteilung und Bestrafung derselben sind die Kreisgerichts- 
Aussehiisse derjenigen Kreise kompetent, auf deren Gebiet die Über- 
tretung begangen worden ist. 

Die verhängten Bussen fallen zur Hälfte der Kreiskasse und 
zur Hälfte dem Verzeiger des Frevlers zu; der Name des Verzeigers 
soll womöglich verschwiegen werden. 

Von den ergangenen Urteilen ist dem Polizeidepartement je- 
weilen eine Abschrift zuzustellen. 

II. Gesetz über die Verantwortlichkeit der Behörden, Beamten und 
öffentlichen Angestellten („Verantwortlichkeitsgesetz“), am 1. Januar 
1903 in Kraft getreten, in der Abstimmung vom 16. November 
1902 vom Volke angenommen. 

Für ihre Geschäftsführung sind nach den Bestimmungen dieses 
Gesetzes verantwortlich: Die Behörden, Beamten und Angestellten 
des Kantons, der Bezirke, Kreise, Gemeinden und übrigen öffent- 
lichen Korporationen. Diese Verantwortlichkeit erstreckt sich auch 
auf diejenigen Personen, welche entweder provisorisch ein Amt be- 
kleiden, oder eine vorübergehende amtliche Funktion übernehmen. 
— Vorbehalten bleibt hierbei Art. 64, Abs. 2, O.-R. 

Hinsichtlich der strafrechtlichen Verantwortlichkeit der Behörden 
und Beamten fallen folgende Gesetzesbestimmungen in Betracht: 


Digitized by Google 



Bericht für das Jahr 1901 / 1903 . 


269 


Art. 2. Die Behörden, Beamten und Angestellten sind gehalten, 
die ihnen durch Verfassung, Gesetz und sonstige Vorschriften oder 
durch spezielle Weisung der Vorgesetzten auferlegten Pflichten ge- 
wissenhaft zu erfüllen. 

Art. 3. Verletzungen der Amtspflicht, mögen diese in Hand- 
lungen oder Unterlassungen bestehen, können strafrechtliche oder 
disziplinarische und zivilrechtliche Folgen haben. Die strafrechtliche 
und disziplinarische Beurteilung solcher Fälle richtet sich nach den 
im Strafgesetz und in den übrigen Gesetzen und Verordnungen 
enthaltenen Vorschriften. 

{Anmerkung. Diese Gesetzesvorschrift wird durch folgende Be- 
stimmung in Art. 10 ergänzt: „Bildet eine Amtspfliehtverletzung 
den Gegenstand eines Strafprozesses, so kann die Erledigung all- 
fälliger Zivilansprüche damit verbunden werden, sofern diese nach 
Art. 9 noch nicht verjährt sind.“) 

Art. 6. Bei Behörden trifft die Verantwortlichkeit (welche, die 
Fälle von Verbrechen und Vergehen ausgenommen, eine nicht soli- 
darische ist) die einzelnen Mitglieder nach Massgabe ihrer Teilnahme 
an der der Klage zu Grunde liegenden Amtshandlung. Bis zum 
Beweis des ■ Gegenteils wird diese Teilnahme vermutet. 

Art. 8. Erweist sich eine Klage (sc. gegen eine Behörde oder 
einen Beamten) als mutwillig, so soll der Richter mit deren Ab- 
weisung unter Kostenfolge eine Busse von Fr. 10 bis 300 ver- 
knüpfen, die für den Fall ihrer Unorhältlichkeit in Gefängnis 
umzuwandeln ist, wobei für je Fr. 5 Busse ein Tag Gefängnis 
gerechnet wird. 

III. Gesetz betreffend Massnahmen gegen die Tuberkulose. Dieses 
Gesetz tritt ebenfalls am 1. Januar 1903- in Kraft. Von irgend 
welcher einschneidenden Bedeutung wird dasselbe kaum sein, da 
viele, ja vielleicht die Mehrzahl unserer Gemeinden (denen leider 
die weitere Ausführung des Gesetzes übertragen worden ist) für 
korrekte Handhabung der an sich gewiss wohlgemeinten^ zeitge- 
mässen Vorschriften nicht genügende Gewähr bieten. 

Es mögen hier folgende im Gesetz enthaltene Bestimmungen 
wiedergegeben werden : 

Art. 4. Es wird den zuständigen Behörden und Verwaltungen 
anempfohlen (!) : 

1. Dahin zu wirken, dass in Schulen, Kirchen und sonstigen 
öffentlichen Anstalten, desgleichen auf den Bahnhöfen und in den 
Eisenbahnwagen nicht auf den Boden gespuckt werde; 

2. dafür zu sorgen, dass die Strassen, soweit tunlich, vor der 
Reinigung durch Kehren bespritzt werden, und 
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3. anzuordnen, dass die Eisenbahnwagen täglich feucht gereinigt 
und periodisch mit einem desinfizierenden Mittel aufgewaschen 
werden. 

Art. 7. Die Ausführung der nach Massgabe des Art. 4 er- 
lassenen Vorschriften, somit auch die Aufstellung und Handhabung 
der nötigen Bussbestimmungen und die Regelung der bezüglichen 
Kostenfrage, ist Saehe der betreffenden Gemeinden. 

Art. 8. Der Kleine Rat wird die Gemeindevorstände anhalten, 
ihren Verpflichtungen nachzukommen, und alle zur Durchführung 
der Verordnung nötigen Vorschriften und Weisungen zu erlassen, 
wobei Art. 66 der Sanitätsorganisation analoge Anwendung findet. 

IV. Führer-Reglement für den Kanton Graubünden. Grossrätliche 
Verordnung vom 30. Mai 1902. Das Reglement sieht in Art. 21 
nachstehende Strafbestimmungen vor: 

„Die absichtliche Entfernung von Blättern aus dem Führerbuch 
und die eigenmächtige Veränderung von Zeugnissen bestrafen die 
Kreisgerichte gemäss Art. 180 St. G. B. Die Überlassung des Führer- 
huches oder des Abzeichens an andere wird von den Krcisgerichts- 
Ausschüssen nach Art. 12 des Polizeigesetzes geahndet, ln beiden 
Fällen kann damit auch zeitweiliger oder gänzlicher Entzug des 
Patentes verbunden werden. 

Alle anderen Übertretungen dieses Reglements bestraft der 
Kleine Rat auf begründeten Antrag einer kantonalen Sektion des 
S. A. C. mit zeitweiligem oder gänzlichem Patententzug.“ 

V. Unterm 2. April 1902 (kant. Amtsblatt Nr. 15, 1902) hat 
der Kleine Rat eine Ausführungsverordnung zum Jagdgesetz vom 
1. Januar 1902 erlassen. Diese Verordung ist am 15. April 1902 
in Kraft getreten. In Ergänzung des letztes Jahr über das revi- 
dierte Jagdgesetz erstatteten Berichtes erwähnen wir folgende Be- 
stimmungen der „Verordnung“ : 

Art. 7. Es ist keinem Jäger gestattet, bei Ausübung der Jagd 
sich unpatentierter Gehülfen zu bedienen. 

Art. 9. Behufs Überwachung des Jagdwesens wählt der Kleine 
Rat für jeden der bestehenden Bezirke wenigstens einen Jagdauf- 
seher je für die Dauer von 3 Jahren, der seinen Dienst gemäss der 
vom Kleinen Rat aufzustellenden Instruktion zu versehen hat. 

Die Jagdaufseher sind berechtigt, für besondere Zwecke die 
Mithülfe der Landjäger in Anspruch zu nehmen. Diese, sowie die 
Gemeindevorstände und die Revierförster sind gehalten, die Jagd- 
aufseher auch in der Weise zu unterstützen, dass sie wahrgenom- 
mene Jagdfrevel zur Anzeige bringen. 
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Art. 11. Die Jagdaufseher, Landjäger, Gemeindevorstände und 
Revierförster sind gehalten, das Polizeidepartement von der beim 
zuständigen Gericht gemachten Anzeige eines Jagdfrevels sofort zu 
benachrichtigen. 

Art. 13. Verletzt ein Jagdaufseher seine Dienstpflicht in gröb- 
licher Weise oder macht er sich eines Jagdfrevels schuldig, so ist 
er sofort zu entlassen. 

Art. 17. Wer zur Zeit der offenen Jagd ohne Patent, oder wer 
zur Zeit der geschlossenen Jagd überhaupt im Gebirge oder in Wald 
und Feld in Jagdausrüstung betroffen wird, ist als Jagdfrevler zu 
bestrafen, es sei denn, dass er eine Spezialerlaubnis besitze (Art. 6 
und 7 des Jagdgesetzes). Dieser Artikel findet auf Jäger, die vor 
Beginn des Jagderöffnungstages sich in die Nähe der Jagdreviere 
begeben, ebenfalls Anwendung. 

Art. 19. Das Fallenlegen — alle anderen Fangvorrichtungen 
sind schlechthin verboten — ist nur innert den in Art. 13, Abs. 2 
dos Jagdgesetzes angegebenen Schranken gestattet. Nur Fischottern 
dürfen während des ganzen Jahres ohne Spezialbewilligung mittelst 
Fallen gefangen werden. 

Art. 21. Die in Art. 34 des Jagdgesetzes vorgesehene Beseiti- 
gung von Jagdhunden steht, soweit es sich nicht um die Ausführung 
einer polizeigerichtlichen Anordnung handelt, nur den Jagdaufsehern 
und Landjägern zu. Laufhunde, die zur geschlossenen Jagdzeit 
im Jagdgebiete freilaufend und ohne Aufsicht betroffen werden, sind 
wie jagende Hunde zu behandeln. 

Art. 22. Unter den in Art. 38 des Jagdgesetzes erwähnten 
Jagdfreveln sind solche zu verstehen, die sowohl bei offener, als 
geschlossener Jagd Vorkommen können. 


Aargau. Berichterstatter: Dr. Walther Merz, Oberrichter 
in Aarau. 

Im Berichtsjahre wurde die auf Art. 53 (Schlusssatz) der Staats- 
verfassung sich gründende Verordnung des Grossen Rates betreffend 
kommissionelle Behandlung einzelner Geschäfte beim Obergericht einer 
Revision unterzogen (14. Juli 1902; G. S. n. F. VII, 19 ff.) im Sinne 
einer Erweiterung der Kompetenzen der Zivil- und der Strafabteilung 
am Obergericht. 

Die Abteilung für Strafsachen entscheidet nunmehr über alle 
Beschwerden gegen Urteile der Gerichtspräsidenten und der Be- 
zirksgerichte in Strafsachen (Zuchtpolizeivergehen) mit einziger Aus- 
nahme der Pressvergehen, die der Beurteilung durch das Gesamt- 
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Obergericht unterliegen. Die Kommission besteht aus 5- Mitgliedern, 
zur Ausfällung eines Urteils ist Vollzähligkeit erforderlich; auf 
Verlangen von 2 Mitgliedern muss der Streitfall dem Gesamtober, 
gerieht unterbreitet werden. 

Die mit 1. Januar 1902 in Kraft getretene Zivilprozessordnung 
vom 12. März 1900 ist insofern auch für das Strafverfahren von 
Bedeutung, als das Zuchtpolizeigesetz vom 19. Februar 1868 vor- 
schreibt, dass der Richter über Einwendungen gegen die benannten 
Beweismittel nach der Prozessordnung für bürgerliche Rechtsstreitig- 
keiten entscheide (§ 49), ebenso über die Kosten (§ 67), und dass 
ihre Vorschriften auch gelten für die Ausfertigung und Zustellung 
des Urteils und die Form und Fristbestimmung bei Anmeldung der 
Nichtigkeitsbeschwerde und des Rekurses (§ 77). Demgemäss ist 
an Stelle des Rekurses — die Nichtigkeitsbeschwerde ist schon durch 
das Ergänzungsgesetz vom 7. Juli 1886 aufgehoben worden — das 
Rechtsmittel der Beschwerde mit 10 (statt 14) Tagen Beschwerde- 
frist getreten und sind sowohl Nennungs- als Reinigungseid beseitigt, 
indem die neue Prozessordnung den Eid grundsätzlich und zwar 
für alle Fälle abgeschafft hat (397). 

Thurgau. Berichterstatter: Dr. A. 6 ermann, Staatsanwalt, 
Frauenfeld. 

Im Jahre 1902 ist von gesetzgeberischen Erlassen lediglich 
die Verordnung über den Bezug des AfilUärpflichtersatzes mit Be- 
stimmungen strafrechtlichen Inhalts ausgestattet worden, indem § 9 
derselben folgendes bestimmt: 

„Ersatzpflichtige, welche trotz zweimaliger Mahnung ihren 
Steuerbetrag bis 15. Oktober nicht bezahlt oder sich über ihre 
Zahlungsunfähigkeit nicht ausgewiesen haben, sind durch den Ge- 
meinderat im Begleite eines summarischen Berichtes und allfälliger 
Belege dem Bezirksamt zu verzeigen, welches, nötigenfalls nach 
erfolgter Aktenvervollständigung, die Überweisung an die bezirks- 
gerichtliche Kommission behufs Bestrafung nach Massgabe dea 
Bundesgesetzes vom 29. März 1901 vorzunehmen hat. 

Gegen Urteile der bezirksgerichtlichen Kommission steht sowohl 
dem Bezirksamt als <len Ersatzpflichtigen innert 10 Tagen die Be- 
rufung an die Rekurskommission des Obergerichts zu. 

Die gerichtliche Bestrafung fällt dahin, wenn vor Eröffnung 
der erstinstanzlichen Gerichtsverhandlung die Zahlung der Ersatz- 
steuer oder die Abverdienung (nach § 12 der Verordnung) statt- 
gefunden hat. 

Das Bezirksamt hat das Urteil dem Militärdepartement zuzu- 
stellen.“ 
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Tessin. Rapporteur: A. Vigissi, avocat et notaire, Locarno. 

1901. 

La seule innovation intervenue dans le domaine pénal concerne 
la procédure à suivre en fait de contraventions. Aux termes de 
l’art. 10 de la loi du 4 mai 1895 sur l’organisation judiciaire pénale, 
les contraventions tombaient jusqu’à présent dans la compétence 
respective des juges de paix et des Assises d’arrondissement. — ■ 
Par la loi du 16 janvier 1901, on a fait entrer dans la compétence 
des présidents ou des vice-présidents des Tribunaux d’arrondisse- 
ment, les contraventions suivantes: 

a) Les contraventions de police prévues au Livre III du Code 
pénal tessinois ; 

b) les infractions aux lois cantonales et fédérales punies d’amende 
jusqu’à 500 frs. ou de prison jusqu’à 7 jours, à l’exception 
de celles qui, par des lois spéciales, sont soumises à la com- 
pétence des autorités communales ou patriciennes, du Conseil 
d'Etat ou de ses départements, ou dont le traitement est spé- 
cialement prévu par la législation fédérale. 

Contre le jugement du président du Tribunal il est donné recours 
au Tribunal d’appel, qui juge en dernière instance. 

1902. 

Aucun acte législatif en matière pénale. 


Vaud. Rapporteur: O. Faveg, juge fédéral, Lausanne. 

L’activité législative en matière pénale n’a pas été très intense 
en 1902, et s’est traduite uniquement sur le domaine des contra- 
ventions. 

1° L’œuvre législative de beaucoup la plus importante est la 
loi du 17 novembre 1902 fuir la répression des contraventions par voie 
administrative. 

Dès 1857 déjà, dans le but d’éviter les longueurs et les frais 
inévitables d’une instruction et d’un prononcé judiciaire, les préfets 
avaient été chargés de juger sommairement, et sous réserve de 
recours à l’autorité judiciaire, sur les contraventions n’entraînant 
qu’une peine pécuniaire et prévues par certaines lois fiscales ou de 
police ; puis cette compétence des préfets fut étendue successivement 
à nombre de contraventions à des lois nouvelles. 

Deux lois de 1892 et 1895, l’une applicable aux contraven- 
tions en matière administrative ou de police, l’autre aux contra- 
ventions fiscales, avaient apporté une profonde modification à la 
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procédure en cette matière. Sous l’empire de la loi de 1857, le 
contrevenant qui ne se soumettait pas au prononcé préfectoral devait 
déposer un recours contre ce prononcé, et la cause était alors déférée 
au tribunal de police. Les lois de 1892 et 1895, au contraire, 
partirent de l’idée que le silence du contrevenant ne devait point 
signifier qu’il se soumettait au prononcé préfectoral; elles exigèrent 
que l’inculpé déclarftt, expressif! verbis, admettre ce prononcé comme 
définitif; s’il gardait le silence, la cause était déférée d'office à 
l’autorité judiciaire. 

Au point de vue purement théorique et doctrinal, ce système 
était peut-être juste ; eu pratique, on arriva à des résultats fâcheux ; 
nombre de contrevenants se soumettaient en fait à la contravention 
sans en faire la déclaration, et s’estimant eux-mêmes en contra- 
vention ne comparaissaient point devant le préfet. Cités alors 
devant le tribunal, ils en manifestaient leur étonnement et protes- 
taient contre des frais qu’ils avaient cru éviter. 

La loi nouvelle, inspirée de l’expérience faite, en est donc 
revenue au système primitif. Le contrevenant qui ne veut pas se 
soumettre au prononcé du préfet, en fait la déclaration soit à l’au- 
dience de ce magistrat, soit dans les 10 jours dès la communication 
du prononcé; ce prononcé est alors censé non avenu et la cause 
est soumise d’office au tribunal de police, ou h la Cour fiscale 
(section du Tribunal cantonal), s’il s’agit d’une contravention fiscale. 

La loi a coordonné en outre diverses dispositions sur la forme 
et le délai de dépôt des rapports des agents chargés de la recherche 
des contraventions. Le délai de dépôt a été fixé uniformément à 
5 jours dès la découverte de la contravention, sous peine de nullité 
du rapport. 

2° L’arrêté du 21 avril 1902 concernant les appareils de pression 
pour la bière, remplaçant un arrêté antérieur de 1887, prescrit des 
mesures hygiéniques sur l’établissement et l’utilisation des pressions 
à bière. Les contraventions sont réprimées par des amendes; en 
cas de récidive, le contrevenant peut être privé du droit d’utiliser 
des appareils à pression. 

3° L’arrêté du 22 juillet 1902 sur la vente du benrre a été 
édicté en attendant des mesures plus générales prévues par la loi 
fédérale sur les denrées alimentaires, à un moment où cette dernière 
loi paraissait devoir être différée. Il est interdit de vendre sous le 
nom de beurre autre chose que le produit exclusif du barattage 
de la matière grasse du lait de vaches. La vente des produits 
similaires au beurre ne peut se faire que sous leur vrai nom, alors 
même qu’ils contiendraient une certaine quantité de beurre naturel. 
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L’arrêté prévoit le quantité minimum de graisse pure et la quantité 
maximum d’eau que doivent contenir les beurres de table ou à 
fondre. Les contraventions sont réprimées à teneur des dispositions 
•de la loi sanitaire. 

4° Ce sont encore des préoccupations d’hygiène publique qui 
ont dicté l’arrêté du 28 octobre 1902, sur la rente des denrées et 
boissons, remplaçant un arrêté antérieur de 1881. Il est interdit de 
vendre ou d’exposer en vente : a) des boissons ou denrées insalubres 
par suite d’altération ou d’addition de substances nuisibles àia santé; 
— b) des boissons ou denrées falsifiées, mais non malsaines; — 
c) des boissons ou denrées qui ne sont pas offertes sous leur 
vrai nom. 

L’arrêté organise la surveillance de la vente de denrées et 
boissons par les municipalités et le contrôle par le service sanitaire, 
les inspections périodiques on occasionelles, les analyses chimiques, 
bactériologiques et microscopiques, etc. Les contraventions sont 
réprimées à teneur des dispositions de la loi sanitaire. 

5° Jusqu’à l’an dernier, la pêche de l’écrevisse était libre dans 
le canton de Vaud; un arrêté du 9 juin 1902, concernant la pêche 
de l’écrevisse, a astreint l’exercice de ce passe-temps à un permis 
spécial et protège les écrevisses dont la longueur est moindre de 
7 centimètres. Les contraventions sont réprimées à teneur de la loi 
sur la pêche. 

6° Les pénalités prévues par la loi sur la chasse ont été aggravées 
par le décret du 20 novembre 1902 concernant la protection du che- 
vreuil en dehors de la saison de chasse. En période d’interdiction, 
la peine de celui qui tue un chevreuil a été portée à fr. 150 
d’amende. 

7® Le décret du 15 mai 1902 appliquant la loi fédérale du 28 juin 
1878 sur la taxe d’exemption du senke militaire, complétée pur celle 
du 29 mars 1901, n’est au fond qu’un règlement d’application rendu 
nécessaire par les modifications apportées à la loi fédérale sur la 
taxe d’exemption. Le juge compétent pour prononcer les peines 
prévues par la loi fédérale est le président du tribunal du district 
du domicile du contribuable récalcitrant. 

8° Des inondations ayant compromis la sécurité du pont sur 
le Rhône à la porte du Scex, une ordonnance de police émanant 
en commun des Conseils d'Etat de Vaud et du Valais a déterminé 
le poids maximum des charges admises à passer sur ce pont et 
prévu d’autres mesures de séenrité publique. Les contraventions 
sont réprimées par des amendes de 10 à 30 francs. 

-Sohweiceriache Zeitschrift für Strafrecht. IS. Jahrg. 10 
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9° Nous avons analysé l'an dernier (Revue pénale, t. XV, 
p. B08 et suiv.) la loi nouvelle sur l’organisation des établissement» 
de détention. Cette réorganisation devait entraîner la révision des 
règlements intérieurs sur les divers établissements de détention, à. 
laquelle il a été procédé en 1902. Les règlements antérieurs souvent 
disparates ont été coordonnés et mis en harmonie les uns avec les 
autres. Il nous paraît inutile d’entrer dans les détails d’un service 
intérieur et administratif; nous nous bornons à mentionner cos 
divefs règlements : 

a) Règlement du 30 décembre 1902, pour le pénitencier du Canton 
de Vaud ; 

b) Arrêté du 14 février 1902, concernant le tarif du pécule des 
• détenus au pénitencier ; 

c) Règlement du 1 er avril 1902, pour la prison centrale à Orbe; 

d) Règlement du 11 mars 1902, pour la colonie pénitentiaire d’Orbe 
(hommes) ; 

e) Règlement du 7 avril 1902, pour la colonie pénitentiaire de Rolle 
(femmes); 

f) Règlement du 26 décembre 1902, pour l’Ecole de réforme des 
Croisettes (garçons) ; 

g) Règlement du 30 décembre 1902, pour l'Ecole de réforme des 
filles, à Moudon ; 

h) Règlement du 18 avril 1902, pour les prisons de district et de 
cercle et les salles d’arrêts de commune; 

i) Arrêté du 11 avril 1902 sur le patronage des détenus libérés. 
Nous notons ici que le patronage a été confié, sous le contrôle du 
Département de justice et police, à la Société vaudoise de patronage 
des détenus libérés. 

10° Nous rappelons enfin que la loi sur le repos du dimanche 
du 28 novembre 1901 n’a eu qu’une existence éphémère; entrée 
en vigueur le 1" mai 1902, des pétitions en réclamèrent l’abro- 
gation avant même qu’on pût en constater les effets fâcheux ou 
bienfaisants; le peuple vota l’abrogation à une majorité de 500 
voix seulement; un nouveau projet sur d’autres bases sera soumis 
au Grand Conseil. 


Wallis. Berichterstatter: Nationalrat Dr. O. Lorctan, Leuk. 
Keine strafrechtlichen Erlasse. 
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Neuchâtel. Kapporteur: F.-H. Mentha, professeur, Neuchâtel. 

Nous n'avons â signaler que la sanction pénale donnée aux 
dispositions de deux lois, du 4 novembre 1902, la première sur la 
régale des sels, la seconde sur la conservation des monuments histo- 
riques. 

I. Loi sur la régale des sels. Cette loi consacre, sous le nom 
de régale, le monopole exclusif de l’Etat en matière d’importation 
et de commerce de sels : sel de cuisine, sel marin et sels quelconques, 
purs ou dénaturés, destinés à l’agriculture et à l'industrie (art. l* r ). 

Elle interdit absolument d’employer, pour la préparation des 
aliments destinés aux personnes, du sel dénaturé, ainsi que de faire 
subir â du sel dénaturé des manipulations quelconques destinées à 
en éliminer les matières étrangères qui ont servi à la dénaturation 
et â rendre à cette marchandise son apparence et sa saveur pri- 
mitives (art. 2). 

Elle interdit aux débitants, désignés par le Conseil d’Etat (art. 9), 
de s’approvisionner de sel ailleurs qu’ auprès de l’Etat, et de vendre 
des sels d’une autre provenance (art. 10, al. 3). 

Enfin, elle permet aux industriels, pharmaciens et droguistes, 
qui consentent à se soumettre aux mesures de contrôle prescrites 
par le Département dos finances, et moyennant une autorisation, 
toujours révocable, de ce Département, de s’occuper de la mouture 
du sel et de faire le commerce du sel moulu destiné aux usages 
industriels, notamment à la dorure pour l’horlogerie. A cet effet, 
ils doivent s’approvisionner des sels qui leur sont nécessaires exclu- 
sivement auprès de l’Etat, en s’adressant au Département des finances. 

La sanction pénale de ces dispositions se trouve au chapitre IV 
de la loi, dont voici la teneur: 

Art. 19. Sans préjudice aux peines plus sévères qu’ils pour- 
raient encourir, en application des dispositions du Code pénal, comme 
auteurs, complices ou fauteurs de délits contre la santé publique, 
ceux qui contreviennent aux dispositions de la présente loi, notam- 
ment à celles des art. 1, 2, 10, dernier alinéa, et 18, sont punis 
par les tribunaux, suivant la gravité des cas, de l’amende jusqu’à 
mille francs. 

Si le contrevenant est un facteur des sels, un débitant de sels, 
ou une personne mise au bénéfice de la disposition spéciale de 
l’art. 18, l’amende ne peut pas être inférieure à cent franes. 

En cas de récidive, la prison civile, jusqu’à deux mois, peut 
être cumulée avec l’amende. 

Les sels importés ou vendus en contravention sont en outre 
saisis et confisqués au profit de l’Etat. 
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Art. 20. Les animaux de trait ou de somme, les véhicules et 
les ustensiles qui ont servi au commerce prohibé sont séquestrés 
en garantie du paiement des amendes encourues et des frais. 

La poursuite à l’amende et la confiscation des sels saisis ne 
mettent pas obstacle au droit de l'Etat d’exiger le paiement des 
droits fraudés. 

Art. 21. Si et dans la mesure où. l’amende n’est pas recouvrée, 
elle est convertie en une détention avec travail obligatoire, confor- 
mément aux dispositions des art. 28 et 438 du Code pénal. 

Art. 22. Les dispositions du Code pénal concernant l’extinction 
de l’action pénale et celle des peines sont applicables aux pour- 
suites exercées en vertu de la présente loi. 

IL Loi sur la conservation des monuments historiques. Cette loi 
prévoit le classement, par le Conseil d’Etat, sur le rapport d’une 
commission spéciale, de tous les monuments présentant pour le pays 
un intérêt historique, y compris les blocs erratiques, les monuments 
mégalithiques, le sol sur lequel ces blocs sont situés ou les renfer- 
mant, et tous les monuments intéressant l’archéologie. 

Ce classement, s’opère d’office pour les monuments, meubles et 
immeubles, appartenant à l’Etat et aux communes; il peut avoir 
lieu pour les immeubles seulement appartenant aux particuliers, et 
avec le consentement de leurs propriétaires. 

L’effet du classement est, pour les monuments appartenant à 
l’Etat, qu’ils ne peuvent être aliénés ni modifiés sans consultation 
préalable de la commission; pour ceux qui appartiennent aux com- 
munes ou aux particuliers, qu’ils ne peuvent l’être sans l’autorisa- 
tion du Conseil d’Etat, donnée sur préavis de la commission (art. 7). 
Les effets du classement suivent les immeubles et meubles classés, 
en cas d’aliénation autorisée, dans quelques mains qu’ils passent. 
D’ailleurs, le particulier propriétaire d’un immeuble classé peut en 
obtenir en tout temps le déclassement moyennant simple avis donné 
par lettre au Conseil d’Etat au moins six mois à l’avance ; à l’ex- 
piration de ce délai, le propriétaire reprend sans autre la libre 
disposition de son immeuble. Ainsi, le classement, toujours volon- 
taire, des immeubles appartenant à des particuliers n’a d’autre but 
que d’assurer à l’Etat l’occasion de les acquérir. 

Enfin, l’art. 13 interdit à toute personne non munie d’une au- 
torisation spéciale du Conseil d’Etat de se livrer à des fouilles ou 
recherches quelconques dans les eaux neuchâteloises, en vue de 
recueillir des objets provenant des stations lacustres. 

Sanction pénale: Art. 14. Toute contravention aux art. 7 et 13 
sera punie d’une amende pouvant s’élever jusqu'à mille francs. 
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Genève. Rapporteur: D r E. Picot, juge à la Cour de justice, 
Genève. 

Loi modifiant les art. 62 et 63 de la loi pour F application dans 
le canton de Genève de la loi fédérale sur la poursuite pour dettes 
et la faillite, du 15 juin 1891. 

Cette loi n’introduit rien de nouveau dans notre législation, 
elle est seulement destinée à rectifier une erreur qui s’était com- 
mise lors de la discussion de la loi d’application en 1891. Par suite 
de modifications apportées à l’ordre des articles, les numéros visés 
dans les articles ayant trait à la banqueroute frauduleuse ne s’ap- 
pliquaient plus aux dispositions réellement visées, mais à d’autres 
complètement différentes; do là, impossibilité d’appliquer aux délin- 
quants les peines que, dans son intention, le législateur voulait 
leur infliger. Le délit de banqueroute frauduleuse est heureusement 
assez rare, l’erreur a pu être constatée avant qu’un cas sérieux se 
fût produit et la loi a pu être revisée. Ce n’est pas la première 
fois que ce genre d’erreur se produit dans notre Grand Conseil : 
les lecteurs de la Revue pénale se souviennent d’un cas semblable 
qui s’était produit dans une loi aggravant les peines en matière de 
délits de mœurs (cas Spüliler) et qui a donné lieu à des difficultés 
presque inextricables. 

En dehors de cette loi, il n’a pas été édicté de lois pénales 
proprement dites, mais seulement quelques règlements de police 
sans intérêt général. 


Digitized by Google 



280 


Entscheidungen in Strafsachen. 

Jurisprudence pénale. 


Kantonale Gerichte. — Tribunaux cantonaux. 


Urteil 

des 

Obergerichtes des Kantons Schaffhausen. 


Urteil vom 7. März 1903 in Sachen Fritz Gnädinger betreffend Unter- 
schlagung, Urkundenfälschung, Verletzung des Postgeheimnisses und 
der Amtspflicht. 

,,a) Aus der Untersuchung ergibt sich folgender Tatbestand: 

1. Am 7. August 1902 gab die Firma Ferdinand Meier in 
Zürich an die Seidenstoffweberei in Görwil einen deklarierten Wert- 
brief von Fr. 900 auf. Am 11. August reklamierte Meier, dass 
das Geld nicht an seinen Bestimmungsort angekommen sei, worauf 
ein Laufzettel nach Schaffhausen abgolassen wurde. Aus der Unter- 
suchung und dem Geständnis des Angeklagten Gnädinger ergab 
sieh, dass dieser während seines Dienstes als Postkommis den 
Wertbrief bei seiner Ankunft in Schaffhausen am 7. August nachts 
9 Uhr 45 an sich nahnr in der Absicht, das darin befindliche Geld 
für sieh zu verwenden, dass er den Wertbrief unerüffnet einige 
Tage mit sieh herumtrug, dann aber, von Gewissensbissen geplagt, 
am 11. August 1902 mit dem Zuge 475 (vormittags 11 Uhr 07) 
noch vor Eintreffen der Reklamation intakt an seinen Bestimmungs- 
ort abgehen liess, wo er auch richtig am gleichen Abend ankam. 

2. Auf der Briefkarte von Zürich, auf welcher der vorerwähnte 
Wertbrief Meier eingetragen war, radierte der Angeklagte zu- 
gestandenermassen Gewicht- und Wertdeklaration aus und brachte 
an Stelle dieser Angaben die Buchstaben E. M. (Einzugsmandat) an. 

3. Am 23. Juni 1902 gab J. Lang-Wischer in Schaff hausen 
einen Mandatsbetrag von Fr. 150 an die Adresse von Marie 
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Zureck in Philadelphia auf. Der Angeklagte eignete sich zu- 
gestandenermassen das Geld an, verwendete es für sieh und schickte 
den Betrag erst 5 Wochen später, nämlich am 28. Juli, nachdem 
er seinen Gehalt bezogen hatte, an die Adresse ab. 

4. Am 5. August 1902 ging ein Brief der Kreispostkontrolle 
an das Mandatsbureau Schaffhausen ab. ln diesem Briefe ver- 
mutete der Angeklagte, was auch tatsächlich richtig war, eine 
Reklamation wegen der Verzögerung der vorhin erwähnten Geld- 
absendung des J. Lang-Wischer nach Philadelphia. Er eröffnete 
deshalb den Brief und unterschlug ihn. Auch diese Manipulation 
gibt er zu. 

5. Am 30. Juni wies die Schalterkasse einen Überschuss von 
Pr. 50 auf, welcher davon herrührte, dass ein Mandat, das ein 
gewisser Luigi Beati an seinen Vater Pietro Beati in Meride (Tessin) 
in diesem Betrage aufgogeben hatte, nicht vollzogen wurde. Die 
Schalterkasse hatte zur Zeit der Aufgabe des Mandates der An- 
geklagte itine, der auch den Postempfangschein ausstellte. Als 
dann der Adressant Beati am 10. Juli unter Vorweis der Post- 
empfangsbescheinigung reklamierte, erstattete ihm der Angeklagte 
den Betrag zurück. Von dem Überschuss von Fr. 50 hatte er 
entgegen bestehender Vorschrift dem Vorgesetzten weder Meldung 
gemacht, noch das Geld an die Hauptkasse abgeliefert. 

(i. Am 11. August 1902 wurde auf der Post in Neuhausen 
durch Rochedieu, Segesser & Co. ein Wertbrief mit sieben Hundert- 
marknoten = Fr. 875 Inhalt an die - Adresse von L. Lutz, 
Gros8flschhandlung, in Hamburg, aufgegeben. Die Sendung ge- 
langte nach Schaffhausen, woselbst der Angeklagte Gnädinger den 
Empfang in dem hierfür vorgesehenen Formular bescheinigte und 
in die Faktur den Vormerk eintrug, der Wertbrief sei mit Zug 493 
weitergegangen. Nachforschungen der Post ergaben, dass dieser 
Zug 493 eine solche Sendung nicht erhalten und dass der Wert- 
brief weder auf dem für solche Sendungen vorgeschriebenen Wege 
noch als gewöhnlicher Brief dem Adressaten zukam. Der Ange- 
klagte bestritt von Anfang an und bestreitet auch heute noch, den 
Wertbrief unterschlagen zu haben und zu wissen, wo und auf 
welche Weise dieser Wertbrief abhanden kam und verschwand. 

7. Nach Schluss der Untersuchung gestand der Angeklagte aus 
freien Stücken zu, dass er den Betrag eines am 30. Juni 1902 von 
Schreinermeister Deller in Flurlingen beim Postbureau Schaffhausen 
an die Adresse von G. Kirchner, Büchsenstrasse Nr. 8, in Stutt- 
gart, aufgegebenen Mandates im Betrage von 142 Mark — Fr. 176. 08 
unterschlagen habe. Der Aufgeber Deller, der am gleichen Tage 
noch zwei andere Mandate an andere Adressen aufgegeben hatte, 
hatte noch keine Kenntnis davon, dass das Mandat in Stuttgart 
nicht angekommen sei. Die beiden andern Mandate hatte 
der Angeklagte, wie Nachforschungen bei den Adressaten ergaben, 
richtig spediert. 
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b) Durch Verfügung des Bundesrates vom 18. September wurde, 
in Anwendung von Art. 125, Abs. 2, des Bundesgesetzes über die 
Organisation der Bundesrechtspflege, die Untersuchung und Beur- 
teilung dieses Falles den Strafgerichten des Kantons Schaft'hausen 
überwiesen. Infolgedessen hat das Verhöramt die Untersuchung an 
Hand genommen und durchgeführt. 

c) Der Staatsanwalt hat unter Annahme einer Unterschlagung 
in fortgesetzter Tat im Betrage von Fr. 1202. 58, der Fälschung 
einer öffentlichen Urkunde, der Verletzung der Amtspflicht und des 
Postgeheimnisses in Anwendung der bezüglichen kantonalen und 
eidgenössischen Strafbestimmungen eine Strafe von 16 Monaten 
Zuchthaus, Verlust der bürgerlichen Rechte und Ehren auf die 
Dauer von 2 Jahren, sowie eine Geldbusse von Fr. 50 beantragt 
unter Kostenfolge zu Lasten des Angeklagten und den üblichen 
Nebenfolgen, Veröffentlichung und Mitteilungen. 

In der Zurückbehaltung des Wertbriefes von Fr. 900 und 
nachboriger unversehrter Absendung vor geschehener Anzeige er- 
blickt der Staatsanwalt den nicht beendigten Versuch einer Unter- 
schlagung, der im Sinne von § 83 Str.-Ges. durch rechtzeitigen 
Rücktritt straflos geworden sei, und stellt daher wegen Unter- 
schlagung keinen Strafantrag; wohl aber erhebt er wegen der Zu- 
rückbehaltung des Wertbriefes Anklage wegen Verletzung der Amts- 
pflicht im Sinne des Art. 53 des Bundesstrafgesetzes. 

d) Das Kantonsgericht folgte im Prinzip bezüglich der Beant- 
wortung der Schuldfrage den Anträgen der Staatsanwaltschaft, er- 
klärte den Angeklagten der Unterschlagung in fortgesetzter Tat 
im Betrage von Fr. 1252. 28, der Urkundenfälschung, Verletzung 
der Amtspflicht und des Postgeheimnisses schuldig und verurteilte 
denselben zu 14 Monaten Gefangenschaft I. Grades vom 29. Sep- 
tember 1902 an und zu Fr. 50 Geldbusse, eventuell im Falle der 
Nichteinbringliehkeit 10 Tage Gefängnis, Einstellung im Aktiv- 
bürgerrecht auf die Dauer von 3 Jahren, Kostenfolge und Mit- 
teilungen. 

Gegen dieses Urteil erklärte der Angeklagte rechtzeitig die 
Berufung an das Obergericht. 

e) Vor diesem ist heute für den Angeklagten seitens der Ver- 
teidigung auf Freisprechung von Schuld und Strafe bezüglich aller 
Anklagepunkte mit Ausnahme der eingestandenen Unterschlagung 
des Mandates Deller im Betrage von Fr. 176.08, sowie des Man- 
dates Lang- Wischer im Betrage von Fr. 150 und dementsprechende 
Reduktion der Strafe in dem Sinne angetragen worden, dass diese 
als durch die erstandene Untersuchung und Sicherheitshaft kon- 
sumiert betrachtet werde. 

Bezüglich der nicht zugestandenen Anklagepunkte wird von 
der Verteidigung geltend gemacht: 

1. hinsichtlich des Wertbriefes nach Görwil; Das Zurückbehalten 
desselben seitens des Angeklagten könne nur als eine disziplinarisch 
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zu ahndende Ordnungswidrigkeit, nicht aber als eine Amtspflicht- 
Verletzung aufgefasst werden. § 53 B.-Str.-G. finde für die Post- 
beamten keine Anwendung. Die in Betracht kommende Handlung 
des Angeklagten falle aber auch nicht unter den § 54 des B.-Str.-G. 
— Dasselbe gelte 2. bezüglich des Ausradierens der Gewicht- und 
Wertdeklaration und Anbringens der Buchstaben E. M. auf der 
Briefkarte von Zürich. Von einer Fälschung könne keine Bede 
sein, weil die Briefkarte sich weder als eine öffentliche, noch als 
eine Privaturkunde qualifiziere. Zum Tatbestand der Privat- 
urkundenfälschung fehle zudem das Requisit der gewinnsüchtigen 
Absicht. Was sodann 3. das Reklamationsschreiben der Kreispost- 
direktion betreffe, so habe man es hier keinesfalls mit einer Brief- 
unterschlagung im Sinne des Bundesstrafgesetzes zu tun. Das 
Schreiben sei an das Mandatbureau, nicht schlechthin an das Post- 
bureau Schaffhausen gerichtet gewesen. Da dem Mandatbureau 
nun zu jener Zeit der Angeklagte vorgestanden habe, so sei er 
berechtigt gewesen, den Brief der Kreispostdirektion zu eröffnen. 
Eventuell könne die Handlung des Angeklagten nicht als ein 
schweres Vergehen angesehen werden. Es sei menschlich sehr 
begreiflich, dass der Angeklagte die Gelegenheit benutzt habe, das 
Reklamationsschreiben aufzufangen, um die ihm bevorstehende 
Massregelung hintanzuhalten. 

Unter keinen Umständen könne eine strafbare Handlung des 
Angeklagten erblickt werden 4. im Falle Beati. Dass beim An- 
geklagten die Absicht vorgewaltet habe, den Betrag dos Kassa- 
überschusses zu behalten, sei nicht bewiesen. Ebensowenig endlich 
sei der Beweis für 5. die Unterschlagung des Wertbriefes von 
Rochedieu, Segesser & Co. im Betrage von Fr. 875 geleistet. Das 
von der Anklage als Hauptindiz ins Feld geführte, am Tuge nach 
dem Verschwinden des Wertbriefes erfolgte Auswechseln von sieben 
Hundertmarkscheinen bei der Bank in Schaffhausen beweise aus 
dem Grunde nichts, weil weder die Identität des Wechselnden mit 
dem Angeklagten, noch diejenige der ausgewechselten Noten mit 
den im Wertbrief enthalten gewesenen nachgewiesen sei. Die Mög- 
lichkeit sei nicht ausgeschlossen, dass der Brief unter die gewöhn- 
lichen Briefe geriet und dann von anderer Seite unterschlagen 
wurde. Der Umstand, dass der Angeklagte den fraglichen Wert- 
brief kontrolliert und als empfangen notiert habe, lasse die An- 
nahme als ganz unmöglich erscheinen, dass er selber denselben 
unterschlagen habe. 

Gestützt auf diese Ausführungen hält die Verteidigung die 
Reduktion dos als unterschlagen anzunehmenden Betrages auf 
Fr. 327. 50 (bezw. Fr. 326. 08) und Freisprechung von dem Ver- 
gehen der Urkundenfälschung, der Amtspflichtverletzung und der 
Verletzung des Postgeheimnisses für geboten. Bezüglich der Straf- 
ausmessung glauht sie sodann verlangen zu können, dass die Tat- 
sache der freiwillig erfolgten Wiedererstattung des Geldes seitens 
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de6 Angeklagten, bezw. dessen Verwandten, als Milderungsgrund 
angerechnet werde. Als Strafe hält sie die vom Angeklagten aus- 
gestandene Haft für genügend. 

f) Dem gegenüber ist heute seitens der Staatsanwaltschaft der 
Antrag auf Verwerfung der vom Angeklagten erklärten Berufung 
und Bestätigung des erstinstanzlichen Urteils gestellt worden. 

g) Das Obergericht zieht in Erwägung: 

Zu Klagepunkt 1: 

Zurtiikbehalten des Wertbriefes von Fr. 900. 

Der Tatbestand ist, wie oben dargestellt, eingestanden (s. Ge- 
ständnis act. pag. 39, 50 und 51, vergleiche auch Einvernahme 
Siegfried act. pag. 62) und objektiv klar. Die Handlung des An- 
geklagten kann nicht als eine strafbare Unterschlagung qualifiziert 
•werden, da der Angeklagte von der Vollendung abgestanden ist, 
bevor eine Reklamation einging. Ohne Zweifel liegt aber in dem 
Zurückbehalten des Briefes während mehrerer Tage der Tatbestand 
der Amtspflichtverletzung im Sinne von Art. 53, lit. /, B.-Str.-G. Dass 
diese Strafbestimmung für die Postbeamten nicht gelte, kann nicht 
gesagt werden. Richtig ist, dass in Art. 54 und 55 noch spezielle 
postalische Vergehen aufgeführt sind, allein dies hindert nicht, dass 
die Postbeamten und Angestellten nicht auch für die in Art. 53 
unter Strafe gestellten Delikte der Bundesbeamten und -angcstollten 
im allgemeinen strafrechtlich verantwortlich sind. 

Was nun die Bestrafung des fraglichen Vergehens betrifft, so 
ist in Art. 53 B.-Str.-G. für dasselbe, sofern es nicht als schweres 
Vergehen anzusehen ist, Geldbusse vorgesehen. Von einer schweren 
Amtspflichtverletzung kann nun hier nicht gerade gesprochen 
werden, so dass es also mit einer Geldbusse sein Bewenden haben 
kann. Da ein Schaden aus der Handlung nicht entstanden ist, so 
dürfte mit einer Busse von Fr. 25, die bei Niehteinbringlichkeit 
gemäss Art. 8 B.-Str.-G. in 5 Tage Haft umzuwandeln ist, das 
richtige Strafmass gefunden sein. 

Zu Klagepunkt 2: 

Raduren an der die Sendung 1 beschlagenden Briefkarte. 

Auch hier unterliegt die Schuldfrage keinem Zweifel, nachdem 
der Angeklagte selber eingestanden hat, die Änderung vorge- 
nommen zu haben. 

Das Ausradiereu der Gewicht- und Wcrtdeklaration auf der 
die Wertsendung Meier (Klagepunkt 1) begleitenden Brief karte und 
das Hinzufügen der Buchstaben E. M. (Einzugsmandat) begründet 
den Tatbestand der Urkundenfälschung im Sinne von §§ 231 und 
232 Str.-G. Die Verteidigung will einer solchen Briefkarte den 
Charakter einer Urkunde, speziell einer öffentlichen Urkunde, im 
Sinne des § 232 absprechen, aber offenbar mit Unrecht. Zwar ist 
durch die Handlung des Angeklagten ein Schaden nicht entstanden, 
auch hat er weder sich noch einem andern einen finanziellen Vor- 
teil verschafft; allein das Gesetz verlangt in diesem Falle auch 
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keinen finanziellen Vorteil. Der Vorteil für den Angeklagten be- 
steht darin, dass er durch diese Manipulation der Nachforschung 
nach dem Wertbriefe Vorbeugen wollte. Es ist in Betracht zu 
ziehen, dass der Angeklagte zur Zeit, da er die Raduren vornahm, 
noch die Absicht hatte, das Geld zu unterschlagen. Er wollte 
durch die Änderung auf dieser Urkunde die Spur der ursprünglich 
gewollten Handlung verwischen! Das Vergehen ist vollendet (§ 231, 
Abs. 2). Das Gesetz sieht Gefängnisstrafe, in schweren Fällen 
Zuchthausstrafe vor. 

Zu Klagepunkt 3: 

Geldsendung ron Fr. 150 nach Philadelphia. 

In der Aneignung des Inhaltes der Postsendung nach Phila- 
delphia (Geständnis act. pag. 31, 49) liegt eine Unterschlagung in 
der Höhe von Fr. 150 im Sinne von § 216 Str.-G. Der An- 
geklagte hat den Betrag für sich verbraucht und ihn erst nach 
Verfluss von vier Wochen ersetzt. Er muss also für diese Hand- 
lung gestraft werden, allerdings in minderem Masse, da ihm die 
Wohltat des § 215 Str.-G., verglichen mit Art. 9 der Strafgesetz- 
novelle, zu gute kommt. 

Zu Klagepunkt 4: 

Öffnen des Reklamationsbriefes der Kreispostkontrolle com 
5. An gast. 

Das Öffnen und Zurückbehalten des Reklamationsschreibens 
vom 5. August betreffend die Postsendung nach Philadelphia (An- 
klagepunkt 3, Geständnis act. pag. 32) schliesst eine Verletzung des 
Briefgeheimnisses in sich, eine Auffassung, welche auch die Bundes- 
anwaltschaft bei Feststellung des Tatbestandes (act. pag. 47) teilt. 
Der Standpunkt der Verteidigung, dass es sich hier nicht um einen 
Brief gehandelt habe, welcher der Post von dritter Seite zur Spe- 
dition übergeben worden sei, sondern lediglich um eine Mitteilung 
der Post im internen Verkehr, in welchem Falle das Briefgeheimnis 
von einem Postangestellten selbst nicht habe verletzt werden können, 
ist unhaltbar. Die einzelnen Postangestellten repräsentieren nicht 
die Postanstalt als solche, und wenn seitens der Ober- oder Kreis- 
postdirektion eine schriftliche verschlossene Mitteilung an den Vor- 
stand eines Postbureaus, in welchem verschiedene Angestellte tätig 
sind, einlangt, so' hat nicht jeder Angestellte das Recht, den Brief 
zu öffnen, sondern nur der Vorsteher des Bureaus selbst oder dessen 
gesetzlicher Stellvertreter. Dem einzelnen Unterangestellten gegen- 
über ist ein solcher Brief ebenso unantastbar, wie ein Brief aus 
dem Publikum. Wer also unbefugterweise ein solches Schreiben 
■öffnet, verletzt das Briefgeheimnis und ist nach Massgabe von 
Art. 54 a und b des Bundesstrafgesetzes strafbar, dies um so mehr, 
wenn er den geöffneten Brief nach Kenntnisnahme von dessen In- 
halt zurückbehält, also unterschlägt. 

Auf dieses Vergehen setzt das Gesetz die Strafe der Amts- 
entsetzung, in schwereren Fällen Geldbusso oder Getängnis. 
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Zu Klagepunkt 5: 

Postmandat Beati über Fr. 50. 

Die Beantwortung der Schuldfrage ist hier etwas schwieriger. 
Der Angeklagte gibt zu, dass die Geldsendung nicht abgegangen 
sei, nach seiner Darstellung wäre das Geldanweisungsformular auf 
unerklärliche Weise verschwunden, hierbei hält er die Möglichkeit 
nicht für ausgeschlossen, dass Auftraggeber selbst es irrtümlicher- 
weise wieder an sich genommen haben könnte oder aber, dass es 
sich zwischen andere Postsachen verschoben habe. Die erste Mög- 
lichkeit, dass Beati selbst das Geldanweisungsfonnular wieder mit- 
genommen habe (Luigi Beati: act. pag. 77, Gnädinger: pag. 78, 
Siegfried: pag. 79), wird von diesem bestimmt bestritten. Die 
zweite Möglichkeit wird von Postmeister Siegfried nicht als ab- 
solut unannehmbar bezeichnet, da es, wenn auch selten, schon vor- 
gekommen sei, wohl aber als höchst unwahrscheinlich. 

Läge nur dieser eine Fall vor und wäre die Amtsführung des 
Angeklagten Gnädinger im übrigen eine durchaus tadellose, so 
könnten Zweifel entstehen, ob hier wirklich ein Vergehen anzu- 
nebmen sei. Allein diese Zweifel schwinden angesichts des Um- 
standes, dass der Angeklagte zugestandermassen zu zwei Malen 
(bei der Geldsendung nach Philadelphia und nach Stuttgart) Post- 
gelder sich auf unrechtmässige Weise angeeignet hat, und es 
sprechen alle Umstände dafür, dass er auch dieses Geld absichtlich 
sich hat aneignen wollen und auch angeeignet hat. 

In dieser Beziehung ist folgendes zu bemerken : Bei den weiten 
Räumlichkeiten des jetzigen Postgebäudes ist das Verschwinden 
eines solchen Mandates kaum möglich. Hätte der Angeklagte ein 
gutes Gewissen gehabt, so hätte er, ohne irgend einen Tadel ris- 
kieren zu müssen, den Überschuss in seiner Kasse sofort nach 
dessen Entdeckung anzeigen und die betreffende Summe abliefern 
sollen (Siegfried: act. pag. 59); denn er war hierzu nach Vorschrift 
des § 31 6 der betreffenden Verordnung (Postamtsblatt Nr. 14 
von 1894, act. pag. 65) verpflichtet. Dass er das nicht tat, spricht 
gegen ihn. Es ist kaum anzunehmen, dass er bei Revision der 
Kasse am Schlüsse seiner Arbeit und bei der Entdeckung eines 
doch beträchtlichen Überschusses von rund Fr. 50 bei einigem 
Nachdenken nicht hätte an das betreffende Mandat sich erinnern 
können, da die Geschäfte des einzelnen Postangestellten selbst 
unter Berücksichtigung des Betriebes des Postamtes Schaffhausen 
denn doch nicht so umfangreich sind. Die Einträge werden ja 
entweder sofort oder jedenfalls bald nach Eingang des Postauf- 
trages gemacht. Es ist also anzunehmen, namentlich auch, wenn 
dessen ziemliche Geldausgaben und daherige öftere Geldverlegen- 
heit in Betracht gezogen werden, dass er sich das Geld absichtlich 
angeeignet und für sich verbraucht hat, wobei er das Risiko mit 
in den Kauf nahm, dass der Italiener später an Hand seines Post- 
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«mpfangscheines reklamieren könnte. Die spätere Rückgabe des 
Geldes ändert an der Beurteilung der Sache nichts. Höchstens 
könnte ihm der Milderungsgrund des § 215 Str.-G. zu gute kommen, 
was indessen insofern zweifelhaft ist, als die Wiedererstattung erst 
auf Reklamation und Vorweisung des Empfangscheines hin und 
nicht aus freiem Antrieb geschah. 

Zu Klagepunkt 6: 

Wertbrief über Fr. 875 von Rochedieu, Segesser & Co. nach 
Hamburg. 

Aus den Akten ergibt sich, dass der Brief in Neuhausen auf- 
gegeben und in Schaffhausen von dom Angeklagten in Empfang 
genommen worden ist, dass dieser den Empfang auf dem Formular 
bescheinigt und in die Faktur die Bemerkung eingetragen hat, der 
Wertbrief sei mit Zug 493 weiter gegangen. Ferner ergibt sich 
aus den Erhebungen der Post (Erhebungen der Post act. pag. 91 ff.), 
dass der Zug 493 einen solchen Wertbrief nicht mitgenommen hat. 
Weiter ist über das Schicksal des Briefes nichts bekannt. Am 
Bestimmungsorte ist er laut Aussage des Adressaten nicht ange- 
kommen. 

Der Angeklagte gibt den Empfang des Briefes und die Ein- 
tragung zu (Gnädinger: act. pag. 73, 74, 141, Postadjunkt Straub: 
act. pag. 103), bestritt aber des bestimmtesten sowohl gegenüber 
der Post als während der ganzen Untersuchung, denselben unter- 
schlagen zu haben. 

(Act. pag. 141: „Wenn ich den Wertbrief unterschlagen 
hätte, so hätte ich mich ja selbst bestohlen! Etwas anderes 
wäre es, wenn ich ihn einem Kollegen weggenommen hätte !“) 
Er anerkennt, zivilrechtlich für den Betrag haftbar zu sein, 
weil er den Brief zwar empfangen habe, aber ausser stände sei, 
zu sagen, wohin derselbe gekommen sei, da er ihn auf der Ab- 
gangskarte nicht vorgemerkt habe. 

Die Untersuchung dehnte sich dahin aus, ob die Möglichkeit 
gegeben sei, dass der Brief sich beim Sortieren unter andere Pa- 
piere habe verlieren oder von einem Dritten habe gestohlen werden 
können. Das Verhöramt hat sich indessen durch einen Lokal- 
augenschein (Lokalaugenschein: act. pag. 198) von der Unwahr- 
scheinlichkeit, dass bei den jetzigen Raumverhältnissen und der Art 
und Weise der Geschäftsverteilung bei Ankunft der Posten ein 
derartiger Brief mit anderen Papieren sich vermischen konnte, über- 
zeugt (Fischer: act. pag. 207, Gnädinger: act. pag. 208, 209). 
Postmeister Siegfried (act. pag. 79, 80, 81) hält es für nahezu aus- 
geschlossen, dass der Wertbrief sich unter andere Briefe verschob, 
ohne dass die andern es bemerkten. Nach seiner Darstellung ist 
in Anbetracht, dass der Wertbrief bei jener Postsendung der einzige 
war, und überhaupt ein Verdacht gegen die damaligen Gehülfen 
beim Ordnen der Briefschaften (Schwarz und Fischer) ausgeschlossen. 
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Schwarz selbst gibt unter näherer Darlegung der Art und 
Weise (act. pag. 147, 148, 149), wie die Briefschaften sortiert- 
werden, an, die Möglichkeit sei allerdings nicht ausgeschlossen, 
dass der Brief weggenommen worden sei oder sich verloren habe, 
in welchem Falle er dann von dritter Seite habe unterschlagen, 
werden können, allein das sei sehr unwahrscheinlich. Anderseits 
wäre eine Unterschlagung durch Gnädinger eine unbegreifliche 
Kopflosigkeit gewesen, nachdem er den Brief anerkannt und die 
Weiterspedition per Zug 493 eingetragen hatte; denn damit habe 
er wissen müssen, dass er haftbar sei. Fischer bestätigt diese 
Angaben (act. pag. 151 und 152): Eine Unterschlagung durch 
Gnädinger wäre eine unbegreifliche Kopflosigkeit gewesen und 
nur dann denkbar, wenn die Möglichkeit in Betracht gezogen würde, 
dass er sich nach Unterschlagung des Geldes flüchtig machen werde. 

Ebenso sagt Margreth (act. pag. 183): Einen Wertbrief unter- 
schlagen, nachdem man ihn bereits auf der Brief karte anerkannt 
hat, wäre allerdings ein sonderbares Unternehmen. 

Bezüglich der Möglichkeit, dass irgend ein anderer Angestellter 
der Täter sein könnte, ergab die Untersuchung nichts Bestimmtes. 

Auffallend erscheint die durch die Untersuchungsbehörde kon- 
statierte Tatsache, dass am Tage nach dem Verschwinden des 
Wertbriefes, am 12. August, kurz vor 5 Uhr abends, auf der Bank 
in Schaffhausen sieben Hundertmarkscheine ausgewcchselt wurden 
und dass laut Angabe von Rochedieu, Segesser & Co. der Wertbrief 
gerade sieben solcher Markscheine enthielt. Konstatiert wurde 
auch, dass Gnädinger an jenem Tage und zu der Stunde, wo die 
Banknoten gewechselt wurden, frei hatte (act. pag. 189). Allein 
der Bankbeamte Hedinger (act. pag. 197) kann sich nicht erinnern, 
wer die Auswechslung verlangt hat, und so ist die Möglichkeit 
nicht ausgeschlossen, dass Zufall in der Übereinstimmung der 
Geldsorten vorliegt, oder dass, wenn die ausgeweehselten Bank- 
noten wirklich dem fraglichen Brief entstammen, ein Dritter die 
Auswechslung hat vornehmen lassen. Der Angeklagte bestreitet 
(act. pag. 196), dass er jene Noten auf der Bank ausgewechselt 
habe oder habe auswechseln lassen, und es wäre ihm allerdings, 
wenn er der Täter ist, die Unklugheit und Unvorsichtigkeit kaum 
zuzutrauen, dass er unmittelbar nach der Tat am Platze selbst 
die Auswechslung der ganzen Summe vorgenommen hätte. 

Nach der Aktenlage lastet nun allerdings auf dem Angeklagten 
der starke Verdacht, dass er es war, der den Wertbrief wirklich 
unterschlagen hat. Die erste Instanz fand denn auch den Indizien- 
beweis so schlüssig, dass sie zu einer Verurteilung gelangte. 

Allein die Untersuchung lässt anderseits wieder so bedeutende 
Zweifel an der Schuld des Angeklagten offen, dass sich eine Ver- 
urteilung des Angeklagten mit bezug auf diesen Anklagepunkt 
kaum rechtfertigen lässt. 


Digitized by Google 



Entscheidungen in Strafsachen. 


289 


Nach dieser Richtung fallen folgende Momente in Betracht: 

a) In objektiver Beziehung; 

Es ist nicht einmal mit voller Sicherheit festgestellt, dass der 
Wertbrief wirklich in Schaffhausen abhanden gekommen ist. Die 
Kreis- und Oberpostdirektion selbst zögerten, dies mit Bestimmtheit 
anzunehmen. Erst nachdem die Untersuchung festgestellt hatte, dass 
auf der Bank in Schaffhausen zur kritischen Zeit gerade die Geld- 
sorten gewechselt wurden, welche der Brief enthielt, nahm die Post- 
behörde, speziell Postmeister Siegfried (act. pag. 189), als fest- 
stehend an, dass der Wertbrief auf dem Platze Schaffhausen unter- 
schlagen worden, resp. abhanden gekommen sein mtlsse. Allein 
um zu einem solchen Schlüsse zu gelangen, müsste der Beweis er- 
bracht sein, dass die auf der Bank ausgewechselten Noten den 
Inhalt des Wertbriefes bildeten, was keineswegs dargetan ist. 

Es ist somit die Möglichkeit nicht ausgeschlossen, dass trotz 
der Erhebungen der Post der Wertbrief von Schaffhausen weiter 
spediert wurde. 

Wenn auch angenommen werden will, die auf der Bank aus- 
gewechselten Noten seien mit den in dem Briefe enthaltenen identisch 
gewesen, so fehlt die Beziehung zwischen dem Auswechseln und 
der Person des Angeklagten. Es kann auch ein Dritter absichtlich 
oder per Zufall in den Besitz des Wertbriefes gekommen sein und 
die Noten gewechselt haben. 

b) In snbjek tirer Beziehung: 

1. Der Angeklagte hat die ihm zur Last gelegten Handlungen 
im allgemeinen sofort und ohne Rückhalt sowohl seiner Oberbehörde, 
als auch der Untersuchungsbehörde gegenüber in vollem Umfange 
eingestanden. Er hat sogar während der Untersuchung die Unter- 
schlagung eines nach Stuttgart adressierten Mandates eingestanden, 
eine Tatsache, welche noch nicht einmal zur Kenntnis der Unter- 
suchungsbehörde gelangt war. Allein speziell die Unterschlagung 
des fraglichen Wertbriefes von Fr. 875 nach Hamburg leugnet 
er beharrlich, obwohl er dessen Empfang und die zivilrechtliche 
Haftbarkeit für das Verschwinden desselben unumwunden ebenfalls 
zugestellt. Das Auftreten des Angeklagten in der Untersuchung, 
sein bisheriger guter Leumund, das Zutrauen, das er bei seinen 
Vorgesetzten genoss, zeugen dafür, dass der Angeklagte nicht 
lügenhaft ist. 

2. Nach Aktenlage und nach Aussage sämtlicher Postbeamten 
wäre die Unterschlagung eines Wertbriefes unter den gegebenen 
Umständen geradezu ein Widersinn und nur unter der Annahme 
möglich, dass der Angeklagte beabsichtigte, sich nach der Tat 
flüchtig zu machen. Für die letztere Annahme geben die Akten 
indessen keine Anhaltspunkte. 

3. Das Verhöramt hat Erhebungen angestellt über den Geld- 
verbrauch des Angeklagten (act. pag. 145, 167, 146, 177, 184, 
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203 ff.). Diese haben ergeben, dass letzterer mit seinem Geldc 
allerdings nicht sehr haushälterisch umging und mehr brauchte, 
als mit seinen Besoldungsverhältnissen vereinbar war, und das er- 
klärt auch seine übrigen Unterschlagungen von kleinerem Betrag. 
Allein geradezu auffallende Verschwendungshandlungen können 
dem Angeklagten nicht zur Last gelegt werden. Die Angabe des 
Angeklagten, dass er in ökonomischer Beziehung etwas leicht in 
den Tag hinein gelebt habe, ist durchaus plausibel und gibt zu 
der Vermutung Veranlassung, dass er vielleicht auch mit Rücksicht 
auf die ordentliche ökonomische Stellung seiner Anverwandten 
nicht immer exakt rechnete. Immerhin wäre ein weiterer Auf- 
schluss darüber, auf welche Weise die relativ hohe Summe von 
annähernd Fr. 900 Verwendung fand, wünschenswert; allein 
die Untersuchung gibt hierauf keine Antwort. 

4. Die Möglichkeit ist nicht ausgeschlossen, dass sich in einem 
unbewachten Moment ein anderer des Wertbriefes bemächtigt haben 
könnte, denn wenn schon eine genaue Prüfung durch Einvernahme 
der Postangestellten und Vornahme eines Lokalaugenscheines nach 
Ansicht des Verhöramtes die Unwahrscheinlichkeit eines derartigen 
Abhandenkommens ergeben haben, so dürfte es eben doch fraglich 
sein, ob der Dienst im Postbureau Schaffhausen bei Ankunft der 
Züge sich wirklich immer so ganz regelmässig abwickelte, wie ge- 
schildert wird. Es ist nicht unwahrscheinlich, dass sich der Ver- 
kehr zwischen den Postangestellten der einzelnen Zweige (Brief- 
post, Fahrpost etc.) im gewöhnlichen Leben etwas ungezwungener 
gestaltet, so dass die Trennung der einzelnen Funktionen mehr in 
den Hintergrund tritt. In diesem Falle hätte es wohl geschehen 
können, dass etwa ein nicht mit den betreffenden Arbeiten be- 
trauter Angestellter einen Augenblick sich bei einem Tische auf- 
halten konnte, an welchem er nichts zu tun hatte. 

5. Dass der Angeklagte sich sofort zivilrechtlich für den ab- 
handen gekommenen Betrag haftbar erklärte, kann nicht wohl als 
indirektes Eingeständnis seiner Schuld ausgelegt werden; denn nach 
seiner eigenen Überzeugung und nach der Aussage der andern 
Postangestellten war er mit dem Augenblick für den Wertbrief 
haftbar, als er den Empfang desselben bescheinigte und damit zu- 
gab, dass er in seinen Besitz gekommen sei. 

6. Wenn aber alle diese Möglichkeiten in Betracht gezogen 
werden, wenn solche Zweifel an der Schuld des Angeklagten mit 
bezug auf diesen Anklagepunkt bestehen, so muss der Richter 
nach dem Grundsatz, dass im Zweifel zu gunsten des Angeklagten 
zu entscheiden sei, denselben von diesem Vergehen freisprechen; 
denn es wäre unrichtig, aus der Tatsache, dass der Angeklagte 
sich wiederholter Unterschlagungen schuldig gemacht hat, auf seine 
Schuld auch in bezug auf diesen Punkt zu schliessen. Zum 
Schuldbeweis sind bestimmtere Anhaltspunkte erforderlich, als die- 
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jenigen sind, welche sich ans den Akten ergeben. Auch Unter- 
schlagung Beati (Anklagepunkt 5) kann hier nicht in Parallele ge- 
stellt werden; denn diese beiden Fälle unterscheiden sich wesentlich, 
ln dem Falle Beati muss der Angeklagte zugeben, dass er den 
Überschuss von Fr. 50 in seiner Kasse, also den ganzen Be- 
trag des Mandates, in seine Tasche steckte und erst später auf 
erfolgte Reklamation hin ersetzte. Dort muss er also, trotzdem er 
den verbrecherischen Willen bestreitet, bestraft werden. 

Zu Klagepunkt 7 : 

Unterschlagung des Mandates Deller nach Stuttgart. 

Der Angeklagte erklärt, dass er aus seiner Besoldung und 
dem Erlös aus dem beabsichtigten Verkauf seines Velo den unter- 
schlagenen Betrag habe decken wollen, was ihm aber nach der 
Entlassung aus dem Postdienst nicht mehr möglich gewesen sei. 
Infolge dieses Geständnisses einer weitern Unterschlagung erklärt 
sich auch ein bisher in den Akten nicht aufgeklärter Punkt: Mit 
diesem Gelde, sagt der Angeklagte, sei es ihm möglich gewesen, 
eine Summe zusammenzubringen, um die 500 Fr.-Banknote ein- 
lösen zu können. 

Auch für diese Unterschlagung muss der Angeklagte bestraft 
werden. 

g) Was nun die Strafart und die Höhe der Strafe anbelangt, 
so sieht das Bundesgesetz für die unter 1 und 4 des Tatbestandes 
angeführten Vergehen (Amtspflichtverletzung und Verletzung des 
Briefgeheimnisses) nur in schweren Fällen Gefangenschaftsstrafe, 
bei weniger gravierenden Geldbusse vor. Die vorliegenden Ver- 
gehen rubrizieren sich nun offenbar nicht unter die schweren Fälle, 
so dass eine Geldbusse als angezeigt erscheint, und zwar entspricht 
eine solche von je Fr. 25 für jedes Vergehen, zusammen also 
Fr. 50, den Umständen. Nach Art. 8 des Bundesgesetzes ist im 
Falle der Nichteinbringliehkeit die Busse im Verhältnis zu einem 
Tag — Fr. 5 umzuwandeln, so dass eventuell für die Fr. 50 Busse 
10 Tage Haft in Anrechnung zu bringen sind. 

Für die andern drei Vergehen ist nach Gesetz Gefängnisstrafe 
in Anwendung zu bringen. Bei Ausmessung der Strafe ist davon 
auszugehen, dass Zusammenfluss mehrerer Vergehen vorliegt. Nach 
§ 75 Str.-Ges. soll die Strafe des schwersten der in Betracht kom- 
menden Vergehen ausgesprochen und der Zusammenfluss bei der 
Zumessung als Erschwerungsgrund berücksichtigt werden. Als 
schwerstes Vergehen ist im vorliegenden Fall die zweimalige Unter- 
schlagung im Betrage von Fr. 150 und Fr. 50 und Fr. 176.08 = 
Fr. 376.08 anzusehen. Für die Unterschlagung im Werte von 
Fr. 200 — 800 ist nach § 216, vergi, mit § 212 Str.-Ges., Gefängnis- 
strafe von 4 7» Monaten bis zu 3 Jahren vorgesehen. Neben dem 
Zusammenfluss fällt für den Angeklagten noch erschwerend in Be- 
tracht die fortgesetzte Tat und namentlich die Tatsache, dass der- 

Schwcixcrisch« Zeitschrift für Strafrecht. 16 . Jahrg. 20 
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selbe sich bei Verübung der fraglichen Vergehen in vertrauens- 
voller amtlicher Stellung befand. Als strafmildernde Umstände 
können nur die Jugend des Angeklagten und dessen bisheriger 
guter Leumund berücksichtigt werden. Wird dem Angeklagten 
hierbei noch die Wiedererstattung der veruntreuten Beträge im Sinne 
von § 215 Str.-Ges., vergi, mit Art. 9, zu gute gehalten, so erscheint 
eine Gefängnisstrafe von 9 Monaten als gerechtfertigt.“ 
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Joseph van Kan: Les causes économiques de la criminalité. Etude 
historique et critique d’étiologie criminelle. Avec préface de G.- A. 
van Hamel, professeur de droit criminel à V Université d' Amster- 
dam. (Ouvrage couronné par V Université d’ Amsterdam.) Paris- 
Lyon, A. Storck i& C°, 1903. 496 Seiten. Fr. 7 . 50. 

„Die wirtschaftlichen Ursachen des Verbrechertums“, welches 
sind diese wirtschaftlichen Ursachen, welche Rolle spielen sie bei 
der Entstehung der Verbrechen? Das sind ungefähr die Fragen. 
Der Verfasser will sie nicht so sehr selber untersuchen und be- 
antworten als vielmehr zeigen, wie sie in der Literatur beantwortet 
worden sind. Was wir vor uns haben, ist also zunächst eine um- 
fassende Bibliographie der Ätiologie des Verbrechens; denn alle 
Richtungen derselben anerkennen irgend einen Einfluss wirtschaft- 
licher Momente. Aber Art und Mass der Wirkung ist bestritten ; 
wirken sie veranlassend oder als Beweggrund» wie verhalten sie 
sich zu den individuellen Faktoren des Charakters und der Anlage, 
sind sie nicht selber die Ursache des Charakters und, durch das 
Mittel erblicher Übertragung, auch der Anlagen? Die Antworten 
sind sehr verschieden, je nach den Anschauungen über die Natur 
des Verbrechens und die grundlegenden Ansichten Uber Entstehung 
des Willens. Es war daher gegeben, nach Schulen die Schriftsteller 
zu ordnen. 

Einleitend Altertum und Mittelalter, die sich mit dem Problem 
beschäftigen, wie Reichtum und Armut zur Moral sieh verhalten. 
Hier schon begegnen wir der Auffassung, dass insbesondere die 
Armut viele Versuchungen biete, und die Lobpreisung der Armut 
im Christentum wird auf die aufopfernde, freiwillige Selbstentäusse- 
rung bezogen, im Gegensatz zum unfreiwilligen Elend. Wirklich 
kriminologische Betrachtungen finden sich indes erst bei den Staats- 
rechts-Philosophen des XVI. und XVII. Jahrhunderts, den Utopisten, 
so in der Schrift des Thomas Morus, Serrno Raphaëlis Hythlodei de 
optimo reipublic» statu. Hier Anden wir zuerst die Idee ausgeführt, 
dass die Verbrechen aus wirtschaftlichen Übelständen herauswachsen 
und daher nicht durch Strafen, sondern durch Beseitigung jener 
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Übelstände gründlich beseitigt werden. Die Kriminnlpolitiker des 
Aufklärungszeitalters, Beccaria und Voltaire, geben der Idee des 
Morus aufs neue beredten Ausdruck. 

Das alles ist Vorgeschichte. Der Verfasser durchgeht nun ein- 
gehend die Schulen der Neuzeit. 

Die italienische Schule. Lombroso geht von der Person des 
Verbrechers aus, der verbrecherischen Potenz im anormalen Menschen, 
deren Ausbrüchen die sozialen Verhältnisse nur Anlass und Form 
geben; Ferri, der die Bedeutung der sozialen Faktoren höher wertet, 
aber für ihre Wirksamkeit die Empfänglichkeit des Verbrechers 
(la predisposizione) notwendig hält; Garofalo, der im Fehlen der 
Gefühle, welche der jeweiligen Durchschnittsmoral der Gesellschaft 
entsprechen, die Quelle der Verbrechen erblickt und daher ebenfalls 
den äussern, wirtschaftlichen Verhältnissen nur eine untergeordnete 
Rolle zuschreibt. So auch Marro. Die wirtschaftlichen Einflüsse wirken 
nicht direkt, dagegen schwächt das Elend die Willensorgane, Folge 
der mangelhaften Ernährung des Zentralnervensystems. 

Der italienischen Schule folgt die französische Schule, gegründet 
von Lacassagne, auf dem Fusse nach. Sie betrachtet den Menschen 
als das Produkt seiner Umgebung (milieu, ambiente), also auch den 
Verbrecher. „Jede Gesellschaft hat die Verbrecher, die sie verdient.“ 
Hier treten die gesellschaftlichen und damit die wirtschaftlichen 
Faktoren in den Vordergrund, die individuellen treten zurück, und 
da, wo sie tatsächlich vorherrschen, haben wir es mit einem Ver- 
rückten, nicht mit einem Verbrecher zu tun. Tarde und Corre zählen 
auch zu dieser Schule ; es sind ihnen indessen mit Recht besondere 
Abschnitte gewidmet: Tarde, weil er mit seiner Theorie der Ver- 
antwortlichkeit des Menschen nicht für das, was er tut, sondern 
für das, was er ist, eben doeh für die Verübung des einzelnen 
Verbrechens einen gewissermasseu feststehenden individuellen Faktor 
fordert, der allerdings seinerseits durch die Umgebung geschaffen 
worden ist. Und so ähnlich auch Corre. 

Dor Terza scuola von Alimena, Gauckler, Vaccaro und Carnavale 
spricht Verfasser, in Übereinstimmung mit v. Liszt, van Hamei u. a., 
das Recht ab, sich eine besondere Richtung zu nennen, da ihr Pro- 
gramm in allen wesentlichen Punkten mit dem der französischen 
Schule Zusammenfalle. 

Die sozialistische Schule, als deren Vertreter Turati, Battaglia, 
Colojanni, Denis, Lafargue, Rakowsky, Lux, J. Schmidt und andere 
zitiert werden, räumt selbverständlich dem wirtschaftlichen Faktor 
die Alleinherrschaft ein. Mit der Reform der Wirtschaftsordnung 
hört das Verbrechen auf; das Verbrechen ist ein Protest gegen die 
Ungerechtigkeit der bestehenden Ordnung. 

Die pathologische Theorie (Maudsley, Morel, Benedikt) erklärt 
das Verbrechen als krankhafte Erscheinung, insbesondere als eine 
Entartung. Ohne die Wirkung äusserer Einflüsse in Abrede zu stellen, 
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beschränken sich diese Forscher auf den Nachweis der pathologischen 
Ursachen, mehr eine Arbeitsteilung als eine Schule. 

Der Eklektizismus. Unter dieser Bezeichnung versteht der Ver- 
fasser einmal die Richtung der internationalen kriminalistischen 
Vereinigung (v. Liszt, van Hamei, Prins), dann die Engländer Ry- 
lands, Havelock Ellis, Morrison, und die Russen. Das biologische 
Moment, die Einflüsse der Umgebung wirken beide zur Entstehung 
des Verbrechens, beim einen Verbrecher tritt der eine Faktor, beim 
andern der andere besonders hervor; das Studium des sozialen 
Faktors ist von besonderer Wichtigkeit, weil hier die radikale Ver- 
brechensbekämpfung, die Hebung der Ursachen, am ehesten ein- 
setzen kann. 

Endlich die „Spiritualisten“, die alte Schule, welche vom Dogma 
des (transcendental) freien Willens (liberum arbitrium) ausgeht. Für 
die orthodoxe Richtung bedeuten die wirtschaftlichen Faktoren die 
Versuchung, welcher der Mensch nachgeben oder widerstehen kann, 
die Strafe ist ihr nur gerechte Vergeltung, die von jeder Opportunitäts- 
erwägung rein zu halten ist, daher liegen ihr auch Betrachtungen 
über den Einfluss sozialer Verhältnisse durchaus fern. Die neu- 
spiritualische Schule (Joly, Proal, de Bæts, Wright u. a.) tritt auf 
diese Untersuchungen ein, wenn sie auch im allgemeinen mit Joly 
zum Schlüsse kommt, dass der Mensch weniger durch die Schuld 
anderer oder die des Schicksals bösartig werde, sondern vielmehr 
durch seine eigene Schuld. Immerhin die Anerkennung der Existenz 
von Gewohnheitsverbrechern, bei denen die Freiheit, zwischen Gut 
und Bös sich zu entscheiden, im einzelnen Falle auf ein Minimum 
reduziert ist, allerdings durch eine selbstgezogene Boshaftigkeit. 

Aber nicht nur die Kriminalisten, welche sich mit der Frage 
der wirtschaftlichen Ursachen des Verbrechens beschäftigt haben, 
werden an uns vorbeigeführt, auch die Statistiker (Moralstatistiker), 
so v. Öttingen, Ludwig Fuld, Starke. Auch die Arbeit von Dr. Meyer 
(Zürich), Die Verbrechen in ihrem Zusammenhang mit den wirtschaft- 
lichen und sozialen Verhältnissen im Kanton Zürich *}, ist eingehend 
und Verdientermassen günstig gewürdigt. 

Dieser kurze Gang durch das Werk sollte wenigstens eine 
Andeutung von der Reichhaltigkeit des Inhalts geben. Es ist indessen 
bei der Behandlung der Schulen und Autoren nicht allein die Ab- 
wägung desVerhältnisses des wirtschaftlichen Faktors zu den andern, 
insbesondere zu den individuellen Faktoren, berührt, der Verfasser 
geht vielmehr ein auf die Methode der Feststellung und insbesondere 
auf die Feststellung des wirtschaftlichen Elends. Die Sache ist 
nicht so einfach; seit einigen Jahrzehnten hat die Kurve dos Getreide- 
preises aufgehßrt, mit derjenigen der Kriminalität parallel zu laufen. 
Und gerade in der Darstellung der Methoden setzt der Verfasser 
mit seiner Kritik ein. 


*) Besprochen in dieser Zeitschrift IX (1896), S. 502. 
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Der Verfasser ist scharf in seiner Kritik. Er zitiert das Wort 
Ferris über Lombroso : C’est un génie, mais il lui manque le talent; 
er deckt die Widersprüche zwischen Ferri, dem Mitbegründer der 
Scuola positiva, und Ferri, dem sozialistischen Parteiführer, auf, er 
tadelt un Corre den Mangel an Kritik bei der Sammlung des Materials, 
spricht dem Werke Proais, Le crime et la peine, jeden wissenschaft- 
lichen Wert ab. Aber die Kritik ist nicht nur mutig, sie ist auch 
sorgfältig begründet. Er verlangt mit Recht, dass Schlüsse und 
Urteile durch die Anführung von schlüssigen Tatsachen ') begründet, 
und von den letztem die Quellen genau angegeben werden sollen, 
er zeigt, wie nur die relativen, nicht die absoluten Zahlen für die 
Beweisführung verwendbar sind, wie aber auch die Durclischnitts- 
zahleu mit Vorsicht zu gebrauchen sind. Gerade das Problem der 
Ermittlung der Armut kann nicht durch die Berechnung eines Dureh- 
schnittsvermögens oder Einkommens auf den Kopf der Bevölkerung 
gelöst werden, sondern es ist die Verteilung des Vermögens, der 
Abstand von reich und arm, zu messen. Es ist auch dem Verfasser 
beizustimmen, wenn er die Frage der Abhängigkeit der nicht ver- 
mögensrechtlichen Verbrechen vom ökonomischen Faktor noch un- 
gelöst und auch schwer lösbar erklärt — wir werden kaum so weit 


’) Dies wird besonders auch gegenüber Colojanni gesagt. Es schliesst 
das nicht aus, dass seine Urteile doch richtig sind. Wenn er z. B. den Satz 
aulstollt, dass die Ackergemeinschaft die Zahl der Verbrechen niedrig halte, 
die Durchführung des Individualeigentums dieselbe erhöhe, so hätte er auf 
Tatsachen sich berufen können, nämlich auf das Verhältnis der wegen 
Verbrechen und Vergehen Verurteilten zur Bevölkerung in Ungarn-Fiume, 
wo das Individualeigentum herrscht, und in Kroatien-Slavonien, wo die 
Familiengemeinschaft (Zadruga) noch in Kraft steht. Die Zahlen, dem 
«Ungarischen statistischen Jahrbuch» entnommen, sind: 



Ungarn-Fiume 
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Verurteilte 


Verurteilte 
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51 
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15,731,751 
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16,365,267 

92.323 
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2,351,989 
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12,4 
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1 6.522.890 

115.529 

58 

2,373,424 

3.1:58 

13,2 
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16,680,52 3 

120.66 1 

72 

2.391.660 

2.921 

12, ! 


Dabei ist noch zu bemerken, dass in Ungarn-Fiume 25% der Ver- 
urteilten weiblichen Geschlechts sind, in Kroatien-Slavonien nur 8 bis 
9%. So sehr schützt die Familiengemeiuschaft insbesondere Frauen und 
Mädchen. 
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kommen, ehe wir nicht die Systematik unserer Strafgesetze in eine 
Einteilung nach dem vorherrschenden Beweggrund im einzelnen 
Falle umgeändert haben. 

In der Kritik der sachlichen Behandlung der Frage verhält 
sich der Verfasser des Buches zurückhaltend. Er warnt vor all- 
gemeinen Schlüssen, die sich nur aus einer Übereinstimmung der 
Durchforschung des kriminalistischen Zustandes der einzelnen Länder 
oder Bezirke ergeben können. Wir möchten dem nur das eine bei- 
fügen: Der weitere Fortschritt der Forschungen setzt voraus, dass 
wir uns vorerst auseinandersetzen über die verschiedenen Funktionen 
des Ursachenbegriffs, und dass ob der Ermittlung der Ursachen des 
Kriminalitätsgrades eines Landes oder eines Jahres nicht die Er- 
forschung der Ursachen des einzelnen Verbrechens vergessen werde. 
Für diese Weiterarbeit bietet uns das vorliegende Werk nicht nur 
den soliden Unterbau einer Sammlung alles dessen, was bisher 
gearbeitet worden ist, sondern wir verdanken auch seiner Kritik 
schöne Ausblicke auf die weiter einzuseldagenden Wege. Zürcher. 


Dr. Heinrich Ryffel: Die schweizerischen Landsgemeinden. Zürich, 
Schulthess iü Cie., 1903. 342 Seiten, gross 8°. 

Ein prächtiges Buch. Mit riesigem Fleisse sind die fast zahl- 
losen Rechts- und Geschichtsquellen, die über die Landsgemeinde, 
ihre Verfassung und ihre Tätigkeit Auskunft geben konnten, bis in 
alle Einzelheiten des Zeremoniells durchforscht und zu einer ein- 
gehenden Schilderung der Geschichte und der Gegenwart der Lands- 
gemoinde verarbeitet worden. Und das Ganze ist belebt von der 
Wärme, welche eigene Anschauung und begeisterte Hingabe an den 
Gegenstand allein auszuströmen vermögen. Es ist ein literarisches 
Denkmal der reinen Demokratie in ihrer ursprünglichsten Erschei- 
nungsform, eine Tat für die Schweiz und für die Volksherrschaft. 

Mag es auch kleinlich erscheinen, aus einem so einheitlichen 
Buche einzelnes zur Befriedigung eines einzelnen Interesses heraus- 
zuuehmen, der Verfasser wird es uns nicht verargen, unii wir sind 
es dem Leserkreis dieser Zeitschrift schuldig. In der Geschichte 
der Landsgemeinde behandelt der Verfasser den Zusammenhang 
mit der germanischen Gerichtsgemeinde, das Verhältnis zu den auf- 
kommenden Beamtengerichten und ihre bis in das 19. Jahrhundert 
hineinragende Betätigung als ordentliches Blutgericht. Die An- 
schauungen hierüber, welche uns seinerzeit Blumer in seiner Staats- 
nnd Rechtsgeschichte der schweizerischen Demokratien vermittelt, 
werden in einigen Richtungen korrigiert und im ganzen erweitert. 
Dann gibt uns der Verfasser in einem Kapitel : Strafbestimmungeu 
gegen das Praktizieren, eine gedrängte Übersicht der Strafbestim- 
mungen gegen den Stimmenkauf. Und noch in einer Richtung bietet 
das Buch ein auch kriminalistisches Interesse. Es ist dies die 
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Psychologie der Landsgemeinde, die Wirkung auf die Masse und 
die Massenwirkung, die sich so oft im Guten und Schönen, in 
einzelnen Fällen aber auch nach der entgegengesetzten Seite ge- 
äussert hat. Zürcher. 


Dr. F. Meili, Professor an der Universität Zürich, Delegierter der 
Schweiz an den Staatenkonferenzen im Haag: Das internationale 
Zivil - und Handelsrecht, auf Grund der Theorie, Gesetzgebung 
und Praxis. Zürich, Art. Institut Grell Fiissli, 1902. 2 Bände r 
405 und 391 Seiten, à Fr. 12. 

Der Ausgewanderte oder Eingewanderte, der ein Stück Heimat- 
erde in Form seines Personalstatuts mit sich trägt, der Eingeses- 
sene, der über die Landesgrenze hinüber kauft und verkauft, Ver- 
pflichtungen eingeht und Ansprüche erwirbt, das sind zunächst 
diejenigen, die unter der Verschiedenheit der Gesetze zu leiden 
haben. Es mag für den Einzelnen noch schwerer gewesen sein, als 
der Fremde rechtlos oder nur beschränkt rechts- und handlungs- 
fähig war; die Gleichstellung des Fremden mit dem Einheimischen 
in Beziehung auf Rechts- und Handlungsfähigkeit war der erste 
Schritt zur Erleichterung des persönlichen und des Güter- Verkehrs 
von Land zu Land. Und nun erwächst aber gleich eine andere 
Schwierigkeit ; indem man dem Fremden und Ausländer „sein Recht 11 
gewährt, wird die Frage streitig, welches ist dieses sein Recht, und 
wenn sein Recht das seiner neimat ist, wie soll sich in den Rechts- 
beziehungen der In- und Ausländer das inländische Recht gegen- 
über dem fremden bewähren? Insbesondere wird im Recht des 
internationalen Austausches von Vermögenswerten die Frage der 
Bewährung des zwingenden Rechtes von Bedeutung. Aber auch 
hier ein Fortschritt : Der bunte Rechtswirrwarr des Mittelalters hat 
in den grossen Staaten des Kontinents der Rechtseinheit Platz ge- 
macht. Wie wäre es, wenn auch die letzten Schranken noch ein- 
gerissen würden, wenn wir ein „Weltrecht“ schaffen würden ? Einen 
Anfang besitzen wir ja in dem internationalen Übereinkommen über 
den Eisenbahnfrachtverkehr; Professor Meili nimmt den Gedanken 
nur mit äusserster Zurückhaltung auf, immerhin bezeichnet er eine 
Reihe von handelsrechtlichen Instituten als mögliche Gegenstände 
internationaler Unifikation. 

Inzwischen gilt es also, die Konflikte der verschiedenen Ge- 
setzgebungen zu heben. Die Bedeutung der Aufgabe hat sich nicht 
gemindert durch die Zusammenlegung grosser Rechtsgebiete, da sich 
gleichzeitig die Verkehrsgebiete erweitert und die Verkehrsbezie- 
hungen auf grösste Distanzen vervielfältigt haben. Die Aufgabe 
ist zunächst von der Wissenschaft zu lösen und dann von der 
Gesetzgebung, sei es von einer internationalen Gesetzgebung, einem 
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Staatenübereinkommen über die Abgrenzung des Herrschaftsgebietes 
der Zivilgesetzgebung, sei es von der nationalen Gesetzgebung, die 
sich von der Wissenschaft gleichmässige Grundsätze diktieren lässt. 
Der Verfasser hat seit Jahrzehnten sich dieser Wissenschaft mit 
Hingabe gewidmet, er hat auch in amtlicher Stellung mitgewirkt 
an den Versuchen, ein Staatenübereinkommen zu stände zu bringen; 
sein vorliegendes Werk ist also kein „Versuch“ auf diesem Gebiete, 
sondern die reife Frucht arbeitsreicher Jahre. 

Der Verfasser bekämpft die Lösung aller Konflikte durch ein 
Einheitsprinzip, Territorialitätsprinzip, Nationalitätsprinzip, und mit 
Recht, denn angesichts der grossen Verschiedenheit der einzelnen 
Zweige und Institutionen des Privatrechts sind diese „Prinzipien“ 
mehr bequeme Schlagworte als sichere Wegweiser. Liegt nun aber 
nicht ein leiser Widerspruch vor, wenn der Verfasser doch nicht 
will, dass die Aufgabe getrennt und den Fachleuten der einzelnen 
Rechtszweige für ihr Fach überlassen, sondern vielmehr zusammen- 
gefasst und einer einheitlichen Wissenschaft des internationalen 
Rechtes zugewiesen werde? Der Grund muss in der gemeinsamen 
Methode liegen, und in der Tat enthält das Buch unter der Über- 
schrift „Allgemeine Fragen des internationalen Zivilrechts“ eine 
gewisse Methodik, eine Anleitung zur Behandlung der Einzelfragen. 
Nun ist diese Methodik allerdings auf das Gebiet des Zivilrechtes 
zugeschnitten ; die Anwendung auf die Abgrenzung der Herrschafts- 
gebiete des Strafrechts hat der Verschiedenheit des Inhalts des Straf- 
rechts und der Bedeutung seiner Abgrenzungen Rechnung zu tragen. 

Konkreten Bezug zu unsern Aufgaben haben die Erörterungen 
über das anzuwondende Recht bei Forderungen aus unerlaubter 
Handlung, weil in denselben auch die strafbaren Handlungen in- 
begriffen sind und der Strafrichter, zufolge des von unseren Straf- 
prozessordnungen anerkannten, zum Teil sogar geforderten Adhä- 
sionsverfahrens, auch über solche Ansprüche zu urteilen hat. Man 
wird nun zunächst darüber einig sein, dass die Anhängigmaehung 
des Schadenersatzanspruches die Natur desselben nicht ändert und 
der Strafrichter daher Privatrecht, insbesondere auch die Sätze des 
internationalen Privatrechts zur Anwendung zu bringen hat. 

Da haben wir nun vorerst eine glückliche Übereinstimmung, 
für den Strafanspruch Gerichtsstand und Gesetz des Ortes der Be- 
gehung, für den Schadenersatz dasselbe Recht, der Strafrichter hat 
in beiden Richtungen das einheimische Recht zur Anwendung zu 
bringen. Wo der Ort der Begehung anzunehmen sei, hat der Straf- 
richter bezüglich des Strafanspruchs nach dem heimatlichen Straf- 
gesetz zu beurteilen. 

Wenn nun aber ein Grundsatz des internationalen Privatrechts 
über den Ort der Begehung im Widerspruch steht mit der Straf- 
rechtsnorm? Der Konflikt wird so leicht nicht entstehen, da der 
Grundsatz des internationalen Privatrechts keineswegs klar um- 
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schrieben feststeht ; Meili gibt allerdings eine Formulierung, erwähnt 
aber, dass die Autoren, und als solche nennt er v. Bar und Lilien- 
thal, wovon der letztere ausschliesslich Kriminalist ist, auseinander- 
gehen. Bei den Verbindlichkeiten aus strafbaren Handlungen ist 
das Verkehrsinteresse ganz auf seiten des Geschädigten; wenn sich 
auch aus den Strafrechtssätzen ein mehrfacher Gerichtsstand er- 
geben sollte, desto besser für ihn, und es wäre daher wohl das 
richtigste, wenn für Schadenersatzklagen das Zivilrecht dos Ortes 
zur Anwendung gebracht würde, der vom Strafrichter als Begehungs- 
ort des Verbrechens festgestellt worden ist. 

Schwieriger gestaltet sich die Sache, wenn ein im Auslande 
begangenes Verbrechen im Inlande zur Aburteilung kommt. Der 
Strafrichter hat auch hier das einheimische Strafgesetz anzuwenden ; 
für den Zivilanspruch das fremde Recht ? Dieses fremde Zivilrecht 
beruht mm aber auf der Tatbostandsumsehreibung des fremden 
Strafgesetzes, also hat der Strafrichter schliesslich den Tatbestand 
auch noch nach der fremden Strafrechtsnorm zu beurteilen. 

Und nun gar der Fall, dass jemand im Inlande wegen einer 
im Auslande begangenen Handlung verurteilt wird, die nur nach 
unserem, nicht aber nach fremdem Recht strafbar ist y Die Fälle 
sind selten, aber sie können Vorkommen. (Art. 8, § 2, des schwei- 
zerischen Vorentwurfes vom Juni 1903.) Das Strafgesetz will hier 
gerade den Einheimischen schützen gegen Angriffe, die auf ihn oder 
seine Rechtsgüter in einem Gebiete gemacht werden könnten, in 
welchem mangelhafte, vielleicht gar keine Rechtszustände bestehen. 
Auch dieser Fall gibt zu denken. 

Endlich sei noch § 130 erwähnt, die Haftpflicht der Staaten 
und Gemeinden für Schadenszufügung anlässlich innerer Unruhen; 
cs klingt das etwas an die Deliktsfähigkeit juristischer Personen 
an. Der Verfasser hält ein internationales Gewohnheitsrecht für 
feststehend ; die Begründung, warum in solchen Fällen die ruhigen 
Bürger des Inlandes schlechter gestellt sein sollen als die Fremden, 
ist jedenfalls nur auf einem Umwege zu gewinnen. 

Wie vieles liesse sich noch anknüpfen an den reichen Inhalt 
des schönen Werkes. Wir wünschen ihm recht viele Leser. 

Zürcher. 


Professor Dr. L. v. Bar: Die Reform, de» Strafrecht». Berlin, 

Springer, 1903. IV, 35 S. 

Zu der für das Deutsche Reich in Aussicht stehenden Straf- 
rechtsreform lässt sich auch v. Bar vernehmen, tiof durchdacht 
und mit kühler Sachlichkeit, die beim heutigen Schulenstreit be- 
sonders angenehm berührt, v. Bar ist heutzutage einer der wenigen, 
die bei ihrer Vermittlertätigkeit das Gute da nehmen, wo es liegt. 
Das zeigt sich in diesem Vortrag, der, vom Boden der klassischen 
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Schule ausgehend, trotzdem die modernen Postulate: Besserung der 
■einzelnen Verbrecher, event. Sicherung der Gesellschaft vor ihren 
Feinden, anerkennt. Über wichtige Grundsätze des Strkfpollsugea 
soll daher leicht eine Einigung möglich sein, deshalb ist mit der 
Reform des Strafvollzuges nicht „bis zu der weitaussehenden, 
vielleicht erst nach einem Menschenalter zu stände zu bringenden 
Reform des gesamten Strafrechts“ zu warten. Durch Zwischenge- 
setze sollten jetzt schon folgende Neuerungen geschaffen werden: 

1. eine Strafe, die eine einfache Freiheitsentziehung bedeutet, 
ohne weitere, den Verurteilten besonders benachteiligende 
oder quälende Nebenwirkung — für Übertretungen und Ver- 
brechen, bei welchen eine Beschränkung der Ehrenrechte nicht 
eintritt. 

2. Isolierhaft für Untersuchungsgefangene und zu kurzer Frei- 
heitsstrafe Verurteilte. 

3. Besondere Anstalten für jugendliche Verbrecher. 

4. Umwandlung der jetzt durch den Verwaltungsweg erhältlichen 
bedingten Begnadigung in „bedingte Verurteilung“. 

Endlich könnte man einen Versuch mit der Einrichtung von 
Strafanstalten für Personen mit vernachlässigter Erziehung oder 
besonders zurückgebliebener Bildung oder mit besondern Gebrechen 
machen; damit würde zugleich die Frage der verminderten Zu- 
rechnungsfähigkeit ihrer Lösung näher gebracht. 

Die Vorwegnahme dieser Neuerungen ist dringlich und müsste 
die nachfolgende Reform des gesamten Strafrechts nur abklären. 

Über die Hauptfragen dieser Reform äussert sich v. Bar im 
2. Teil seiner Schrift. Bezeichnend ist hier seine Stellung zum 
Schulenstreit: für Bar istStrafe öffentliche und autoritative Missbilligung 
einer Tat, durch die Strafe soll in der Gesamtheit das Bewusstsein 
lebendig bleiben, dass solche Taten nicht geschehen dürfen. Hinter 
der Tat aber erblickt man den Täter, unzertrennlich mit ihr ver- 
bunden, deshalb „kann die Strafe darauf mit berechnet werden, 
auf den Täter, den Schuldigen, eine bestimmte Wirkung auszuüben, 
sofern diese Wirkung mit der Missbilligung der Tat vereinbar ist“. 
Die vollkommenste Missbilligung ist dann erreicht, wenn sie prä- 
sumtiv dazu beitragen wird, den Verbrecher zu bessern, weil der 
gebesserte Verbrecher dann selbst die begangene Tat als verwerflich 
erkennen wird. (S. Iti — 17). Aus dieser Anschauung heraus tritt 
v. Bar gegen eine allzu grosse Berücksichtigung des subjektiven 
Momentes auf, weder sollen die „Motive, aus denen die Tat des 
Schuldigen hervorgewaehsen sein mag“, gegenüber dem Erfolg in 
erste Linie gestellt werden, noch kann als Hauptprinzip des Straf- 
rechts die Beachtung der antisozialen Gesinnung des Verbrechers 
erscheinen (S. 13 und 14). Das moderne Strafrecht soll nicht zur 
Gesinnungsstrafe und zu allzu grossem richterlichen Ermessen führen. 
Namentlich die Furcht hiervor führt Bar zur Opposition gegen die 
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neue Teilnahmelehre, wonach prinzipiell sämtliche Teilnehmer an 
einem Delikt gleich zu bestrafen sind (S. 32); auch soll cs au» 
ähnlichen Gründen und um bei der Rechtsprechung keine fiskalische 
Note aufkommen zu lassen, nicht ratsam sein, bei der Geldstrafe 
„über eine allgemeine und eigentlich selbstverständliche Anweisung, 
bei Bemessung der Strafe die Vermögensverhältnisse des Angeklagten 
zu berücksichtigen, hinauszugehen“ (S. 10). Das soziologische Straf- 
recht stimmt hier nicht zu, doch können Bars durchdachte War- 
nungen vor Übertreibungen bewahren. 

In einem Anhang sind einige Punkte zusammengestellt, die für 
die Reform wegleitend sein sollen ; ausser bereits Erwähntem hebe 
ich noch das Postulat hervor, für Delikte, „die einen äusserlich 
wahrnehmbaren, längere Zeit bleibenden Tatbestand nicht herbei- 
geführt haben“, eine besonders kurze Verjährungsfrist einzuführen, 
insbesondere ist hier an Beleidigung durch mündliche Rede ge- 
dacht 1 ). — So bietet der Vortrag mit der Fülle seiner scharfen 
Beobachtungen viel Anregung auch da, wo man nicht zustimmen 
kann. Hafter, 


Dr. Walter Weidemann: Die Ursachen der Kriminalität im Herzog- 
tum Sachsen-Meiningen. 

Bruno Blau: Kriminalstatistische Untersuchung der Kreise Marien- 
werder und Thorn. 

(Abhandlungen des kriminalistischen Seminars an der Uni- 
versität Berlin. Neue Folge, II. Band, Heft 1 und 2.) Berlin , 
Guttentag, 1903. 

Beide Arbeiten sind interessant, nicht sowohl wegen ihres Inhalts, 
als besonders wegen ihrer Methode. Wenn wir, wie v. Liszt in 
letzter Zeit mehrfach gefordert hat, mit Hülfe der Statistik in den 
Einzelheiten die Verbrechensursachen erforschen sollen, so müssen 
wir erst eine gute Methode dazu haben. Nun nenne ich ganz 
ruhig die erste Arbeit verfehlt, die zweite offenbar auf dem rich- 
tigen Wege. 

In der ersten Arbeit fällt einmal sehr unangenehm auf, dass 
der Verfasser fast überall mit allgemeinen, unbewiesenen Meinungen 
operiert — die gehören in exakte Untersuchungen nicht hinein ! 
Sodann bietet diese Arbeit durchaus kein Bild der Verhältnisse: 
man wird weder über die geographischen, noch die sozialen oder 
politischen Verhältnisse des untersuchten Landes, noch genauer 
über seine Kriminalität unterrichtet. Beides ist aber unerlässliche 


‘) Von einem andern Gesichtspunkt aus erklärt sich die gekürzte 
Verjährung in Art. 105 des schweizer. Entwurfs (1903) bei Beleidigung und 
Kredit Schädigung in Zeitungen und Zeitschriften. 
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Voraussetzung, wenn man die Ursachen der Kriminalität darstellen 
will. Und endlich greift der Verfasser ganz willkürlich einige Ver- 
hältnisse heraus, die er als Ursachen anspricht, und legt nun in 
manchmal recht interessanter Weise dar, wie es mit ihnen in Sachsen- 
Meiningen steht. Er nennt Dichte der Bevölkerung, sowie Volks- 
charakter und Beschäftigungsweise — sonst nichts. Ungenau ist 
es ferner zum Beispiel auch, wenn der Verfasser sagt, dass „die 
Eigentumsdelikte mit der Industrie sich mehren“ (S. 45). Seine 
eigene Tabelle und seine Ausführung auf S. 49 zeigen nämlich, dass 
gar nicht die Industrie sich mehrt, sondern nur die Zahl der in- 
dustriell Beschäftigten. Wie die aber beschäftigt sind, wird nicht 
gesagt; es geht aber aus einer Vergleichung der zwei zitierten 
Stellen hervor, dass die kleine Hausindustrie besonders viele Leute 
beschäftigt. Was da produziert und verdient wird, erfahren wir 
nicht. Es taucht aber der Verdacht auf, dass diese Hausindustriellen 
ein recht kümmerliches Dasein fristen und daher zu Eigentums- 
delikten neigen. Solcher Mängel Hessen sich in der Arbeit noch 
mehr nachweisen. Sie sind aber instruktiv; sie lehren, wie man 
nicht arbeiten soll. 

Anders die zweite Arbeit : Ihr Verfasser verwirft die bei der 
ersten angewendete Methode — im allgemeinen wohl nicht ganz 
mit Recht; denn wenn sorgfältig ein einzelner Bezirk auf seine all- 
gemeinen Verhältnisse und seine Kriminalität untersucht wird, so 
ergibt das im Vergleich der Zeiträume schon ein bedeutsames Er- 
gebnis. Ja der Vergleich der seitlichen Schwankungen kann zuerst 
richtig wohl nur für ein Gebiet gegeben werden. Die zweite Arbeit 
vergleicht aber zwei Ortsbezirke, indem zuerst ganz für sich die 
auf das gesellschaftliche Leben möglicherweise Einfluss habenden 
Faktoren der zwei Kreise dargestellt und verglichen werden ; dann 
erst wird ebenso die Kriminalität statistisch dargestellt, und erst 
hierauf gründet sieh die Zusammenstellung von Kriminalität und 
allgemeinen Verhältnissen. Ich halte diese Art und ihre vorliegende 
Ausführung für exakt und gut. Die allgemeinen Verhältnisse scheinen 
mir erschöpfend dargestellt, als physikalische, individuelle, gesell- 
schaftliche, materielle und wirtschaftliche. Dabei möchte ich nur 
auf Einzelheiten Hinweisen. Der Verfasser übersieht meines Erachtens 
überall die Bedeutung der grossen Menge des Militärs für Thorn : 
dieser Faktor beeinflusst stark die Statistik der allgemeinen Ver- 
hältnisse, ist aber bei der Kriminalstatistik ganz beiseite gelassen. 
Dies müsste genauer in Rechnung gezogen werden. — Übersehen 
ist ein wichtiger Faktor: Zu- und Abnahme der Bevölkerung. — 
In der Darstellung der Berufsarten zeigt sich, dass eine rein 
mechanische Zählung nicht genügen kann. Die Unterschiede in der 
Industrie müssen auch materiell dargestellt werden, wenn ein rich- 
tiges Bild gewonnen werden soll. — Interessant ist es, dass ein 
sehr wichtiger Faktor, die Bildung, auch hier unbeachtet gelassen 
wurde, da man heute noch nicht die Möglichkeit gefunden liât, ihn 
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zu umsehreiben. Anderseits ist die soziale Fürsorge als Faktor 
genannt, aber meines Erachtens viel zu eng begrenzt : Armenwesen 
und private Wohltätigkeit gehören doch entschieden hierher. — 
Bei den Einkommensverhältnissen genügt es nicht, dass wir den 
Durchschnittssatz für den ganzen Kreis kennen. Wir müssen wissen,, 
wie sich in den einzelnen Klassen der Bevölkerung das Einkommen 
stellt; erst die Verschiedenheit der Einkommen ist wichtig. — Zum 
Schluss noch die kleine Bemerkung, dass das Wort „Weiber“ doeh 
wohl besser durch „Frauen“ ersetzt wird. — Diese kurzen Hinweise 
auf die beiden Schriften sollen zu einer intensiveren Inangriffnahme 
ähnlicher Arbeiten anspornen und einige Winke geben, wo man 
hierbei bessern kann. Mittermaier. 


Felix Genzmer: Der Begriff des Wirkens. Ein Beitrag zur straf- 
rechtlichen Kausalitätslehre. (Abhandlungen des kriminalistischen 
Seminars an der Universität Berlin, Neue Folge, IL Bd., 1. Heft.) 
Berlin, Guttentag, 1903. 

Diese Studie will lediglich dartun, dass unter den Voraus- 
setzungen eines Erfolgs keine ist, die durch ihre natürliche Beschaf- 
fenheit als sogenannte „Ursache“ hervorgehoben werden könne. 
Alle unzähligen Bestimmungsmittel, von denen ein Ereignis ab- 
hängig ist, sind gleich notwendig. Allerdings aber sind unter ihnen 
nur einige für die strafrechtliche Auffassung von wesentlichem 
Werte, wie das der Schwede Thgrén besonders ausführtc. Aber 
unmöglich ist es, einzelnen Bedingungen eine besondere „Kraft“ 
zuzuschreiben, denn physikalisch besteht etwas Derartiges gar nicht; 
und ebenso ist ein Unterschied zwischen ruhenden und bewegten 
Bedingungen tatsächlich unhaltbar. — Dies ist in kurzem der Inhalt 
der anregenden Arbeit, die freilich das schwierige Problem nur 
anschneidet, aber nicht eingehender behandelt. Mittermaier. 


Ernst Wuttig : Fahrlässige Teilnahme am Verbrechen. (Beling, Straf- 
rechtliche Abhandlungen, Heft 40.) Breslau, Schietter, 1902 . 
130 S. 8°. 

Die ausführliche und tüchtige Arbeit rührt von einem Schüler 
Richard Lönings her und spiegelt daher dessen oft nicht genügend 
bekannte Ansichten wider. Die fahrlässige Teilnahme bildet aber 
nur das Gerippe zu der Arbeit; diese selbst beschäftigt sich ziem- 
lich mit der ganzen Teilnahmelehre, leidet sogar ein wenig an un- 
nötigen Abschweifungen. Solche, wie auch ein bisschen selbstbewusster 
Kritikerton, hätten ruhig wegbleiben dürfen. — Das Ergebnis der 
Arbeit, die von einem ganz objektiven Teilnahmebegriff ausgeht, 
ist die Annahme einer fahrlässigen Teilnahme, von der aber nach 
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dem Reichsstrafgesetzbuch nur die Mittäterschaft positiv strafbar 
sein könnte. 

Im I. Abschnitt wird die Geschichte der Lehre vorgetragen. 

In Abschnitt II wird einmal die heute so ziemlich herrschende 
Kausalitätstheorie v. Buris, die alle Bedingungen einander gleich- 
setzt, angenommen, dann auch der Begriff der sogenannten mittel- 
baren Täterschaft in vorsichtiger Weise, aber ziemlich mit der 
G. M. dargelegt, endlich aber der herrschende TäterbegrifF bekämpft, 
der von der Verursachung ausgeht. An seine Stelle tritt ein ganz 
farbloser formeller Begriff : Täter ist der, der den Tatbestand eines 
Deliktes realisiert (S. 32). Das ist aber so nichtssagend, dass wir 
damit nichts anfangen können. Wenn es auch gewiss bei vielen 
Delikten gar nicht mehr auf das Verursachen eines Erfolges an- 
kommt, so muss das doch für die Theorie der Ausgangspunkt des 
Begriffs sein, wie es auch für den Gesetzgeber der Ausgangspunkt 
seiner Strafandrohung war. Dass die Theorie an der Erweiterung 
und Richtigstellung des Begriffs arbeitet, davon kann sich jeder in 
v. Liszts Lehrbuch überzeugen. 

Wuttig kommt aber selbst mit seinem Begriff nicht aus; er 
unterscheidet stets mit R. Löning mehrere Deliktsarten : schlichte 
Tätigkeitsdelikte, schlichte Verursachungen, Unterlassungen und 
Delikte mit bestimmten Qualifikationen. Indem er damit wieder 
objektive Begriffe einführt und zugleich von der Verursachung eines 
schädlichen Erfolgs ausgeht, zeigt er, dass wir durch weitere Abstrak- 
tion sehr wohl zu einem einheitlichen objektiven Tüterbegriff kommen 
und ihn nicht entbehren können. 

Sehr eingehend wird die vorsätzliche Teilnahme behandelt. 
Hier stehen sich gegenüber die objektive Theorie, die zwischen 
Ursache und Bedingung unterscheidet und als Mittäter den bezeichnet, 
der jene setzt (die wirksamste, direkter entscheidende Bedingung); 
— die subjektive Theorie, nach der zwischen Mittäterschaft und 
Gehülfenschaft der Vorsatz, für sieh oder einen andern zu handeln, 
unterscheidet — die mittlere, vereinigende Theorie. Alle werden 
abgelehnt — die zweite unter ganz irrigem Grund (S. 72, 87), 
und dann wird eine neue objektive Theorie begründet : Anstiftung 
und Beihülfe setzen Bedingungen, deren Wirksamkeit für den ge- 
setzlichen Erfolg erst durch den gesetzlichen Täter hindurchgehen 
(S. 98). Die Mittäter setzen „kollateral“ mehrere nebeneinander 
selbständig den Erfolg bewirkende Kausalitäten. Damit wird der 
Mittäterbegriff sehr eingeengt. Nur möchte ich gern wissen, wie 
es möglich ist, dass ein Erfolg mehrere selbständige Ursachen haben 
kann: das ist ein logisches Unding. Deswegen ist diese Theorie 

unbrauchbar. Sie verlangt ein subjektives „Zusammenwirken“ nicht. 
Daher ist auch kulpose Teilnahme an vorsätzlichem Delikt und 
kulpose Mittäterschaft möglich. Nur bleibt die erste positiv straflos. 
Fahrlässige Anstiftung und Beihülfe zu fahrlässigem Delikt, nach 
G. M. mit Recht strafbar, bleiben bei Wuttig straflos. — Völlig ist 
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hier verkannt, welch ungemein grosse Bedeutung das subjektive 
Moment des Zusammenwirkens hat; gerade nach dieser Seite muss 
der Ausbau der Teilnahmelehre gesucht werden, wie die moderne 
Wissenschaft mit Recht empfunden hat. Die rein formelle Abgrenzung 
der Anstiftung und Beihülfe von der Mittäterschaft bringen uns 
dem Verständnis dieser sozialen Typen um nichts näher. Ich muss 
daher das Ergebnis der Schrift als ein verfehltes bezeichnen. Für 
den schweizerischen Entwurf ist wohl nichts daraus zu lernen. 

Mittermaier . 

E. Beling: Die Beiceisverbote als Grenzen der Wahrheitserforschung 
im Strafprozess. (Strafrechtliche Abhandlungen, herausgegeben 
von E. Beling, Heft 46.) Breslau, Schietter, 1903. 40 S. 8 ®. 

Im Strafprozess sind von jeher gewisse Gebote gegeben worden, 
die schlechte oder minderwertige Beweismittel ausschliessen sollen. 
Daneben stehen ganz andersartig die Gebote, dass bestimmte In- 
teressen in der Benutzung von Beweismitteln zu schonen seien, 
während an sich die Beweismittel sehr wohl verwendbar wären; 
dies sind die Beweisverbote, wonach aus Interessen des Staatswohls 
oder aus Einzelinteressen bestimmte Personen (Herrscher, Gesandte, 
Verwandte des Beschuldigten) nicht als Zeugen auszusagen brauchen, 
oder bestimmte Geheimnisse nicht preisgegeben zu werden brauchen, 
gewisse Briefe unter anderen Urkunden nicht gelesen werden dürfen. 
Verfasser stellt alle diese einzelnen Beweisverbote der deutschen Straf- 
prozessordnung zusammen. Er sagt, sie alle stammen aus einer 
Kollision der Interessen des Strafprozesses mit anderen Interessen ; 
und zugleich führt er eine grosse Reihe von Interessen auf, die in 
dieser Kollision ungeschützt bleiben — meist mit Recht, zum Teil 
mit Unrecht. Zuletzt gibt er Fingerzeige für eine einheitliche Theorie 
und Ausgestaltung dieser Beweisverbote. — Da die Entwicklung 
der schweizerischen Strafprozesse hier fast ganz die gleiche ist 
wie die des deutschen, so ist die interessante, gewissenhafte Arbeit 
auch für den Schweizer wertvoll, und wer es versucht, Abweichungen 
festzustellen, der wird dem Grundproblem der behandelten Frage 
nur näher kommen. Mittermaier. 

Geh. Med.-Rat Dr. A. Bær: Über jugendliche Mörder und Totschläger. 
Kriminalanthropologische Beobachtungen. (Separatabdruck aus 
dem Archiv für Kriminalanthropologie, XI. Band.) Leipzig, 
F. C. W. Vogel, 1903. 68 S. 

Der um das Zusammenarbeiten von Medizinern und Krimina- 
listen verdiente Oberarzt des Gefängnisses Plötzensee bei Berlin 
veröffentlicht Wahrnehmungen an 22 jugendlichen schweren Ver- 
brechern, Insassen des Spezialgefängnisses für männliche jugendliche 
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Gefangene der genannten Anstalt. Er versucht auf Grund des selbst 
gesammelten und erlebten Materials die Lösung der Frage, ob sich 
bei diesen Jugendlichen Merkmale somatischer Art und besondere 
psychischo Eigenschaften finden, aus denen sich ein Typus des 
„geborenen Verbrechers“, ein „Verbrechertypus“ überhaupt fest- 
stellen lässt. Hierzu werden die Geschichte des Einzelfalles, ins- 
besondere die individuelle Entwicklung des Täters, der Hergang 
der Straftat, das Verhalten des Verbrechers bei und nach derselben, 
dann die weitern Wahrnehmungen bei dem Einzelnen während der 
Gefangenschaft dargestcllt; wo möglich wurde auch Familien- 
abstammung und Kindheit der Täter zu ermitteln gesucht, ferner 
sind Befunde der anthropologischen Massbestimmungen und ebenso 
die Merkmale der Kopf- und Gesichtsbildung, sowie des physiogno- 
mischen Ausdruckes beigegeben. 

Die zusammengefassten Resultate dieser Einzelbeobachtungen 
bestätigen die Ansicht der gegenüber der Lombrososchen Schule 
immer siegreicher auftretenden Richtung, wonach der „Verbrecher- 
typus ein anthropologischer Irrtum“ ist. Trotz Abnormitäten in 
vielen Fällen findet sich auch bei diesen jugendlichen schwersten 
Verbrechern „die allgemeine Norm der Entwicklung der Alters- 
genossen aus demselben Volksstamm und eventuell auch der Volks- 
klassen“, aus denen diese Individuen hervorgehen (S. 58). Dagegen 
sind nach Bær zirka 50 °/o dieser jugendlichen Mörder und Tot- 
schläger psychisch defekt und abnorm ; Beweise : unter dem Durch- 
schnittsmass stehende Denkfähigkeit, Mangel an Willensstärke und 
Willensfähigkeit, abnorme Grausamkeit, Roheit und Gefühllosigkeit, 
insbesondere auch das Fehlen von Reue und Gewissensregungen. 
Dazu kommen mangelhafte Erziehung und das Beispiel der Um- 
gebung, in welcher der Jugendliche aufgewachsen ist. 

Diese Tatsachen rufen einer Sonderbehandlung dieser jugend- 
lichen Verbrecher. Bær postuliert Anstalten mit kolonial-ländlichem 
Charakter, in denen die Bestrafung nach pädagogisch-progressivem 
System durchzuführen ist; für die Unverbesserlichen, die auch unter 
den jugendlichen Verbrechern nicht fehlen, ist daneben Einsperrung 
auf unbestimmte Zeit und eventuell lebenslängliche Internierung vor- 
zusehen. — Damit stützt der Arst in dankenswerter Weise das 
Programm, das die Soziologen der Strafrechtswissenschaft verfechten. 

Hafter. 

Or. jur. ab-Yberg: Die Strikes und, ihre Rechtsfolgen. Zürich , Schult- 
hess, 1903. IV, 120 S. 

Die Strikes müssen als Ausfluss der allgemeinen wirtschaft- 
lichen Freiheit angesehen werden ; direkte Strafbestimmungen sind 
daher gegen Strikebewcgungen nicht aufzustellen. Auch Schadens- 
ersatzansprüche lassen sich aus einer Arbeitseinstellung nicht ab- 
leiten, wenn sic unter Beobachtung der Kündigungsfristen geschieht, 

Sokwsixcrische Zeitschrift für Strafrecht. 16. Jahrg. 21 
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d. h. wenn nicht ein Kontraktsbruch dazukommt. Im letztem Fall — 
und Vertragsbruch ist eine häufige Begleiterscheinung der Strikes — 
ergibt sich für die Schweiz eine Hartung des Vertragsbrüchigen 
aus Art. 11C O. R. und Art. !> und 10 des Fabrikgesetzes von 1877 
(S. t>2 ff.). Bin Strike befreit den Arbeitgeber gegenüber Dritten 
(Bestellern, Konsumenten) nur dann von seiner LeistungspHicht. 
wenn der Ausstand für den Lieferungspflichtigen vis major oder 
casus darstellt. Wann das anzunehmen ist, wird im einzelnen er- 
örtert (S. 83 ff., 95 ff.). Das ist die positive Ausbeute der Arbeit, 
die mit einer kritischen Besprechung des französischen Entwurfes 
Milierand sur le règlement amiable des différends relatifs aux con- 
ditions du travail vom 15. November 1900 und des Vorschlages 
zur gesetzlichen Regelung des kollektiven Arbeitsvertrages von fvassa- 
tionsgerichtspräsident Sutzer in Zürich ahschliesst. 

Der Verfasser ist offensichtlich an eine Arbeit herangetreten, 
der er nicht gewachsen war. Die rechtliche Behandlung der Strikes 
kann nur erschlossen werden, wenn die mächtigen sozialen Trieb- 
federn dieser Bewegungen verstanden und blossgelegt sind, diese 
Grundlegung fehlt aber dem Buch vollständig. Infolgedessen ist 
namentlich der strafrechtliche Teil sehr dürftig ausgefallen: die 
Untersuchungen, inwiefern häufige Begleiterscheinungen von Strikes 
(Widerstand gegen die Staatsgewalt, Hausfriedensbruch , Ehrver- 
letzungen etc.) den Strafgesetzen rufen (S. 29 ff.), interessieren sehr 
in zweiter Linie gegenüber den Fragen, wie die Strikebewegung 
für sieh allein strafrechtlich zu beurteilen ist, ob ein spezifischer 
Strafreclitsschutz der interessierten Kreise gegenüber den Strikenden, 
beziehungsweise bloss den Anstiftern und Rädelsführern gegenüber 
möglich und wünschbar ist, ferner unter welchen Voraussetzungen 
Ansstände widerrechtlich sind, wann sie umgekehrt als eine Ab- 
wehr unberechtigter Angriffe der Arbeitgeber zu rechtfertigen sind. 
Mit dem Hinweis darauf, dass die heutige Strafgesetzgebung arm 
ist an bezüglichen Bestimmungen, und dem allgemeinen Satz, die 
Strikes seien als Ausfluss der allgemeinen wirtschaftlichen Freiheit 
anzusehen, sind diese Probleme nicht gelöst. 

Wo es not tut, soll die Kritik auch auf Äusserlichkeiten hin- 
deuten: das Buch ist reich an stilistischen, Sprach- und Druck- 
fehlern. Hafter. 


Eingesandte Bücher, deren Besprechung Vorbehalten bleibt. 

Ouvrages reçus pour compte-rendu. 

Dr. jur. J. Langhard : Die anarchistische Bewegung in der Schweiz ron 
ihren Anfängen bis zur Gegenwart und die internationalen Führer. 
Berlin, 0. Häring, 1903. VI, 492 S. 


Digitized by Google 



Litcraturanzeipen. 


309 


Dr. jur. et phil. Chr. Rothenberger : Geschichte und Kritik des Schwnr- 
gerichtsverfahrens in der Schweiz nach eidgenössischem und kan- 
tonalem Staats- und Qerichtsrer fassungsrechte und den Straf- (und 
Ziril-) Prozessordnungen der Kantone und des Bundes für die 
bürgerliche und militärische Rechtspflege. Ein Beitrag zur Ver- 
einheitlichung des schweizerischen Strafprozessrechtes. Basel. F. 
Wi timer, 1!)03. 358 S. 

Prof. Vincenzo Manzini: Della procedibilità penale contro F „assente“. 
Dalla Rivista di Diritto penale e sociologia criminale. Anno IV, 
1303. Pisa, E. Bacini, 1903. 17 S. 

Stenglein : Die strafrechtlichen Nebengesetze des Deutschen Reiches. 
Erläutert cou Dr. M. Stenglein, Reichsgerichtsrat, Dr. H. Appel ins, 
Kammergerichtsrat, und Dr. G. Kleinfeller, Professor. Dritte, 
gänzlich neu bearbeitete und vermehrte Auflage, herausgegeben von 
Dr. M. Stenglein. 6. (Schluss-) Lieferung. Berlin, 0. Liebmann, 1903. 

Dr. Job. Nagler: Die Teilnahme am Sonderverbrechen. Ein Beitrag zur 
Lehre ron der Teilnahme. Leipzig, \V. Engelmann, 1903. 170 S. 5 Afk. 

Karl Bruns, Landgerichtsrat : Die Amtssprache. Verdeutschung der 
hauptsächlichsten im Verkehre der Gerichts- und Verwaltungsbehörden . 
sowie in Rechts- und Staatswissenschaft gebrauchten Fremdwörter. 
32. — 36. Tausend, 7 ., sehr vermehrte Auflage. Berlin, Verlag des 
Allgemeinen Deutschen Sprachvereins, 1903. 176 S. 80 Pfg. 

Dr. jur. Robert Th. Wertheimer: Die Mischgesetze des Deutschen Straf- 
gesetzbuchs mit besonderer Berücksichtigung ihrer strafrechtlichen 
und strafprozessualen Behandlung. (Strafrechtliche Abhandlungen, 
herausgegeben von E. Be/ing, Heft 47.) Breslau, Schietter, 1903. 
70 S. ' 1 Mk. 90 Pfg. 

Dr. jur. et rer. pol. Julius Würzburger: Das Recht des strafrechtlichen 
Notstandes vor und nach dem Inkrafttreten des B. G. B. (Straf- 
rechtliche Abhandlungen, herausgegeben ron E. Reling, Heft 48.) 
Breslau, Schietter, 1903. 139 S. 3 Mk. 40 Pfg. 

Dr. jur. Albert Erlanger : Die materiellrechtliche und prozessuale Be- 
deutung des § 213 Reichsstrafgesetzhuchs. (Strafrechtliche Ab- 
handlungen, herausgegeben con E. Bcling, Heft 49.) Breslau, 
Schietter, 1903. 64 S. 1 Mk. 70 Pfg. 

Prof. Dr. Pe/man und Dr. Finkelnburg : Die verminderte Zurechnungs- 
fähigkeit. Zirei Vorträge, gehalten vor der Rheinisch-westfälischen 
Gefängnisgesellschaft in Düsseldorf. Bonn, Röhrscheid d- Ebbecke, 
1903. 31 S. 

Frieda Duensing, Dr. jur. : Verletzung der Fürsorgepflicht gegenüber 
Minderjährigen. Ein Versuch zu ihrer straf gesetzlichen Behandlung. 
München, J. Schweitzer, 1903. 126 S. 2 Mk. 80 Pfg. 
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Ver ei n mach rieh teu . 

Der schweizerische Verein für Straf- nml («eflingniswesen und die 
Vereinigung der schweizerischen Sclmtzaufsichtsvereine hatten im Jahr 1901 
in Zürich beschlossen, im Herbst 1909 sich wieder in Genf zu versammeln. 
Durch die Krankheit und den Hiuscheid des Herrn Staatsrates Didier kam 
eine Unterbrechung in die bezüglichen Vorarbeiten. Es wurde daher von 
Genf aus eine Verschiebung der Versammlung auf 1904 beantragt, und die 
beiden Zcntralvorstände haben diesem Verschiebungsantrage zugestimmt. 

H. 

In den Verhandlungen der V. Konferenz der kantonalen Polizeikom- 

mandanten, die am 15. September a. c. in Zürich stattfand, wurde be- 
schlossen, für die nächste Session der Bundesversammlung in einer Ein- 
gabe den Ständerat zu ersuchen, bei Gelegenheit der Beratungen über das 
zu errichtende Eidgenössische Zentralpolizeibureau die akzessorische Er- 
richtung einer Gcndarmerieschnle zu erwägen. Darin sollen Unteroffiziere 
in allen Hauptfächern der Kriminalpolizei, der Gesetzeskunde, vor allem 
aber der Kriminalistik ausgebildet werden. Da der Bund von sich aus zur 
Errichtung einer eidgenössischen Schule für kantonale Polizeibeamte nicht 
schreiten wird, sollen die kantonalen Polizeidepartemente den Bund zur 
Gründung einer Schule einladen, deren Kosten zwischen den Kantonen 
und dem Bund zur Hälfte geteilt würden. 

Polizeihauptmann Dr. R appalti (Zürich) referierte über die Subventio- 
nierung der kantonalen Polizeikorps durch den Bund: die Kantone werden 
bisher für die Überwachung und Ausführung von Bundesgesetzen nicht 
entschädigt. Bundeshülfe ist anzustreben durch jährliche Gehlzuwendungen, 
durch Bahufrcikarten, durch Errichtung eines zentralen Polizeibureaus, 
durch Schaffung einer Zentralschule. Hafter. 
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Die Delikts- und Straffähigkeit der Persooenverbände. 

Von 

Professor Dr. Emil Zürcher in Zürich. 


Die Arbeit Hafters über diese Frage ist in der Zeitschrift 
durch Stooss besprochen worden *), und zwar, durchaus ver- 
dientennassen, in sehr anerkennender Weise. Dabei kann es 
aber sein Bewenden nicht haben. Wenn mit so viel innerer 
Überzeugung und scharfsinnigen Nachweisen die Einführung 
von Strafen gegen Personenverbände in das Strafgesetzbuch 
verlangt wird, so müssen diejenigen, welche an dem schwei- 
zerischen Strafgcsetzbuche mitarbeiten oder auch nur an dem- 
selben Interesse nehmen, ernstlich in Erwägung ziehen, ob dem 
aufgestellten Postulate Folge zu geben sei. 

I. Wie der Verfasser in seiner Schrift einräumt, kann gar 
kein Zweifel darüber bestehen, dass das heute in Geltung stehende 
Strafrecht die Delikts- und Straffähigkeit von Personeneerhänden 
nicht kennt, und als Subjekt strafbarer Handlungen nur die 
natürliche (und zurechnungsfähige) Person ins Auge fasst. 

Die Zeiten, da es anders war, sind längst hinter uns, jene 
Zeiten, da die Ordonnance Ludwigs XIV. vom Jahre 1670 im 
21. Titel festsetzte „la manière de faire le Procès aux Com- 
munautés des Villes, Bourgs et Villages, Corps & Compagnies, 
qui auront commis quelque rébellion, violence ou autre crime“. 
Der Titel befindet sich übrigens in bezeichnenderweise neben 
dem 22. Titel, der von der „Manière de faire le Procès au 
cadavre ou à la mémoire d’un défunt“ handelt. Es mutet uns 
schon altertümlich an, wenn ein Strafgesetzbuch überhaupt noch 


') Hafter, Die Delikts- und Strafffthigkeit der Personenverbtlude. 
Berlin 1903. Siehe Seite 121 dieses Jahrgangs. 

Schweizerische Zeitachrift für Strafrecht. IS. Jaltrg. 22 
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zu Felde zieht gegen die Annahme strafrechtlicher Handlungs- 
fähigkeit und Straffähigkeit von Personenverbänden, wie z. B. 
das Strafgesetzbuch von Luzern vom Jahre 1861, das aus frühem 
luzernischen Strafgesetzen in § 37 folgenden Satz hinüber- 
gerettet hat: 

(Verbrechen von Korporationen.) Wenn einzelne oder sämtliche Mit- 
glieder einer Gemeinheit (Korporation etc.) ein Verbrechen gemeinsam 
verüben, so ist nicht diese, sondern sind nur die schuldigen Einzelnen 
strafbar. 

Es mangelt unserm modernen Strafrecht auch an jedem 
Rüstzeug, die verbrecherischen Korporationen zu bekämpfen. 
Die Geldbusse könnte am Ende noch in dem Verbandsvermögen 
vollstreckt werden, aber wie sollte sie, falls der Verband sich 
zahlungsunfähig erweist, in Gefängnis oder Arbeit umgewandelt 
werden, was doch bei andern Leuten geschieht? So haben denn 
die neuern Strafgesetzbücher jene Bestimmung des luzernischen 
Strafgesetzbuches, die — wie Hafter richtig nachweist — dem 
bayrischen Strafgesetzbuch von 1813 entnommen ist, gar nicht 
mehr aufgenommen; der Gesetzgeber hält es für überflüssig, 
Selbstverständliches zu ordnen. 

Die Bestrafung einer Korporation hat die unausweichliche 
Folge, dass die einzelnen Mitglieder derselben in irgendwelcher 
Weise, bald schwerer, bald weniger schwer, in ihrer Persönlich- 
keit oder ihren Interessen betroffen werden. Jener Gerechtig- 
keitssinn, an welchen Abraham nicht umsonst appellierte, um 
die Familie des Lot den Folgen der Bestrafung, die gegen die 
Stadtgemeinden Sodom und Gomorrha verhängt worden war, 
zu entziehen, hat dazu geführt, die letzten Spuren der Gemein- 
schaftshaft in der Bestrafung der Mitglieder eines Komplottes 
oder einer Bande aufzuheben. Wir verlangen heute, dass gegen- 
über jedem Einzelnen die Art der Schuld, die Art und das Mass, 
mit welchem er seine Persönlichkeit bei der Verübung der Tat 
eingesetzt hat, genau festgestellt werde. 

Zu den Person en verbänden, in welchen am allermeisten 
ein wirklicher Gesamtwille und das lebendige Gefühl der Einheit 
besteht, gehören gewiss Behörden, welche bei kleiner Mitglieder- 
zahl grosse Verantwortlichkeiten, im Sinne des gewöhnlichen 
Sprachgebrauchs, zu tragen haben. Aber auch da muss das 
Gesetz die Tdee eines Verbandsstrafrechts weit von sich weisen. 
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So sagt beispielsweise das Bundesgebiet z über die Verantwortlich- 
keit der eidgenössischen Behörden und Beamten, vom 9. Dezember 
1850, in 

Art. 2. Die Mitglieder der eidgenössischen vollziehenden und richter- 
lichen Behörden sind verantwortlich. 

Art. 3. Bis zum Beweise des Gegenteils wird die Teilnahme der ein- 
zelnen Mitglieder an den Amtshandlungen einer Behörde präsumiert. 

Die einzelnen Mitglieder haften für den verursachten Schaden nicht 
solidarisch, sondern für ihr Betreffnis. 

Der Satz von der Unfähigkeit der Personenverbände, Ver- 
brechen zu begehen, hat natürlich auch seine Unbequemlich- 
keiten. Einmal, weil überhaupt die Nachforschung nach der 
Schuld der Einzelnen, die im korporativen Verbände als dessen 
Organe oder Vertreter gehandelt haben, oft recht schwierig ist. 
Viel bequemer wäre es, den Verband strafbar zu machen und 
ihm die Überwälzung der Verantwortlichkeit und ihrer Folgen 
auf den Einzelnen zu überlassen, so wie sich etwa die Steuer- 
gesetze mit den Anforderungen der Steuergerechtigkeit dadurch 
abfinden, dass sie auf die Möglichkeit der Steuerüberwälzung 
hinweisen. Dann zeigte sich eine Schwierigkeit in dem Falle, 
da die Bedingung der Strafbarkeit, die sich in der Person des 
Täters erfüllen sollte, zufolge des bürgerlichen Rechtes nur bei 
dem Verband eintrat. So konnten im Konkurse einer Aktien- 
gesellschaft betrügliehe oder leichtsinnige Bankrottshandlungen 
festgestellt werden, ohne dass die Urheber und Geholfen dieser 
Handlungen deshalb zur Strafe zu ziehen waren. Das Gesetz 
sagte, der in Konkurs geratene Schuldner, welcher solche Hand- 
lungen begangen hat, soll bestraft werden. Die Aktiengesell- 
schaft, welche in Konkurs geraten war, konnte nicht als Täterin 
angesehen werden ; die nachweislichen Täter aber waren nicht 
in Konkurs geraten, was ja eben den Hauptvorteil dieses Ver- 
bandes bildet. Aber auch da hat die Gesetzgebung den Ausweg 
gefunden, und zwar ohne Schuldvermutung, sondern in sorg- 
fältiger Wahrung des Schuldprinzipes. Die deutsche Konkurs- 
ordnung vom 10. Februar 1877 brachte in § 214 die Lösung: 

Die Strafvorschriften der §§ 209 bis 211 finden gegen die Mitglieder 
des Vorstandes einer Aktiengesellschaft oder eingetragenen Genossenschaft 
und gegen die Liquidatoren einer Handelsgesellschaft oder eingetragenen 
Genossenschaft, welche ihre Zahlungen eingestellt hat oder über deren 
Vermögen der Konkurs eröffnet worden ist, Anwendung, wenn sie in dieser 
Eigenschaft die mit Strafe bedrohten Handlungen begangen haben. 


Digitized by Google 



314 


Emil Zürcher. 


Diese Bestimmung wurde vorbildlich für das kantonale 
Betreibungs- und Konkursstrafrecht; sie mag verbesserungs- 
bedürftig sein, man kann untersuchen, ob noch andere Tat- 
bestände einer solchen Bestimmung bedürfen — wahrscheinlich 
nicht — so viel ist sicher, dass der eingeschlagene Weg richtig 
und einwandfrei ist. 

Gehen wir den Spuren des Körperschaftsdeliktes im Ver- 
waltungs- und Polizeistrafrecht nach. Die Durchsicht von Kro- 
nauer, Kompendium des Bundesstrafrechts '), ergibt folgendes : 
Zunächst finden wir eine entschiedene Ablehnung der Verbands- 
haftung und Verbandsstrafe und die Betonung der Individual- 
strafe gerade dort, wo die Umstände am ehesten dazu einladen, 
sich die Bequemlichkeit der Gesamtverantwortlichkeit zu ge- 
statten, so z. B. : 

Bundesgesetz betreffend Beaufsichtigung von Privatunterneh- 
mungen im Gebiete des Versicherungswesens, vom 25. Juni 1885. 

Art. 11 sind den Gerichten zur Bestrafung' überwiesen : 

1. Personen, welche betreiben oder dazu behülflich sind; 

2. die verantwortlichen Leiter, Generalbevollmächtigten und Agenten .... 

Bundesgesetz über die Ausgabe und die Eirdösung von Bank- 
noten, vom 8. März 1881. 

Art. 48. Die verantwortlichen Leiter (Verwaltungsräte, Direktoren 
u. s. f.) und Geschäftsführer (Kassabeamten, Kontrolleure, Buchhalter u. s. w.) 

einer Emissionsbank werden je nach ihrem Verschulden mit Gefängnis 

bestraft. 

Einzig und allein die folgende, auch von Hafter angeführte 
Gesetzesstelle enthält ein Korporationsdelikt und eine Kor- 
porationsstrafe : 

Bundesgesetz über den Bau und Betrieb von Eisenbahnen, vom 
24. Dezember 1874. 

Art. 34. Der Bundesrat wird dafür sorgen, dass die festgesetzte Fahrt- 
ordnung genau eingehalten werde. Er ist ermächtigt, bei verschuldeten 
Verspätungen gegen die betreffenden Eisenbahngesellschaften in Wieder- 
holungsfällen mit Geldbussen bis auf Fr. 1000 einzuschreiten. 

Die Verhältnisse des Eisenbahnbetriebes machen eine solche 
Ordnung der Dinge sehr begreiflich. Bei näherer Untersuchung 
von Einzelfällen würde es sich wohl ergeben, dass diese Ver- 

') Siehe Seite 195 des laufenden Jahrgangs der Zeitschrift. 
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Spätlingen das Gesamtergebnis einer ganzen Reihe kleinerer 
Nachlässigkeiten neben vielen Zufälligkeiten waren, mangel- 
hafte Vorbereitungen, ein Sichgehenlassen im Dienstbetrieb 
u. s. w. u. s. w., alles eher, als der Ausdruck eines über den 
Einzel willen stehenden Gesamtwillens, was doch gerade das 
Wesen des Körperschaftsdeliktes ausmachen soll. Wir sehen 
deutlich, dass der Aufsichtsbehörde hier einfach eine Gesamt- 
verantwortlichkeitsmachung zu dem Zwecke eingeräumt wird, 
dass die Organe der Gesellschaft selber untersuchen und Ord- 
nung schaden sollen. So etwas darf sich der Gesetzgeber am 
Ende erlauben auf der äussersten Grenze des Strafrechtes, wo 
dasselbe schon in das Disziplinarrecht übergeht. 

Vielleicht findet man in Verordnungen und Regiementen 
über Ordnungsstrafen (Disziplinarrecht) noch mehr solche Be- 
stimmungen. So enthalten beispielsweise die Statuten für Stu- 
dierende der Universität Zürich, wohl in Übereinstimmung mit 
den Bestimmungen an andern Hochschulen, den Satz, dass 
Studentenverbindungen, welche dem Duell Vorschub leisten, 
aufgelöst werden sollen. Da hätten wir also die Strafe gegen 
die entartete Korporation in der ganzen Reinheit der Erscheinung. 
Allein man will doch die Studierenden und nicht die Korporation 
treffen; derselbe Zweck würde auch erreicht, wenn man den 
Studierenden den Beitritt zu solchen Korporationen oder das 
Verbleiben in denselben verbieten würde. Das andere ist nur 
eine andere Form des Individualverbotes. 

Endlich das Privatrecht. Man kann gute Gründe dafür 
anführen, dass der Verband für Schaden aufzukommen habe, 
der einem Dritten zugefügt worden ist, vielleicht zum finan- 
ziellen Vorteil des Verbandes. Und hat man den Verband des 
Zivilrechtes fähig erklärt, so läge es nahe, ihn auch fähig zu 
erklären, eine Obligation aus unerlaubter Handlung nicht zu 
kontrahieren, aber doch einseitig einzugehen. Denn dass aus 
einem namens der Gesellschaft geübten Handeln sich schä- 
digende Folgen für Dritte ergeben können, unterliegt gar keinem 
Zweifel. Und doch hat sich der Privatrechtsgesetzgeber nicht 
entschlossen, ein Körperschaftsdelikt zu errichten, sondern er 
hat, wie das Obligationenrecht in Art. 62, sich begnügt, der 
juristischen Person, welche ein Gewerbe betreibt, dieselbe Haft 
für den Schaden aufzulegen, den ein jeder Geschäftsherr für 
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seine Angestellten oder Arbeiter, welche ihn in Ausübung ihrer 
geschäftlichen Verrichtungen verursacht haben, zu tragen hat 
Das scheint auch völlig ausreichend zu sein. 

II. Wenn es nun auch als festgestellt erachtet werden darf, 
dass die modernen Strafgesetzbücher (Hafter nennt als einzige 
Ausnahmen das Strafgesetzbuch für New York, 1882, und den 
Entwurf eines spanischen Strafgesetzbuches von Silvela aus dem 
Jahre 1884) das Körperschaftsverbrechen nicht behandeln, so 
ist damit die Frage noch nicht gelöst. Es ist vielmehr mit dem 
Verfasser zu untersuchen, ob nicht die folgerichtige Auslegung 
und Anwendung des Verbrechensbegriffs im neuzeitlichen Strafrecht 
auch Körperschaftsverbrechen mitumfasse. Das Postulat an den 
Gesetzgeber, inskünftig auch Verbandsdelikte als möglich an- 
zusehen und ihre Behandlung im Strafgesetz zu ordnen, würde 
sich, wenn wir die gestellte Frage bejahen, als logische Not- 
wendigkeit oder wenigstens als der natürliche Ausbau des 
geltenden Rechtes ergeben. Dahin zielt die ganze Argumentation 
des Buches; im Brennpunkte derselben steht der Satz von der 
Wülensfdhigkeit des Personencerbandes und der Sonderexistenz 
dieses Verbau dstril l e ns gegenüber der einfachen Summe der Einzel- 
willen. 

Dieser Satz wird zunächst nach zwei Richtungen weiter 
entwickelt, nämlich einmal, um den Kreis der Personenverbände 
zu umschreiben, die als straffähig in das Strafrecht eingeführt 
werden sollen, und sodann zur Begründung ihrer Straffähigkeit. 

Straffähig soll neben dem Einzelindividuum jeder Personen- 
verband sein, der durch die Organisation der in ihm vereinigten 
Willen derart in das soziale Leben eingreift, dass in seinen 
Handlungen ein von den Individualwillen der einzelnen Mit- 
glieder sich abhebender Sonderwille zum Ausdruck kommt. 

Das will wohl besagen, dass als straffähiger Personen- 
verband jede Organisation von Menschen zu betrachten sei, bei 
der entweder durch Mehrheitsbeschluss oder durch die Anord- 
nung des oder der Leitenden ein Gesamtwille zu stände kommt, 
dem die Einzelglieder sich zu unterwerfen haben, auch wenn 
sie nicht einverstanden sind. Unter Umständen kann das die 
Gemeinschaft (communio incidens) der Miteigentümer sein, in 
den Fällen nämlich, da nach dem Gesetze die Mehrheit die 
Minderheit zu einer Anordnung oder Unterlassung zu zwingen 
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vermag. Jedenfalls deckt sich der Begriff 1 nicht mit dem Begriffe 
der juristischen Person. Er ist, wie angedeutet, weiter. Ander- 
seits umfasst er aber nicht alles, was als juristische Person 
angesehen wird; es soll z. B. die Stiftung ausgeschlossen sein, 
weil diese nur ein Vermögen, nicht ein Personenverband ist. 

Unter den Begriff fallen unzweifelhaft Staat und Gemeinden 
(les villes, bourgs et villages) ; es fallen darunter die Behörden 
von Staat und Gemeinden, die ebenfalls einen Gesamtwillen 
haben, der vom Individualwillen der einzelnen Mitglieder der 
Behörden sich abhebt und oft recht machtvoll in das soziale 
Leben eingreift. Denken wir uns einen Moment den Staat, eine 
Gemeinde, eine Behörde um ihrer Missetaten willen vor den 
Strafrichter gestellt und von ihm mit der Verbandsstrafe par 
excellence belegt, der Auflösung. Wir haben das Bedürfnis 
gewisser Garantien, die einer teilweisen Exemtion vom ge- 
meinen Strafrecht nahe kommen, wenn es sich um die Ver- 
folgung von Amtsverbrechen handelt, damit die Verantwortlich- 
keiten, die aus der Gewaltentrennung im Staate sich ergeben, 
geschieden bleiben r ). Wenn nun der Strafrichter nicht auch 
noch über die Verfassung gesetzt werden soll, so ist es durchaus 
notwendig, alle verfassungsmässigen Organe des Staates, mit 
Einschluss der Gemeinden, vom Verbandsstrafrecht exemt zu 
erklären. Eine erste Schwierigkeit; es ist zuzugeben, dass sie 
auf dem soeben genannten Wege beseitigt werden könnte. 

Nun die andere Folgerung. Die Begriffe des straffähigen 
Personenverbandes und der juristischen Person dürfen gar nicht 
sich decken nach der Ansicht Hafters. Denn der straffähige 
Personenverband ist eine Wirklichkeit des Lebens, die auch 
ohne die Anerkennung durch Gesetz oder Machtspruch existiert. 
So die verbrecherische Gesellschaft, der Spielklub oder die 
Räuberbande, die vom Gesetz ja gar nicht anerkannt werden als 
rechtsfähige Personenverbände, geschweige denn als juristische 
Personen. Gewiss möchten wir so gefährlichen Verbindungen 
die Strafe gönnen, mehr als irgend einem andern Verbände, 
aber würde nicht gerade hier das Verbandsstrafrecht versagen? 
Oder kann der Strafrichter die Auflösung eines Bandes aus- 


') Vgl. z. B. das Bundesgesetz über die Verantwortlichkeit der eid- 
genössischen Behörden und Beamten, vom i). Dezember 1880. 
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sprechen, wo das Gesetz erklärt, es besteht gar kein Band? 
Ist es möglich , in ein Gemeinschaftsvermögen Geldstrafen 
zu vollstrecken, wenn dasselbe Gesetz das Vorhandensein eines 
Gemeinschaftsvermögens nicht anerkennt ? Ein bürgerlich toter 
Mensch (la mort civile des französischen Rechtes) konnte hinter- 
her noch gehängt werden, er war immer noch ein Mensch. 
Aber ein Konkubinat kann der Richter nicht auflösen, so sehr 
auch der Verband eine Lebenswahrheit ist und nach ver- 
schiedenen Seiten tatsächliche Wirkungen ausübt; der Richter 
kann nur den beiden Leutchen befehlen, auseinanderzugehen. 

Praktisch gesprochen, blieben also für das Geltungsgebiet 
des Verbandsstrafrechts nur noch die vom Rechte anerkannten 
Personenverbände, die Träger von Rechten und Rechtsgütern 
sein können; denn die Strafe ist Rechtsgüterverletzung (Liszt). 
Grundsätzlich bleibt indessen die Frage dieselbe, es ist die Frage, 
ob Verbände einen Willen im Sinne des Strafrechtes haben. 

Dasjenige, woran das Strafrecht seine Folgen knüpft, ist 
der Wille als psychische Funktion. Ob wir vom absolut freien 
oder vom kausal determinierten Willen ausgehen, ob wir den- 
selben für eine qualitativ von den Vorstellungen verschiedene 
geistige Tätigkeit halten oder ihn als eine Bewusstseinsform 
betrachten, gleichviel, der Wille wird angesehen als das Ende, 
beziehungsweise als das Ergebnis von Vorgängen in der Seele 
oder im Gehirn des Menschen, die in Vorstellungen und Gegen- 
vorstellungen, Äusserung von Trieben und Gegentrieben be- 
stehen. Hier packt das Strafrecht das Individuum, es vili als 
Strafandrohung Hemmungsvorstellungen wecken, wo die Vor- 
stellungen zum Verbrechen hinzielen, es will den Trieb zur 
Selbsterhaltung mittels des Furchtgefühls auf seine Seite bringen. 
Und wenn das alles nicht gelingt, so knüpfen die Vergeltungs- 
theorien die Verantwortlichkeit an die Willensentscheidung der 
vom Strafrecht ja gewarnten Seele an, und die anthropologische 
Schule sieht in dem Umstande, dass sich die Tat auf diese 
tiefinnersten Funktionen des menschlichen Wesens zurückführen 
lässt, den Beweis, dass die Tat ein Symptom gewisser Charakter- 
eigenschaften ist und Massnahmen gegen die mehr oder weniger 
grosse Gefährlichkeit des Täters erfordert. 

Wie kommt nun aber der sogenannte Wille des Personen- 
verbandes zu stände? Es ist in jedem einzelnen Falle nach- 
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weisbar, dass zunächst jene volitiven Vorgänge bei den einzelnen 
Personen vor sich gehen, welche das massgebende Organ des 
Personenverbandes ausmachen. Der Ausdruck des Ergebnisses 
dieses Willens ist das Votum des Verbandsmitglieds, beziehungs- 
weise des Mitglieds des massgebenden Organs. Die Voten werden 
einander gegenübergestellt, und es wird nach Anleitung von 
Gesetz oder Statut das eine oder andere Votum zum Beschluss 
erhoben und daher verbindlich für den Verband erklärt. Sodann 
ist der Beschluss auszuführen. Auch hier haben wieder Einzel- 
personen zu handeln, ihre Ausführungshandlungen sind wiederum 
das Ergebnis volitiver Vorgänge, für deren Richtung gewiss 
die Beschlussfassung ein treibendes Motiv bildet, aber keines- 
wegs die willensbildenden Vorgänge gänzlich ausschaltet. Schon 
das Wann und das Wie der Ausführung muss meistens noch 
sehr überlegt werden. 

Wir sind hier vom Falle der Beschlussfassung durch Stimmen- 
mehr ausgegangen ; die Vorgänge sind nicht wesentlich andere, 
wenn die Beschlussfassung andere Voraussetzungen, z. B. Ein- 
stimmigkeit, hat, oder wenn umgekehrt ein Einziger das ent- 
scheidende Wort zu sprechen hat. Überall Willensvorgänge 
beim Einzelnen, die sich in ihrem Wesen in keiner Weise von 
denjenigen Willensvorgängen unterscheiden, die zu Handlungen 
des privaten Lebens führen. Es mag das Pflichtgefühl, also die 
Rücksicht auf andere, stärker hervortreten als bei den Ent- 
scheidungen über rein private Vermögensangelegenheiten, es 
mag bei alten Verbänden die Tradition (l’imitation des ancêtres 
nach Tarde) mächtig sein, es mögen in der Versammlung der 
Verbandsmitglieder oder der Organsmitglieder jene suggestiven 
Strömungen wirksam sein, wie sie übrigens vorab bei der zu- 
fälligen, nicht organisierten Volksversammlung Vorkommen, alles 
das bedingt nicht die Annahme, dass die Individualfunktionen 
des Gehirns des Einzelnen ausgeschaltet worden seien, damit 
dieses Gehirn nun als Organ einer Volks- oder Verbandsseele 
diene. 

Und am allerwenigsten können wir zugeben, dass über den 
Einzelmitgliedern eine Gesamtseele, mit eigenem Bewusstsein 
und der Fähigkeit, aus Vorstellung und Gegenvorstellung einen 
Entschluss zu bilden, schwebe. Wo ist Raum für ihre Ein- 
wirkung, wenn die obigen Schilderungen der Vorgänge bei 
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Beschluss und Ausführung richtig sind? Wir stellen übrigens 
mit Genugtuung fest, dass Hafter diese spiritistische Idee mit 
aller Entschiedenheit zurückweist. 

Nur noch ein Beispiel, wie wenig der Allgemeinwille des 
Personenverbandes etwas anderes ist als die Summe von Einzel- 
entschliessungen, wie wenig derselbe etwas Einheitliches, Selb- 
ständiges ist. Es gibt kaum etwas, was der suggestiven Ein- 
wirkung, z. B. eines glücklich gewählten Schlagwortes, so sehr 
unterworfen ist, als eine Volksabstimmung, und es kann Fälle 
geben, in welchen ein Geisteszug den Leuten ihre Stimmabgabe 
diktiert zu haben scheint, ohne den Einzelnen zum Bewusstsein, 
geschweige denn zur Überlegung kommen zu lassen. Das ist 
insbesondere der Fall bei wuchtigen Verwerfungen eines Gesetzes. 
Aber wenn nach der Abstimmung die Stimmen laut werden 
darüber, was eigentlich da und dort zur Verwerfung geführt 
habe, so sehen wir, wie das Ergebnis entstanden ist durch die 
Summierung von ablehnenden Stimmen, die von höchst indivi- 
duellen Ansichten und den verschiedenartigsten Interessen- 
standpunkten und Vorurteilen geleitet waren. Keine Einheit, 
nicht einmal eine ausgeprägte Allgemeinrichtung, der man einen 
neuen Kurs der Politik anpassen könnte; mit der Volksseele, 
deren Rauschen man zu hören wähnte, war es wieder einmal 
nichts. Und das ist doch gewiss noch viel mehr der Fall in 
einer Aktiengesellschaft. 

Das Ergebnis dieser Betrachtung wäre also: 

1. Der psychische Vorgang der Willensbildung vollzieht siel» 
ausschliesslich bei den Personen, welche im Personen- 
verband das massgebende Wort zu sprechen und die Ver- 
bandsbeschlüsse auszuführen haben. 

2. Es ist nicht nachzuweisen, dass die Personenverbände ein 
gemeinsames, von den seelischen Organen der Einzel- 
mitglieder verschiedenes Bewusstseinszentrum haben, in 
welchem sich volitive Vorgänge abspielen könnten. 

3. Der psychische Vorgang beim Einzelmitglied ist wesentlich 
derselbe, ob es sich über ein Votum im Verbände oder 
über eine Handlung seines Privatlebens entsehliesse. 

4. Was als Verbands wille angesehen w'ird, ist keine psychische 
Tätigkeit, sondern lediglich ein Gesetztes oder Konven- 
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tionelles, das Ergebnis aus wirklichen, psychischen Willens- 
entschltissen und Willensäusserungen der Einzelmitglieder, 
das Gesetz oder Statut oder Vertrag zivilrechtlich als 
Willen des Personen verbandes behandeln. 

Das Zivilrecht kann einen Willen annehmen, wo keiner 
vorhanden ist, es kann eine Willenserklärung dem Willen gleich 
setzen ; alles, wie die Bedürfnisse des wirtschaftlichen Lebens 
es erfordern. Wie weit diese Bedürfnisse gerade in der vor- 
würfigen Frage es wünschbar machen, dass das Zivilrecht von 
der psychologischen Grundlage sich loslöse, haben wir nicht 
zu untersuchen, und daher auch nicht Stellung zu nehmen im 
Streite zwischen Organtheorie und Vertretungstheorie, blosse 
Rechtsfähigkeit oder Rechts- und Handlungsfähigkeit der Per- 
sonenverbände. 

Die Strafrechtswissenschaft dagegen hat bis zur Stunde 
nicht nur festgehalten an der psychologischen Grundlage des 
Willensbegriffs, sondern sie geht in ihrer neuern, individuali- 
sierenden Richtung auf immer engern Zusammenhang mit der 
Psychologie und Loslösung von juristischen Konstruktionen, die 
nicht in jener wurzeln, aus. Und v. Liszt? Wer für grosse und 
folgenreiche Ideen gegen zahlreiche Gegner ini täglichen, braven 
Kampfe steht, hat wohl Anspruch darauf, in einer ganz kleinen, 
vom grossen Streit abseits liegenden Ecke von der Anspannung 
der Folgerichtigkeit sich etwas auszuruhen. 

Jedenfalls kann nicht gesagt werden, dass das Verbands- 
strafrecht als Folge des heutigen Standpunktes der Strafgesetz- 
gebung, als ein weiterer Ausbau derselben sich ergebe. Es wäre 
die Einführung von Körperschaftsstrafen eine Reform des Straf- 
rechtes. 

III. W r o die logische Notwendigkeit nicht eingreift, kann 
sich mit Erfolg die Notwendigkeit der Tatsachen geltend 
machen; wir möchten sogar der letzteren den Vortritt ge- 
währen. Also ist die Frage: Sprechen praktische Gründe dafür, 
den bisherigen Begriff des Verbrechens so umzugestalten, dass er 
auch ein Verbandsdelikt in sich fasst f Oder wir können Ver- 
brechen und Strafe sein lassen, was sie sind, und die Frage 
so stellen : Ist es zweckmässig oder gar notwendig, sichernde Mass- 
nahmen gegen entartete Personenverbände ins Strafgesetzbuch auf- 


Digitized by Google 



:ì2 2 


Kmtl Zürcher. 


zunehmen und durch diese Aufnahme ihre Handhabung dem 
Strafrichter zu übertragen ? Dem praktischen Bedürfnis, sofern 
ein solches vorhanden sein sollte, entspricht die eine wie die 
andere Lösung, wir dürfen uns daher vorerst auf die Erörterung 
des Bedürfnisses beschränken. 

1. Das Bedürfnis, eine Strafe allein über einen Personen- 
verband auszufällen, ohne dass einzelne schuldige Verbands- 
angehörige bestraft würden. 

Nun geht, wie nachgewiesen wurde, jede Verbandsent- 
schliessung durch wenigstens ein menschliches Bewusstseins- 
zentrum, und jede Ausführung eines Verbandsbeschlusses auch. 
Wenn daher ein Verbrechen dem Verband als vorsätzliches 
zugerechnet werden will, muss es in irgend einem menschlichen 
Gehirn als ein vorsätzliches entsprungen sein. Da es zugegebener- 
massen dem Verband an einem selbständigen Bewusstseins- 
zentrum fehlt, in welchem neue Vorstellungen, und zwar solche, 
die den Inhalt eines Vorsatzes bilden, zur Entstehung gelangen 
könnten, so kann auch nicht aus unbewussten, d. h. nicht 
schuldhaften Handlungen irgend eines Mitglieds eine schuldhafte 
Handlung des Verbandes entstehen. Somit bedeutet die Ver- 
bandstrafe allein ohne gleichzeitige Bestrafung der Einzel- 
schuldigen eine unstatthafte Entlastung derselben und Über- 
wälzung der Folgen auch ihrer Schuld auf den Verband. Das 
ist unstatthaft. Es kann nicht gerechtfertigt, sondern höchstens 
entschuldigt werden in zwei Fällen: 

a) im Kriegsrecht und im Völkerrecht. Da und dort müssen 
wir im Interesse raschen und drastischen Handelns Gesamt- 
verantwortlichkeiten aufstellen, gegenüber festorganisierten 
Verbänden oder auch, im Kriege, gegenüber zufällig ange- 
sammelten Volksmassen. Wir haben nicht Zeit und nicht Mittel, 
zu untersuchen; im Völkerrecht vorab fehlen uns die Mittel, 
den Schuldigen, der unsern Staat betrogen hat, herauszuziehen 
und einzeln zu bestrafen. Im Kriege herrschen wir mit dem 
Schrecken '), in friedlichem Völkerrecht kann sich die Repres- 
salie nur gegen Staat und Volk als Gesamtheit wenden. Keine 

’) Kriegsreeht ist insbesondere auch die von Mestre (Les personnes 
morales et le problème de leur responsabilité pénale, Paris 1899) angeführte 
Gesamthnft der Familien und Stämme der Eingeborenen in Algier, die Er- 
oberung des Landes ist eben noch nicht ganz vollendet. 
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dieser Nötigungen besteht für die Verwaltung der Strafrechts- 
pflege im Lande und im Frieden. 

b) Auf jener äussersten Grenze des Strafrechtes, wo die 
Untersuchung nicht mehr lohnt und es fast gleichgültig ist, 
wen wir mit der Verantwortlichkeit befassen — die Auffindung 
und Massreglung der wirklich Schuldigen vollzieht sich inner- 
halb der Verbandsorganisation von selber. Das wäre das 
oben angeführte Beispiel einer Geldbusse, die über eine Eisen- 
bahngesellschaft verhängt wird. Solche Besonderheiten lässt 
auch der Vorentwurf eines schweizerischen Strafgesetzbuches 
unangetastet; nachdem Art. 224 die ganze Schuldlehre beim 
Verbrechen auch auf die Übertretungen zur Anwendung bringen 
lässt, bestimmen die Art. 9 und 10 des Einführungsgesetzes, 
dass die besonderen Bestimmungen sowohl der bundesstraf- 
rechtlichen Nebengesetze als auch der kantonalen Polizeistraf- 
gesetzgebung der Kantone Vorbehalten seien. Damit wäre dann 
das Verbandsstrafrecht auf eine gewisse „Reservation“ be- 
schränkt, in der es sich in ungefährlicher Weise tummeln kann. 

Es ist nämlich auch auf die andere Wirkung der Verbands- 
strafe hin aufmerksam zu machen, die darin besteht, dass die 
Folgen verbrecherischen Handelns einzelner auch andern fühlbar 
werden, welche keinen Teil an der Schuld haben. „Mitgegangen, 
mitgefangen“, so entschuldigt das Volkssprichwort ein solches 
Vorgehen, und es ist ja gewiss nicht zu vermeiden, dass unter 
dem wohlverdienten Zusammenbruch grosser Privatwirtschaften 
wie wirtschaftlicher Verbände eine Menge ganz Schuldloser in 
Mitleidenschaft gezogen werden; es ist unvermeidlich, dass 
unter der Einsperrung des Familienoberhauptes eine ganze 
Familie leide — aber wünschenswert ist ein solcher Erfolg 
nicht und kaum geeignet, die Notwendigkeit der Verbandsstrafe 
zu erweisen. Unter diesem Gesichtspunkte erscheint die Geld- 
busse gegenüber der Eisenbahngesellschaft deswegen noch 
erträglich, weil in der Tat die Rückwirkung auf die nicht- 
schuldigen Verbandsmitglieder nicht mehr spürbar ist. 

2. Viel eher dürfte sich das Bedürfnis zeigen und gehört 
werden, dass neben der Bestrafung des Einzelnen auch noch 
der Verband, der ihm den Rückhalt und die Mittel zum Ver- 
brechen geboten, in die Bestrafung hereingezogen werde. 
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Zwei Möglichkeiten sind hier gedenkbar, typische Fälle, 
um die sich die Fälle des Lebens dichter oder weiter grup- 
pieren dürften. Für den grossen Verbrecher war der Verband 
Werkzeug und Mittel der Begehung des Verbrechens, er hatte 
die Organisation und die Leute in seiner festen Hand. Dann 
erreichen wir das wünschenswerte Ziel, dass ihm diese Waffe 
entwunden werde, am besten dadurch, dass wir ihn aus der 
Organisation herausnehmen, indem wir ihn eine Zeitlang ein- 
sperren und ihm diejenigen Ehrenrechte entziehen, welche die 
Vorbedingung dazu sind, im Verband eine leitende Rolle zu 
spielen. Auf diesem Wege schonen wir auch die nicht mit- 
schuldigen Verbandsgenossen bestmöglich. 

Der entgegengesetzte Fall ist etwa der folgende : Das Ver- 
brechen ist wirklich hervorgegangen aus einer ganz oder fast 
einstimmigen Beschlussfassung der Verbandsmitglieder, die sich 
gegenseitig beeinflusst und mitgerissen haben, und der Ausfüh- 
rung konnten sich die einzelnen damit beauftragten Verbands- 
personen oder Angestellten tatsächlich nicht entziehen. Hier 
scheinen nun die einzelnen Handelnden umgekehrt das Mittel 
zu sein, durch welches der Verband wirkt. Allein gerade hier 
ist eine besondere Reaktion gegen den Verband am aller- 
wenigsten notwendig; werden alle Verbandsmitglieder oder 
doch fast alle bestraft, und zwar ernstlich, so ist damit der 
Verband, sofern er auf dem persönlichen Zusammenwirken der 
Mitglieder beruht, tatsächlich gesprengt und zur Liquidation 
gedrängt, und wenn der Verband eine von den Personen der 
Mitglieder gänzlich losgelöste Existenz hat, wie die juristische 
Person, so können wir durch passende Massnahmen die bis- 
herigen gewissenlosen Verbandsgenossen vom Verbände ab- 
drängen, und sie durch ganz neue ersetzen lassen, ungefähr 
wie wir das gegenüber dem Einzelmitglied tun konnten. Wir 
brauchen überall die Leiter nicht zu verbrennen, es genügt, 
wenn wir sie dem Einbrecher entziehen. 

IV. Versuchen wir, dem Problem noch von einer andern 
Seite beizukommen. In seiner Schrift zählt Hafter auch die 
möglichen Strafmittel gegen Personenverbände auf. Vielleicht 
überzeugen wir uns von der Notwendigkeit, gegebenenfalls 
solche Mittel zur Verfügung zu haben, und von der Wünsch- 
barkeit, diese Mittel durch den Strafrichter handhaben zu lassen. 
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Unter den vorgeschlagenen Verbandsstrafen ist in letzte 
Linie, wohl als mildeste, der Verweis gestellt. Es gibt nun aber 
kaum eine andere Strafart, welche so sehr zur Voraussetzung 
ihrer Wirksamkeit eine recht weich- und feinfühlige Menschen- 
seele als Strafsubjekt hat. Solche Naturen würden, wenn sie 
als Verbandsorgane den Verweis entgegenzunehmen hätten, 
die Worte des Richters so tief in ihr Inneres aufnehmen, dass 
auf den Gesamtverband gar nichts mehr zurückfallen würde. 
Denken wir uns aber umgekehrt den Verwaltungsrat einer 
Aktiengesellschaft in dieser Stellung vor dem Richter — man 
muss es sich versagen, die Komik der Sachlage weiter aus- 
zumalen. 

Die Ehrenstrafen. Der Verfasser mag an Art. 56 des Bun- 
desgesetzes über die Strafrechtspflege für die eidgenössischen 
Truppen gedacht haben, wo der Entzug von einem oder mehreren 
militärischen Ehrenzeichen (Musik, Fahne u. dgl.) einer Trup- 
penabteilung angedroht ist, welche sich als ganze des Aufruhrs 
schuldig gemacht hat. Dabei ist zweierlei nicht zu übersehen. 
Einmal, dass das nicht eine vom Militärgericht zu handhabende 
Strafe ist, sondern eine Massnahme, die in das freie Ermessen 
des obersten Kommandierenden gelegt ist. Und sodann liegt es 
auf der Hand, dass nicht das Bedürfnis, neben den einzelnen 
Truppenangehörigen auch noch den Truppenverband zu be- 
strafen, zu einer solchen Massregelung führt, sondern dass auch 
damit wiederum das Ehrgefühl der Einzelnen getroffen und 
jeder Einzelne dazu angestachelt werden soll, mit dem eigenen 
guten Ruf den der ganzen Truppe wieder herzustellen. 

Der gute Ruf der Truppe ist nun aber nicht aufzufassen 
als ein Rechtsgut des Truppenverbandes, er ist vielmehr ein 
Gesamturteil über eine Summe von Leistungen, vielleicht das 
gemeinsame Rechtsgut.der Einzelnen, das ihnen und nicht dem 
Verbände entzogen werden kann. Auch das ist nicht ohne 
weiteres übertragbar auf allerlei Erwerbsgesellschaften, für 
welche übrigens die Ehrenzeichen erst noch geschaffen werden 
müssten, um sie aberkennen zu können. Als ein Rechtsgut, das 
alle Personenverbände besitzen und dessen Verletzung Inhalt 
einer Ehrenstrafe sein könnte, wird nun allerdings ihre Ehre, 
die ja durch das Strafgesetzbuch geschützt werde, hingestellt. 
Sehr zu Unrecht. Denn einmal ist die Ehre der Personenverbände 
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doch eine recht zweifelhafte Sache, die Erwerbsverbände ver- 
wenden jedenfalls äusserst wenig für ihre Aufrechterhaltung 
und Mehrung. Das zürcherische Strafrecht und die Gerichts- 
praxis haben denn auch mit aller Bestimmtheit die Ehre von 
Personenverbänden, selbst von Behörden, verneint, ihre Klagen 
von der Hand gewiesen und Klagestellung durch die einzelnen, 
in ihrer Ehre gekränkten Mitglieder verlangt. Aber auch dann, 
wenn man mit dem deutschen Strafrecht eine verletzbare Ehre 
eines Personenverbandes annimmt, so kann diese Ehre oder 
der daraus entspringende Anspruch auf Anerkennung der Ehre 
nicht durch eine Ehrenstrafe aberkannt werden. „Die heutigen 
Ehrenstrafen bestehen nicht etwa in einer Vernichtung oder 
Schmälerung des Rechtsgutes der Ehre, sondern in der gänz- 
lichen oder teilweisen, durch den Strafrichter ausgesprochenen 
Aberkennung gewisser vom Gesetz genau bezeichneter bürger- 
licher Ehrenrechte *).“ Solche wären aber für die Personen- 
verbände erst noch zu schaffen, ehe man sie ihnen aberkennen 
kann. 

Die drei andern in Vorschlag gebrachten Strafmittel, Geld- 
busse, Untersagung eines bestimmten Gewerbebetriebes und 
Auflösung, geben wenigstens in der Richtung keine Schwierig- 
keiten, als das Rechtsgut, in welchem der Verband getroffen 
werden soll, nicht erst geschaffen werden müsste, sondern wirk- 
lich vor aller Augen liegt. 

Vor allem die Geldbusse. Vermögen besitzen die meisten 
Personenverbände, die wirtschaftlichen Vereinigungen wie die 
Vereine mit idealen Zwecken, Geselligkeit, Kunst, Wissenschaft, 
Politik. Nun treten aber bei der Bemessung der Geldstrafe, 
die, wenn sie wirksam sein soll, den Vermögens Verhältnissen 
angemessen sein muss, alle jene Schwierigkeiten auf, mit denen 
eine rationelle Steuergesetzgebung zu kämpfen hat. Nicht die 
absolute Grösse des Vermögens ist entscheidend, sondern die 
relative, sein Verhältnis zu den Anforderungen, welche von 
der Aufgabe des Verbandes gestellt werden, bei Erwerbsver- 
bänden also der Ertrag. Die Geldstrafen würden ganz anders 
wirken bei einer Aktiengesellschaft oder einer Genossenschaft 
ohne Solidarhaft der Mitglieder, anders bei einer Produktiv- 


’) v. Liszt, Lehrbuch, 12. Aufl., S. 269. 
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genossenschaft mit wenigen persönlich haftenden Genossen- 
schaftern. Schon ein geringerer Betrag wird im letzteren Fall 
den Einzelnen empfindlich. 

Und darauf kommt es schliesslich an, dass die Geldstrafe 
von denjenigen empfunden werde, welche sich des Mittels 
einer Organisation bedient haben, ein Verbrechen zu begehen, 
oder welche das Verbrechen dadurch begangen haben, dass 
sie ihren Arm der Ausführung eines Verbandsbeschlusses geliehen 
haben. Es genügt vollständig, wenn wir auf diese strafend ein- 
wirken. Für die Schadloshaltung des Opfers eines solchen Ver- 
brechens liegt die Sache anders, da haben wir ein dringendes 
Interesse, ein starkes Gesellschaftsvermögen heranzuziehen, 
das neben oder hinter dem vielleicht unzureichenden Vermögen 
des schuldigen Verbandsmitgliedes oder Verbandsangestellten 
haftet, und das geschieht ja jetzt schon. Bei Anwendung der 
Geldbusse dagegen haben wir nicht das Bedürfnis, ein grosses 
Vermögen irgendwie hcreinzuziehen, um einen möglichst hohen 
Betrag ausfällen und einziehen zu können — die Geldstrafen 
sollen nicht das Einkommen des Gemeinwesens mehren, sie 
sind nicht dazu bestimmt, einen eingetretenen Schaden der 
Staatskasse zu vergüten, sondern empfindlich zu wirken als 
Warnung, und wenn wir diese Wirkung mit kleinen, den Schul- 
digen aufgelegten Beträgen erreichen, so ist der Zweck voll- 
ständig erreicht. 

Auch die Vollstreckung macht Schwierigkeiten. Umwand- 
lung in Haft ist natürlich ausgeschlossen, auch die Befürworter 
des Verbandsstrafrechts werden nicht die Direktoren und Ver- 
waltungsräte einer Aktiengesellschaft für die Sünden der 
letztem im Gefängnis büssen lassen wollen. Es bleibt also die 
Vollstreckung auf dem Zwangswege (Schuldbctreibung), und 
deren letztes Mittel ist bei Personenverbiinden die Auflösung 
und Liquidation. Wir werden zeigen, wie bedenklich das ist. 
Über Bestimmungen, welche, wie § 63, Ziti'. 3, der deutschen Kon. 
kursordnuhg, Geldstrafen von der Teilnahme an der Masse 
ausschliessen, soll hier nicht weiter gesprochen werden; sie 
müssten eben für das Verbandsstrafrecht beseitigt werden, 
sonst könnte sehr leicht der Fall eintreten, dass die Geldbusse 
unvollstreckt bleibt, während die Verbandsgenossen noch einen 
Überschuss aus der Masse zurückerhielten. 

Schweizerische Zeitschrift für Strafrecht. 16. Jahr#. 23 
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Die Untersagung eines bestimmten Gewerbebetriebes ist in 
denjenigen Gesetzen, welche die Ausübung eines bestimmten 
Berufes oder Gewerbes (Apotheker, Versicherung, Auswande- 
rungsagentur u. s. w.) an eine behördliche Bewilligung knüpfen, 
stillschweigend oder ausdrücklich an alle diejenigen gerichtet, 
welche ohne diese Bewilligung das Gewerbe betreiben. Nun 
haben wir oben gesehen, wie gerade bei dem Gewerbe, das 
fast ausschliesslich nicht von Einzelpersonen, sondern nur von 
Personenverbäuden betrieben zu werden pflegt, bei dem Ver- 
sicherungsgewerbe, der Staat nicht den Verband, sondern die 
schuldigen Einzelpersonen zur Verantwortung zieht und so 
gewiss weit wirksamer verfährt, als wenn er der Versicherungs- 
gesellschaft, die zudem noch im Ausland domiziliert sein kann, 
eine Geldbusse auferlegt hätte. 

Es war von Interesse, beiläufig festgestellt zu haben, dass 
der Vollzug eines Berufsverbotes gegenüber einem Personen- 
verband durch Strafandrohungen gegenüber Verbandsmit- 
gliedern oder Verbandsangestellten am wirksamsten vollzogen 
werden kann. Was hier in Frage steht, ist, dem Strafrichter 
das Verbot eines Gewerbebetriebes gegenüber einem Personen- 
verband als Strafmittel in die Hand zu geben. 

Diese Strafe versagt vorerst allen Verbänden gegenüber, 
welche kein Gewerbe betreiben. Man müsste also hier eine 
neue Formel finden, etwa das Verbot der Ausübung der Vereins- 
tätigkeit. Die Durchführung eines solchen Verbotes wäre natür- 
lich gleichbedeutend mit Auflösung des Verbandes, Auflösung 
wäre auch die Folge der gewöhnlichen Berufsuntersagung, da 
es nur wenige Verbände geben wird, welche gleichzeitig mehrere 
selbständige und verschiedene Gewerbe betreiben. Dazu kommt, 
dass beim Einzelmenschen das Verbot nur dann zur Anwendung 
gebracht wird, wenn er in Ausübung seines Berufes verbreche- 
risch gehandelt hat. Anders als in Ausübung des Gewerbes 
oder in Erfüllung von Vereinsaufgaben kann der Verband über- 
haupt nicht handeln. Also müsste auf alle Verbandsvergehen 
das Verbot angedroht werden, wenigstens in der Weise, dass 
dem Richter die Möglichkeit eingeräumt würde, überall von 
dieser Strafe Gebrauch zu machen. 

Endlich das Strafmittel der Auflösung, mit oder ohne Ein- 
ziehung des Verbandsvermögens zu Händen des Staates. Hafter 
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weist auf folgende Beispiele von Verbandsauflösungen im Privat- 
recht hin: 

Bundesgesetz über das Obligationenrecht : 

Art. 710. Eine Genossenschaft kann ausserdem durch richterliches 
Urteil auf Antrag eines Genossenschafters, eines Gläubigers oder einer zu- 
ständigen öffentlichen Amtsstelle aufgelöst werden, 

1. wenn sie unerlaubte oder unsittliche Zwecke verfolgt, oder wenn 
sie unerlaubte oder unsittliche Mittel anwendet. 

Art. 716, Absatz 4: 

Wird ein Verein durch Urteil des Gerichtes aufgelöst, weil er uner- 
laubte oder unsittliche Zwecke verfolgt oder unerlaubte oder unsittliche 
Mittel anwendet, so kann das Gericht, wenn die Statuten nicht etwas 
anderes bestimmen, eine derartige Zuwendung (des Vereinsvermögeus an 
eine anerkannte öffentliche Anstalt des Kantons oder des Bundes) anordnen. 
Verfolgt der Verein einen Zweck von öffentlichem Interesse, so muss das 
Gericht diese Zuwendung verfügen. 

Die in der letztangeführten Gesetzesstelle nicht sowohl 
angeordnete, als vielmehr vorausgesetzte Vereinsauflösung wird 
durch das kantonale Recht und in Zukunft durch das Bundes- 
zivilrecht bestimmt. So lautet Art. 95 des schweizerischen Vor- 
entwurfes zu einem Zivilgesetzbuch : 

Die Auflösung (eines Vereins) erfolgt durch Gerichtsurteil auf Klage 
der zuständigen Behörde oder irgend jemandes, der ein Interesse hat, so- 
bald der Verein einen widerrechtlichen oder unsittlichen Zweck verfolgt. 

Es ist Hafter beizupflichten , dass hier überall die Ent- 
scheidung eines Zivilrichters und nicht des Strafrichters gemeint 
ist. Aber immerhin ein Richter. Darauf zielt ja der Vorschlag 
von Mestre und das Bestreben der in Deutschland die Annahme 
eines Körperschaftsdeliktes befürwortenden Schriftsteller ab, 
dass die Verwaltungs- und Polizeiverfiigung, die in beiden 
Ländern als eine willkürliche gefürchtet und bekämpft wird, 
beseitigt werde, und an ihre Stelle eine richterliche Entschei- 
dung trete. Für diese Länder wäre also der Zustand, den wir 
haben, die Erfüllung des Wunsches, der den praktischen Hinter- 
grund der Annahme des Körperschaftsdeliktes bildet. Wir be- 
dürfen dieses Hülfsmittels nicht mehr. 

Die angeführten Bestimmungen der Zivilgesetze haben 
gegenüber dem Vorschläge des Verfassers, das Verbandsdelikt 
in den allgemeinen und besonderen Teil eines Strafgesetzbuches 
einzufügen, grosse Vorzüge voraus. An Stelle einer nach dem 
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Grade des Verschuldens und der Höhe des Schadens abge- 
stuften Strafe ist hier die sichernde Massnahme getreten, die 
sich nach der Gefährlichkeit des Subjektes bemisst. Die richter- 
liche Untersuchung erstreckt sich auf die Gesamtführung und 
Anlage des Verbandes; die einzelne schädigende und schäd- 
liche Handlung ist nur Symptom für den Charakter des Ganzen, 
nicht Präsumtion einer wirtschaftlichen oder moralischen 
Schädlichkeit. Die bestehende und die vom Zivilgesetzentwurf 
in Aussicht genommene Regelung entspricht also einem w'eit 
fortgeschritteneren Standpunkt der Kriminalpolitik und des 
Strafrechts als die vom Verfasser vorgeschlagene, und die 
verfassungsmässig garantierte Vereinsfreiheit kommt dabei ge- 
wiss besser weg. 

Die Auflösung einer wirtschaftlichen Korporation hat ihre 
grossen Bedenken und Schwierigkeiten, wegen der mit dem 
Betriebe verknüpften wirtschaftlichen Interessen Dritter. Im 
Zivilprozess können wir sie mitsprechen lassen, im Strafprozess 
kaum; der Zivilrichter wird diese Drittstandpunkte in Erwägung 
ziehen bei der Frage der Auflösung sowohl als bei der Art 
der Durchführung der Liquidation. 

Die Liquidation ist die Vollstreckung des Auflösungsbefehls, 
mit dem allein es nicht getan ist. Alle wirtschaftlichen und 
die andern Verbände mit Vermögen können sich gar nicht 
auflösen ohne eine liquidation, und hierfür ist das Schwur- 
gericht höchst ungeeignet, während der Zivilrichter, wenn er 
auch die liquidation nicht selber durchführt, doch den Liqui- 
dator bestellen, ihm die nötigen Aufträge erteilen und ihn unter 
fortw r äh render Aufsicht behalten kann. 

Jenen lockeren Personenverbänden gegenüber, die keinen 
wirtschaftlichen Zweck und auch kein Vermögen besitzen, ist 
der Vollzug einer Auflösung fast unmöglich. Politische Vereine 
und Anarchistenklubs können dem Drucke ausweichen, indem 
die gleichen Leute nur unter anderem Gesamtnamen wieder 
Zusammenkommen; es ist ungedenkbar, sie daran zu verhin- 
dern, w T enn wir nicht auf jedes Versammlungsrecht der Bürger 
verzichten und an seine Stelle die polizeiliche Überwachung und 
Auflösungsgewalt treten lassen w'ollen. 

V. Wir gelangen somit aus theoretischen und praktischen 
Gründen zur Ablehnung der Idee eines Verbandsdeliktes. 
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Zugegeben, dass man im Kriegsrecht und im Disziplinar- 
strafrecht dieses Gebilde nicht gerne ganz entbehrt; man kann 
die Ausnahmen gestatten, ohne sie gerade zum erstrebenswerten 
Ideal zu erheben. Uns scheint, es wäre gegenteils die weitere 
Ausdehnung zu bekämpfen. Dem widersprechen in der Schweiz 
auch keine politischen, freiheitlichen Interessen. Wenn in andern 
Staaten die Annahme des Verbandsdeliktes zur Vereins- und 
Versammlungsfreiheit führen kann, so hat sie dort eben ihre 
praktische Berechtigung. 

Es wäre nun wirklich eine Überhebung, mit diesen kurzen 
Ausführungen die Frage für erledigt und abgetan zu halten. 
Die Diskussion möge im Gegenteil sich fortsetzen. Aber viel- 
leicht wird sie besser auf einem andern Boden weiter geführt. 

Zunächst schien es uns, es sollte die Untersuchung mit 
bezug auf die einzelnen Personenverbändc, die in Betracht 
fallen können, speziell angestellt werden. Hafter gibt uns eine 
sehr präzise Fassung des Begriffes Verbandsdelikt; nur gerade 
der darin liegende frühere Begriff' „Verband“ ist zu weit gefasst, 
um nicht unbestimmt und unfassbar zu sein. Eine notwendige 
Einschränkung haben wir bereits oben angedeutet. 

Aber auch so noch, so sehr wir den Tatsachen damit näher 
treten, w ären wir theoretischen Konstruktionen, durch erdachte 
Beispiele aus dem Leben mangelhaft kontrolliert, preisgegeben. 
Wir sollten einen festem Boden haben. Das ist der Boden, auf 
den der Gesetzgeber bei jeder eingreifenderen Reform sich stellen 
muss, die Enquete. Der Verfasser sagt in der Vorrede, dass er 
die Anregung zur Untersuchung des Problems aus praktischer 
Tätigkeit erhalten habe. Eis wäre nun überaus wünschens- 
wert, wenn die Anhänger des Begriffs eines Verbandsdeliktes 
recht zahlreiche E'älle des Lebens, in welchen sich die Be- 
strafung des Personenverbandes als ein Bedürfnis gezeigt, mit- 
teilen wollten. Dann werden entweder wir uns überzeugen 
oder dann den Nachweis erbringen, dass das Bedürfnis nicht 
der Annahme eines Verbandsdeliktes, sondern ganz anderen 
Vorkehren rufe. 


Digitized by Google 



332 


Das Telegraphen- und Telephonstrafrecht 

des schweizerischen Strafgesetzentwurfs 

Anlässlich der Schrift von Fürsprecher Otto Wettstein von Seebach, Beamten 
der schweizerischen Telegraphendirektion: Das Telegraphenstrafrecht 
des Entwurfs zu einem schweizerischen Strafgesetzbuch unter Berück- 
sichtigung des Telegraphenstrafrechts anderer Staaten. Berner Doktor- 
Dissertation. Bern, K. J. Wyss, 1903. 

erörtert 

von 

Carl Stooss. 


Es war ein glücklicher Gedanke eines Beamten der schwei- 
zerischen Telegraphendirektion, das Telegraphenstrafrecht des 
schweizerischen Entwurfs zum Gegenstand seiner Dissertation 
zu wählen. Denn der Verfasser, Dr. Wettstein, kennt das 
Telegraphenwesen als Fachmann und ist über manches genauer 
unterrichtet als andere. Seine Arbeit verdient daher besondere 
Beachtung, zumal sich der Verfasser als tüchtiger Kriminalist 
ausweist. 

Zunächst gibt der Verfasser eine Übersicht über das Tele- 
graphenstrafrecht der europäischen Staaten, sowie Argentiniens, 
und behandelt auch den internationalen Vertrag zum Schutz 
der submarinen Kabel. 

Ein zweiter Abschnitt ist den Deliktstatbeständen des 
Telegraphenstrafrechts gewidmet. 

Zum Schluss erörtert Wettstein das Telegraphenstrafrecht 
nach dem Vorentwurf zu einem schweizerischen Strafgesetz- 
buch. 

Die neueste Fassung des Entwurfs vom Juni 1903 kannte 
der Verfasser noch nicht; doch sind die Abänderungen nicht 
bedeutend; vielmehr stimmt der Art. 170 des Kommissions- 
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entwurfs von 1896 mit Art. 157 l ) des Kommissionsentwurfs von 
1903 wörtlich überein. 

Dagegen trug der zehnte Abschnitt, dem Art. 170 eingereiht w ar, 
die Überschrift: „Verbrechen gegen den öffentlichen Verkehr“, 
„Délits contre la sécurité des moyens de transport et de com- 
munication“, während dieser Abschnitt nun überschrieben ist: 
„Verbrechen gegen die Sicherheit des öffentlichen Personen-, 
Güter- und Nachrichtenverkehrs“, „Délits contre la sécurité 
des communications“. 

Art. 206 (Verbrechen von Telegraphenbeamten) und Art. 207 
(Verbrechen von Telephonbeamten) des Kommissionsentwurfs 
von 1896 sind als Art. 220 und 221 *) in den Entwurf von 1903 
übergegangen, jedoch beide mit dem Zusatz : „In geringfügigen 
Fällen kann auf Busse bis zu 1000 Franken erkannt werden.“ 

Wettstein schlägt als Überschrift des zehnten Abschnittes 
vor: „ Verbrechen gegen die Verkehrsmittel 11 , und er beruft sich 
dafür auf den Titel der französischen Fassung von 1896. 

Der Verfasser erklärt S. 5, es handle sich um Gefährdungen 
des Verkehrs, präzisiert dann aber diese Ansicht S. 68 in der 
Annahme, Schutzobjekt sei das Verkehrsmittel, da Eisenbahnen, 
Dampfschiffe, Telegraphen, Strassen schon an sich schutz- 
bedürftig seien. Allein das ist wohl nicht richtig. Ein Post- 
wagen ist gewiss ein Verkehrsmittel, aber die Beschädigung 
eines Postwagens, der in der Remise steht, ist nur als Eigen- 

*) Qeführdung des Telegraphenrerkehrs. Art. 157. 

§ 1. Wer den öffentlichen Telegraphen- oder Telephonverkehr vor- 
sätzlich hindert oder gefährdet, wird mit Gefängnis bestraft. 

§ 2. Wer den öffentlichen Telegraphen- oder Telephonverkehr fahr- 
lässig hindert oder gefährdet, wird mit Gefängnis bis zu drei Monaten oder 
mit Busse bis zu 5000 Franken bestraft. 

*) Verbrechen ron Telegraphenbeamten. Art. 220. Der Telegraphenbeamte, 
der das Telegraphengeheimuis verletzt, oder ein Telegramm, das der An- 
stalt aufgegeben wird, fälscht oder absichtlich nicht befördert, oder cb bei 
seiner Ankunft absichtlich nicht ausfertigt oder wissentlich falsch ausfer- 
tigt, oder der es dem Adressaten vorenthält, wird mit Gefängnis bestraft. 

In geringfügigen Fällen kann auf Busse bis zu 1000 Franken erkannt 
werden. 

Verbrechen con Telephonbeamten. Art. 221. Der Telephonbeamte, der 
das Telephongeheimnis verletzt, wird mit Gefängnis bestraft. 

In geringfügigen Fällen kann auf Busse bis zu 1000 Franken erkannt 
werden. 
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tumsschädigung zu bestrafen, weil der Verkehr dadurch nicht 
gefährdet wird. 

Übrigens billigt der Verfasser die Fassung des Art. 157 
(Entwurf 1903), wonach das Hindern und Gefährden des Tele- 
graphenrerfceÄM bestraft wird, obwohl hier zweifellos der Ver- 
kehr als Schutzobjekt erscheint. 

Ftir seinen Vorschlag, die Verkehrsmittel als Schutzobjekt 
zu bezeichnen, führt Wettstein noch an, er vermeide das Wort 
öffentlich, das vollständig überflüssig sei, weil alle Verkehrs- 
mittel des Schutzes teilhaftig sein sollen. 

Allein wenn es überflüssig ist, den Verkehr als öffentlichen 
zu bezeichnen, so folgt daraus nicht, dass es richtiger sei, die 
Verkehrsmittel und nicht den Verkehr als solchen als Schutz- 
objekt zu bezeichnen. 

Ist das Wort „öffentlich“ in der Überschrift des Titels 
überflüssig, so soll es gestrichen werden. Prof. Gautier hat es 
weggelassen. Die Kommission wollte jedoch den strafrechtlichen 
Schutz auf den öffentlichen Verkehr beschränken, so dass z. B. 
die Gefährdung der Sicherheit des Verkehrs auf Wegen, die 
nicht dem öffentlichen Verkehr eröffnet sind, nicht unter diese 
Strafbestimmung fällt. 

Wettstein schlägt folgende Fassung vor: „Wer den Tele- 
graphen- oder Telephonverkehr (also doch den Verkehr!) auf 
Anlagen des Bundes, der Eisenbahnen oder der Starkstrom- 
unternehmungen vorsätzlich hindert oder gefährdet...“ Allein 
die Zusammenstellung: „des Bundes, der Eisenbahnen oder der 
Starkstromunternehmungen“ befriedigt logisch nicht. 

Es mag sich aber fragen, ob der Strafschutz nicht für 
bestimmte Fälle auf einen nicht öffentlichen Telegraphenver- 
kehr auszudehnen sei. In der Tat verdient, wie Wettstein 
nachweist, auch der Eisenbahntelegraphenverkehr Strafschutz. 

Allein wer den Verkehr eines Eisenbahntelegraphen hin- 
dert oder gefährdet, hindert oder gefährdet damit auch die 
Sicherheit des Eisenbahn Verkehrs. Wenn z. B. jemand den 
Draht eines Eisenbahntelegraphen zerschneidet, so dass ein 
Extrazug, der eingeschoben wird, nicht signalisiert werden 
kann, und dieser Zug nun mit einem andern zusammenstösst, 
so handelt es sich nicht mehr um blosse Hinderung des Tele- 
graphenverkehrs, sondern um Gefährdung der Sicherheit des 
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Eisenbahnverkehrs, wobei dann zu untersuchen ist, ob der Täter 
diese vorsätzlich oder fahrlässig herbeigeführt hat. 

Gewiss beanspruchen auch die Betriebstelephone der 
Hochspannungsanlagen strafrechtlichen Schutz, obwohl es sich 
hier um einen nicht öffentlichen Telephonverkehr handelt. 
Es ist zuzugeben, dass hier eine Lücke besteht. Bei der raschen 
Entwicklung des Verkehrs ist es jedoch bedenklich, in einem 
Strafgesetzbuch die Bestimmung des Art. 157 kasuistisch zu 
gestalten. In der Hauptsache handelt es sich um den öffent- 
lichen Telegraphen- und Telephonverkehr. 

Ich möchte eher folgende Ergänzung des Art. 157 anregen: 
„ Wer den öffentlichen Telegraphen- oder Telephonverkehr oder 
einen dem öffentlichen gleichgestellten Telegraphen- oder Telephon- 
cerkehr vorsätzlich hindert oder gefährdet...“ 

Im Anschluss an diese Ergänzung wäre in das Einführungs- 
gesetz die Bestimmung aufzunehmen: „Der Bundesrat wird be- 
stimmen, in welchen Fällen ein nicht öffentlicher Telegraphen ■ oder 
Telephonverkehr dem öffentlichen gleichgestellt ist.“ 

So würde es möglich sein, den Tatbestand des Art. 157 
jeweilen ohne Änderung des Strafgesetzbuches den Bedürfnissen 
des Verkehrs anzupassen. 

Der Verfasser möchte das Maximum der Gefängnisstrafe 
von zwei auf drei Jahre erhöhen, was Beachtung verdient. 
Auffallend ist aber seine Bemerkung, diese Frage „dürfte we- 
niger eine strafrechtliche als eine kriminalpolitische sein“. Alle 
Fragen, die Wettstein erörtert, sind ja kriminalpolitische, d. h. 
strafgesetzgebungspolitische, und damit auch strafrechtliche 
Fragen. 

Den Tatbestand, der sich auf die Verbrechen von Tele- 
graphenbeamten bezieht (Art. 220), kritisiert der Verfasser so- 
wohl nach der subjektiven als nach der objektiven Seite hin, 
und zwar, wie mir scheint, nicht ohne Grund. 

Was zunächst die deliktiselie Handlung betrifft, so unter- 
scheidet der Entwurf: 

1. die Verletzung des Telegraphengeheimnisses; 

2. Fälschen und Nichtbefördern eines der Anstalt aufgege- 
benen Telegramms (der Aufgabedepesche); 

3. Nichtausfertigen, Falschausfertigen und Vorenthaltcn der 
Ankunftsdepesche. 
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Wertstem findet diese Regelung lückenhaft: Unter Art. 206 
(nun Art. 220) fallen seines Erachtens nicht die eigentliche Fäl- 
schung eines Telegramms, die falsche Übermittlung und die 
falsche Niederschrift auf einer Zwischenstation (S. 90). Daher 
schlägt Wettstein insoweit folgende Fassung vor: 

„Der Beamte der Telegraphenverwaltung . . . , der ein 
Telegramm, das der Anstalt aufgegeben wird, fälscht oder ver- 
fälscht oder nicht befördert, oder dasselbe bei seiner Ankunft 
nicht ausfertigt oder dem Adressaten auf andere Weise vorent- 
hält . . .“ 

Der Verfasser wünscht also zwischen Fälschen und Ver- 
fälschen von Telegrammen zu unterscheiden und insbesondere 
auch den Beamten zu bestrafen, der ein falsches Telegramm 
anfertigt oder, wie er sich mit v. Liszt ausdrückt, „eine un- 
echte Urkunde herstellt“. 

Es ist richtig, dass die rechtswidrige Veränderung eines 
echten Telegramms korrekt als Verfälschen bezeichnet wird, 
so dass der Ausdruck des Entwurfs : „ein Telegramm, das der 
Anstalt atifgegeben wird, fälscht“, nicht ganz exakt ist; allein 
der Sinn ist klar, und es entspricht dem Sprachgebrauch, die 
Verfälschung eines Telegramms als Fälschung zu bezeichnen r i. 
Wenn aber Wettstein zwischen Fälschen und Verfälschen eines 
Telegramms unterscheiden und beide Fälle strafbar erklären 
will, so erreicht er dies mit seiner Fassung nicht. Denn ein 
Telegramm, das der Anstalt aufgegeben wird, kann in dem streng 
technischen Sinn nur verfälscht, nicht gefälscht werden. In 
dem Fall der Fälschung liegt ein der Anstalt aufgegebenes 
Telegramm überhaupt nicht vor. Der Beamte, der ein Tele- 
gramm fälscht, fingiert ein Telegramm, sei es, dass er eine 
falsche Aufgabedepesche niederschreibt, oder dass er, was näher 
liegt, ein Telegramm, das überhaupt nicht in Schrift verfasst 
ist, übermittelt, oder ein Telegramm, das nicht angekommen 
ist, ausfertigt. Es ist daher klar, dass, wenn der Entwurf das 
Fälschen eines aufgegebenen Telegramms strafbar erklärt, damit 
nur ein Verfälschen bezeichnet sein kann, und dass die Fassung 
Wettsteins: „ der ein der Anstalt aufgegebenes Telegramm fälscht 
oder verfälscht, eine Alternative aufstellt, die nicht vorkom- 


') Verg-1. z. B. Merket, Lehrbuch, S. 362. 
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men kann. Dem Gedanken Wettsteins würde eher die Fas- 
sung entsprechen: „Der Beamte, der ein echtes Telegramm 
verfälscht oder ein falsches Telegramm unterschiebt...“ Wenn 
der Verfasser sodann annimmt, die falsche Übermittlung und 
die falsche Niederschrift eines Telegramms auf einer Zwischen- 
station werde von dem Tatbestand des Entwurfes nicht erfasst, 
so würde auch seine Redaktion diese Lücke enthalten 1 ). Meines 
Erachtens ist jedoch auch die falsche Übermittlung und die 
falsche Niederschrift eines Telegramms als Fälschung bezw. 
Verfälschung eines der Anstalt aufgegebenen Telegramms an- 
zusehen. 

Um dies klarzustellon, wird es sich vielleicht empfehlen, 
nicht zwischen Aufgabe- und Ankunftsdepesche zu unterschei- 
den, sondern das Telegramm ganz allgemein in allen Stadien 
seiner dienstlichen Behandlung strafrechtlich zu schützen, also 
von dem Zeitpunkt an, in dem es die Anstalt übernommen hat, 
bis zur Zustellung an den Adressaten. 

Ein Telegramm ist ja nicht nur die von dem Aufgeber 
geschriebene oder von einem Beamten ausgefertigte Depesche, 
sondern auch die telegraphische Nachricht, die sich auf dem 
Wege befindet. 

So gelange ich für den einen Teil des Tatbestandes zu 
folgender Redaktion: „Der Telegraphenbeamte, der ein Tele- 
gramm, das die Anstalt übernommen hat, verfälscht, oder der 
verhindert, dass es dem Adressaten zukommt . . .“ 

Damit würde einmal jede rechtswidrige Veränderung des 
Inhalts der Depesche getroffen, die ein Beamter während der 
dienstlichen Behandlung des Telegramms, also bis zur Zustel- 
lung des Telegramms an den Adressaten, vornimmt. 

Ferner würde damit jede Handlung oder Unterlassung des 
Telegraphenbeamten strafbar erklärt, die darauf gerichtet ist, 
die Depesche nicht an die Adresse gelangen zu lassen, für die 
sie bestimmt war, sei es, dass der Beamte die Aufgabedepesche 
vernichtet oder beiseite schafft, oder sie nicht befördert, oder 
sie nicht übermittelt, oder sie dem Adressaten nicht abliefert. 

Damit erledigt sich die Kontroverse über den subjektiven 

') Denn die Worte «oder dem Adressaten auf andere Weise vorent- 
hält » können sieh nach dem Zusammenhang nur auf die .int w/i/'/sdepesehe 
beziehen. 
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Tatbestand; denn bei dieser Fassung des objektiven Tatbe- 
standes ist einfach Vorsatz vorauszusetzen. Der Entwurf setzt 
absichtliches Nichtbefördern oder Nichtausfertigen der Depesche 
voraus, damit der Täter disziplinarisch bestraft werde, der 
zwar eine Depesche vorsätzlich nicht befördert oder nicht aus- 
fertigt, aber nicht, um die Depesche dem Adressaten vorzuent- 
halten, sondern nur inkorrektere eise. Zur Unterscheidung wurde 
wissentlich falsches Ausfertigen strafbar erklärt, während das 
Wort „Vorenthalten“ schon ein vorsätzliches Handeln in sich 
schliesst. 

Die Kritik Wettsteins zeigt, dass diese Unterscheidungen 
leicht missverstanden werden, so dass sich eine Vereinfachung 
des subjektiven Tatbestandes empfiehlt. 

Die sachverständigen Ausführungen des Verfassers haben 
mich überzeugt, dass es zweckmässig ist, den Täter als Be- 
amten der Telegraphenverwaltung zu bezeichnen, da Tele- 
gramme auch von Telephonbeamten übernommen werden, und 
der Telephonbeamte Beamter der Telegraphenverwaltung ist. 
Ferner sind auch Phonogramme zu berücksichtigen. So ist es 
allerdings geraten, einen einheitlichen Tatbestand für Tele- 
graphen- und Telephonbeamte aufzustellen. 

Auf Grund dieser Erörterung gelange ich zu folgender 
neuer Fassung, die an die Stelle der Art. 220 und 221 des Ent- 
wurfs von 1903 zu treten hätte: 

Der Beamte der Telegraphenverwaltung, der vorsätzlich: 
das Telegraphen- oder Telephongeheimnis verletzt, 
ein Telegramm oder ein Phonogramm, das der Anstalt auf- 
gegeben icird, verfälscht oder der (auf irgend eine Weise) verhindert, 
dass es an den Adressaten gelangt, 

ein falsches Telegramm oder Phonogramm unterschiebt, 
wird mit Gefängnis bestraft. 

Die vorsätzliche Verletzung des Telegraphengeheimnisses kann 
in geringfügigen Fällen mit Busse bis zu 1000 Franken bestraft 
werden. 
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Schweizerische Landesgruppe. 

Bericht über die Verhandlungen vom q./io. Oktober 1903 in Zürich. 


Verhandlungen vom 9. Oktober 1903. 

Der Vorsitzende, Prof. Gautier (Genf), eröffnet die Sitzung 
8 7* Uhr, er begrüsst die Anwesenden und hält einen Rückblick 
auf die verflossenen zwei Jahre, welche zunächst der Zivilrechts- 
einheit und dem Zivilgesetzentwurf Erfolge gebracht. Wenn 
dies auch mit der Zurückstellung des Strafrechts verbunden 
war, wollen wir nur wünschen, dass die Übereinstimmung in 
der günstigen Beurteilung des Werkes und der Zustimmung bis 
ans Ende verbleibe. Indessen hat die Arbeit auf dem Gebiet 
der Strafrechtseinheit doch nicht geruht; die vom Justizdepar- 
tement ernannte Kommission hat den Vorentwurf Stooss mit 
dem Verfasser durchberaten, es ist die undankbare Aufgabe 
der Übersetzung des neuen Entwurfes in die französische Sprache 
wiederum gelöst und auch ein Einführungsgesetz zum Straf- 
gesetz entworfen worden. Mehr und mehr verbreitet und stärkt 
sich die Überzeugung der Notwendigkeit des einheitlichen Rechtes, 
und dass in demselben neue und wirksame Mittel des Kampfes 
gegen das Verbrechen der Strafrechtspflege an die Hand ge- 
geben werden müssen. 

Das Wort erhält hierauf Privatdozent Dr. Hafter (Zürich) 
als Berichterstatter zum ersten Verhandlungsgegenstand: Das 
System der sichernden Massnahmen im Vorentwurf zu einem 
schweizerischen Straf yeset zòtiche '). 


’) Die Untersuchung wird, teilweise umgearbeitet, später in dieser 
Zeitschrift erscheinen. Hier sollen nur die hauptsächlichen Gesichtspunkte 
hervorgehoben werden. 
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Der Referent führt aus: 

„Unter dem Einfluss der soziologischen Strafrechtsschule 
führt der schweizerische Vorentwurf die sichernde Massnahme 
in das Gesetz ein. Sie soll nicht die Strafe verdrängen, viel- 
mehr unter bestimmten Voraussetzungen neben sie treten, dann 
nämlich, wenn es gilt, schutzbedürftige menschliche Güter 
vor zukünftiger Verletzung zu bewahren; doch kann das 
Strafrecht nur dann vorbeugend eingreifen , wenn schutz- 
bedürftige Interessen durch eine Person, die ein Verbrechen 
begangen hat, gefährdet erscheinen. Zu bestimmen ist das Ver- 
hältnis zwischen Strafe und sichernder Massnahme im Entwurf. 
Er folgt in dieser Verhältnisziehung der Auffassung von einer 
Doppelfunktion des Strafrechtes: wer fähig ist, Strafe zu leiden, 
wer für das Strafleiden empfänglich ist, wird bestraft (geistig 
und körperlich reife und normale Verbrecher), dagegen kom- 
men sichernde Massnahmen für alle übrigen Gesetzesübertreter 
(Unzurechnungsfähige, Jugendliche etc. etc.) zur Anwendung. 
Die Abgrenzung von Strafe und sichernder Massnahme im ein- 
zelnen überlässt der Entwurf der Wissenschaft; im Abschnitt 
„Strafen und sichernde Massnahmen“ stehen beide Massregeln 
vermischt untereinander, nur die Behandlung der Jugendlichen, 
Unzurechnungsfähigen und vermindert Zurechnungsfähigen ist 
unter den Titel „Strafbarkeit“ verwiesen. Je ein festumgrenztes 
System der Strafen und der sichernden Massnahmen ergibt sich 
aus dem Gesetz nicht. 

„Als Strafen — im Sinne der Stoossschen Vergeltungs- 
strafe — können zwar Zuchthaus, Gefängnis und Busse gelten, 
anderseits als sichernde Massnahmen die Heilanstalt für Trin- 
ker etc., bei der Grosszahl der übrigen Massregeln gelingt die 
klare Bestimmung nicht mehr: bei der Verwahrungsanstalt für 
vielfach Rückfällige, der Arbeitsanstalt, dem Wirtshausver- 
bot u.a. Überall hier verbinden sich Strafcharakter und prävenie- 
rendes Element. Es zeigt sich, dass eine klare und befriedi- 
gende Trennung zwischen Strafe und sichernder Massnahme 
unmöglich ist. Lässt sich trotzdem das System des Entwurfes 
aufrecht erhalten? eventuell ist ein einheitliches System, das 
an die Stelle treten könnte, denkbar? 

„Die Bedeutsamkeit der Lösung dieser Fragen wird durch 
die Betrachtung des dritten und vierten Abschnittes des allge- 


Digitized by Google 



International*) kriminalistische VereliTgung. 


341 


meinen Teils des Entwurfes erhöht: Die Durchsicht der dort 
aufgestellten Rechtsnormen ergibt, dass die Sätze über „Straf- 
mass“ und „Wegfall der Strafe“ im allgemeinen nur für die 
Strafen, nicht auch ftir die sichernden Massnahmen des Ent- 
wurfes gelten. Vielleicht könnte die Praxis bei der Anwendung 
der sichernden Massnahmen entstehende Lücken ergänzen — 
aber die Aufgabe wird erschwert, weil für eine Anzahl der 
Massregeln überhaupt nicht festzustellen ist, ob sie Strafen oder 
sichernde Massnahmen sind. 

„Das Doppelrecht der Strafen und sichernden Massnahmen, 
ein Versuch der Vereinigung zwischen Vergeltungs- und Zweck- 
strafenidee, ist danach anfechtbar. Zwei Wege eröffnen sich 
zur Beseitigung sich ergebender Schwierigkeiten : entweder 
scharf durchgeführte Trennung zwischen Strafe und sichernder 
Massnahme — wenn die Scheidung in befriedigender Weise 
überhaupt erreichbar ist — oder die Anerkennung der einen 
und konsequenten Zweckstrafe.“ 

Zusammenfassend gelangt der Referent zu folgenden Thesen : 

I. Die Regelung des Entwurfes, der als Repressionsmittel gegen 
das Verbrechen die Vergeltungsstrafe und sichernde Massnahmen 
ungetrennt nebeneinander Vorsicht, ist vom theoretischen und 
praktischen Standpunkt aus anfechtbar; 

vom theoretischen Standpunkt aus, weil damit die wünschens- 
werte Durchführung eines einheitlichen Systems (Vergeltungs- 
oder Zweckstrafensystem) aufgegeben ist, 

vom praktischen Standpunkt aus, weil bei der Unmöglich- 
keit einer befriedigenden Abgrenzung zwischen Strafe und 
sichernder Massnahme aus dem Gesetz heraus in Einzelfttllen 
nicht entschieden werden kann, ob die Regeln des allgemeinen 
Teils des Gesetzbuches über die Strafen anwendbar situi 
oder nicht. 

II. Die Zweckmässigkeit und Brauchbarkeit der einzelnen vom 
Entwurf vorgesehenen Strafen und Massnahmen, die eine glück- 
liche Verwirklichung der kriminalpolitischen Forderungen der 
I. K. V. darstellen, wird durch These I nicht in Zweifel 
gezogen. 

III. Ein einheitliches System kann auf zwei Wegen erreicht werden : 
a) durch eine im Gesetz ausdrücklich durchzuführende Tren- 
nung der Strafen (im Sinne von Vergeltungsstrafe) von den 
sichernden Massnahmen ; 
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b) geeigneter durch die Einführung des konsequenten Zweck- 
strafenbegriffs, der abstellt auf die Verschiedenheit der 
einzelnen Verbrechertypen (Gelegenheits Verbrecher, besse- 
rungsfähige und unverbesserliche Verbrecher) und unter 
Zurücksetzung der Vergeltungsidee die im Einzelfall zweck- 
mässigste Reaktion gegen den Gesetzesübertreter übt. 

IV. Die für den Interessenschutz zweckmässigste Reaktion gegen 
das Verbrechen kann stets auch ethisch gerechtfertigt werden. 

Inder Diskussion ergreift zunächst Prof. Meili (Zürich) das Wort : 
„Gewiss hat der Referent einen theoretisch schwachen 
Punkt des Vorentwurfs herausgegriffen. Aber es wäre nicht 
richtig, die Rechtsnormen deshalb auch vom Standpunkte der 
praktischen Gesetzgebung aus anzufechten. Jede gesetzte Rechts- 
norm besteht aus einem Büschel von Sätzen und Prämissen, 
sie ist nicht das Ergebnis der Ableitung aus einem einheitlichen 
theoretischen Standpunkt. Die Scheidung in Strafen und sichernde 
Massnahmen ist auch deswegen nicht zutreffend, weil der Aus- 
druck „sichernde Massnahmen“ zivilrechtlichen und zivilpro- 
zessualischen Ursprungs ist und sich daher mit demselben wesent- 
lich andere Vorstellungen verknüpfen, als der Entwurf will. 

„Praktisch anfechtbar ist Art. 46, die Friedensbürgschaft. 
Es ist gewagt, zu vermuten, es werde jemand ein Verbrechen 
begehen oder wiederholen, die Abgabe eines Versprechens ist 
wohl wenig wirksam, das Ganze schwierig zu handhaben. 

„Dass die Verwirklichung der Strafrechtseinheit hinter dem 
Zivilrecht so weit zurücksteht, ist vielleicht auch unsere eigene 
Schuld. Sie wird von uns zu wenig gefördert, es wird zu wenig 
warme Stimmung im Volke für sie gemacht.“ 

Prof. Zürcher (Zürich): „Die Kritik des Berichterstatters 
ist gewiss nicht unbegründet, und es ist vielleicht vom guten, 
wenn unerhörten Angriffen auf den Vorentwurf gegenüber, dass 
er sich einseitig einer bestimmten Welt- und Rechtsanschauung 
in die Arme geworfen und eine Umwälzung alles Bisherigen 
bedeute, mit aller Schärfe betont wird, dass die soziologische 
und anthropologische Richtung im Strafrecht weit entfernt davon 
ist, im Vorentwurf die Verwirklichung ihrer Ansichten und 
Bestrebungen zu erblicken. Dazu steht der Verfasser viel zu 
sehr auf dem Boden der Vergeltungsidee, und die Berücksich- 
tigung der dringendsten Postulate der praktischen Kriminalpolitik 
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ist eine ängstlich zurückhaltende. Dennoch wollen wir nicht 
verkennen, duss dieses Zurückhalten sich vielleicht empfiehlt 
vom Standpunkte des sicheren Erfolges aus, und dass auch so 
noch und trotz der nicht konsequenten Durchführung des Zweck- 
gedankens das neue Werk hoch über den bisherigen Gesetz- 
gebungen steht. Die scharfe Trennung von Strafen und sichern- 
den Massnahmen ist, wie Referent nachweist, kaum möglich 
und, weil eben auch bei Anwendung der Strafen der Richter die 
Wirkung auf das Individuum in Berücksichtigung zieht, nicht 
von sehr grosser praktischer Tragweite. Immerhin möge die 
Kritik nur zeigen, was noch zu verbessern ist. 

„Die Aufnahme der Friedensbürgschaft, die übrigens in 
England zurzeit noch mit Erfolg gehandbabt wird, sollte ein- 
mal eine Konzession an die historische Richtung sein. Bei 
schweren Verbrechen allerdings nicht anwendbar, könnte sie 
vielleicht bei Drohungen, ferner bei nachbarlichen Zwistigkeiten, 
die in Gewaltakte auszuarten scheinen, einige Dienste tun. 11 

Der Berichterstatter, Dr. Hafter, bemerkt zum Schlüsse, 
dass er die grossen und bedeutsamen Fortschritte, die dem 
Entwurf zu danken sind, durchaus anerkenut, nur kann sich 
von dem uneinheitlichen System das wissenschaftliche Gewissen 
nicht vollauf befriedigt erklären. Die Gesetzgebung freilich 
steht vor allem unter dem Einfluss praktischer Überlegungen, 
so dass unter Umständen Kompromisse angezeigt erscheinen, 
die vom rein theoretischen Standpunkt aus nicht zu billigen 
sind. Zweifellos führt der Weg, den der Entwurf geht, stellen- 
weise zu Inkonsequenzen, auf sie hinzudeuten und Vorschläge 
für Abhülfe zu formulieren, ist jetzt die Zeit. 

Der Vorsitzende schliesst die Verhandlung, indem er als 
Ergebnis hinstellt, dass die Kritik des Referenten allseitig als 
richtig anerkannt worden, wogegen doch dem Werke als Ganzem 
volle Anerkennung gezollt werde. 

Sollte es wirklich uns zur Schuld fallen, dass wir so wenig 
für die Verbreitung der Kenntnis des Entwurfes getan? Man 
findet eben wenig Interesse dafür, die grosse Menge verhält 
sich dem Strafrecht gegenüber indifferent, liier wie auf andern 
Gebieten hat die gewissenlos zerstörende Kritik, die vor keinem 
Mittel der Rhetorik zurückscheut, weitaus die leichtere und 
lohnendere Arbeit. 

äohwciseriache Zeitschrift für Strafrecht. 16. Jahrg. 24 
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In Abwesenheit des Schrift- und Rechnungsführers Dr. Zeer- 
leder, der sich entschuldigt, legt Professor Zürcher die Rechnung 
vom 28. März 1901 bis 9. Oktober 1903 vor. Sie zeigt: 

Einnahmen. 


Übertrag Fr. 601. — 

Mitgliederbeiträge . „ 1050. — 

Zinsen und dergleichen „ 43. 72 


Zusammen Fr. 1694. 72 


Ausgaben. 

An die Zentralkasse abgegebene Beiträge . . . Fr. 720. — 
Druckkosten und Porti „ 73. 84 

Zusammen Fr. 793. 84 
Somit Saldo auf neue Rechnung Fr. 900. 88 


wovon indes Ende 1903 die Jahresbeiträge von 33 Mitgliedern 
(Fr. 330) noch an die Zentralkasse abzuführen sind. 

Die Rechnung wird unter Verdankung an den Reehnungs- 
steller abgenommen. 

Verhandlungen vom 10. Oktober 1903. 

Die Sitzung wird IO 1 /* Uhr durch den Vorsitzenden Professor 
Gautier eröffnet, der von der Aufnahme folgender neuer Mit- 
glieder Kenntnis gibt: der Herren Oberrichter Dr. Sträuli (Win- 
terthur), 1. Staatsanwalt Merkli (Zürich), 2. Staatsanwalt Brunner 
(Zürich), Oberrichter Dr. Schürfer (Zürich), Privatdozent Dr. Spiro 
(Genf), Rechtsanwalt Dr. Bader (Zürich), a. o. Bezirksanwalt 
Dr. Zürcher (Winterthur), Fri. Rechtsanwalt Dr. Mackenroth 
(Zürich). 

Das Wort wird sodann Herrn Oberrichter Dr. Sträuli 
(Winterthur) erteilt für sein Referat über „Die Reform des 
Strafprozesses im Kanton Zürich“ (siehe dasselbe hiernach 
S. 348 ff.). 

Die Diskussion eröffnet Bundesanwalt Kronauer (Bern): 

„Seit langem wird die Institution des Schwurgerichts als revi- 
sionsbedürftig bezeichnet, trotzdem ist die zürcherische kantons- 
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Tätliche Kommission dazu gelangt, die Aufrechterhaltung des 
gegenwärtigen Standes — mit unbedeutenden Änderungen — zu 
empfehlen. Ich habe eine Reform nach Vorbild des genferischen 
Rechts vorgeschlagen: der Präsident hat im Beratungszimmer 
der Geschwornen anwesend zu sein und auf Wunsch den Ge- 
sell wornen Auskunft zu geben; er hat nach diesem Vorschlag 
mit seiner Gesetzeskenntnis bloss mitzuhelfen ; die Befürchtung 
Sträulis, der Einfluss des Präsidenten werde dadurch zu gross, 
halte ich für unrichtig. Da diese Reform im Kanton Zürich 
aussichtslos erscheint, soll das Schwurgericht bleiben wie es 
ist; die im Entwurf vorgeschlagenen Änderungen würden es zum 
Schöffengericht umgestalten. Allerdings ist die Kompetenz des 
Schwurgerichts einzuschränken: Bagatellsachen und ebenso 
Fälle mit Expertisen gehören nicht vor die Geschwornen. 

„Der Regelung des bedingten Straferlasses stimme ich freudig 
zu, im wesentlichen sind die gleichen Grundsätze befolgt, die 
der schweizerische Vorentwurf aufstellt. Auch für die Behandlung 
der jugendlichen Verbrecher kann auf Art. 13 ff. des schweize- 
rischen Entwurfes hingewiesen werden. Die heutigen kanto- 
nalen Rechte schwanken in der Festsetzung des Strafmündig- 
keitsalters zwischen 10 — 18 Jahren; selbst in unserm kleinen 
Lande sind hier verschiedene Momente zu berücksichtigen: 
Unterschiede in der Stammeszugehörigkeit, zwischen Stadt und 
Land etc.“ 

Im Hinblick auf das gestrige Diskussionsthema und das 
Referat Hafters bemerkt Kronauer noch: „Das Vergeltungs- 
prinzip ist die Grundlage des Strafrechts; es kann aber nicht 
zur Anwendung gelangen bei der strafrechtlichen Behandlung 
der Jugendlichen, Unzurechnungsfähigen etc. Hier muss die 
sichernde Massnahme an die Stelle treten. Diesen neuen Ge- 
dankengang verwirklicht der Entwurf. Zuzugeben ist, dass noch 
Ergänzungen notwendig sind, gutbegründete Kritik muss und 
soll berücksichtigt werden. Dazu ist jetzt die Zeit, und das 
Justizdepartement hat den lebhaften Wunsch, weitere Anre- 
gungen entgegenzunehraen.“ 

Der Vorsitzende Gautier ist grundsätzlicher Gegner der 
Schwurgerichte. Er gibt wohl zu, dass das Problem nicht 
überall gleich gelöst werden kann. Die Ausführungen des Refe- 
renten zeigen, dass die zürcherische Rechtspflege mit der Jury- 
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Rechtsprechung zufrieden sein kann; für Genf z. B. müsste 
das Resultat ungünstiger lauten. Wie viele Einwände können 
oft der Meinung der 12 erstbesten Gesehwornen entgegengestellt 
werden, namentlich wo mit der Schuldfrage zugleich Rechts- 
fragen zu lösen sind. — Beim Punkt: bedingter Straferlass 
kritisiert Gautier die Beschränkung, wonach die Gunst nur bei 
Freiheitsstrafen von weniger als 6 Monaten zur Anwendung 
gelangen kann. Eine Erweiterung empfiehlt sich, wie auch 
Ausdehnung auf die Geldstrafe. Wie soll ferner die vorgesehene 
Überwachung durch die Staatsanwaltschaft durchgeführt wer- 
den? Dann ist in den zürcherischen Entwürfen die Frage nicht 
gelöst, ob nach Ablauf der dem bedingt Verurteilten auferlegten 
Probezeit die Strafe als nicht gesprochen oder als erstanden 
gilt. Das ist bedeutsam für die Behandlung des Rückfalls. 

Noch spricht sich Rechtsanwalt Dr. Bader (Zürich) für Bei- 
behaltung des Schwurgerichtes aus, das in Zürich seit 50 Jahren 
im allgemeinen zur Zufriedenheit funktioniert hat. Das beste 
daran ist die Mündlichkeit des Verfahrens. Die Geschworenen 
haben ein richtiges Empfinden, wo zu strafen ist, wo nicht. 

Das Schlusswort hat Oberrichter Sträuli: „Allerdings soll 
die Entscheidung von Rechtsfragen den Geschworenen möglichst 
entzogen werden. Handelt es sich um die Feststellung, ob der 
Täter mit dolus gehandelt hat oder ob ein Qualifikationsgrund 
vorliegt, so werden nach zürcherischem Recht jeweilen beson- 
dere Fragen formuliert. Dann soll stets der Präsident in der 
Rechtsbelehrung besonders eindringlich und ausführlich sein. 
Zu verweisen ist auch noch auf § 217 des Entwurfes, demzu- 
folge der Angeklagte, der ganz oder auch nur im wesentlichen 
geständig ist, zu einer Erklärung darüber anzuhalten ist, ob er 
sich der Beurteilung durch das Obergericht unterziehe oder vor 
die Geschworenen gestellt zu werden verlange. Auch hierdurch 
wird unter Umständen das Wirkungsfeld des Schwurgerichts 
eingeschränkt* — Dass der bedingte Straferlass nur bei Frei- 
heitsstrafen von weniger als 6 Monaten vorgesehen ist, wird prak- 
tisch wenig nachteilig sein; der Richter ist im Strafausmass frei 
und wird in den Fällen, denen er die Gunst des bedingten 
Straferlasses gewähren will, nicht über eine sechsmonatliche 
Strafe hinausgehen. Über die Art der Überwachung der bedingt 
Verurteilten müssen allerdings vorerst noch Erfahrungen ge- 
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sammelt werden ; hat man solche, so wird mit der Zeit eine 
Verordnung aufgestellt werden können.“ — Im Hinblick auf 
eine Bemerkung Gautiers erklärt Sträuli, dass bei der bedingten 
Einstellung des Strafvollzuges stets eine unbedingte Verurteilung 
erfolgt sei, die rückfallbegründend wirke. Eine bezügliche Be- 
stimmung könnte noch aufgenommen werden, überhaupt stellen 
ja die Beschlüsse der kantonsrätlichen Kommission keine de- 
finitive Redaktion, sondern nur die prinzipielle Auffassung der 
Kommission dar. 

Der Vorsitzende schliesst die Sitzung 12 l /t Uhr. 
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Die Strafprozessreform im Kaotoo Zürich. 

Von 

Oberrichter Dr. H Sträuli in Winterthur. 


Das Deutsche Reich schickt sich an, die Strafprozessord- 
nung einer Revision zu unterziehen, und es hat das Reichsjustiz- 
amt den sich interessierenden Kreisen und insbesondere einer 
Expertenkommission ein reichhaltiges „Programm“ l ) zur Dis- 
kussion unterbreitet. Indessen ist der Kanton Zürich im Be- 
griffe, mehrjährige Arbeiten für die Umgestaltung seines Straf- 
prozesses dem Ende entgegenzuführen. Dort wie hier sind die 
Revisionsbestrebungen dadurch charakterisiert, dass neben der 
Erörterung alter Streitfragen (Mündlichkeit oder Schriftlichkeit, 
Möglichkeit der Berufung, Schwurgericht) die Ideen der mo- 
dernen Bewegung in Strafrecht und Strafprozess in den Vorder- 
grund drängen. Ob in Deutschland die „Minimalforderungen“, 
von denen die Anhänger der soziologischen Schule sprechen, 
durchdringen werden, ist abzuwarten; das bisherige Resultat 
der Revisionsarbeiten im Kanton Zürich lässt sich dahin zu- 
sammenfassen, dass die erneute Beratung jener alten Streit- 
fragen ein wesentlich neues Ergebnis nicht gezeitigt hat, dass 
dagegen den Anschauungen der modernen Schule eine freund- 
liche Aufnahme zu teil wurde. 

Die heute geltende zürcherische Strafprozessordnung ist ein 
Teil des Gesetzes betreffend die Rechtspflege vom 2. Christ- 
monat 1874. Sie ist in ihren Grundzügen seit dem Inkrafttreten 
dieses Gesetzes unverändert geblieben. Den Anstoss zur Revi- 
sion gab eine vom Kantonsrat im Jahre 1895 angenommene 
Motion Wolf®), die insbesondere folgende Postulate aufstellte: 


') Reichsanzeiger vom 5. Dezember 1902. 

®) Schweizerische Zeitschrift für Strafrecht Vili, 120. 
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Einführung eines Einzelrichters für Bagatellstrafsachen, Über- 
tragung der Genehmigung schwurgerichtlicher Sistierungen an 
die Anklagekammer des Obergerichtes, Umgestaltung des Schwur- 
gerichtes. Im Laufe der Zeit wurden dann noch eine Reihe 
weiterer Revisionspunkte in Beratung gezogen, wie die Auf- 
stellung besonderer Vorschriften für jugendliche Verbrecher, 
die bedingte Einstellung des Strafvollzuges, die Schaffung eines 
kantonalen Verhöramtes. 

Die Vorberatung dieser Postulate wurde zunächst einer 
Expertenkommission übertragen. Das Resultat ihrer Arbeit ist 
niedergelegt in den Entwürfen zu einem neuen Rechtspflege- 
gesetz vom 21. November 1901. Der Kantonsrat bestellte sodann 
seinerseits eine Kommission mit dem Aufträge, vorerst Uber 
grundsätzliche Fragen zu beraten und Antrag zu stellen, und 
es hat im Dezember 1903 die Kommission diese Arbeit abge- 
schlossen. 

Die Aufgabe, über den Gang und das bisherige Resultat 
der Revisionsarbeiten im Kanton Zürich zu berichten, wird auf 
dem Wege zu lösen versucht werden, dass durch die Bespre- 
chung dreier Hauptfragen und ihrer Beantwortung durch die 
Kommission gezeigt werden soll, von welchem Geiste die Revi- 
sionsbewegung getragen ist. Es seien liera usgegriffen : das 
Schwurgericht, die Behandlung jugendlicher Verbrecher, die 
bedingte Einstellung des Strafvollzuges. 

Das Schwurgericht. 

Das Schwurgericht ist im Kanton Zürich in den Jahren 
1851/1852 eingeführt worden. Es trat an die Stelle des kanto- 
nalen Strafgerichtes, das namentlich deshalb bekämpft wurde, 
weil es starr an der Schriftlichkeit des Verfahrens festhielt. 
Die Beschlussfassung des Grossen Rates erfolgte ohne wesent- 
liche Opposition; Prof. Rüttimann legte die wissenschaftliche 
Grundlage, und Staatsanwalt (der spätere Bundesrat) Dubs nahm 
die Versammlung in einer begeisternden Rede für die neue 
Institution gefangen. Erst nachher kreuzten ein Gegner und 
ein Anhänger des Schwurgerichtes in den Beiträgen 1 ) bezw. 
der Zeitschrift*) für Kunde und Fortbildung der zürcherischen 


>) Bd. 18, S. 33. 
») Bd. 2, S. 50. 
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H. Statoli. 


Rechtspflege die Klingen, Schauberg und A. v. Orelli. Dann 
trat Beruhigung ein, und es ist das Schwurgericht während 
50 Jahren ernstlich nicht angefochten worden. 

Die Organisation des zürcherischen Schwurgerichtes zeigt 
in den Einzelheiten nichts Originelles. Doch mag erwähnt 
werden, dass Angeklagte, die sich im Sinne der Anklage schul- 
dig erklären, dem Obergerichte (von 1853 bis 1866 dem Schwur- 
gerichtshofe) zur Aburteilung überwiesen werden. 

Über die Wirksamkeit des Schwurgerichtes gibt die zürche- 
rische Rechtsstatistik eingehende Auskunft. 

Tabelle 1. 

In schwurgerichtlicher Kompetenz erledigte Fälle. 



1858-1866 

1867-1876 

1877-1886 

1887-1896 

1897-1902 

1 f Jährlich. . . . 

sr { % 

j| I Auf 10,000 Einw. 

42 

63 

1,58 

' 41 
50 
1,42 

54 

41 

1,68 

47 

40 

1,32 

58 

34 

1,34 

äs f Jährlich. . . . 

"E l 7» 

JT ( Auf 10.000 Einw. 

37 

47 

1,39 

41 

50 

1,42 

76 

59 

2,39 

72 

60 

2,02 

112 

66 

2,6 

— | Jährlich .... 

M 1 Auf 10,000 Ei uw. 
i) Die Aburteilung erft 

79 

100 

2,98 

llgtc 1853— 1 

82 130 I 119 

100 100 100 
2,83 | 4,07 3,33 

8156 durch den Sctnvnrgerichtshof. 

170 

100 

3,94 


Aus dieser Tabelle ergibt sich, dass die Zahl der Fälle 
schwurgerichtlicher Kompetenz in den 50 Jahren des Bestehens 
des Schwurgerichtes von 79 jährlich auf 170, oder von 2,98 
per 10,000 Einwohner auf 3,94 gestiegen ist. Den Hauptanteil 
an dieser Zunahme machen aber dio Fälle der „Geständigen“ 
aus, die eigentlichen Schwurgerichtsfälle sind nur von 42 auf 
58 angewachsen, d. h. auf 10,000 Einwohner berechnet von 1,58 
auf 1,34 zurückgegangen. Die Prozesse schwurgerichtlicher 
Kompetenz machen zirka 5 °/o aller Straffälle aus, und es sind 
in den letzten 15 Jahren hiervon wiederum zirka 3 % vom 
Obergericht und zirka 2 % vom Schwurgericht abgeurteilt 
worden. 
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Beigefügt sei nur noch eine Zusammenstellung der Frei- 
sprechungen und der Verurteilungen. Die Zahl der freigespro- 
chenen Angeklagten hat im Laufe der Jahre wesentlich abge- 
nommen, im letzten Dezennium ist sie wieder etwas angestiegen. 
Sie ist, offenbar dank sorgfältigerer Anklagestellung und in- 
folge der geforderten formellen Schuldigerklärung, kleiner als 
in bezirksgerichtlicher Kompetenz. (Tabelle 2.) 


Tabelle 2. 



Angeklagte wurden 


Ireigesprochen 

verurteilt 

Bezirksgericht. 

°/° 

°/o 

1867—1866 

20,5 

79,5 

1867—1874 

20,6 

79,4 

1875—1884 

17,7 

82,3 

1885—1891 

16,3 

83,7 

1892—1902 

13,8 

86,2 

Schwurgericht. 

7 ® 

7 « 

1867—1874 

18,7 

81,3 

1875—1884 

11 

89 

1886—1891 

<; 

94 

1892—1902 

7,2 

92,8 


Die im Kanton Zürich dem Schwurgerichte erwachsene 
Opposition bezeichnet die Institution als überlebt, tadelt den 
Formalismus der Fragestellung und die Zweiteilung des Ge- 
richtes in Gerichtshof und Jury, insbesondere aber klagt sie 
über Unsicherheit der Wahrsprüche der Gesehwornen. Nicht 
alle diese Einwendungen sind zu bestreiten: bei uns wird ein 
Bedürfnis, zum Schutze der individuellen Rechte der Bürger 
gegen Unterdrückung durch die Staatsgewalt ein Volksgericht 
zu besitzen, kaum empfunden werden, und die Erfahrung geht 
gerade bei den Klagen, wo dies am ehesten zu erwarten 
wäre, bei den Injurienprozessen, dahin, dass die Gesehwornen 
ängstlicher und zurückhaltender sind, als ständige Gerichte. 
Auch wird die Zweiteilung des Gerichtes kaum als ein die 
Klarheit und Einfachheit des Verfahrens und die Vermeidung 
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von Missverständnissen förderndes Moment erklärt werden kön- 
nen. Was aber die Unsicherheit der Rechtsprechung anbe- 
langt, so wird man sich sehr hüten müssen, an Stelle eines 
sichern Massstabes, der fehlt, auf vereinzelte Eindrücke und 
allgemeine Erfahrungen abzustellen. Darf davon ausgegangen 
werden, dass denjenigen am ehesten ein richtiges Urteil hier- 
über zuzutrauen ist, die in amtlicher Stellung zur Mitwirkung 
beim Schwurgerichte berufen sind, so kann festgestellt werden, 
dass im Kanton Zürich Präsidenten, Richter und Staatsanwälte 1 ) 
sich fast ausnahmslos für das Schwurgericht erklären und dass 
dies in jüngster Zeit auch der Verein zürcherischer Advokaten 
getan hat. 

Es ist versucht worden, die Unsicherheit der Gesehwornen- 
sprüche wissenschaftlich zu erklären und gleichsam festzulegen. 
Görres, in seiner interessanten Schrift über den Wahrspruch 
der Geschwornen und seine psychologischen Grundlagen*), 
findet die Ursache hauptsächlich in einer mangelhaften Apper- 
zeption der Eindrücke der mündlichen Verhandlung durch die 
Geschwornen. Allein cs ist doch sehr fraglich, ob nicht dieser 
beim ständigen Richter weniger zu Tage tretende Mangel bei 
diesem durch einen andern Fehler abgelöst werde : den der 
routinenhaften Behandlung und Beurteilung der Fälle und der 
lediglich durch die Erlebnisse des Gerichtssaales einseitig ge- 
bildeten Erfahrung, die sich oft in eine allgemein pessimistische 
Auffassung der Verbrechen und der Verbrecher verdichtet. Und 
der Mangel psychologischer Kenntnisse darf sicherlich den Ge- 
schwornen so lange nicht vorgeworfen werden, als er in so 
hohem Masse bei den Juristen beklagt wird. Diese Bemer- 
kungen sollen natürlich nicht versuchen, die Ausführungen von 
Görres zu widerlegen. Manche seiner Anregungen sind auch 
aller Beachtung wert, z. B. der Rat, die Dauer der Verhand- 
lungen nicht zu sehr auszudehnen und für genügende Ruhe- 
pausen zu sorgen. Andere sind im Kanton Zürich schon ver- 
wirklicht: die Zeugen werden im Kreuzverhör einvernommen; 
Ankläger und Verteidiger sind berechtigt, vor der Zeugenein- 


‘) Für diese soll dies aueh in Italien zutreffen. Schweizerische Zeit- 
schrift für Strafrecht II, 74. 

3 ) Halle 1903. Vgl. unten Literaturbespreehungen, S. 441. 
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vernähme den Geschwornen kurz die Tatsachen zu bezeichnen, 
auf welche die Anklage bezw. die Entlastungsbeweise gestützt 
werden, und die Praxis hat sich dahin ausgebildet, dass der 
Präsident beim Beginn der Verhandlung an Hand der ersten 
Befragung des Angeklagten die Geschwornen auf die springen- 
den Punkte aufmerksam macht. Auch erhält jeder Geschworne 
ein Exemplar der Anklageschrift. 

Kein Anhänger des Schwurgerichtes wird indessen, wie 
schon bemerkt, leugnen, dass manchen der erhobenen Einwen- 
dungen eine gewisse Berechtigung nicht abgesprochen werden 
kann. Für den Kanton Zürich aber darf der Satz aufgestellt 
werden, dass die Nachteile weit weniger schwer ins Gewicht 
fallen, als die grossen und mannigfaltigen Vorteile der Insti- 
tution. 

Der Wert des Schwurgerichtes kann nicht auf Grund all- 
gemeiner Überlegungen beurteilt werden. Ein Gericht, das so 
sehr Volksgericht ist, wird je nach dem Charakter des Volkes, 
dem es angehört, die verschiedensten Wirkungen zeitigen *). 
Im Kanton Zürich dürften im allgemeinen die Vorbedingungen 
für ein gedeihliches Wirken der Geschwornengerichte nicht 
ungünstige sein. Ist doch die Bevölkerung eine durch gute 
Volksschulen aufgeklärte, ruhige, die seit mehr als 30 Jahren 
mittelst des obligatorischen Referendums des Landes Geschicke 
in weitgehendem Masse seihst bestimmt 

Im fernem ist aber nicht dasjenige Gericht und insbeson- 
dere Strafgericht das beste, das am grünen Tisch nach theo- 
retischen Überlegungen als das vorzüglichste erkannt und 
konstruiert wird, sondern das Gericht, das vom Vertrauen des 
Volkes getragen ist. Was nützt die Schäftung von nach wissen- 
schaftlichen Begriffen noch so trefflichen Gerichten, wenn der 
Mangel an Vertrauen das Publikum nach Sondergerichten 
aller Art rufen lässt, deren oft einzige Begründung eben in 
dem Vorhandensein dieses Vertrauens zu finden ist. Soll in 
einer Zeit, da die „Gerichtsflucht“ und das Bestreben, die 

*) So erklärt von Hye-Gluneck viele Freisprechungen österreichischer 
Gesehworner durch den gutmütigen Zug des Nationalcharakters der öster- 
reichischen Volksstämme. Nach Leiewer in Gross’ Archiv 1903, S. 41, be- 
tragen die Freisprechungen in einzelnen Gerichtsbezirken bis 70% ! In 
romanischen Ländern werden wieder andere Erscheinungen zu Tage treten. 
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Laienbeteiligung im Gerichtswesen immer mehr auszudehnen, 
namentlich stark hervortreten ‘), mit der Abschaffung des 
eigentlichsten Volksgerichtes geantwortet werden ! 

Das ist aber eben das Geheimnis des Schwurgerichtes, dass 
es das Vertrauen des Volkes geniesst; deshalb hat es sich so 
rasch überall eingebürgert und Wurzeln gefasst*). Dass aber 
das Schwurgericht im Kanton Zürich das allgemeine Vertrauen 
verloren hiitte, das behaupten auch seine Gegner nicht. Die 
Erklärung liegt wohl zum grossen Teil in dem Satze, der seinerzeit 
schon bei der Einführung des Gerichtes eine Rolle spielte : dass 
ein wegen eines schweren Verbrechens Angeklagter nicht ver- 
urteilt und zu langer, vielleicht seine und seiner Familie Existenz 
vernichtender Strafe verdammt sein solle, wenn nicht zwölf un- 
bescholtene und tüchtige Männer aus dem Volke nach Anhörung 
aller Belastungs- und Entlastungsmomente die Überzeugung ge- 
winnen, dass der Mann schuldig sei. Allerdings müssen die ge- 
nannten Voraussetzungen bei den Geschwornen vorhanden sein, 
doch darf dies im allgemeinen von der zürcherischen Jury be- 
hauptet werden. Die Besetzung der Geschwornen bank, die aller- 
dings durch Beschränkung des Ablehnungsrechtes noch ver- 
bessert werden könnte, ist in der Regel eine gute und nicht ein- 
seitige. Beispielsweise amteten in den Jahren 1898 -1901 als 
Geschworne: 83 Gemeindepräsidenten, -rate oder -Schreiber, 
5 Bezirksräte, 16 Gemeindammänner, 25 Friedensrichter, 8 
Bezirksrichter, 7 Notare, 2 Rechtsanwälte, 1 1 Beamte verschie- 
dener Verwaltungen, 75 Handwerker 3 ), 12 Fabrikanten, 6 Auf- 
seher oder Meister, 8 Fabrikarbeiter 4 ), 34 Kaufleute, 8 Han- 
delsangestellte 4 ), 10 Wirte, 41 Landwirte, 23 Mitglieder des 
Kantonsrates, 2 Mitglieder des Nationalrates, 3 Redakteure, 
3 Doctores juris, 2 Ärzte, 1 Doctor phil., 2 Lehrer, 1 Professor, 
1 Tierarzt. Ein Blick auf diese Liste lässt die oft gehörte 
Befürchtung, dass sich die Geschw'ornen zu sehr durch die 
Staatsanwaltschaft beeinflussen lassen, wohl nicht aufkommen 5 ). 

') Oörres, S. 7; vgl. Deutsche Juristenzeitung 1903, S. 61, 487. 

*) Brunner, Entstehung de,r Schwurgerichte, S. 7. 

3 ) Wie viele Meister und wie viele Angestellte, ist aus den Namens- 
verzeichnissen nicht ersichtlich. 

4 ) Diese Ziffern sind nicht zuverlässig, da die Angaben mangelhaft sind. 

5 ) Auch in Deutschland scheint der Ausgang des Prozesses Kwilecka 
dies zu bestätigen. 
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Mit einer Aufmerksamkeit und Ausdauer, die Bewunderung 
erregt, folgen die ausgelosten Männer den oft langen und ermü- 
denden Verhandlungen — das Schläfchen des Geschwornen ist zur 
Legende geworden. Sie sind sich auch ihrer Verantwortlichkeit 
wohl bewusst, und es trifft dies in um so höherem Masse zu, je 
schwerer und wichtiger die Fälle sind, die ihnen unterbreitet 
werden ‘). Allerdings muss sich die Verhandlung in behaglicher 
Breite abspielen, auch gelegentliche Wiederholungen dürfen die 
mitwirkenden Richter nicht verstimmen. Allein gerade dieser 
Umstand ist die beste Garantie für die Durchführung des 
Grundsatzes der unmittelbaren Verhandlungsweise und bildet 
damit eine wesentliche Begründung des Schwurgerichts. Geht 
man nämlich von dem wohl unbestrittenen Prinzip der Münd- 
lichkeit und Öffentlichkeit der Verhandlung aus, so ist als erste 
Folgerung die zu ziehen, dass nur eine Instanz möglich ist. 
Die Wiederholung des Verfahrens vor dem Berufungsrichter 
erscheint als ausgeschlossen. Die zweite Verhandlung wäre 
eine andere Verhandlung; die Aussagen der Zeugen stünden 
unter dem Eindruck des ersten Prozesses, den sie mitgemaeht, 
und dem Spruche der ersten Jury ; die Geschwornen der zweiten 
Instanz selbst, die von dem Falle gehört und gelesen, wären 
nicht mehr unbefangen. Verträgt sich aber nur eine Instanz 
mit der Mündlichkeit des Verfahrens, so kann diese eine Instanz 
nur das Schwurgericht sein. In der Republik wäre es einiger- 
massen bedenklich, einem ständigen Gerichte die grosse Macht- 
befugnis zu erteilen, ohne die Kontrolle einer Überprüfungs- 
instanz über Freiheit, Existenz und Ehre der Bürger abzu- 
sprechen. Dieses einzige Gericht wird aber im fernem sich 
nur dann behaupten, w’enn es das unmittelbare Verfahren 
wirklich zur Anwendung bringt. Das wird ein ständiges Gericht 
nicht tun ; die Routine wird bald einsetzeu und zur Abkürzung 
drängen. Die stets wechselnde Besetzung der Geschwornen- 
bank bedeutet die Nötigung, das mündliche Verfahren in Wirk- 
lichkeit in seiner ganzen Weitläufigkeit durchzuführen. Der 
Präsident aber bewahrt sich durch die Beiziehung neuer Ge- 
schworner vor Routine, w ie sich der Lehrer durch den Umgang 
mit seinen Schülern verjüngt. 

') Dies konstatiert aueh Picot für Genf (Schweizerische Zeitschrift für 
Strafrecht VI, 62). 


Digitized by Google 



356 


H. Strillili. 


Was die Urteilskraft der Geschwornen anlangt, so darf 
von ihr nicht gering gedacht werden. Das oben gegebene 
Verzeichnis zeigt, wie mannigfach die Lebenserfahrungen sind, 
die zusammengetragen werden, und sind vielleicht auch die 
Gedankenwege der Geschwornen nicht immer die des geschul- 
ten Juristen, so spricht für sie gelegentlich die Urwüchsigkeit 
und Natürlichkeit, die in dem reichen Nährboden der Erfah- 
rung wurzelnde Argumentation, auch der, menschlich und nach 
der Volksanschauung gesprochen, befriedigende Ausgang. 

Am wenigsten Bedenken werden erhoben werden, wenn die 
Geschwornen reine Tatfragen zu entscheiden haben. Die Zu- 
sammenstellung der Schwurgerichtsprozesse im Kanton Zürich 
während 5 Jahren zeigt nun, dass ungefähr in der Hälfte der 
Fälle die Aufgabe der Jury lediglich in der Beantwortung der 
Frage bestand, ob der Angeklagte der Täter sei, und dass in der 
andern Hälfte die Beweisfrage mehr oder weniger mit Rechts- 
fragen verbunden war, Fragen der Qualifikation, der Bestim- 
mung der Absicht des Täters. Gegen Neuerungen mit der 
Tendenz, die Rechtsfragen möglichst auszuscheiden und dem 
Befinden der Geschwornen zu entziehen, wird nichts einzu- 
wenden sein. 

Aber noch auf eine andere Seite der Sache ist im demo- 
kratischen Staate aufmerksam zu machen. Ungefähr 100 Männer 
aus allen Schichten der Bevölkerung werden alljährlich im 
Kanton Zürich in den Dienst der Rechtspflege gerufen. Sie 
werden die Überzeugung mit sich nehmen und in ihren Kreisen 
verbreiten, dass die Rechtsprechung mit Ernst und Gewissen- 
haftigkeit ausgeübt werde und das Vertrauen des Volkes ver- 
diene; sie werden aber auch durch die Beschäftigung mit 
öffentlichen Dingen während mehrerer Tage ihre staatsbürger- 
liche Einsicht und Bildung bereichern. 

Die kantonsrätliche Kommission ist aus solchen Erwägungen 
heraus zu dem Schlüsse gelangt 1 ), es sei grundsätzlich das 
Institut des Schwurgerichtes beizubehalten. Damit war der 
Entscheid gegen die projektierte Neuerung gefallen, die das 
Schwurgericht künftig aus 3 Mitgliedern des Obergerichts und 


') Der auch anderwärts schon das Ergebnis ähnlicher Beratungen 
war, vgl. Zeitschrift für Strafrecht VI, 389. 
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8 Geschwornen komponieren wollte, die zusammen die Schuld- 
frage zu beantworten und die Strafe auszumessen hätten. Denn 
damit wäre nicht nur dem Namen, sondern namentlich dem 
Wesen nach das Schwurgericht beseitigt gewesen. Das Charak- 
teristische, die unabhängige und freie Beratung der 12 Männer 
aus dem Volke, hätte dem neuen Gerichte gefehlt. Die beiden 
Gruppen von Richtern wären zu sehr verschieden, als dass 
ein erspriessliches Zusammenwirken erhofft werden dürfte. 
Sind die 3 Juristen einig, so wird sich eine andere Meinung 
der 8 Geschwornen kaum Bahn brechen, und diese sinken 
damit zur Dekoration herab und kehren mit dem unbefriedigten 
Gefühl nach Hause, ihre Stellung nicht ordentlich und ihrer 
Überzeugung gemäss ausgefüllt zu haben; sind die Juristen 
aber nicht einer Meinung — was nicht selten zutreffen dürfte 
— so ist die Rolle der Geschwornen, die sich nun vor jenen drei 
Herren für den einen oder den andern entscheiden sollen, 
wiederum eine missliche. Und das alles um so mehr, als die 
Stellung der beiden Gruppen von Richtern nicht nur nach 
ihrer Persönlichkeit und Berufsbildung sehr verschieden, son- 
dern auch objektiv deshalb ungleich ist, weil der Eindruck der 
Hauptverhandlung bei den drei Juristen infolge anderer Vor- 
aussetzungen — Kenntnis der Akten — ein ganz anderer ist, 
als bei den Geschworncnrichtern. 

Ähnliche Erwägungen und die Furcht, dem Präsidenten 
eine allzu grosse Verantwortlichkeit aufzubürden, führten dazu, 
auch das in Genf, wie es scheint mit Erfolg 1 ) akzeptierte 
System abzulelmen, dass der Schwurgerichtspräsident den Be- 
ratungen der Geschwornen beizuwohnen hat. Ja, auch die 
noch weniger weit gehende Proposition des Verfassers dieses 
Referates fand keine genügende Unterstützung, es seien nur 
11 Geschworne auszulosen, und es sei der Obmann zum voraus 
aus der Reihe der Gerichtspräsidenten oder Bezirksrichtcr zu 
bezeichnen. Bei diesem Vorschläge wurde davon ausgegangen, 
dass dem Vorwurfe, der Dualismus zwischen Gericht und Ge- 
schwornen und die mangelnde Verbindung zwischen beiden 
Elementen sei die Ursache von mancherlei Missverständnissen, 
eine gewisse Berechtigung nicht abzusprechen sei. Durch die 


•) Picot in der . Zeitschrift VI, 62. 
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Besetzung des Postens des Obmanns mit einem Mitgliede eines 
Bezirksgerichtes wäre ein Element gewonnen, das in erster 
Linie für eine richtige formelle Leitung der Verhandlungen 
der Qeschwornen — ein Punkt von nicht zu unterschätzender 
Wichtigkeit — Gewähr böte; dieser Mann würde ferner zwar 
nicht äusscrlich, aber geistig die Verbindung zwischen Gerichts- 
hof und Geschwornenbank herstellen, indem die Mitteilungen 
und Auseinandersetzungen des Präsidenten durch seine geübte 
Auffassungskraft den Geschwornen zuverlässig übermittelt wür- 
den. Missverständnisse wären so kaum denkbar; die Einheit 
der Geschwornenbank aber würde nicht gestört, da dieser ge- 
wählte Obmann die Akten auch nicht kennen würde und nach 
unseren Verhältnissen in der Regel ein Nichtjurist, ein „Mann 
aus dem Volke“ wäre. Es sei aber zugegeben, dass die Vor- 
sitzenden der Jury auch jetzt in der Regel tüchtige, ihrer 
Aufgabe gewachsene Männer sind. Es bekleideten diese Stel- 
lung in den Jahren 1898—1901 : 8 Mitglieder des Kantonsrates, 
6 Gemeindepräsidenten oder Gemeinderäte, 4 Bezirksrichter, 
3 Notare, 2 Doctores juris, 2 Nationalräte, 2 Wirte, 1 Professor 
der Rechte, 1 Verwalter, 1 Rechtsanwalt, 1 Ingenieur, 1 Archi- 
tekt, 1 Arzt, 1 Waisenrat, 1 Kaufmann, 1 Gemeindammann, 
1 Goldschmied, 1 Bezirksratsschreiber. 

Dagegen akzeptierte die Kommission folgende Neuerungen, 
die einigen Einwendungen gegen das Schwurgericht entgegen- 
kommen sollen: 

a) Um die Qualität der Geschwornen zu heben, ist der Wahl- 
quotient erhöht worden. Statt auf 200 soll künftig auf 
500 Einwohner ein Geschworner gewählt werden, was 
eine Urliste von zirka 850 Mann ergeben würde (bisher 
zirka 2<)00). 

b) Die Kompetenz des Schwurgerichtes ist nicht einfach zu 
beschränken, wie vielfach gefordert wird 1 ), sondern dem 
Charakter des Gerichtes und der Rücksicht auf das münd- 
liche Verfahren anzupassen. So soll es beurteilen die 
schweren Verbrechen gegen die Sittlichkeit, Leben und 
Gesundheit, auch fahrlässige Tötung, ausgezeichneten Dieb- 
stahl und Betrug über Fr. 300, einfachen Diebstahl und 

') Vgl. S/enffli'in in der Juristenzeitung 1903, S. 10. 
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Betrug über Fr. 600, Pressvergehen auf Verlangen des 
Angeklagten; nicht dagegen die Bankerottverbrechen 1 ). 
c ) Rechtsfragen sind den Geschwornen wenn möglich nicht 
zu unterbreiten. Gesteht daher der Angeklagte mit Bezug 
auf alle oder wenigstens mit Bezug auf die wesentlichen 
Punkte der Anklage das Tatsächliche ein, so kann er 
die Beurteilung durch das Obergericht verlangen*). 

Besondere Bestimmungen über jugendliche Verbrecher. 

Jedermann sympathisch muss das Bestreben der modernen 
Bewegung im Strafrecht sein, für jugendliche Verbrecher be- 
sondere Bestimmungen zu schaffen. Denn immer mehr wird 
das Stossende der Anwendung der gleichen Rechtsregeln für 
Jugendliche wie für Erwachsene empfunden, und immer mehr 
hat sich die Erkenntnis durehgerungen, dass bei der Bestrafung 
jugendlicher Übeltäter jeder andere Zweck hinter dem Besse- 
rungszweck zurücktreten müsse ■’). Dass aber solche Schutzbe- 
stimmungen einem erheblichen Teil der Angeklagten zu gute 
kommen, zeigen die Ziffern der Tabelle 3. 

Das zürcherische Strafgesetzbuch enthält bereits einige 
besondere Bestimmungen über jugendliche Verbrecher: die 
Möglichkeit der Einweisung in eine Korrektionsanstalt, die Fest- 
setzung der Strafunmündigkeit bis zum zurückgelegten 12. Alters- 
jahr, der bedingten Strafmündigkeit bis zum 16. Jahre, Vor- 
schriften über den Strafvollzug für das 16. bis 19. Altersjahr. 

Allein diese Bestimmungen sind ungenügend und halten 
auch der Kritik nicht stand. Vielfach ist ausgesprochen worden 4 ), 
dass das auch in das zürcherische Recht aufgenommene Kriterium 
für die Nichtbestrafung von Personen, die das 16. Altersjahr 
noch nicht zurückgelegt haben — „wenn ihnen die zur Unter- 


') Dubs verlangte in seiner Schrift über die Schweizerische Demokratie 
in ihrer Fortentwicklung die Schaffung besonderer Bankerottgerichte. 

*) Eine Minderheit der Kommission will in (dien Fftllen dem Ange- 
klagten die Wahl zwischen Obergericht und Schwurgericht lassen. 

*) Vgl. die weitgehenden Bestimmungen der österreichischen Ver- 
ordnung vom 24. November 1902 bei Stooss in der Juristenzeitung 1903', 
Seite 16. 

4 ) Lewis in Liszts Zeitschrift, Bd. 21, S. 114; Zürcher in Schweiz. Zeit- 
schrift für Strafrecht, Bd. V, S. 4 ; David, Daselbst, Bd. VI, S. 405. 

Schweixeriscbe Zeitschrift für Strafrecht. 16 . Jxhrg. 25 
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Tabelle 3. 


Zahl der jugendlichen Verbrecher im Kanton Zürich. 





12.-1«. 

16.— 19. 

12.-19. ■) 




Altersjahr 

Altersjahr 

Altersjalir 

1853—1870 . 

1 

■ ‘i 

Jährlich 




•n 



8,1 

1871—1881 . 

! 

■ \ 

Jährlich 

7® 

.... 

.... 

227 



13,2 


1 

Jährlich 

69 

139 

208 

1885—1891 . 

• { 

7« 

3,7 

7,3 

11 



Jährlich 

92 

225 

317 

1892—1900 . 

■ ■{ 

7» 

3,7 

9,1 

12,8 



Jährlich 

67 

188 

255 

1901—1902 . 

• -1 

7® 

2,5 

7,1 

9,6 


Scheidung der Strafbarkeit ihrer Handlungen erforderliche 
geistige Ausbildung fehlt“ — nicht richtig sei; denn auch das 
Kind ist sich der Strafbarkeit der verbrecherischen Handlung 
an sich bewusst, aber es versteht nicht die Bedeutung und 
Tragweite einer gerichtlichen Strafe, und es fehlt ihm die 
Charakterstärke, die durch Lebenserfahrung bedingt ist. Dazu 
kommt, dass es offenbar als verfehlt bezeichnet werden muss. 
Ausnahmebestimmungen für jugendliche Personen aufzustellen, 
aber für den Fall der gerichtlichen Behandlung die schützende 
Hand von ihnen zurückzuziehen. 

Deshalb finden sich nach dem einstimmigen Ratschlüsse 
der Kommission in den Entwürfen für ein neues Rechtspflege- 
gesetz an verschiedenen Orten zerstreut eine Reihe von Sonder- 
bestimmungen für jugendliche Verbrecher. Sie lassen sich etwa 
folgendermassen zusammenfassen : 


*) Für die beiden ersten Perioden beziehen sieh die Ziffern auf die 
Jugendliehen vom 12. — 20. Altersjahre. 

’) % aller wegen Verbrechen und Vergehen verurteilten Personen. 
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a) Verfahren bei Verbrechen and Vergehen. 

Minderjährigen Angesehuldigten ist stets ein amtlicher Vertei- 
diger beizugeben, wenn der Beistand ihres gesetzlichen Vertreters 
nicht ausreicht. 

Von Untersuch ungs- und Sicherheitsverhaft ist gegen Kinder, 
die das 15. Altersjahr nicht zurückgelegt haben, nur in ausnahms- 
weisen Fällen Gebrauch zu machen. Muss er angeordnet werden, 
so ist er womöglich durch Versetzen in eine Besserungsanstalt oder 
in eine vertrauenswürdige Familie zu vollziehen. 

Hat der Angeklagte das 19. Altersjahr noch nicht zurück- 
gelegt, so kann das Gericht anordnen, dass die Verhandlungen 
nieht öffentlich seien. Es kann ferner den Angeklagten von der 
Anhörung der Parteivorträge und der Urteilsberatung ganz oder 
teilweise aussehliessen. 

b) Strafensystem und Strafvollzug. 

Bei Kindern, die das 16. Altersjahr noch nicht zurückgelegt 
haben, kann der Richter an Stelle der Strafe richterlichen Verweis 
oder Disziplinarstrafe eintreten lassen, oder, sofern das Kind noch 
schulpflichtig ist, dasselbe der Sehulpflege zur disziplinarischen 
Bestrafung überweisen. Die Untersuchungsbehörde kann die Über- 
weisung an die Schulpflege auch direkt verfügen. 

Von der Bestrafung schulpflichtiger Kinder ist der Erziehungs- 
direktion Kenntnis zu geben. 

Bei jugendlichen Verbrechern kann die bedingte Einstellung 
des Strafvollzuges mit Bezug auf eine längere Freiheitsstrafe als 
bei andern Verurteilten (sechs Monate) erfolgen. 

Ist eine minderjährige Person im Sinne von § 11 des Straf- 
gesetzbuches an Stelle der Strate in eine Besserungsanstalt ein- 
gewiesen worden, so kann das urteilende Gericht auf Antrag des 
Verurteilten oder seiner Eltern und nach Anhörung der Aufsichts- 
kommission der Anstalt und der Staatsanwaltschaft, sofern die 
Voraussetzungen des § 16 des Strafgesetzbuches erbracht sind 
(Wühlverhalten) und bereits 6 Monate der Einweisungsdauer abge- 
laufen sind, die Entlassung aus der Besserungsanstalt verfügen. 

Erscheint die im Urteil festgesetzte Einweisungsdauer als un- 
genügend zur Erreichung des Besserungszweckes, so kann das Ge- 
richt dieselbe mittelst Beschlusses auf Antrag der Staatsanwaltschaft 
und nach Anhörung der Aufsichtskoramission der Anstalt verlängern, 
jedoch höchstens um ein Jahr. 

Wenn es sich zeigt, dass eine minderjährige Person, welche 
an Stelle der Strafe in eine Besserungsanstalt eingewiesen ist, dort 
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wegen besonders schlechter Charaktereigenschaften oder aus andern 
Gründen nicht weiter mit Aussicht auf Erfolg behandelt werden 
kann, so ist dieselbe auf Antrag der Aufsichtskommission der 
Anstalt durch die Anklagebehörde neuerdings an das Strafgericht, 
zu verweisen und von diesem eine angemessene Freiheitsstrafe 
auszusprechen. 

c) Verfahren bei Übertretungen. 

Kinder, die das 15. Altersjahr noch nicht zurüekgelegt haben, 
sollen nicht mit Polizeibussen belegt, sondern der Schulpflege zur 
disziplinarischen Bestrafung überwiesen werden. 

Von Wichtigkeit ist insbesondere die erste der sub b auf- 
genommenen Bestimmungen. Vergehen von Kindern unter 
16 Jahren sollen, wenn die besondern Verumständungen des 
Falles dies nicht als untunlich erscheinen lassen, von der 
Schulpflege untersucht und bestraft werden; aber auch wenn 
die Gerichte die Bestrafung übernehmen, so können sie statt 
den im Strafgesetzbuch vorgesehenen Strafen lediglich Verweis 
oder Disziplinarstrafe eintreten lassen. 

Es ist einleuchtend, dass umfassende Bestimmungen für 
jugendliche Verbrecher nur vom schweizerischen Strafgesetz- 
buch zu erwarten sind. Aber der zürcherische Gesetzgeber 
soll nach der Ansicht der Kommission die Gelegenheit der Um- 
arbeitung des Rechtspflegegesetzes benutzen, um das in dem ge- 
gebenen Rahmen Mögliche zu tun. Es erübrigt noch, beizufügen, 
dass im Jahre 1898 ein interessantes Gesetzesprojekt über die 
„Massnahmen bei Vergehen jugendlicher Personen“ erschienen 
ist, das in 24 Paragraphen das Verfahren der Schulpflege bei 
der Behandlung jugendlicher Übeltäter unter 15 Jahren und 
dasjenige der Gerichte bei solchen von 15 bis 18 Jahren regeln 
wollte *). 

Bedingte Einstellung des Strafvollzuges. 

Es kann nicht Aufgabe dieses Referates sein, auf die Ge- 
schichte und Entwicklung der sogenannten bedingten Einstellung 
des Strafvollzuges einzutreten*). Mögen der Aufnahme dieses 

*) Zürcher in Zeitschrift für Strafrecht, Bd. 12, S. 213; vgl. für Neu-, 
ehfttel, Daselbst, S. 227. 

*) Vgl. Mittermaier in Zeitschrift für Strafrecht, Bd. 14, S, 259, Bd. 16, 
S. 31; Gautier, Daselbst, Bd. Ili, S. 299. 
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Rechtsinstituts Bedenken mancherlei Art entgegenstehen, es 
wird zu den wärmsten Anhängern den Strafrichter haben, der 
sich etwa vor Fälle gestellt sieht, wo nach seinem Empfinden 
die Verhängung irgend einer, auch der leichtesten, Strafe als 
Unding erscheint, wo er sich gerne frei bewegen möchte, wie 
der englische Richter, oder sich gar in die Rolle des Landvogts 
versetzt wünscht, um gegenüber dem Übeltäter irgend etwas 
verfügen zu können, eine Mahnung, eine Zurechtweisung, eine 
Drohung — nur nicht eine Strafe. Denn wie oft drängt sich 
dem Richter, insbesondere bei Erstverbrechern, die Überzeugung 
auf, dass das Vergehen, das zur Sühne gelangt, nicht ein Aus- 
fluss böser, verbrecherischer Gesinnung, sondern lediglich plötz- 
licher Versuchung, Unerfahrenheit oder Unüberlegtheit ist. 

Eine solche Mahnung aussprechen zu können, soll der 
zürcherische Richter durch die Aufnahme der Rechtswohltat 
des bedingten Strafvollzuges in den Stand gesetzt werden. Die 
Mahnung soll darin bestehen, dass zwar eine Verurteilung ein- 
tritt, dass aber der Strafvollzug während der Dauer einer 
Probezeit eingestellt bleibt. Da aber gerade bei jugendlichen 
Personen die Mahnung, soll sie nachhaltig wirken, nicht auf 
einen einmaligen Akt beschränkt werden kann, vielmehr der 
Eindruck erneuert werden muss, so soll nach der Meinung der 
Kommission der bedingt Entlassene unter Beobachtung gestellt 
werden. Damit nähert sich der zürcherische Entwurf dem 
amerikanischen System. Allein unzweifelhaft ist dies die schwie- 
rigste Seite der Frage. Zu weitgehende Vorschriften in dieser 
Richtung können leicht die Wohltat des bedingten Strafvoll- 
zuges zum Danaergeschenk machen. Deshalb hat die Kommission 
der ursprünglichen Vorschrift, es solle der unter Probe Ge- 
stellte der Staatsanwaltschaft über seine Lebensführung regel- 
mässig unter Einreichung von Zeugnissen Bericht erstatten, 
die mildere und weitere Fassung gegeben, die Staatsanwalt- 
schaft könne über den Verurteilten Berichte einziehen und ihn 
unter Schutzaufsicht stellen. Damit ist allerdings dem Vollzüge 
ein sehr wichtiger und schwieriger Teil der neuen staatlichen 
Aufgabe zugewiesen. 

Da die bedingte Einstellung des Strafvollzuges nicht wie 
in Deutschland den Charakter einer Begnadigung haben soll, 
so wird sie vom Gerichte selbst verfügt. Doch sind die Vor- 
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aussetzungen für die Bewilligung ziemlich strenge. Zwar ist 
sie möglich bei der Verurteilung wegen irgend eines Verbre- 
chens (also nicht wie in Neuenburg nur bei vol, escroquerie, 
abus de confiance), aber in der Regel (ausgenoinmen bei ju- 
gendlichen Personen) nur, wenn die Strafe weniger als 6 Mo- 
nate beträgt. Ausgeschlossen ist sie dagegen bei Verhängung 
blosser Geldbussen. Sprechen auch Gründe der Konsequenz 
für die Ausdehnung auf Geldstrafen, so schien es doch richtiger 
zu sein, für einmal nicht w T eiter zu gehen, als die Verwirk- 
lichung des ursprünglichen Gedankens erheischt : von Erstver- 
brechern das Stigma und die gefährlichen Nebenfolgen der Frei- 
heitsberaubung fern zu halten. Der bedingte Strafvollzug soll daher 
grundsätzlich auch nur bei Erstverurteilten zur Anwendung 
gelangen. Immerhin fallen nach dem Rate Gautiers *) nur ge- 
meine (also nicht politische, religiöse, Militärvergehen) und vor- 
sätzliche Verbrechen in Betracht. Aber noch weitere Voraus- 
setzungen sind aufgestellt: der Täter darf nicht niedriger Ge- 
sinnung gewesen sein, er soll, wenn möglich, den verursachten 
Schaden ersetzt haben, er soll nicht ein Kandidat für das Kor- 
rektionshaus sein. Man mag finden, dass damit dem Richter 
die Hände zu sehr gebunden seien und dass die Gestaltung des 
neuen Rechtsgebildes angesichts der längst erfolgten Einführung 
und Erprobung in andern Staaten, auch in mehreren Kantonen s ), 
etwas freier hätte sein dürfen. Doch ist der bedingte Strafvoll- 
zug für das zürcherische Rechtsgebiet etwas durchaus Neues, 
und es werden daher, sollen nicht Bedenken entstehen, Kau- 
tclen nötig sein. 

Je nach dem Verhalten des unter Probe Gestellten wird 
der Strafvollzug angeordnet, oder er fällt dahin. Das erstere 
ist nicht nur dann der Fall, wenn der Verurteilte während der 
Probezeit wieder bestraft wird, sondern auch dann, wenn sein 
Lebenswandel im allgemeinen darauf schliessen lässt, dass die 
„Mahnung“ fruchtlos geblieben sei. 

Aus dem Gesagten ergibt sich, dass der zürcherische Ent- 
wurf in der Hauptsache aus den Vorentwürfen für ein schwei- 
zerisches Strafrecht schöpft. Es wird dies nicht als ein Ent- 


*) Schweizerische Zeitschrift für Strafrecht VII, 101. 
*) Picot in der Zeitschrift IX, 10. 
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lehnen fremder Gedanken aufgefasst werden, vielmehr als das 
Bestreben, dem kommenden einheitlichen Gesetzbuche die Wege 
zu ebnen. 

Die von der Kommission angenommenen Anträge haben 
folgenden Wortlaut: 

1. Bei Verurteilung zu einer Freiheitsstrafe von weniger als 
sechs Monaten ist die bedingte Einstellung des Strafvollzuges unter 
folgenden Voraussetzungen zulässig: 

a) dass der Täter bisher weder in der Schweiz noch im Aus- 
lande wegen eines Verbrechens verurteilt worden ; dabei fallen 
nur gemeine, vorsätzlich begangene Verbrechen in Betracht, 
bei welchen die Rückfallsverjährung (§ 70 des Strafgesetz- 
buches) noch nicht eingetreten ist, und bei im Ausland be- 
gangeneu Straftaten nur solche, welche auch nach zürcherischem 
Rechte strafbar sind ; 

b) dass er die Tat nicht aus niedriger Gesinnung begangen ; 

c) dass er den verursachten Schaden, soweit cs ihm möglich war, 
ersetzt hat ; 

d) dass anzunehmen ist, der Täter bedürfe keiner Zwangserzie- 
hung oder Korrektionsstrafe, sondern er werde ohnedies kein 
Verbrechen mehr begehen. 

Bei jugendlichen Verbrechern kann die Einstellung auch mit 
Bezug auf eine längere Freiheitsstrafe erkannt werden. 

2. Das urteilende Gericht spricht, wenn diese Voraussetzungen 
vorhanden sind, im Urteile die bedingte Einstellung des Strafvoll- 
zuges auf eine Probezeit von zwei bis fünf Jahren aus. 

3. Die Staatsanwaltschaft kann über die Lebensführung des 
unter Probe Gestellten Berichte einziehen und denselben unter 
Schutzaufsicht stellen. 

4. Das Obergericht ordnet auf Antrag der Staatsanwaltschaft 
den Strafvollzug an, wenn der Verurteilte innerhalb der Probezeit : 

a) neuerdings ein vorsätzliches Verbrechen begangen hat; 

b) trotz förmlicher Mahnung in einem liederlichen Lebenswandel 
beharrt. 

5. Nach Ablauf der Probezeit kann der Verurteilte beim Ober- 
gericht die Ausstellung einer Bescheinigung dieser Tatsache ver- 
langen. 

* * 

* 
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Die kantonsrätliche Kommission hat ihre grundsätzlichen 
Beschlüsse in 10 Postulate zusammengefasst , ). Aus ihnen wäre 
noch manche interessante Frage herauszugreifen, doch sind die 
drei besprochenen typisch: die alten Formen sind beibelialten, 
aber es wurde versucht, ihnen neuen Inhalt zu geben. So hat 
die Revisionsbewegung allerdings eine andere Richtung einge- 
schlagen als die, welche ihr von ihren Urhebern seinerzeit ge- 
wiesen wurde. Allein diese Schwenkung wird ihr nicht zum 
Nachteile gereichen, und es ist zu hoffen, dass sich auch die- 
jenigen schliesslich mit dem gewonnenen Resultate zufrieden 
erklären werden, die das grössere Gewicht auf die formelle 
Umgestaltung des Strafprozesses legen. 


') Amtsblatt des Kantons Zürich, 1Ö03, S. 1237. 
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Sozialpolitik und Kriminalpolitik. 

Von 

I)r. Terenzio Sarchi- Lodi spolo in Neapel. 


Die Wandlungen der Grundsätze und Systeme in der 
Jurisprudenz sind immer das Ergebnis veränderter Begriffe 
der ethisch-sozialen Weltanschauung. Während vorerst nur 
sporadisch auftretende Denker die neuen Theorien öffent- 
lich verkünden, finden wir später, sobald ihre Richtigkeit 
anerkannt ist, zahlreiche Anhänger derselben. Eine Verjüngung 
der alten ethisch-sozialen Theorie aber ist nicht möglich, 
solange die Umwandlung der Lebenserscheinungen, die sie 
erklären sollte, nicht bereits begonnen hat oder schon voll- 
zogen ist. Die Aufgabe der fortschreitenden Wissenschaft ist 
die Erkenntnis dieses evolutiven Prozesses, die Erforschung 
seiner Ursachen und des Endzweckes, welchen die neuen Be- 
strebungen verfolgen. Die Ideen haben eine ausserordentliche 
Expansionskraft, wie ein Gas, welches infolge seines immer 
grösser werdenden Volumens in die kleinsten Spalten und 
Ritzen eindringt, getrieben von dem rastlosen Bestreben, sich 
stets neue Bahnen zu eröffnen, so dass es gefährlich, ja sogar 
unmöglich ist, diese Naturkraft zu unterdrücken. Die Natur- 
wissenschaften haben in den letzten Dezennien einen Unge- 
heuern Aufschwung genommen ; die glänzenden Erfolge, die 
mit dem experimentellen Verfahren auf diesem Gebiete erzielt 
wurden, regten die Geister zu einer mehr auf das Einzelne 
und Konkrete gerichteten Betrachtung der Lebenserschei- 
nungen auch in andern Wissenszweigen an. Da, wo sich die 
Phänomene durch ein Experiment nicht reproduzieren lassen, 
analysieren wir gewissenhaft ihre Erscheinungsformen auf in- 
duktivem Wege, indem wir aprioristischen Konstruktionen das 
Studium des Lebens vorziehen. 
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Die Überzeugungen, zu denen sieh auf solchem Wege 
unsere Hypothesen verdichtet haben, werden dann geprüft und 
gefestigt durch unsere deduktive Erkenntnis. Die Stärke der 
heutigen Wissenschaft besteht also in der gegenseitigen Ergän- 
zung dieser beiden Methoden, der induktiven und der deduktiven. 
Wir suchen die Wahrheit, ohne uns zu sehr in metaphysische 
Probleme zu verlieren. Diese Methode der Geisteswissenschaften 
erinnert an die der Naturwissenschaften; völlig gleich kommt 
sie der letzteren nicht; das liegt an der Verschiedenheit der 
Untersuchungsobjekte. 

Auch das Strafrecht konnte sich dem Einflüsse dieser 
neuen Erfassung der Wissenschaft nicht entziehen. Der Mensch 
steht der Aussenwelt nicht so unabhängig gegenüber, um jeder- 
zeit über sie richtig herrschen und urteilen zu können. Gar zu 
häufig handelt er unter dem Einflüsse unzähliger äusserer Ein- 
wirkungen, und gerade wenn er frei und selbständig zu ur- 
teilen glaubt, lässt er sich vielleicht von Motiven leiten, die er 
bei anderer Gelegenheit unbewusst in sich aufgenoramen hat. 
Die Physiologie und die Psychologie betrachten den Menschen 
als Organismus, als fühlendes und wollendes Subjekt, die ökono- 
mischen Wissenschaften gehen von seinen Beziehungen zu der 
Welt der wirtschaftlichen Güter aus. Alle diese und alle 
übrigen Wissenschaften bilden zusammen ein Ganzes ; eine objek- 
tive Scheidung — nach dem Gegenstände der Untersuchung — 
lässt sich zwischen ihnen nicht machen, nur eine subjektive 
— nach dein Punkt, von dem aus beobachtet wird, und nach 
dem Zweck, den die Untersuchung erstrebt. 

Der Verbrecher ist zugleich als Glied der Gesellschaft zu 
betrachten, und dies führt zu der Frage, inwieweit er der 
Urheber seiner Tat sei und inwieweit das anthropologische, 
psychische, soziale Moment dabei auf ihn eingewirkt habe. 

# * 

* 

Die klassische Schule des Strafrechts ist in ihren Theorie- 
bildungen von der verbrecherischen Tat ausgegangen; nach 
ihrer Lehre soll in der Strafe der allgemeinen Missbilligung 
gegenüber der Missetat Ausdruck gegeben, das Verbotene der 
strafbedrohten Handlung in sinnfälliger Weise allen vor Augen 
geführt und die verletzte Rechtsordnung wiederhergestellt 
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werden (rechtliche Vergeltungstheorie), der Verbrecher, als Ur- 
heber der kriminellen Tat, soll dem Ausdruck dieser Missbilli- 
gung unterworfen werden, durch sein Strafleiden soll das ver- 
letzte Recht wieder hergestellt werden. 

Der Vergeltungsgedanke tritt uns zunächst auf religiösem 
Gebiete entgegen : alle Religionen halten in der Tat im Bereich 
ihrer Normen an der Idee der Vergeltung fest und können 
gleicherweise deren Anwendung nicht vom Gebiete des Rechtes 
ausschliessen. Denn da die Festsetzung der Gebote auf die 
Gottheit zurückgeführt wird, und da die Obrigkeit als Vertreter 
Gottes erscheint, ist es Pflicht, den Missetaten entgegenzuwirken; 
der normative höhere Wille kann ja gegen Verletzungen der 
von ihm aufgestellten Ordnung nicht gleichgültig bleiben. Die 
Strafe also, welche direkt oder indirekt auf den göttlichen 
Willen zurückgeführt wird, nimmt den Charakter der Vergel- 
tung an. 

In der zweiten Hälfte des XVIII. und dann zu Beginn des 
XIX. Jahrhunderts entbrannte der Kampf gegen die theokra- 
tisch-rechtliche Natur der Strafe. Das gemeinsame Streben der 
Gelehrten war der Humanisierung des Strafrechts und seinem 
Aufbau auf ethisch-humanen Grundsätzen zugewendet. Der 
Vergeltungsgedanke wurde aber in diese neue Theorie hinüber- 
genommen. Die Strafe wurde zwar nicht mehr als Sühne für die 
beleidigte göttliche, wohl aber immer noch zur Herstellung der 
verletzten ethisch-juristischen Ordnung verhängt. Das ist die 
Aufklärungszeit. Die Autonomie des Individuums ist das Leit- 
wort. Die neue Anwendung der naturrechtlichen Lehren der 
Philosophen des XVI. Jahrhunderts beherrscht die Entwicklung 
der Geisteswissenschaften, das Individuum nimmt einen hervor- 
ragenden Platz in der Ethik, im Privat- wie im öffentlichen 
Rechte ein, man spricht von Urrechten der Persönlichkeit. 
Staat und Gesellschaft werden nur als Vereinigung von In- 
dividuen aufgefasst, und das allgemeine Beste soll sieh von 
selbst daraus ergeben, dass jeder nach seinem eigenen Vor- 
teil strebt. Ethische Voraussetzung dieses ausgesprochenen 
Individualismus war die Selbstherrlichkeit des Einzelnen, die 
strenge Verantwortlichkeit für die eigenen Taten, was im 
Strafrechte den Verdienst- und den Schuldbegriff bedingte. 
J. J. Rousseau stellt uns seine Helden des Urzustandes der 
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Menschheif schon als kluge, gebildete Leute vor, die sehr ver- 
nünftig über ihre gemeinsamen Angelegenheiten und über die 
Bildung der Gesellschaft beraten. Wie aber diese in einem 
aussergesellschaftlichen Zustande lebenden Menschen gesell- 
schaftliche Fähigkeiten erworben haben, können wir uns nicht 
erklären. So feiert der Individualismus seine Triumphe bei 
Kant, bei Fichte und W. v. Humboldt, bei Hegel. Dieser Philo- 
soph hauptsächlich erklärt sich die Weltgeschichte aus einer 
transzendenten logischen Notwendigkeit heraus, für ihn ist die 
jeweilige Weltanschauung der Grund alles Geschehens; poli- 
tische und ökonomische Ordnung und der Inhalt der Kunst 
bauen sich auf diesem Grunde auf. „Die Idee ist der Seelen- 
führer der Geschichte“, heisst sein Motto. 

In der Nationalökonomie gelangen die physiokratischen 
Theorien in der glänzenden, neugestaltenden Darstellung Adam 
Smiths zur Herrschaft als ökonomischer Individualismus und 
politischer Liberalismus. Diese Schule, die sich selbst die klas- 
sische nannte, leitete die Erklärung aller geschichtlichen Phäno- 
mene aus wenigen aphoristischen Begriffen ab; es sollten auf 
diese Weise alle Fragen die einfachste und beste Lösung finden. 
Ebenso überwog auch in der Poesie und in der literarischen 
Prosa der individualistische Sinn. Das Strafrecht hielt im Banne 
der herrschenden Rechtsphilosophie an der Theorie fest, die 
Strafe sei eine Sühne für die begangene Übeltat, der Verbrecher 
habe das Delikt gewollt, er sei der freiwillige Urheber seiner 
Handlungen. Allmählich bricht sich aber eine neue Erkenntnis 
Bahn, man betrachtet das Individuum nicht mehr isoliert, für 
sich allein, sondern als Glied der Gesellschaft. Die Theorie 
der Abhängigkeit vom sozialen Milieu gewinnt an Bedeutung; 
schon Feuerbach erklärt, im Gegensätze zu Hegel, dass nicht 
der logische Fortschritt die Entwicklung des menschlichen 
Geschlechtes schaffe, sondern die Entwicklung des Menschen 
die Ideen. Die Rechtsbetrachtung wird historisch, die Ethiker 
stellen die Zwecke der Gesellschaft als die Erzeuger des ent- 
wicklungsgeschichtlichen Ethos auf, die nationalökonomischen 
und Staatswissenschaften erforschen die eigentliche Gestaltung 
der Dinge und leiten daraus die sogenannten Gesetze des 
Daseins und des Werdens der gesellschaftlichen Phänomene 
ab : ja, beeinflusst von dem Empirismus Saint-Simons und Louis 
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Blancs und von dem Naturalismus Feuerbachs, erhebt sich in 
K. Marx und Fr. Engels eine neue gesellschaftliche Weltan- 
schauung auf der Basis einer materialistischen Geschichtsauf- 
fassung. 

Aus der Schwächung der überlieferten ethischen Vorstel- 
lungen, denen kraft ihres Alters eine höhere Weihe zuge- 
schrieben wurde, aus dem verblassten Glauben an die Frei- 
heit des Individuums von den natürlichen, gesellschaftlichen 
Faktoren erklärt sich die Bekämpfung der Vergeltungstheorie 
in ihren ethischen, juristischen Positionen, und so entstand 
die neue Strafrechtsphilosophie. Die ältere Schule des Straf- 
rechts, die sich den Namen klassische beilegte, arbeitete, und 
tut dies noch heute, an der Bildung eines systematischen Baues 
des Strafrechts, dessen Wert und Bedeutung in politischer Be- 
ziehung, als Schutz gegen obrigkeitliche Willkür, niemand 
verkennen darf; die klassische Schule hat den Satz aufgestellt: 
nullum crimen et nulla pœna sine lege. Ihr Lehrgebäude mit 
seiner geduldigen Beobachtung der empirischen kriminellen 
Erscheinungen und der strafrechtlichen Bestimmungen und 
mit seiner scharfsinnigen Systematisierung und Verallgemei- 
nerung der Stoffe und der abgeleiteten Prinzipien stellt ein 
merkwürdiges Ganzes dar, und auch bei der Neugestaltung 
der strafrechtlichen Wissenschaft wird cs nie möglich sein, 
dieses System im Grunde umzuwälzen. 

* * 

* 

Leo Tolstoi fragt in seinem Buche „Auferstehung“ mit Ent- 
schiedenheit die klassische Schule, wie Menschen, die selbst 
Sünder sind, das Recht beanspruchen können, über ihresgleichen 
zu urteilen, und wie sie es wagen dürfen, zum Schwert der 
Verdammung zu greifen, das nur Gott zukommt. Er beruft sich 
auf das christliche Gebot: „Richtet nicht, so werdet auch ihr 
nicht gerichtet werden“ (Lukas 6, 39), dann auf die andern 
Worte des Herrn: „Schlägt dich jemand auf die rechte Wange, 
so reiche ihm die linke“, — „Will dir jemand den Rock nehmen, 
so lass ihm den Mantel dazu“. — Der russische Philosoph lehnt 
also den Vergeltungsgcdanken im Strafrechte ab, und zwar 
vom Standpunkte der christlichen Selbstlosigkeit. Er träumt von 
einer gesellschaftlichen Verfassung, die auf den einfachen Grund- 
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Sätzen der Bruderliebe des Urchristentums aufgebaut ist; aber 
die Völker gehen nicht von diesen Ideen aus; auch wird eine 
Bekämpfung des Übels stets notwendig sein, denn es handelt 
sich um schwache Menschen, die keine engelhafte Natur be- 
sitzen und von Leidenschaften und menschlichen Trieben sich 
leiten lassen. An der Vergeltungstheorie halt Adolph Merkel 1 ), 
einer der bedeutendsten Kriminalisten des 19. Jahrhunderts, 
fest; er erkennt die schwierige Stellung des Kriminalisten zwi- 
schen Determinismus oder Selbstverantwortlichkeit, Zweck- 
oder Vergeltungsstrafe. Er wirft der neuen sozial-anthropolo- 
gischen Schule Einseitigkeit der Betrachtung der Vorgänge 
vor, er betont, dass das individuelle Selbstbewusstsein nicht 
nur die umgebende soziale Welt widerspiegelt, sondern dass 
die Gestaltungen, die uns als Sitte und Recht gegenübertreten, 
auf den eigenen Bildungstrieb als selbständige Quelle geistigen 
Lebens zurückzuführen seien. Für ihn „würden die sozialen 
Imperative nie eine Herrschaft über die Einzelpersönlichkeiten 
gewonnen und sich nicht in Imperative ihres eigenen Gewissens 
verwandelt haben, ohne die Veranlagung zu einem entgegen- 
kommenden Wollen“. Die Vergeltung erfolgt also auf Grund 
eines kategorischen Imperativs, aber Vergeltungsgedanke und 
Zweckgedauke schliessen sich nicht aus. 

Denselben Ideengang finden wir bei Stooss *), dem Verfasser 
des schweizerischen Strafgesetzentwurf cs. Die Auffassung Stooss’ 
von der proportionalen Gerechtigkeit, unter Berücksichtigung des 
Schutzzweckes des Staates, schlägt die Brücke zwischen dem 
Vergeltungs- und Zweckgedanken. Die Strafe ist nach Stooss 
ein Akt gerechter Vergeltung, aber diese ist das Wesen, nicht 
der Zweck der Strafe; die Vergeltung erscheint nicht an sich 
gerechtfertigt, sondern sie dient dem staatlichen Zw'ecke, Ver- 
brechen hintanzuhalten und die schutzw ürdigen und schutzbe- 
dürftigen Güter zu sichern. Dieser Zweck ist bestimmend für 
die Strafe, nimmt ihr aber keineswegs den Vergeltungscha- 
rakter. Stooss muss aber gleichzeitig anerkennen, dass die Ver- 

l ) Vgl. Merket, Vergeltungsidee nnd Zweckgedauke — und andere Auf- 
sätze in Gesamte Abhandlungen aus dem Gebiete der allgemeinen Kecbts- 
lehre und des Strafrechts, IT. Aufl., Strassburg 1899. 

*) Vgl. Stooss, Verbrechen nnd Strafe, in Schweizerische Zeitschrift 
für Strafrecht, 14. Jahrgang, S. 385 ff. 
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geltungsstrafe für jugendliche Verbrecher nicht geeignet, für 
andere, wie Anormale, Trunksüchtige, Liederliche, unwirksam ist. 

Die moderne Schule des Strafrechts hat eine neue Auf- 
gabe hinzugefügt, nämlich die Untersuchung der Ursachen des 
Verbrechens, es soll erforscht werden, wie und warum der 
Mensch zum Verbrechen gelangt sei. Mit den Ergebnissen dieser 
wissenschaftlichen Ätiologie der Kriminalität verändert sich 
vielfach der Inbegriff' der Strafe, und nicht mehr die recht- 
liche Vergeltung für die begangene Missetat erscheint als ihr 
sittlicher Grund, sondern ihre Notwendigkeit für die Aufrechter- 
haltung der sozialen Ordnung. 

Strafdrohung und Strafvollzug wirken als Generalpräven- 
tion gegenüber der Gesamtheit der Rechtsgenossen und als 
Spezialprävention gegenüber dem einzelnen Verbrecher, welcher 
von der Strafe betroffen wird. Allein die Strafe ist hier nicht 
mehr Vergeltung, sondern ein geeignetes Mittel, den Ver- 
brecher, der ein Opfer seiner Schwäche geworden ist, gegen 
die Lockungen des Verbrechens widerstandsfähiger zu machen, 
den unverbesserlichen Verbrecher aber aus der Gesellschaft aus- 
zuscheiden. Diese Straftheorie erinnert uns an die platonische 
Auffassung, dass die Strafe eine Arznei der kranken Seele sei. 
Allein nicht das griechische Ideal beseelt unsere Juristen, denn 
die Beobachtung der kriminalistischen Erscheinungen hat 
sich gründlich verändert. „The character of thè offender, not 
the offence“, wie die Engländer sagen, will man mit der Strafe 
treffen, das Subjekt, dessen Schuld in der Beziehung seines 
Vorstellungslebens zu dem eingetretenen Erfolg besteht. 

* * 

* 

Die Notwendigkeitstheorie knüpft sich besonders an den 
Namen von Liszts ■), und gerade jetzt, wo man in Deutschland 
die Vorarbeiten zu einem neuen Strafgesetzbuch in Angriff ge- 
nommen hat, verdient die Tätigkeit dieses Gelehrten auf kri- 
minalpolitischem Gebiet besondere Beachtung. 


') Vgl. c. Liszt, Lehrbuch des deutschen Strafrechts und die zahl- 
reichen Abhandlungen in der Zeitschrift für die gesamte Strafrechtswissen- 
schaft. Eiu Resumé seiner Auffassung enthält sein Vortrag, gehalten auf 
der Petersburger Tagung der Internationalen kriminalistischen Vereinigung 
am 21. September 1902. 


Digitized by Google 



374 


Terenzio Sacchi-Lodispoto. 


v. Liszt stellt das Verbrechen, sowie alle andern mensch- 
lichen Handlungen als „das Produkt aus der Eigenart des 
Verbrechers im Augenblicke der Tat einerseits und den den 
Verbrecher im Augenblick der Tat umgebenden äusscrn, ins- 
besondere wirtschaftlichen Verhältnissen anderseits“ hin; damit 
steht er im Widerspruch zu der klassischen Schule, welche 
im Verbrechen nichts anderes sieht als eine Äusserung des 
freien, wenngleich entarteten Willens, welcher den Menschen 
zur rechtswidrigen Tat führt. 

Wenngleich die neuen Keformbestrebungen von Lombrosos 
kriminal-anthropologischer Theorie ihren Ausgang genommen 
haben, so steht doch die heutige deutsche soziologische Straf- 
rechtsschule bei Erforschung der sozialen Probleme in den 
Ideengängen, die zuerst Süssmilch, die politischen Arithmetiker, 
dann Quetelet (in seinen Büchern „Sozial-Physik oder Entwick- 
lung der menschlichen Eigenschaften“ u. a. m.) entwickelt haben. 
— Die Moralstatistik Öttingens ist noch ein Merkstein auf 
diesem Wege, so haben sich neben der dogmatischen Strafrechts- 
wissenschaft allmählich zwei neue Disziplinen herangebildet: 
die Kriminalstatistik und die Kriminalpolitik. Sonderbarerweise 
waren gerade die Männer, von denen die neue Richtung aus- 
ging, Süssmilch und Öttingen, beide Theologen. 

Ernste Einwände erhebt v. Liszt gegen Lombrosos Theorie : 
Vor allem : ist die Beobachtung der erforschten Phänomene ge- 
nau? Und angenommen, dies sei der Fall, ist die Erklärung der- 
selben eine richtige? Lombroso sieht in den meisten Verbrechern 
Menschen, die zum Verbrechen prädestiniert sind, infolge von 
Atypien anatomischer Funktionen, von physischen und psychi- 
schen Abnormitäten ; der Verbrecher ist ihm ein physisch und 
moralisch minderwertiger Mensch, der in einem Zustande mangel- 
hafter Entwicklung zurückgeblieben ist. Aber von wie vielen 
Verbrechern lässt sich dies mit Bestimmtheit behaupten? — 
Beim Besuche von Strafanstalten Anden wir ohne Zweifel Ab- 
normitäten auch bei den Rekruten des Verbrechens, doch können 
wir dieselben nicht unter einen einheitlichen Typus bringen. 
Aber wenn es auch Lombroso gelänge, nachzuweisen, dass alle, 
die gewisse Merkmale der Entartung aufweisen, zum Verbrechen 
geboren seien, so liesse seine Theorie doch noch die Frage un- 
gelöst, wieso so viele gesunde und normal veranlagte Menschen 
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Verbrechen begehen. Man bezeichnet gewöhnlich die erbliche 
Belastung als eine der Mitursachen der Degeneration. Aber 
wenn schon die Kinder den Hang zum Verbrechen von ihren 
Erzeugern ererbt haben, wie sind dann diese zu Falle gekommen 
oder wie wurde in diesen die verbrecherische Neigung geweckt? 
Erforschen wir, wie sich die Kriminalität zu verschiedenen 
Zeiten und an verschiedenen Orten gestaltet hat, so sehen 
wir an der Linie, die uns ihre Bewegung darstellen soll, ver- 
schiedene Erhebungen. Diese Abweichungen lassen sich un- 
möglich durch die anthropologische Theorie allein erklären, 
zumal der Zusammenhang zwischen Verbrechen und den poli- 
tischen und sozialen Tageserscheinungen offensichtlich ist. 

Mehl - nähert sich der heute in Deutschland vertretenen 
Theorie Ferri, welcher im Verbrechen das Resultat anthropo- 
logischer, physischer und sozialer Faktoren sieht. Aber v. Liszt 
wirft ihm eine versvorrene Aufzählung der verschiedenen Ele- 
mente und Ungenauigkeit in der Bestimmung der einzelnen 
Kategorien vor, so dass oft die Ursachen, welche den Zuwachs 
der Verbrechen erklären sollten, nicht richtig sind. 

Wenn die Kälte die Kurve der Diebstähle ansteigen lässt, 
finden wir deren Kulminationspunkt nicht zur Zeit der niedrigsten 
Temperatur, sondern in dem Zeitpunkte, in welchem die Bedürf- 
nisse grösser und die Möglichkeit, Arbeit zu finden, kleiner wird. 
— Es ist also nicht der unmittelbare Einfluss der Kälte und der 
Wärme, welcher in diesen Fällen zum Delikte treibt, sondern 
das unter diesen Umständen sich ändernde Verhältnis zu der 
Welt der Güter und der Möglichkeit, dieselben zu erwerben. 
Die physikalischen und sozialen Erscheinungen also verbinden 
sich derart, dass die einen das Entstehen der anderen bewirken, 
oder durch Beigesellung die schon entstandenen verstärken, so 
dass es nicht leicht ist, den Einfluss beider voneinander zu 
trennen. Endlich handeln unter der Einwirkung derselben 
äusseren Einflüsse, unter dem Druck derselben Leidenschaften 
die Menschen verschieden, weil der individuelle Faktor, wor- 
unter nicht bloss die körperliche Beschaffenheit des Täters, 
sondern auch die psychische Beschaffenheit verstanden werden 
muss, für die Motivierung der Taten von grosser Bedeutung ist. 

So fasst v. Liszt das Delikt als Endresultat zweier Fak- 
toren auf, nämlich der Eigenart des Verbrechers zu der Zeit, 

Schrreizeriache Zeitschrift fflr Strafrecht. 16. Jahrg. 2b 
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in welcher er das Verbrechen begeht, einerseits, der äusseren, 
besonders der sozialwirtschaftlichen Phänomene, die auf ihn 
einwirken, anderseits. Das Delikt ist also von einem doppelten 
Gesichtspunkt aus zu betrachten : 

a) Wie der Einzelne zum Verbrecher geworden ist: hier 
suchen wir die Persönlichkeit des Verbrechers sowohl von der 
physischen als auch von der psychologischen Seite zu erfassen, 
wir untersuchen, wie der Atavismus auf ihn eingewirkt hat, wie 
sich seine Erziehung und seine Sitten entwickelt haben. Dann 
werden uns die verschiedenen Momente auf seinem Wege zum 
Verbrechen klar werden. Wer das Verbrechen aus der ana- 
tomischen Beschaffenheit des verbrecherischen Individuums zu 
erklären sucht (Kriminalbiologie), interessiert sich hauptsächlich 
für Verbrechen charakteristischer Natur, deren Genesis die 
Physiologen und die Psychiater zu erforschen haben werden. 

b) Anders verhält es sich mit Delikten gewöhnlicher Natur, 
die alltäglich in der Gesellschaft begangen werden, wie die 
Verbrechen gegen das Eigentum, gegen die öffentliche Ordnung, 
Landstreicherei, oder solche, deren Grund im Alkoholismus 
liegt u. s. w. 

In diesen Fällen ist der individuelle Faktor von geringerer 
Bedeutung, und der Soziologe stellt die Frage: Wie ist diese 
Regelmässigkeit und diese Zu- und Abnahme der Erscheinungen 
zu erklären? Hier stellt sich uns das Delikt nicht mehr als 
Ausfluss der individuellen Eigenart des Verbrechers dar, sondern 
als soziale Erscheinung: in den Verhältnissen der Gesellschaft 
ist seine Erklärung zu suchen. Hier dürfen wir uns nicht, wie 
es die klassische Schule getan hat, damit begnügen, dem Ver- 
brecher die Tat als sein Werk zuzurechnen, wir müssen uns 
fragen, ob der Einzelne für seine Handlung verantwortlich ge- 
macht werden könne, ob er willkürlich handelte, oder ob er 
zum Verbrechen durch die Lebensbedingungen der Gesellschaft, 
in der er lebt, getrieben wurde, ferner, wie und inwieweit wir 
diese Lebensbedingungen verändern können, um den Schwä- 
cheren zu helfen und jene Gegensätze zu mildern, welche zu 
verbrecherischen Reaktionen führen. 

Mit der Lösung dieser Aufgabe befasst sich eine andere 
Wissenschaft, die Sozialpolitik; deren Mission ist es, auf die 
sozialen und politischen Erscheinungen im Leben eines Staates 
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ordnend und beruhigend einzuwirken. Die Sozialpolitik be- 
kämpft das Verbrechen mit präventiven Massregeln, indem 
sie nicht direkt das Individuum selbst bessert, sondern die 
ihn beeinflussenden sozialen Verhältnisse. Dort, wo Gesetz- 
gebung und Verwaltung eifrig bemüht sind, die Rechte des 
Einzelnen zu schützen, dem schädlichen Einfluss unbeschränkter 
wirtschaftlicher Freiheit zu steuern, die traurigen Erscheinungen 
im sittlichen Leben der Grossstädte einzudämmen, dem Prole- 
tariate in seinem Kampfe ums Dasein behülflich zu sein, jene 
Gesellschaften und ökonomischen Interessengruppen, welche, 
infolge ihrer Übermacht, leicht eine monopolistische, die Ge- 
samtheit beherrschende Stellung einnehmen könnten, einer 
Kontrolle der öffentlichen Meinung und der Behörden zu unter- 
werfen, dort, wo man für die Erziehung des Volkes sorgt, um 
es aus kläglicher Unwissenheit auf eine möglichst hohe Stufe 
der Bildung zu erheben und ihm einen weiteren Gesichtskreis 
zu eröffnen, dort wird es gelingen, die Atmosphäre, in der 
die Gesellschaft lebt , zu verbessern. So mancher wird 
sagen: Man mag sich noch so sehr bemühen, alle diese 
Übelstände zu verbessern, es werden dennoch immer Ver- 
brechen begangen wei den. Dieser Einwand ist im Prinzip wahr, 
ein vollständiger Sieg über das Verbrechen wird nie erfochten 
werden, eine solche Annahme wäre eine visionäre Utopie, aber 
dies kann uns nicht hindern, die Existenzbedingungen eines 
Volkes zu verbessern: An diesem Werke nehmen wir alle 
gleichen Anteil, vom Gesetzgeber und Sozialpolitiker bis zu dem 
Einzelnen, welcher seine eigenen und die Interessen seiner An- 
gehörigen zu wahren sucht. — Dies ist also das Ideal, welches 
sich die Sozialpolitik in ihrem Kampf gegen das Verbrechen 
stellt; sie will die sozialen Faktoren, seien sie politischer oder 
besonders ökonomischer Natur, verbessern. Wie Lammasch 1 ) 
sagt, darf die Wissenschaft des Strafrechts vor den tatsäch- 
lichen Unterschieden in den Entstehungsbedingungen den Ver- 
brechens nicht die Augen schliessen, wenn sie nicht darauf 
verzichten will, zur Vermeidung der Verbrechen beizutragen. 
Das frühere Recht zog es vor, die Pflichten des Individuums 


‘) Über Zweck und Mittel der Strafe. Zeitschrift für die gesamte 
Strafrechts Wissenschaft, IX. Bd., S. 434. 
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gegenüber dem Staat festzustellen, jetzt werden neben diesen 
Pflichten immer mehr jene geltend gemacht, welche der Staat 
gegen die Gesamtheit der Einzelnen hat, und die Pflichten, die 
diese untereinander haben. 

Die Erfahrung hat schon gelehrt, wie vorbeugend eine 
den Arbeitsvertrag regelnde Gesetzgebung wirkt, ferner eine 
Gesetzgebung über Kranken-, Unfall- und Altersversicherung. 
Die Klassenkämpfe werden hierdurch wenn auch nicht gelindert, 
so doch geordnet ; Rechte und Pflichten erfahren eine genauere 
Begrenzung und immer häufiger werden die Waffen den Händen 
derjenigen entrissen, welche mit Vorliebe sich selbst Gerech- 
tigkeit widerfahren liessen ; die Agitationen und Tumulte, welche 
zu Ausschreitungen und Delikten gegen die Person und zu 
Sachbeschädigungen führen, nehmen immer mehr ab. Treffende 
Beispiele hierfür liefern uns die englische, deutsche und austra- 
lische Gesetzgebung. 

Wie sehr Besserung der wirtschaftlichen Lage und Er- 
ziehung der Prostitution entgegenwirken, ist allbekannt, dem 
Sozialpolitiker und Kriminalisten bietet sich hier ein reiches 
Arbeitsfeld ; desgleichen bedarf es keiner näheren Ausführung, 
wie sehr Erhöhung der Abgaben auf alkoholische Getränke, 
Einführung des Konzessionssystems u. dgl. zur Bekämpfung des 
Alkoholismus und seiner Folgen beitragen. So liessen sich noch 
für viele andere Fälle sozialpolitische Massregeln anführen. 

* * 

* 

Bei der Auffassung des Verbrechens als sozialer Erscheinung 
ist der Geist der verschiedenen geschichtlichen Epochen, die zu 
den einzelnenZeiten vorherrschenden Ideen, ihre Abhängigkeitvon 
den wirtschaftlichen Zuständen, von der politischen und sozialen 
Organisation, sowie die verschiedene Fähigkeit des Einzelnen, 
den ihn umgebenden und treibenden Elementen zu widerstehen, 
endlich der jeweilen erreichte intellektuelle Kulturzustand ins 
Auge zu fassen. Der Gesamtentwicklung des physischen und 
geistigen Lebens gemäss entfalten sich verschiedene Welt- 
anschauungen, die den Zweckiuteressen der Gesellschaft ihrer 
Zeit entsprechen, und durch ihre ethische Färbung gelangen 
sie zu einer von der Vernunft beherrschten dogmatischen Re- 
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gelung *). So wird die Wage, auf der antisoziale Taten gewogen 
werden, gleichsam ein feineres Instrument. 

Der Inbegriff des Verbrechens hat an Inhalt und Bedeutung- 
schön sehr oft gewechselt, die Gesellschaft hat in den verschie- 
denen Zeitepochen alles, was jeweils gegen das allgemeine In- 
teresse und die öffentliche Meinung verstiess, als Verbrechen 
bezeichnet und bestraft. Aber wie so sich diese Empfindungen 
im Volke gebildet haben, warum die Menschen jener Zeit so oder 
anders gehandelt haben, das ist einer wissenschaftlichen Analyse 
zu unterwerfen. 

Zu Zeiten, in welchen die Gewohnheiten der noch im Ur- 
zustände der Kultur lebenden Völker für die Beurteilung von 
Moral und Recht massgebend sind, in welchen Erlaubt, Gut 
und Sittlich begreiflich mit der Sitte der Sippe zusammenfällt, 
da entsprechen auch die ethischen und juristischen Vorstel- 
lungen der Entwicklungsstufe der Bevölkerung. Nicht nur die 
Qualifikation einer Tat als Verbrechen, sondern auch die Ge- 
staltung von Betrug und Wucher an Fremden, die Pflicht, die 
Ermordung eines getöteten Verwandten mit Blut am Mörder 
oder seinen Sippegenossen zu rächen, sind kriminalistische Er- 
scheinungen, die das Gepräge der sozialen Gestaltung jener 
Epoche an sich tragen : d. i. Roheit der Sitten, mangelhafte 
Entwicklung in der Technik der Güterproduktion, Unsicherheit 
des Besitzes und dessen Beschränkung auf bestimmte Objekte, 
Mangel an einer politischen Autorität, w-elche jedem Gerech- 
tigkeit widerfahren lässt u. s. w.*) 

') Wir leugnen also nicht die Bedeutung der grossen Ideologien wie 
Moral, Religion, Philosophie in der Weltgeschichte und glauben nicht, 
ihr Inhalt sei allein von den wirtschaftlichen Verhältnissen bedingt. Ohne 
Zweifel üben die sozial wirtschaftlichen Faktoren in ihrer Bildung einen 
erheblichen Einfluss aus, aber eine Rückwirkung der Ideologien auf die 
Volkswirtschaft macht sich geltend ; denn der wirtschaftlich tätige Mensch 
ist zugleich Träger von Ideen, die sein Handeln lenken. -- Übrigens er- 
scheinen in unserer Betrachtung alle diese ideellen Faktoren als gesell- 
schaftliche Gestaltungen, so dass sie von aussen die Geistesbildung der 
Einzelnen beeinflussen. 

’) Die mosaische Vorschrift über das Darlehen sei hier erwähnt: «Du 
sollst an deinem Bruder nicht wuchern, weder mit Gelde noch mit Speise 
noch mit allem, damit man wuchern kann. An dem Fremden magst du 
wuchern, aber nicht an deinem Bruder. » (V. Buch Moses, Kap. 23, V. 19, 20.) 

«In Indien hat sich der Unterschied zwischen dem Handel unter den 
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Werfen wir nun einen Blick ins Mittelalter, so ergibt sich 
uns als Ausfluss der wirtschaftlichen und politischen Organi- 
sation jener Zeit eine neue Phase der Kriminalität. Die Formen 
der Naturalwirtschaft, in welchen die Erzeugung und der Um- 
lauf der Güter vor sich ging, der natural-patrimoniale Grund- 
charakter der Finanzen der Feudalherren mussten die als 
Sozialphänomene aufgefassten Delikte jener Zeit begünstigen 
oder besser gesagt kennzeichnen. Verfolgen wir diese histo- 
rischen Phasen im Leben des Volkes, so können Avir das 
Treiben der damaligen Ritter erklären, welche einerseits die 
Tugend verehrten und zur Verteidigung der beleidigten Un- 
schuld gern eine Lanze brachen, anderseits sich Raub und 
Mord und andere Gewalttaten zu Schulden kommen Hessen. 

Auf die Periode der Naturalwirtschaft folgt die der Geld- 
wirtschaft: es ist die bedeutsame Zeit der grossen Umwäl- 
zungen in allen europäischen Staaten ; die Lebensbedingungen 
verändern sieh, die Energie des Einzelnen nimmt zu, die In- 
dividuen fühlen sich freier von der Natur, da das Geld das vor- 
herrschende Tauschmittel wird und ihnen freie Bewegung er- 
möglicht, der Familienverband als ökonomisch-soziale Ilerr- 
schaftsform lockert sich, in den Städten beginnt die Industrie 
aufzublühen, die politische Bedeutung und die finanzielle Lei- 
stungsfähigkeit des Bürgerstandes nehmen zu, die Fürsten lassen 
sich, ob gern oder ungern, Steuern, Gnaden-, Bodengelder 
A r on den Ständen bewilligen, so dass es ihnen möglich wird, 
Söldner unter die Fahnen zu stellen und ihrer Abenteurer- 
lust freien Spielraum zu lassen. Die Renaissance bringt 
einen belebenden Hauch in die Kultur; das Individuum ver- 
mag seine Tatkraft immer mehr zu entfalten, je mehr es 
sich von den Banden losgelöst hat, die ihm das ehemalige, 
jetzt bereits übenvundene Stadium der ökonomischen Entwick- 
lung auferlegt hat. Dieser Schaffenstrieb Aveckt in den Junkern 


Dorfgenossen und dem mit Fremden noch heute in voller Schroffheit er- 
halten. Für den ersten bestimmt noch heute ausschliesslich das Herkommen 
den Preis; für eine Ware des inneren Dorfve.rkehrs mehr als das Übliche 
sa verlangen, gilt als die grösste Ungerechtigkeit, während für eine Ware, 
welche durch fremde Händler geboten wird, ohne weiteres jeder Preis, 
wie er sich aus der Konkurrenz ergibt, bezahlt wird. » Vgl. Lnjo Brentano: 
Die klassische Nationalökonomie. Leipzig 1888, 21, 22. 
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einen hohen Grad von Selbstvertrauen und Waghalsigkeit und 
lässt sie vor keinem Unternehmen zurüekschrecken; das sittliche 
Bewusstsein verliert an Kraft, es herrscht eine Moral, die 
Gewalttat und Verbrechen nicht scheut, um ihr Ziel zu er- 
reichen, in Italien macht die verbrecherische Politik der Visconti, 
der Sforza, der Malatesta, der Borgia Schule, ja sie findet 
sogar in Machiavelli einen Mann, welcher ihr Tun und Treiben 
rechtfertigt, ihnen Ratschläge erteilt und das Delikt zu einem 
politischen Kanon erhebt, wobei er den Grundsatz aufstellt, dass 
der Zweck die Mittel heilige. — So hatte schon Ludwig XI. 
in Frankreich durch Schlauheit, Verrat und Vermessenheit den 
Grundstein zu der künftigen Staatseinheit gelegt und der Krone 
zu dem ihr gebührenden Rechte geholfen. 

Solche und ähnliche Erscheinungen einer vorherrschenden 
Kriminalität, welche bisweilen verflucht, bisweilen als billig 
und notwendig erkannt wurde, waren nichts anderes als das 
Resultat der sozialen Lebensbedingungen der damaligen Zeit. 
Wir wollen hier nicht erforschen, wie das einzelne Individuum 
zum Delikt gelangte, welches sein Gedankengang und seine 
inneren Kämpfe waren ; dies interessiert uns nicht, da wir das 
Phänomen als Ganzes von seiner soziologischen Seite betrach- 
ten; diese historische Prüfung wird uns die Ätiologie der Ver- 
brechen jener Epoche erklären. 

Heutzutage organisieren sich die Staaten politisch in ihren 
Territorien ; dabei geht ihre Tendenz dahin, eine Deckung der 
beiden Begriffe Nation uud Staat zu erzielen, den letzteren im 
sichern Bewusstsein seiner Kräfte auszubilden ; anderseits 
erkennt die politische Ökonomie der modernen Völker keine 
staatliche Grenze an, die Volkswirtschaft mit beschränktem Ge- 
biete der Produktion, des Umlaufes, des Verbrauches der Güter 
wird abgelöst von der Weltwirtschaft; alle Länder beteiligen 
sich an der produktiven Arbeitsteilung, ihre Interessen sind 
mannigfaltig verflochten und Einfuhr und Ausfuhr verbindet 
sie untereinander. Der Kampf um den Erwerb der Güter wird 
immer fieberhafter, die Spannung der Geister immer grösser, 
grössere Nervenerregung und Erschlaffung sind die Folge. In 
den fortgeschrittenen Ländern geht man vom Agrar- zum In- 
dustriestaat über, dies führt zur Konzentrierung grosser Bevöl- 
kerungsmassen in den Städten, alles strebt nach Gewinn; in 
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diesem Kampfe werden die Schwachem zurückgedrängt, und 
so bildet sich die sogenannte Arbeiterreservearmee, es entsteht 
das Proletariat ; aus diesen Bevölkerungsschichten gehen die 
meisten Verbrecher hervor. Es ist der Kampf ums Dasein, 
der sie zum Delikte treibt, ihr Mangel an Kultur, die Roheit 
ihres verbitterten Gemütes, das Empfinden von Bedürfnissen, 
die sie nicht befriedigen können, der Hass, welchen der Klassen- 
kampf in ihren Herzen hervorruft; dies alles sind Geistes- 
zustände, auf welche die äusseren Lebensfaktoren wirken. Das 
Verbrechen unserer Epoche wird durch die Proletarmerung 
und Nervosität des Deliktes charakterisiert. 

Die Proletarier unter den Verbrechern haben nicht immer 
eine angeborene Tendenz zur Entartung, sie sind meistenteils 
Leute, die sich von den Ereignissen bestimmen lassen, die 
zuallererst die Wirkung der Krisen und Schwankungen der 
allgemeinen wirtschaftlichen Lage an sich empfinden, Leute 
von schwachem, haltlosem Charakter, leicht zugänglich den 
Versuchungen eines unehrenhaften Gewinnes und einer heftigen 
Reaktion. Die Vereinigung mehrerer ist ein weiteres Element: 
der Mensch in „Gesellschaft von anderen hört nicht mehr nur 
auf seine innere Stimme. So studiert man heute, und zwar 
mit Recht, die Psychologie der Massen. 

Auf Grund dieser geschichtlichen Betrachtungen gelangen 
wir dazu, das Verbrechen als soziale Erscheinung aufzufassen, 
als eine Folge der auf die Einzelnen wirkenden äussern Um- 
stände, welche das Individuum je nach seiner grösseren oder 
geringeren Empfindungskraft oder Individualität auf verschie- 
dene Weise zur Tat bestimmen. 

Die Zubilligung von Milderungsgründen da, wo der Täter 
infolge starker äusserer Impulse handelt, genügt nicht, wenn 
wir die überwältigende Bedeutung, die diesen äusseren Fak- 
toren für die Motivierung der Tat zukommt, bedenken. Diese 
äusseren Faktoren können wir gruppieren in: Rassen-, Natio- 
nalitäts-, religiöse und ökonomische Faktoren. — Sie teilen die 
Gesellschaft in Gruppen von Vertretern gemeinsamer Inter- 
essen und rufen auf der anderen Seite wieder einheitliche Be- 
strebungen und Handlungen hervor; sie wirken mit grösserer 
oder geringerer, aber ununterbrochener Kraft in der Gesell- 
schaft. 
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Erstens bedingen sie die Eigenart des Einzelnen, da uns 
die Vorstellungen, die Begriffe, die Überzeugungen von aussen 
kommen; allerdings werden sie je nach Erziehung und Cha- 
rakter verschieden verarbeitet. 

Zweitens bedingen sie den Charakter der Eltern, womit 
auf die Vererbung hingewiesen sein soll. 

Drittens: Endlich bedingen die äusseren Faktoren durch 
ihre stärker oder schwächer wirkenden Kräfte im Momente der 
Handlung die Art derselben. 

» * * 

ÿ 

Nach dem heutigen Stand der Statistik lässt sich nicht 
leicht der Einfluss der Rassen-, Nationalität»- und religiösen 
Faktoren konstatieren. Hier ist die Aufgabe der Wissenschaft 
erschwert; sie muss mit Verallgemeinerungen oder spezielleren 
Beobachtungen in diesen oder jenen Territorien arbeiten ; aber 
die Wirkung der obenerwähnten Elemente ist unleugbar, wenn 
wir erwägen, was für eine Rolle die nationalen und religiösen 
Ideale und dereu mannigfaltige historische Gestaltungen in 
unserer Gedankenwelt spielen. Die Rasse ist gleichfalls nicht 
als eine quantité négligeable zu betrachten, wenn auch eine 
Philosophie im Sinne Gobineau# oder Chamberlain# ihr eine 
übermässige Bedeutung beimisst. In Ländern, in welchen sich 
die Bevölkerung aus den verschiedensten Rassen zusammen- 
setzt, wird der Unterschied zwischen den Charakteren eines 
Slaven, eines Germanen und eines Semiten deutlich ; in Län- 
dern, wo Rasseneinheit herrscht, zeigt sich der Einfluss der 
Rasse in der Vergleichung mit Ländern anderer Rasse; freilich 
wird ein solcher Vergleich mannigfachen Schwierigkeiten be- 
gegnen, da wir alle anderen heterogenen Faktoren der ver- 
schiedenen Beobach tungsgebicte in Betracht ziehen müssen. 

Aus der Kriminalstatistik, die das deutsche Reichsjustizamt 
seit 1882 veröffentlicht, ist das Verhältnis zwischen der Krimi- 
nalität und der allgemeinen wirtschaftlichen Lage der Bevöl- 
kerung ersichtlich 1 ); ich entnehme daraus folgende Ziffern: 


') Vgl. auch Weidemann, Die Ursachen der Kriminalität itn Herzogtum 
Sachsen-Meiningen. — Blau, Ursachen der Kriminalität in den Kreisen 
Thoru und Marienwerder. Abhandl. d. kriminal. Seminars der Univ. Berlin. 
Neue Folge, II. Rand, Heft 1 und 2, 1903. 
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Die Gesamtzahl der Verurteilten, einschliesslich der Rück- 
fälligen, ist ausserordentlich gestiegen, nämlich um 58,4 % ; 
d. i. von 329,968 im Jahre 1882 auf 469,811 im Jahre 1900. 
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und so weiter für andere Kategorien, deren Erwähnung mir 
hier überflüssig erscheint. 

Von je 100 Verurteilungen kommen auf nachstehende 
Verbrechen und Vergehen : 


Verbrechen und Vergehen gegen Keirhs- 
gesetze überhaupt 

Personen 

Handlangen 


7« 

% 

a) gegen Staat, öffentl. Ordnung, Religion 

16,7 

15,6 

b) gegen die Person 

42,9 

39,7 

| c) gegen das Vermögen 

40,1 

44,3 

j d) Verbrechen und Vergehen im Amt . . 

0,3 

0,4 


Die Zunahme der Verbrechen flösst dem Sozialpolitiker und 
dem Soziologen Sorge ein; aber wie soll man die aufsteigende 
Linie erklären? Ein Blick in das sozialökonomische Leben 
Deutschlands wird uns darüber Aufschluss geben. Da, wo sich 
im Volke eine rasch fortschreitende Bewegung vollzieht, da, wo 
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sich bei dem Übergange vom Agrar- zum Industriestaat neue 
Interessen geltend machen, da, wo mit dem Aufblühen der In- 
dustrie, des Handels und Verkehrs der Wettbewerb, die Kon- 
zentrierung nach den Städten, das Proletariat zunehmen, da 
ist gleichzeitig ein Zuwachs der Kriminalität unvermeidlich. 
Die Berührung der Einzelnen untereinander wird inniger, die 
soziale Maschine komplizierter; die Enttäuschten, die Opfer 
ungünstiger Konjunkturen, die Neurastheniker und Psychopathen 
nehmen zu, und damit die Erscheinungen der Kriminalität. Auch 
kommt es häufiger vor, dass gesellschaftlich höher stehende 
Personen in schwierige Situationen geraten ; sie fürchten, ihre 
soziale Stellung einzubüssen, und lassen sich dann in dem Be- 
streben nach Gewinn zu einem skrupellosen Vorgehen ver- 
leiten, um nur ihre stets steigenden Bedürfnisse befriedigen zu 
können. 

Die Verbrechen gegen den Staat, die Religion und die 
öffentliche Ordnung scheinen zugenommen zu haben; Schuld 
daran trägt wohl das Anwachsen der Partcileidensohaften und 
die Weiterverbreitung von Ideen, die den Umsturz der heutigen 
Ordnung bezwecken ; freilich sind auch vorübergehende Ein- 
flüsse zu berücksichtigen. Die Zunahme der Beleidigungen hat 
ihren Grund in der steigenden Nervosität, ebenso jene der De- 
likte gegen die Person, wobei die Wirkungen des Alkoholismus 
eine grosse Rolle spielen. (Der Bierkonsum in Deutschland wird 
immer grösser, er ist vom Jahre 1872 bis zum Jahre 1897/1898 
um 51 % gestiegen, ln der Tat betrug der Gesamtverbrauch 
im Jahre 1872 33,303,000 Hektoliter, d. h. 81,4 Liter pro Kopf 
der Bevölkerung; im Jahre 1897/1898 66,391,000 Hektoliter, 
d. h. 123,1 Liter pro Kopf der Bevölkerung 1 ).) 

* 

') Vgl. E. Struve, Bits-, Bierbrauerei und Bierbesteuerung, in H. W.B. 
der St. W., II, S. 831). In einem Vortrag, gehalten von I)r. Emil Vandervelde 
am VII. internationahm Antialkohol-Kongress in Paris 1891), teilte dieser 
Führer der belgischen Sozialdemokratie folgendes mit: Vom Jahre 1831 bis 
1890 hat sieh in Belgien die Bevölkerung nur verdoppelt, während der nomi- 
nelle Lohn (als Beispiel genommen die in den Kohlengruben von Lüttich 
bezahlten Löhne, welche uns die einzige vollständige Ileihe vom Jahre 1831 
ab bieten) sich verdreifacht und die Erzeugung der Brennereien sich ver- 
fünffacht hat. Nach Vandervelde ist nuzunehmen, dass Produktion und 
innerer Verbrauch sich decken. Vgl. E. Vandervelde, Alkoholismus und 
Arbeitsbedingungen in Belgien, herausgegeben vom Verein der Abstinenten 
in Wien. 
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Die Zunahme der Betrugsverbrechen setzt grössere Schlau- 
heit und vervvickeltere Interessen voraus; die Delikte gegen 
das Vermögen nehmen ab, bis sie im Jahre 1888 den niedrig- 
sten Stand erreichen : es war dies die Zeit des industriellen 
Aufschwunges, der glücklichen Unternehmungen ; mit dem Jahre 
1889 tritt eine wirtschaftliche Krise ein, welche die Zahl dieser 
Delikte, der Nötigungen und Bedrohungen, der Diebstähle, der 
Betrügereien u. s. w. in die Höhe treibt; in den letzten Jahren 
des verflossenen Jahrhunderts brach neuerdings eine wirtschaft- 
liche Krisis herein, und dementsprechend weist das Verbrecher- 
tum wieder höhere Ziffern auf. Was wird nun die Folge der ge- 
planten Schutzzölle sein, welche eine Verteuerung der Lebens- 
mittel hervorrufen müssen? Werden sie nicht einen Zuwachs 
von Verbrechen gegen das Vermögen bedingen? 

Bemerkenswert ist das Verhältnis der Kriminalität zwischen 
dem Manne und dem Weibe: Unter den Verurteilten überhaupt 
im Zeitlauf von 1882 bis 1897 waren Männer 82,4 % und 
Weiber 17,6 %• Man begründet diese Erscheinung mit der 
Behauptung, die Frau sei sanfter veranlagt als der Mann; 
dieser Erklärung können wir nicht beipflichten; denn wir sehen 
das obenerwähnte Verhältnis verschwinden in Orten, wo die 
Frauen in Fabriken beschäftigt sind und gleich dem Manne 
am sozialen Leben teilnehmen. Oft schon haben Frauen 
durch unerhörte Greueltaten eine traurige Berühmtheit er- 
langt. 

In der Zeit von 1882 bis 1897 gestaltete sich das Krimi- 
nalitätsverhältnis zwischen Mann und Weib nach den Verur- 
teilungen der deutschen Gerichte folgendennassen : 


Im Alter von 

Männer 

Weiber 


% 

•/. 

1 12—18 Jahren 

8,0 

1,8 

tk 

5 

1 

00 

66,7 

10,0 

40 — 60 » 

15,4 

4,9 

| über 

2,1 

0,7 


82,2 ') 

17,4 <) 

>) Von 0,1 •/• konnte das Alter nicht ermittelt werden. 
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Ausserdem wissen wir, dass innerhalb dieser verschiedenen 
Altersgrenzen die Kriminalität des Mannes bis zum 21. Jahre 
zu- und vom 25. Jahre an abnimmt; jene der Frau erreicht 
zwischen dem 30. und 40. Lebensjahre den Höhepunkt. Dieser 
Unterschied in der Kriminalität beider Geschlechter ist auch 
durch den Einfluss der sozialen Faktoren zu erklären. Die 
Frau nimmt nicht in demselben Masse wie der Mann an dem 
Kampfe ums Dasein teil, sie lebt voii der Welt zurückgezogen 
in der Familie, sie beteiligt sich wenig oder gar nicht am Wirts- 
hausleben oder am politischen Getriebe ; dadurch wird sie von 
jenen Verbrechen ferngehalten, welche in diesen Momenten 
wurzeln. Unmoralisch veranlagte Weiber gelangen in jungen 
Jahren nicht selten zur Prostitution ; hier können sie durch 
den Reiz dieses Lebens, sowie durch den leichten Erwerb ihres 
Unterhaltes vom Verbrechen abgehalten werden. 

Zur Erklärung dieser und anderer Erscheinungen der weib- 
lichen Kriminalität muss allerdings noch reicheres Material ge- 
sammelt werden. 

Was endlich die Kriminalität der Kinder anbelangt, so kön- 
nen wir den Einfluss der wirtschaftlichen Faktoren aus der 
folgenden Tabelle ersehen, die der Oberstaatsanwalt Dr. Lino 
Ferriani vor kurzem im „Berliner Tageblatt“ (Nummer vom 
20. Juli 1 903) mitteilte. 

Von 429 in Gefängnishaft befindlichen Kindern, die er in 
den Jahren 1900 und 1901 persönlich oder nach Notizen anderer 
Gelehrter studierte, gehörten an: 


verkommenen Familien 295 

armen Familien 110 

dem Mittelstände 18 

guten Familien 5 

reichen Familien 1 


& ★ 

* 

Aus der Untersuchung des Verbrechens nach seinen indivi- 
duellen und sozialen Ursachen ist die Aufgabe der Sozialpolitik 
und der Kriminalpolitik zu erschliessen. Diese wird von v. Liszt 
folgendermassen definiert : Kriminalpolitik ist da s auf die wissen- 
schaftliche Erkenntnis der die Kriminalität bestimmenden Faktoren 
gestützte System der für die Bekämpfung des Verbrechens durch 
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Zwangsmassregeln gegen den Verbrecher massgebenden Grundsätze. 

Je nachdem im Delikte der eine oder der andere der Fak- 
toren des Verbrechens vorwiegt, unterscheidet die soziologische 
Schule folgende Verbrechergruppen: 

I. Gelegenheitsverbrecher (bei Überwiegen der äusseren Fak- 
toren). 

II. Bei Überwiegen des individuellen Hanges zum Ver- 
brechen : 

A. Die angehenden, noch besserungsfähigen Gewohnheitsver- 
brecher. 

B. Die unverbesserlichen Gewohnheitsverbrecher. 

Andere Kriminalpolitiker führen zahlreichere Kategorien 
an (vgl. Aschaffenburg, Das Verbrechen und seine Bekämpfung: 
Heidelberg 1903); doch ist es nicht meine Absicht, mich an 
dieser schwierigen Diskussion zu beteiligen. 

Die moderne Kriminalpolitik stellt sieh nun die Aufgabe, 
im Hinblick auf diese Verbrechergruppen ein Strafensystem zu 
konstruieren; so gelangt v. Liszt zur Aufstellung folgender 
Strafzwecke : 

1. Abschreckung der Gelegenheitsverbrecher; 

2. a) Besserung der angehenden Gewohnheitsverbrecher; 
b) Ausscheidung (Unschädlichmachung) der unverbesser- 
lichen Gewohnheitsverbrecher. 

Dies sind die Grundgedanken der Pönologie der sozio- 
logischen Schule, ich begnüge mich damit, sie zu erwähnen. 
Die angestellten Betrachtungen ergeben die Notwendigkeit, in 
der Pönologie die Eigentümlichkeit der Verbrecher genauer zu 
studieren und dabei nicht schablonenhaft vorzugehen, sondern 
die Strafe dem jeweiligen Zwecke anzupassen. 

Man darf sich keinen Täuschungen hingeben bezüglich der 
Schwierigkeiten, welche sich der Verwirklichung der Bestre- 
bungen der modernen Schule entgegenstellen: zu diesen ge- 
hört insbesondere die Untersuchung der Motive, weil uns die- 
selben, wie v. Bar 1 ) einwendet, eine kaleidoskopische Gestal- 
tung bieten werden, je nach dem Gesichtspunkte, von welchem 
aus es uns gelingt, sie zu studieren, die Vorgeschichte des 
Verbrechens zu erforschen und einen Blick in die Seele des 


l ) Die Reform des Strafrechts. Berlin 1903. 
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Missetäters zu werfen. Anderseits wenn wir unter Motiven das 
reale Ziel verstehen, welches der Verbrecher durch die Übeltat 
erreichen wollte, so wird es uns nicht geringe Schwierigkeit 
bieten, ihren Wert bei Delikten zu erwägen, die ihr Ziel nicht 
ganz erreichen, weil wir keine genügenden Anhaltspunkte 
haben werden, um von dem Resultate auf die Qualität der 
anzustrebenden Ziele sehliessen zu können. Eine ähnliche 
Schwierigkeit ergibt sich bei der Beurteilung der antisozialen 
Gesinnung des Verbrechers und bei der Einteilung der Ver- 
brecher in Gelegenheitsverbrecher , Gewohnheitsverbrecher ; 
denn oft fördert gerade die Gelegenheit den starken Hang des 
Verbrechers zum Verbrechen zutage, und anderseits kann eine 
schwache Natur, welche nicht bösartig und nicht unverbesser- 
lich ist, mehrmals der an sie herantretenden Versuchung unter- 
liegen. Wie können wir übrigens von Unverbesserlichkeit 
sprechen, wenn wir noch nicht an dem Verbrecher die bes- 
sernde Wirkung der Strafe geprüft haben? Oft dürften bei 
Beantwortung dieser Frage sich Irrtümer ergeben. 

In der soziologischen Schule wird heute vielfach gefordert, es 
sollte bei gewissen Delikten wenigstens die Strafe nicht vom 
Richter fest bestimmt, sondern innerhalb gewisser Grenzen von 
der Strafvollzugsbehörde ausgemessen werden, ln diesem Sinne 
bestimmt der Vorentwurf zu einem schweizerischen Strafgesetz- 
buch, Art. 44, dass Personen, die wegen gewisser Verbrechen 
bereits viele Strafen erlitten haben, bei erneutem Rückfalle 
einer Verwahrung auf unbestimmte, vom Ermessen der Ver- 
waltungsbehörde abhängige, freilich durch ein hohes Minimum 
und Maximum begrenzte Zeit unterzogen werden können '). 
Ebenso bietet der 5 } ü5 des norwegischen Strafgesetzbuches die 
Möglichkeit einer langdauernden Gefangenhaltung, und zwar 
auch, abgesehen von der Voraussetzung mehrfachen Rückfalles, 
im Falle blosser Konkurrenz von Delikten, von denen mehrere 
nicht einmal zu den sehr schweren gehören (vgl. v. Bar, 
a. a. O., S. 18/19). 

Diese Unbestimmtheiten mögen wegen allfälliger Miss- 
brauche Bedenken erregen. Anderseits muss man allgemein 
die Berechtigung einer Reform der Geldstrafe anerkennen, 

‘) Das Gericht bestimmt die Dauer der Verwahrung fest. Art. 20 Kntw. 
von 11*03. Der Herausgeber. 


Digitized by Google 


390 


Terenzio Sacchi-Lodiapoto. 


die heute Arme und Reiche verschieden trifft. Denn wird die 
Geldstrafe einzig nach der Schwere der Tat und nicht auch 
nach den ökonomischen Verhältnissen des Strafpflichtigen be- 
messen, so wird der Arme ungleich härter bestraft als der 
Reiche, für den der nämliche Betrag, den der Arme kaum 
erschwingen kann, nur ein geringes Opfer bedeutet. Deshalb 
erscheint es bei der Zumessung der Geldstrafe gerechtfertigt, 
die Höhe des zu zahlenden Betrages nach dem Vermögen des 
Verurteilten zu bemessen; allerdings sollen wir der Progression 
eine Maximalgrenze stellen, so dass dieselbe nicht in Vermögens- 
konfiskation übergeht; die Geldstrafe soll insbesondere dann 
als Strafe zur Anwendung kommen, wenn das Verbrechen aus 
Gewinnsucht begangen wurde. 

* * 

* 

Wir haben noch ein weiteres Gebiet der Verbrechens- 
bekämpfung ins Auge zu fassen. Wenn die Strafe den Zweck 
verfolgt, die Personen, welche die Gesellschaft geschädigt haben, 
zu bessern oder sie aus der sozialen Gemeinschaft auszuscheiden, 
so muss der Gesetzgeber dem Verbrechertum nicht nur durch 
Strafandrohung vorzubeugen trachten, sondern er wird auch 
denjenigen, welche sich auf dem abschüssigen Wege zum Ver- 
brechen befinden, helfend beispringen. 

Ohne nochmals darauf zurückzukommen, dass es Pflicht 
des Staates ist, mittelst eines streng durchgeführten Schul- 
zwanges die allgemeine Volksbildung zu fördern, erwähne 
ich hier nur das preussische Gesetz vom 2. Juli 1900 *) 
über Fürsorgeerziehung Minderjähriger. Nach diesem Gesetze 
kann das Vormundschaftsgericht anordnen, dass ein Minder- 
jähriger, der das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet hat, zum 
Zwecke der Erziehung in einer geeigneten Familie oder in 
einer Erziehtmgs- oder Besserungsanstalt untergebracht werde a ), 

*) Vor diesem galt das Gesetz vom 13. März 1878, abgeändert durch 
die Gesetze vom 27. März 1881 und 23. Juni 1884. 

s ) In England entsprechen die Industrial Schools den Erziehungs-, die 
Reformator y Schools den Besserungsanstalten. In den enteren tritt in den Vor- 
dergrund der Unterricht, in den letzteren die Ausbildung in einem Hand- 
werk, zu einem Berufe. Die günstige Wirkung dieser Industrial und Re- 
formatory Schools auf die allgemeine Kriminalität in England ist all- 
gemein anerkannt. Die Bevölkerung hat sich von 1871 — 18!*1 von 22 auf 
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wenn sein geistiges oder leibliches Wohl dadurch gefährdet ist, 
dass der Vater seine väterliche Gewalt missbraucht, das Kind 
vernachlässigt oder sich eines ehrlosen oder unsittlichen Ver- 
haltens schuldig macht, ferner wenn der Minderjährige eine 
strafbare Handlung begangen hat, wegen der er in Anbetracht 
seines jugendlichen Alters strafrechtlich nicht verfolgt werden 
kann, oder wenn die Fürsorgeerziehung erforderlich ist zur 
Verhütung weiterer Verwahrlosung mit Rücksicht auf die Per- 
sönlichkeit der Eltern oder der sonstigen Erzieher. Das Vor- 
mundschaftsgericht beschliesst von Amtes wogen oder auf 
Antrag besonderer, dazu berechtigter Behörden. Vor der Be- 
schlussfassung werden, soweit dies nicht erheblichen Schwierig- 
keiten begegnet, die Eltern des Kindes, die gesetzlichen Ver- 
treter, der Leiter oder Lehrer der von dem Kinde besuchten 
Schule, der zuständige Geistliche, dann die Verwaltungs- und 
Polizeibehörden gehört. Die Betriebskosten solcher Anstalten 
werden zwischen dem Staate (*/s) und den öffentlich-rechtlichen 
Verbänden ('/») geteilt, mehrere Kommunen können sich in Kom- 
munalverbände vereinigen zum Zwecke der Gründung und 
Verwaltung solcher Anstalten. Sie sind berechtigt, die entstan- 
denen Kosten des Unterhalts eines Zöglinges von diesem selbst 
oder von dem auf Grund des bürgerlichen Rechts dazu Ver- 
pflichteten zu fordern. Die Erstattungsforderung der Kom- 
munalverbände stützt sich auf Tarife, welche von dem 
Minister des Innern nach Anhörung der Kommunalverbände 
festgesetzt werden. Die Zöglinge dürfen nicht in Arbeitshäusern 
und nicht in Landarmenhäusern, in Anstalten für Kranke, Ge- 
brechliche, Idioten, Taubstumme oder Blinde untergebracht 
werden, es sei denn, dass es ihr körperlicher und geistiger 
Zustand erfordert. Für die Überwachung der in Familien unter- 
gebrachten Zöglinge sind Fürsorger bestellt; auch Frauen 
können als solche ernannt werden. Die Fürsorgeerziehung 
nimmt ein Ende mit der Volljährigkeit; eventuelle frühere 
Aufhebung erfolgt durch Beschluss des Kommunalverbandes 

29 Millionen vermehrt, aber die Zahl der mit Gefängnis Bestraften ist im 
gleichen Zeiträume um 32 °/o, die Zahl der mit Zuchthaus Bestraften um 
54 “/• gesunken. Vgl. hierüber Dr. Aschrott, Die Behandlung der ver- 
wahrlosten und verbrecherischen Jugend und Vorschläge zur Reform. 
Berlin 1892, S. 27-28. 

Schweizerische Zeitschrift für Strafrecht, 16. Jfthrs. 27 
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von Amtes wegen oder auf Antrag der Eltern oder des gesetz- 
lichen Vertreters des Minderjährigen, wenn der Zweck der 
Fürsorgeerziehung erreicht oder die Erreichung des Zweckes 
anderweitig sichergestellt ist. Es ist hervorzuheben, dass das 
preus8ische Gesetz diese Erziehung ausdrücklich Fürsorge- 
erziehung und nicht Zwangserziehung nennt. 

In Berlin sind die Hälfte der unter diesen Schutz gestellten 
Mädchen solche, welche auf dem Wege waren, der Prostitution 
zu verfallen. 

In sozialer Hinsicht weisen alle diese Einrichtungen vor- 
zügliche Resultate auf, wenn die Behörden mit Taktgefühl 
und Klugheit Vorgehen. Die Fürsorgeerziehung der Minder- 
jährigen führt zu einem tieferen Eingreifen des Staates in die 
Familienverhältnisse, zu einer einschneidenden Kontrolle über 
die Ausübung der väterlichen Gewalt; dies schafft in den 
einzelnen Fällen nicht leicht zu überwindende Schwierigkeiten, 
auch da, wo der Staat mit ausgesprochenerem ethischem Cha- 
rakter (Wohlfahrtsstaat) sich die Förderung des moralischen 
und materiellen Wohles seiner Bürger angelegen sein lässt. 
Doch der Staat hat ein Interesse daran, dass die Kriminalität 
nicht anwachse; damit sind diese Massnahmen vom öffentlich- 
rechtlichen Standpunkt aus gerechtfertigt, weil die Ausübung 
der väterlichen und vormundschaftlichen Rechte allgemeine 
Interessen der Gesellschaft und des Staates tangiert. Die Volks- 
wirtschaft begreift nicht nur die Erscheinungen, welche sich 
auf die Güter beziehen, sie wird gerade von Gustav SchmoUer 
(Grundriss der Volkswirtschaftslehre I) folgendermassen defi- 
niert: „Die Volkswirtschaft ist das als ein Ganzes gedachte und 
wirkende, von dem einheitlichen Volksgeist und von einheit- 
lichen, materiellen Ursachen beherrschte System der wirtschaft- 
lich-gesellschaftlichen Vorgänge und Veranstaltungen desVolkes.“ 

Die Wirtschaft eines Volkes ist darum nicht erklärlich 
ohne das Zusammenwirken aller organisatorischen Kräfte des 
sozialen Lebens. Das Organisations- und Reglementierungs- 
system ist von grosser Wichtigkeit, da es Einheitlichkeit der 
Bestrebungen schafft und das Zersplittern der vereinzelt wir- 
kenden Kräfte verhindert; dementsprechend greift der Staat 
immer tiefer ein in die Regelung des Versicherungs- und des 
Armenwesens, der öffentlichen Bildung und Erziehung etc. 
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Das nämliche gilt für die Arbeitshäuser *), die in allen 
Kulturstaaten bestehen und deren Errichtung sieh in Italien 
schon auf den genuesischen Albergo dei poteri (1539 gegründet) 
zurückführen lässt. Diese Anstalten haben in jenen Ländern 
einen grösseren Aufschwung genommen, wo der Staat selbst 
die Zügel ihrer Verwaltung in die Hand nahm. England ist 
das klassische Land der Arbeitshäuser (work-house), seitdem 
die Königin Elisabeth angeordnet hatte, dass die arbeitsfähigen 
Armen zur Arbeit angehalten werden sollten ; so entstanden aus 
den Armenhäusern die Arbeitshäuser, die nicht verwechselt 
werden dürfen mit ähnlichen Einrichtungen strafrechtlichen 
Charakters. — In Ländern, in welchen entweder der Staat 
selbst oder von ihm bestimmte öffentlich-rechtliche Körper- 
schaften die Armenfürsorge Übernommen haben, kommen in 
den zu diesem Zwecke errichteten Häusern eine grosse Anzahl 
Unterstützungsbedürftiger zusammen, die, wenn sie arbeitsfähig 
sind, zur Arbeit tatsächlich verwendet werden. Alle diese An- 
stalten nehmen nicht nur arbeitsfähige oder -unfähige Bettler 
auf, sondern auch Liederliche, Landstreicher, Arbeitsscheue, 
welche infolge ihrer Armut den öffentlichen Behörden, welchen 
die Armenpflege obliegt, zur Last fallen, oder die auf Grund 
richterlicher Entscheidung eingeliefert werden. Selbstverständ- 
lich müssen diese Arbeitshäuser, wenn sie nennenswerte Re- 
sultate erzielen wollen, unter strenger Disziplin stehen und nicht 
Müssiggang und Laster begünstigen; es ist ein alt bewährter 
Satz allgemeiner Lebensweisheit, dass der Hunger ein schlechter 
Berater ist, und dass anderseits die Arbeit den Menschen ver- 
edelt und ihn zur Tugend führt. 

In Frankreich und in Belgien entsprechen die dépote de 
mendicité und ebenso in Italien die ricoveri di mendicità nicht dem 
ethischen und sozialen Ziel der Arbeitshäuser, weil sie haupt- 
sächlich Anstalten mit ausschliesslich charitativem Charakter sind. 
Für die in Belgien nach dem Gesetz vom 27. November 1891 
errichteten maisons de refuge lässt sich dagegen nicht dasselbe 
behaupten ; in diesen werden nicht nur die Gelegenheitsbettler, 
sondern auch jene Armen angenommen, die arbeitsfähig sind 
und sich freiwillig anmelden. 


>) Vgl. Rumpelt in H. YV. B. d. St. W. I, S. 859 ff. 
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In Deutschland ist diese Materie landesgesetzlieh geregelt. 
Sachsen speziell hat hier besondere Resultate erzielt. Ende des 
Jahres 1882 bestanden dort 34 städtische Anstalten; ihre Kosten 
betrugen 522,457 Mark; davon wurden 155,354 Mark durch die 
Arbeitsverdienste der internierten Arbeitsfähigen gedeckt. — 
Für kleinere Städte und für Landgemeinden bestehen Bezirks- 
verbände, wobei die Kosten nach der Einwohnerzahl und der 
Summe der betreffenden Zensiten verteilt werden. Die Gesamt- 
ausgaben dieser Bezirksanstalten betrugen im Jahre 1882 
510,942 Mark abzüglich 144,431 Mark Arbeitsverdienst der 
untergebrachten Arbeitsfähigen, im Jahre 1896 712,800 Mark 
abzüglich 160,000 Mark. Die sächsischen Anstalten gemessen 
den Ruf besonders fester und strenger Verwaltung. Es wird 
auf strenge lokale Trennung der beiden Geschlechter gesehen. 
Liederliche, Arbeitsscheue und Leute, welche sich dem Regle- 
ment nicht fügen wollen, werden unter dem Namen Korrek- 
tionäre in einer besondern disziplinären Gruppe vereinigt; 
die anderen sind entweder Pensionäre oder Pfleglinge. Von 
den 3655 im Jahre 1882 in den Bezirksanstalten untergebrachten 
Personen waren 41 °/o Korrektionäre, während Ende des Jahres 
1897 von 2170 nur 30°/« dieser Klasse zugewiesen wurden. Die 
fortschreitende Tendenz führt immer mehr zur Trennung dieser 
Arbeitshäuser von den früher mit ihnen innig verbundenen Spi- 
tälern und ähnlichen Anstalten für Gebrechliche, Idioten u. s. w. 
Man ist ferner immer mehr bestrebt, die Kinder von diesen 
Arbeitshäusern fern zu halten, um sie der schädlichen Ge- 
sellschaft von Bettlern, Vagabunden und verkommenen Sub- 
jekten zu entziehen. Ein löbliches Beispiel für die praktische 
Durchführung dieser Idee liefert uns das oberwähnte preus- 
sische Gesetz. — Ein weiteres sozialpolitisches Tätigkeitsgebiet 
eröffnet sich bei der Unterstützung, welche man den Leuten, 
die sich nach verbüsster Strafe in der Gesellschaft wieder eine 
Existenz verschaffen wollen, angedeihen lässt. Da sie ihre 
traurige Vergangenheit immer verfolgt, so fällt es ihnen in 
den meisten Fällen schwer, das Vertrauen ihrer Mitmenschen 
wieder zu gewinnen. Mit diesen Sieherungsmassregeln be- 
schäftigt sich die Fürsorge für entlassene Sträflinge. 

* * 

# 
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Der Zweck meiner Abhandlung war, zu zeigen, welches 
der Einfluss der äusseren sozialen Faktoren auf das Verbrechen 
ist, und wie notwendig es ist, sich nicht nur auf die Tat zu 
beschränken, indem man den Übeltäter straft und allgemein 
Strafe androht, sondern sich den sozialen Faktoren zuzuwenden, 
ihre schädlichen Einwirkungen zu mildern und mit Hülfe der 
Religion, der Kulturprinzipien und gesetzlicher Bestimmungen 
das verwickelte Netz der menschlichen Interessen und Hand- 
lungen zu entwirren. Die soziologische Schule sieht im Ver- 
brechen ein Resultat der Ereignisse des sozialen Lebens, und 
sie hebt hervor, wie sehr gerade diese äusseren Ereignisse' schon 
frühe auf die Bildung des Charakters wirken. Die Vertreter der 
klassischen Schule glauben, es sei mit der Auffindung des Täters 
und seiner Bestrafung alles getan, um die anderen von ver- 
brecherischen Handlungen abzuhalten. — Der Kampf der beiden 
Schulen wird schliesslich mit einem Fortschritt in der Rechts- 
entwicklung enden; das, was die neue Theorie an Wahrheit 
enthält, wird zum Durchbruch gelangen; bleiben wird die 
strenge Systematik der klassischen Schule, doch sic wird von 
dem lebendigen Hauche der Soziologie belebt werden. Jhering 
hat gesagt, dass der Zweck im Rechte der Schutz des Lebens 
der Gesellschaft sei; v. Liszt hat hiuzugefügt, dass der Zweck 
im Strafrechte der Schutz von besonders schutzwürdigen und 
schutzbedürftigen Interessen sei; Mittel hierzu sei Androhung 
und Vollzug der Strafe. — Aufgabe der Kriminalpolitik ist es, 
diesen Zweck zu erreichen, indem sie die moralischen, wirt- 
schaftlichen, öffentlichen Interessen der Individuen schützt. 
Aber dies ist auch das Ziel der Sozialpolitik! Es gibt also keinen 
begrifflichen Gegensatz zwischen den beiden Disziplinen, sie be- 
dienen sich wohl verschiedener Hülfsmittel, aber sie sind auf 
demselben Boden tätig : der Mensch und die Gesellschaft sind 
das Gebiet beider Disziplinen, und gegenseitige Ergänzung ist 
für sie Notwendigkeit. 
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Entscheidungen in Strafsachen. 

Jurisprudence pénale . 

. I. Bundesgericht. — Tribunal fédéral. 


Urteile des eidgenössischen Kassationshofes. 

Mitgeteilt von Herrn Bundesrichter Q. Favey, Lausanne. 


1 . Arrêt du 29 juin 1903 dans la cause William Barraud contre Charles 
Falconnier, tuilier à Lonay, Conrad Aider, mécanicien à Morges, et 
Jean Kilchenmann, ouvrier -mécanicien à Ouchy, pour contrefaçon 
d’une machine brevetée. 

A. Le 25 juin 1902, William Barraud, directeur de la Briqueterie de 
Bussigny, a porté plainte, auprès du Juge d'instruction du canton de Vaud, 
contre Charles Falconnier, tuilier à Lonay, Conrad Aider, mécanicien à 
Morges, et Jean Kilchenmann, ouvrier-mécanicien à Ouchy, pour contre- 
façon dolosive de la machine à fabriquer les briques, dite découpeuse, objet 
d'un brevet suisse n° 15,984, dont le plaignant était titulaire ; il se fondait 
sur les art. 24 et suivants de la loi fédérale du 29 juin 1888 sur les brevets 
d’invention, modifiée par la loi subséquente du 23 mars 1893. 

W. Barraud alléguait que Charles Falconnier employait dans sa tui- 
lerie de Lonay un appareil semblable à celui qui faisait l’objet de son 
brevet; il prétendait qu'au moyen des renseignements trouvés dans les 
publications officielles des brevets d’invention et après avoir fait examiner, 
par un émissaire, l’appareil fonctionnant à Bussigny, ce concurrent avait 
fait construire une découpeuse identique â la sienne, le constructeur de 
la machine était le mécanicien Aider, à Morges, qui s’était assuré les ser- 
vices de l’ouvrier-mécanicien Kilchenmann, précédemment employé par le 
plaignant à la fabrication des appareils brevetés. 

Le Juge d’instruction ouvrit une enquête au cours de laquelle il fit 
séquestrer à Lonay deux machines, il ordonna une expertise, qui fut con- 
fiée à M. William Grenier, professeur; la conclusion du rapport déposé par 
ce dernier, portait entre autres que les machines séquestrées constituaient 
l’une et l’autre des contrefaçons nettement caractérisées de l’objet du brevet. 
Le juge entendit les parties et les témoins indiqués par celles-ci: Le dé- 
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noncé Falconnier déclara avoir recommandé à son mécanicien-constructeur 
de ne. pas copier la machine brevetée, dont il connaissait l’existence ; Aider 
affirma être arrivé à construire les machines livrées sans avoir eu con- 
naissance de l'appareil Barraud, et enfin Kilchenmann contesta avoir tra- 
vaillé à ces découpeuses. Le 22 août 1902, W. Barraud se porta partie 
civile. 

B. Par décision du 26 décembre 1902, le Juge d'instruction, considé- 
rant que si l'enquête avait relevé certains indices de dol, ces indices 
n’étaient cependant pas suffisants pour justifier un renvoi au pénal — la 
poursuite civile pour contrefaçon et usage illicite des machines brevetées 
demeurant réservée — a prononcé qu'il n’y avait pas lieu de suivre au 
pénal. 

C. Sur recours du plaignant W. Barraud et par arrêt du 26 janvier 
1903, le Tribunal d'accusation du canton de Vaud a maintenu l'ordonnance 
de non-lieu rendue par le Juge d'instruction. Le tribunal a motivé sou 
arrêt en disant que si Aider paraissait avoir contrefait l'appareil breveté, 
l’enquête n’établissait, pas d’une façon suffisante et comme le veut l'art. 25 
de la loi fédérale, que cette contrefaçon eut été dolosive; puis, qu’en ce 
qui concernait Kilchenmann et Falconnier, l’enquête n’avait pas relevé des 
indices suffisants pour permettre do les considérer comme tombant sous le 
coup de l'art. 24 de la loi. Enfin, l’arrêt ajoutait que l’action civile demeu- 
rait réservée au plaignant, qui pourrait, le cas échéant, demander la re- 
prise de l’enquête pénale. 

D. Par acte du 5 février 1903, W. Barraud a recouru à la Cour de 
cassation pénale; il conclut: 

I. A l'annulation de l’arrêt de non-lieu du Tribunal d'accusation du 
canton de Vaud, du 26 janvier 1903, pour violation de la loi fédérale sur les 
brevets d’invention, du 29 juin 1883, revisée le 13 mars 1893, l'affaire étant 
renvoyée audit Tribunal d'accusation pour que celui-ci statue à nouveau 
dans le sens du renvoi des trois prévenus devant les tribunaux de l’ordre 
pénal. 

II. Subsidiairement, ù l'annulation du susdit arrêt, et renvoi pour nou- 
velle décision au Tribunal d’accusation du canton de Vaud. 

III. Plus subsidiairement encore, et au cas où l’arrêt de non-lieu 
serait confirmé, au maintien du séquestre imposé sur les machines contre- 
faites, par le Juge d’instruction du canton de Vaud, cela pour une durée 
de deux mois dès la date de l'arrêt fédéral, sans préjudice au séquestre 
qui pourra être requis ultérieurement du juge civil. 

IlanB sou mémoire à l'appui du recours, W. Barraud fait observer 
que les décisions de renvoi devant, un juge pénal sont basées sur des in- 
dices et non sur des preuves établies; or, dans l’espèce, il existe des in- 
dices de contrefaçon et île dol suffisants pour motiver le renvoi des inculpés 
devant le juge pénal. Les indices de contrefaçon sont indiscutables; quant 
au dol, au dire du recourant, il est dêjù établi, parce que les dénoncés 
ont dû connaître l’existence du brevet Barraud et ont voulu imiter 
l'appareil brevetée, une imitation inconsciente d’une machine aussi com- 
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pliquée devant être exclue dès l'abord; à côté de cette preuve générale, 
l’enquête a établi des indices de dol très caractérisés à la charge de chacun 
des dénoncés. Enfin, le recourant reproduit une requête préliminaire du 
7 février 1903, par laquelle il demandait que le préavis du Procureur 
général du canton de Vaud, sur son recours au Tribunal d’accusation, fût 
joint au dossier, requête rejetée par le président de la Cour de cassation, 
en date du 14 février; il demande que la Cour de cassation statue sur 
cette réquisition. 

E. Le dénoncé Aider a conclu au rejet du recours. II soulève tout 
d’abord un moyen préjudiciel double, tendant A dire, d'une part, que l'arrêt 
dont est recours n'est pas un refus de suivre définitif, le Tribunal d'accu- 
sation réservant expressément au plaignant la reprise, le cas échéant, de 
la poursuite pénale; d’autre part, que le recours n'est pas basé sur une 
violation du droit fédéral, qu’il ne porte pas même sur une question de 
droit, mais se tient, strictement sur le terrain des faits. Sur le fond, Aider 
conteste l’existence du dol et d’indices de dol et conclut au rejet du 
recours. 

Les dénoncés Falconnier et Kilchenmanu se joignent au moyen ex- 
ceptionnel soulevé par Aider, en insistant particulièrement sur le fait qu’il 
ne peut pas y avoir violation du droit fédéral; en effet, les autorités can- 
tonales ont appliqué des dispositions de procédure cantonale; elles n’ont 
pas abordé et n’ont par conséquent pas pu violer des dispositions du droit 
fédéral. Sauf le cas d'un déni de justice découlant d'une fausse, application 
de la loi cantonale, l’appréciation des juges et tribunaux vaudois est sou- 
veraine. Sur le fond, les deux dénoncés concluent également au rejet du 
recours, vu l’absence de dol ou même d’indices de dol. 

Statuant sur ces faits et considérant en droit : 

1° Le recourant s’est pourvu en cassation dans les délais 
légaux et en observant les formes prescrites; en sa qualité de 
lésé s’étant porté partie civile, il est atteint par la décision du 
Tribunal d’accusation du cauton de Vaud et jouit du droit de 
recourir en cassation pour l’action pénale (art. 161 O. J. F.). Au 
point de vue formel, le recours est donc recevable et le recourant 
a vocation pour agir. 

2° Il y a lieu d’examiner, d’entrée de cause, la réquisition 
préliminaire du recourant, tendant A ce que la Cour de cassation- 
ordonné la production au dossier du préavis du Procureur général 
du canton de Vaud; suivant la solution donnée à cette question, 
le dossier, d’après lequel le Tribunal fédéral est appelé à se pro- 
noncer, peut se trouver modifié. 

L’art. 26 de la loi fédérale sur les brevets d’invention statue 
que la poursuite pénale a lieu conformément A la procédure pénale 
du canton où l’action a été intentée, et l’art, 146 de la loi d’orga- 
nisation judiciaire fédérale dispose de même que la cause est 
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instruite suivant les règles de la procédure pénale cantonale. La 
question de savoir quels sont les documents ou pièces qui font 
partie du dossier doit donc être résolue d’après les règles de la 
procédure cantonale et, par cela même, n’est pas du ressort de la 
Cour de cassation. 

Du reste, s’il est vrai que le Code de procédure pénale du 
canton de Vaud statue à son art. 260 que le Tribunal d’accusation 
nanti d’un recours prononce sur préavis du Procureur général, on 
chercherait vainement une disposition légale prescrivant que ce 
préavis doit être communiqué soit à l'inculpé, soit au plaignant ou 
à la partie civile. En l’absence de disposition impérative du droit 
cantonal, il faut admettre que le préavis du Procureur général ne 
fait pas partie du dossier et ne doit pas nécessairement être com- 
muniqué aux intéressés. 

Il y a donc lieu de maintenir la décision du 14 février 1903 
par laquelle le président de la Cour a repoussé la réquisition pré- 
liminaire du recourant. 

3. Avant d'aborder le fond même du recours, la Cour de cas- 
sation doit examiner sa compétence et tout spécialement la valeur 
des moyens préjudiciels soulevés par les dénoncés ; en effet, si l’un 
ou l’autre venait à être admis, cela aurait pour conséquence une 
fin de non-recevoir et de non-entrée en matière. 

Ces moyens sont de deux natures : Deux d’entre eux consistent 
à dire que le recours n’est pas basé sur une violation de droit 
fédéral qui, seule, aux termes de l’art. 163 O. J. F. autoriserait un 
pourvoi en cassation. Le dénoncé Aider objecte que le prononcé du 
Tribunal d’accusation, qui se tient strictement sur le terrain des 
faits, constitue une appréciation de faits matériels sans même 
aborder une question de droit fédéral ou cantonal. Les dénoncés 
Falconnier et Kilchenmann estiment que le Tribunal d’accusation 
n’a appliqué aucune disposition do droit fédéral, mais bien le droit 
cantonal, soit la procédure pénale vaudoise; en effet, cette autorité 
n'a pas recherché si les faits révélés par l’enquête constituaient, à 
la charge des dénoncés, le délit prévu par la loi fédérale, mais 
elle s’est bornée à rechercher s’il existait contre les dénoncés des 
indices suffisants d’avoir commis certains actes avec dol. 

4° L’art. 163 O. J. F. ne prévoit de recours en cassation, dans 
les cas prévus à l’art. 160, que pour violation d’une disposition du 
droit fédéral. La loi sur Ips brevets d’invention est, dans son 
ensemble, une loi fédérale; la question de savoir si un délit de 
contrefaçon existe, et celle de savoir si ce délit a été commis avec 
dol ou par simple faute ne sont pas de simples questions d’appré- 
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ciation de faits, mais des questions de droit qui peuvent certaine- 
ment être déférées à la Cour de cassation pénale, et celle-ci peut 
incontestablement revoir les solutions données et casser la décision 
de l’instance cantonale si la loi n’a pas été sainement appliquée; 
la Cour de cassation n’est pas liée par l’appréciation des tribunaux 
cantonaux sur le caractère dolosif ou seulement fautif de la contre- 
façon. (Conf. 18 mai 1894, Landauer & C ie contre Knorr, Roc. 
off. XX, page 361, consid. 2; — 8 juin 1899, Kasseler Haferkakao- 
Fabrik Hansen & C 1 * contre Müller et Bernhard, Ree. off. XXV, I, 
page 284, consid. 3; — 16 mars 1900, Gebrüder Gegauf contre 
schweizerische Nähmaschinenfabrik, ibid. XXVI, I, page 109, 
consid. 2.) 

Mais telle n’est pas la question qui se présente en l’espèce. 
L’arrêt rendu par le Tribunal d’accusation du canton de Vaud est 
le point final de l’instruction préliminaire; il n’affirme ni ne nie 
l’existence ou le défaut des éléments constitutifs d’un délit ou d’in- 
tention dolosive. Il se borne à constater l’absence d’indices suffi- 
sants pour motiver un renvoi devant la juridiction de jugement, 
sans toucher à la question de fond même ; il ne fait aucune appli- 
cation du droit pénal matériel, réglé par la loi fédérale, et cette 
décision relève uniquement du droit formel. 

ô # En effet, l’autorité judiciaire qui a rendu la décision déférée 
à la Cour de cassation n’est pas appelée à se prononcer sur l’exis- 
tence d'une infraction ou sur l’intention dolosive de l’auteur ou 
des auteurs présumés de cette infraction. A un point de vue gé- 
néral, un tribunal d’accusation est une autorité et une juridiction 
d’instruction; son rôle se borne à examiner, à la lumière d’une 
enquête préliminaire, si des faits relevés dans cette enquête il 
résulte, à la charge du dénoncé, une présomption d’avoir commis 
un acte accompagné de certaines circonstances et des indices de 
culpabilité suffisants pour motiver un renvoi devant la juridiction 
de jugement; cette dernière est seule chargée d’apprécier le carac- 
tère de l'acte et des circonstances dans lesquelles il a été commis. 

C'est là le rôle que, dans le domaine de la législation vau- 
doise, le Code de procédure pénale et la loi d’organisatien judi- 
ciaire donnent au Tribunal d’accusation du canton de Vaud et ce 
sont bien là les pouvoirs dont disposo cette autorité. Or, celle-ci 
ne paraît pas être sortie de la sphère de ses attributions et avoir 
empiété sur le domaine du droit fédéral. 

6° L’art. 266 du Code de procédure pénale du canton de 
Vaud, qui se trouve dans le chapitre des arrêts sur enquête, est 
évidemment applicable aussi dans les cas où le Tribunal d’accu- 
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sation statue sur recours; en vertu de cette disposition de droit 
cantonal, le tribunal doit rechercher s’il existe, contre un dénoncé, 
des indices suffisants de culpabilité, justifiant son renvoi devant un 
tribunal pénal; en cas de réponse négative, il prononce qu’il n’y 
a pas lieu de suivre ; c’est la procédure qui a été suivie en 
l’espèce. 

Il importe pou qu'on envisage la décision intervenue comme 
constituant une simple appréciation des faits révélés par l'enquête, 
ainsi que le prétend l’un des dénoncés, ou qu’avec les autres, on 
la considère comme impliquant l’application de règles de droit 
relatives à l’existence ou à l’inexistence d'indices; le point essen- 
tiel et décisif à relever, c’est que l’arrêt ne touche pas au droit 
pénal matériel, c’est-à-dire au droit fédéral. 

Il n’y a dans l’arrêt dont est recours qu’une application de 
l’art. 26(5 du Code de procédure pénale du canton de Vaud. En 
effet le Tribunal d'accusation dit, à l'égard de Falconnier et de 
Kilchcnraann qu’il n’y a pas d’indices suffisants permettant de. les 
considérer comme tombant sous le coup de l’art. 24 de la loi sur 
les brevets d'invention, donc pas d’indices de contrefaçon ou de 
coopération à des actes de contrefaçon. A l’égard d’Alder, le tri- 
bunal relève des indices de contrefaçon, mais déclare qu’il n’y a 
pas d’indices suffisants de l’intention dolosive exigée par l’art. 25 
de la loi. 

7° L’arrêt attaqué mentionne, il est vrai, les dispositions des 
art. 24 et 25 de la loi fédérale et l’on pourrait se demander si le 
Tribunal d’accusation a entendu faire, dans une mesure quelconque, 
application de ces articles et aurait, par conséquent, touché au 
droit fédéral. Mais tel n'est pas le cas; la simple mention de ces 
articles ne signifie point que le tribunal ait appliqué ces dispositions 
et voulu statuer sur l’existence ou l’inexistence d’une contrefaçon 
ou de l'intention dolosive; l'ensemble de la décision montre bien 
qu’il n’en est pas ainsi. La seule constatation du tribunal- porte au 
contraire sur l’insuffisance d’indices, ce qui prouve bien qu’il s'est 
renfermé strictement dans ses attributions légales, 

8° Le recourant prétend et cherche à démontrer dans son 
mémoire qu’il existe des indices, tant généraux que spéciaux, suf- 
fisants pour motiver une accusation. Si cette prétention était jus- 
tifiée elle constituerait une violation de l’art. 266 du Code de pro- 
cédure pénale vaudois, mais non pas des dispositions de la loi 
fédérale sur les brevets d’invention; au cas où cette violation des 
règles de la procédure cantonale constituerait en même temps une 
violation des droits garantis aux citoyens, et par conséquent un 
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déni de justice, une voie de recours serait ouverte aux intéressés 
lésés, celle du recours de droit public (eonf. 5 octobre 1883, 
Aviolat, Ree. off. IX, page 493, eonsid. 1 et loc. cit.). Mais la Cour 
de cassation n’a pas à examiner le pourvoi à ce point de vue là, 
n’ayant qu’à rechercher s’il y a eu violation d’une disposition de 
droit fédéral, ce qui ne saurait être le cas, puisque celui-ci n’a 
pas même été appliqué. 

Ce premier moyen préjudiciel étant admis, il est inutile d'exa- 
miner le second. 

9° La Cour de cassation, à teneur do l’art. 171 O. J. F., n'est 
pas liée par les griefs et moyens du recourant, mais, en l’espèce, 
il n’apparaît pas que la décision du Tribunal d’accusation du 
canton de Vaud ait violé une disposition quelconque du droit 
fédéral. 

Par ces motifs, 

la Cour de cassation pénale prononce: 

Il n’est pas entré en matière, pour cause d'incompétence, sur 
le recours de William Barraud. 


2. Arrêt du 29 juin 1903 dans la cause Ernest Knosp contre Etienne 
Chappuis et Jacques Ruegg, prévenus d'infraction à la loi fédérale du 
23 avril 1883 concernant la propriété littéraire et artistique. 

A. Par acte du 31 décembre 1901, la Société des auteurs, compositeurs 
et éditeurs de musique, représentée par E. Knosp, son agent à Berne, et 
disant agir comme mandataire de ses sociétaires, a porté plainte contre. 
Etienne Chappuis, Jacques ltuegg et tous les membres de la Société de 
l’orchestre de S‘-Imier ayant contribué aux concerts donnés par ledit 
orchestre le 20 janvier et le 1 er décembre 1901 à S l Tmier et le 9 juin 1901 
à Berne. La plaignante demandait qu’il plaise au président du tribunal de 
Courtelary, chargé d’instruire et de juger l’affaire: 

« 1° Déclarer les pré venus coupables de contravention à la loi fédérale 
* du 23 avril 1883 concernant la propriété littéraire et artistique; 

« 2° En application des art. 12 et 13 de ladite loi et 365, 368 et 
« 468 du Code de procédure pénale du canton de Berne les condamner, 
« par voie de simple police, à des amendes. > 

La plaignante se portait partie civile contre Etienne Chappuis et tous 
les membres de l’orchestre de S'Tmier et se réservait de se porter partie 
civile contre J. Ruegg. 

B. A l’audience du président du tribunal de Courtelary du 2 avril 
1902, E. Chappuis et J. Ruegg ont pris des conclusions incidentes tendant 
à ce qu'il plaise au juge: 
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« 1“ Déclarer qu’il n’y a pas lieu de suivre à la plainte déposée par 
« E. Knosp à Berne, agent de la Société des auteurs, compositeurs et 
« éditeurs de musique à Paris, en date du 31 décembre 1901 ; 

* 2“ Condamner ledit Knosp, ou éventuellement qui de droit, à payer 
« à chacun des prévenus Chappuis et Kuegg une indemnité équitable pour 
« tort moral, perte de temps et débours ; ce faisant, fixer chacune de ces 
• indemnités à la Bomme de fr. 250; 

« 3° Mettre les frais de justice à la charge de qui de droit. » 

Ces conclusions étaient motivées par le prétendu défaut de légiti- 
mation active de la société plaignante, celle-ci ne justifiant pas d'une façon 
suffisante de ses droits de porter une plainte pénale au nom des prétendus 
lésés, ses sociétaires. 

Le représentant de la société plaignante n conclu à ce qu’il plaise au 
juge ne pas entrer en matière sur ces conclusions des prévenus, éven- 
tuellement les en débouter avec dépens. 

Statuant sur cet incident, à son audience du même jour, le 2 avril 
1902, le président a d'abord remarqué qu’il n’y avait pas lieu de se pré- 
occuper de la plainte en tant qu’elle concerne les membres de l'orchestre 
de S'-Imier qui n’avaient pas été désignés nominativement, puis a pro- 
noncé, en application des art. 311, 365, 367 et 368 du Code de procédure 
pénale bernois: 

« 1° Adjugeons le premier chef des conclusions préjudicielles retenues 
par les prévenus E. Chappuis et J. Ruegg et disons qu’il n’y a pas lieu 
de suivre ultérieurement à la plainte du 31 décembre 1901 ; 

« 2° Allouons aux prévenus E. Chappuis et J. Kuegg chacun une indem- 
nité à la charge de l’Etat, indemnité dont le plaignant Knosp, es qualités 
qu'il agit, est rendu responsable à teneur de l'art. 367 C. p. p. ; 

< 3° Condamnons E. Knosp, es qualités qu’il agit, à payer aux pré- 
venus E. Chappuis et J. Kuegg une somme de fr. 50 à titre de frais d'in- 
tervention, ainsi qu’aux frais envers l’Etat liquidés à fr. 66.80; 

« 4" Déboutons toutes parties d’autres ou plus amples conclusions. » 

A la lecture de ce prononcé, la société plaignante a déclaré interjeter 
appel du jugement. 

C. Le 25 mars 1903, la Chambre de police de la Cour d'appel et de 
cassation du canton de Berne a rendu l’arrêt suivant: 

« Le for de la Chambre de police est clos d’office à la partie civile, 
« héritiers de Michel Bléger et 21 consorts, représentés par la Société des 
«auteurs, compositeurs et éditeurs de musique (représentant: E. Knosp, è 
« Berne), qui avait interjeté appel du jugement du président du tribunal 
« de Courtelarv du 2 avril 1902, et les frais y relatifs, par fr. 10. 10, sont 
« mis à la charge de l’appelante. Le for reste ouvert toutefois, en ce qui 
« touche l’indemnité et les frais. » 

Cet arrêt repose sur l’art. 318, al. 2, du Code de procédure pénale 
du canton de Berne, que la Chambre de police, a interprété et appliqué 
d’office : Dans les cas d'infractions dont lu poursuite est subordonnée à 
une plainte de la partie lésée, cette dernière a le droit de mettre en raou- 
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vement l'action publique et de forcer les juridictions de répression à agir; 
cependant, une fois sa plainte déposée, la partie civile n’a plus le droit 
d’intervenir, en ce qui touche l’exercice ultérieur de l’action publique, le 
retrait de plainte excepté; cet exercice appartient au ministère public seul. 
Abstraction faite des cas spéciaux énumérés à l’art. 319 C. p. p., la partie 
civile ne peut appeler des jugements sur questions préjudicielles, lorsque 
ceux-ci concernent uniquement l’existence du droit qui appartient à l’Etat 
d’exercer l’action publique. L’action civile, elle-même, n’est nullement 
épuisée par un jugement semblable; elle peut, au contraire, être encore 
poursuivie devant le juge civil. Il y a donc lieu en l’espèce de clore d’of- 
fice le for de la Chambre de police à E. Knosp, au nom qu’il agit., celui-ci 
n’ayant pas droit d’appel in casu. 

D. Cet arrêt a été communiqué au représentant de la partie civile, 
le 8 avril 1903; il a déposé une déclaration de recours à la (Jour de cas- 
sation pénale le 16 avril 1903, et un mémoire à l’appui le 28 avril suivant. 
Il conclut, avec dépens, à ce que l’arrêt rendu par la Chambre de police 
du canton de Berne soit annulé et que l’affaire soit renvoyée à cette 
chambre pour nouvelle décision. 

Le mémoire présente, entr’autres, les arguments suivants : Le jugement 
sur incident, dont est recours, produit les mêmes effets qu’un jugement au 
fond, puisqu’il arrête définitivement le cours de la procédure pénale. L’in- 
terprétation que la Chambre de police a donné à l’art. 318 C. p. p. et 
l’application qu’elle en a fait, rendent illusoire la disposition de l’art. 13 
de la loi fédérale concernant la propriété littéraire et artistique, qui attribue 
à la partie lésée le droit de faire condamner pénalement celui qui a violé 
le droit d’auteur dont elle jouit ; il y a là violation du droit fédéral. 
L’art. 149 O. J. admet l’intervention de parties civiles dans les causes 
pénales qui doivent être jugées d’après les lois fédérales et qui sont défé- 
rées aux tribunaux cantonaux, lorsque la procédure pénale cantonale 
autorise le lésé à intervenir dans le procès pénal ; or, le Code de procédure 
pénale du canton de Berne donne cette autorisation; la société recourante 
une fois admise comme partie civile doit pouvoir interjeter appel; c’est 
violer l’art. 149 O. J. que de lui retirer la qualité qu’elle a acquise. 
L’application du droit pénal fédéral est rendue impossible ensuite de la 
forclusion qui a été prononcée en violation de diverses dispositions de la 
loi cantonale. Enfin, les prononcés, tant du président du tribunal de Cour- 
telary que de la Chambre d’appel de Berne, rendent absolument illusoires 
et pratiquement inapplicables les droits qu’ont, voulu protéger le traité 
international et la loi fédérale en matière de propriété artistique. 

Statuant sur ces faits et considérant en droit: 

1° Le recours en cassation a été formé en temps utile; il 
satisfait aux prescriptions des art. 105 à 107 O. J.; il est donc 
recevable en la forme. 

D’après l’art. 100 O. J. un recours en cassation n’est recevable 
que pour autant qu’il porte sur un jugement au fond, soit définitif 
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(le texte allemand dit „Endurteil“). L’arrêt de la Chambre de 
police de Berne n'a pas tranché, il est vrai, la question de droit 
matériel qui lui était présentée, il n'y a même pas touché; en effet, 
il s’est borné à écarter, par un jugement préjudiciel, le recours 
qui lui était adressé, en disant que d’après le Code de procédure 
pénale du canton de Berne la partie civile n’aurait pas le droit 
d’en appeler en l’espèce. 

Mais cet arrêt de pure procédure donne implicitement force 
exécutoire au jugement du tribunal de première instance et l’action 
se trouve en fait terminée par cet acte. Le jugement de première 
instance a, dès lors, tous les caractères d’un jugement définitif, 
puisqu’il n'est pas susceptible d’appel d’après la législation can- 
tonale (O. J. 162); il peut donc justifier un pourvoi en cassation, 
s’il y a eu violation d’une disposition de droit fédéral. 

2° Or, cette condition ne paraît nullement être remplie ; en 
effet, l’arrêt dont est recours ne fait aucune application du droit 
fédéral ; au contraire, il repose uniquement sur des dispositions de 
droit cantonal, à savoir sur le Code de procédure pénale bernois, 
d’après lequel la partie civile n'a pas d’autre compétence pénale 
que de porter une plainte ou de la retirer. 11 ne pourrait donc, 
en l’espèce, être question d’une violation de droit fédéral que si 
la Chambre de police de Berne avait fait application d’une dispo- 
sition de droit cantonal qui se trouverait en contradiction avec 
une disposition de droit fédéral, ou modifiée par celle-ci. La loi 
concernant la propriété littéraire et artistique ou la loi d’organi- 
sation judiciaire pourraient accorder, expressément et en modifi- 
cation des dispositions des lois cantonales y relatives, certains 
droits spéciaux à la partie civile. 

L’art. 146 O. J. statue, en effet, que, dans les causes pénales 
qui doivent être jugées d’après les lois fédérales et qui sont 
déférées aux tribunaux cantonaux par la loi fédérale, la procédure 
s’instruit suivant les règles de la procédure pénale cantonale „pour 
„autant que les articles suivants ou d’autres lois fédérales n’en 
„disposent pas autrement“ ; mais tel n’est pas le cas en l’espèce. 

3° Parmi les articles qui suivent l’art. 146 dans la loi d’or- 
ganisation judiciaire fédérale, l’art 149 règle précisément la situa- 
tion du lésé en ce qui concerne sa participation au procès comme 
partie civile. Or cet article confirme encore, sur ce point spécial, 
la règle générale, en disant que lorsque la procédure pénale can- 
tonale autorise le lésé h intervenir dans le procès pénal en qualité 
de partie civile, la même faculté lui appartient dans les cas prévus 
à l’art. 146. 
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Ainsi ce n’est que pour autant que la procédure pénale can- 
tonale autorise le lésé à se porter partie civile au procès que la 
législation fédérale admet cette intervention. 

Il n’est pas question, dans ces dispositions de droit fédéral, de 
pouvoirs plus ou moins étendus accordés au lésé qui s’est porté 
partie civile, conformément à la législation cantonale, spécialement 
en ce qui concerne son droit d’appeler d’un jugement de première 
instance; la législation fédérale soumet la question, en son entier 
et sans restriction d’aucune sorte, au droit cantonal, seul maître 
en la matière. 

4° Les dispositions de la loi fédérale concernant la propriété 
littéraire et artistique ne contiennent, elles non plus, aucune res- 
triction à la pleine application des lois cantonales dans ce domaine 
et leur laisse toute leur valeur. 

L’art. 18 de cette loi accorde à la partie lésée le droit de 
provoquer, par une plainte, la condamnation de celui qui a violé 
dolosivement le droit d’auteur dont il jouit. Le seul droit accordé, 
par cet article, au lésé, est celui de porter plainte : mais non pas 
le droit de poursuivre la procédure pénale. Tout au contraire, 
l’art. 15 de la même loi dit expressément que la poursuite pénale 
a lieu conformément à la procédure du canton dans lequel la 
plainte a été portée. 

La société recourante a librement exorcé le droit de porter 
plainte que la loi fédérale lui accorde, pour le reste elle est sou- 
mise. en tant que partie civile, au Code de procédure pénale du 
canton de Berne. 

5° La Société des auteurs, compositeurs et éditeurs de musique 
conclut, dans son recours, à l’annulation de l’arrêt de la Chambre 
de police et au renvoi de l’affaire, pour nouvelle décision, aux 
autorités judiciaires cantonales, conformément à l’art. 173 O. J. 
Mais cette disposition n’est applicable que lorsque le prononcé est 
rédigé de telle manière que la Cour de cassation se trouve dans 
l’impossibilité de se rendre compte si c’est la loi fédérale ou la 
loi cantonale qui a été appliquée. Or, en l’espèce, il n’y a aucun 
doute : L'arrêt dit catégoriquement qu’il fait application du droit 
cantonal, soit de la procédure pénale bernoise. 

6° La société recourante prétend enfin que si ce n’est pas 
l’arrêt, de la Chambre de police qui viole directement le droit 
fédéral, il consacre indirectement une violation de la législation 
fédérale en donnant un caractère de jugement définitif au prononcé 
du président du tribunal de Courtelary, qui, lui, viole le droit 
fédéral. 


Digitized by Google 



Entscheidungen in Strafsachen. 


407 


La Cour de cassation n’a pas à examiner ce jugement de 
première instance, puisqu’il a été rendu bien plus de 10 jours 
avant que le recourant se soit pourvu en cassation. 

Par ces motifs, 

le Tribunal fédéral prononce: 

Le recours de E. Knosp, au nom qu’il agit, est écarté. 


3. Urteil vom 7. Juli 1903 in Sachen MQIIerverein des Kantons Zürich 
gegen die Untermühle Zug betreffend Markenrecht (Gerichtsstand). 

A. Mit Eingabe vom 15. Oktober 1902 hat der Müllerverein des Kan- 
tons Zürich (eine eingetragene Genossenschaft) beim .Statthalteramt Horgen 
Strafklage gegen die verantwortlichen Leiter und Inhaber der Untermühle 
Zug (einer Aktiengesellschaft) gestützt auf Art. 24, lit. a, b und c, des eid- 
genössischen Markenschutzgesetzes erhoben. Der eingeklagte Tatbestand 
geht dahin: Die Untermühle Zug habe die tinter dem 28. September 1894 
eingetragene eidgenössische Marke des Strafklägers, Nr. 7114 (bestehend 
aus einem Mühlerad und den Initialen M. V. Z.), widerrechtlich verwendet, 
indem sie mit Futtermehl gefüllte Säcke, auf denen jene Marke — nebst 
den Initialen II. M. Z. — sich befunden habe, an einen Bäckermeister in 
Wädcnswil (Kanton Zürich, Bezirk Horgen) und an einen solchen in 
Hausen a. Albis (Kanton Zürich, Bezirk Affolterti) versendet habe. Mit 
Verfügung vom 10. November 1902 hat das Statthalteramt Horgen die 
Strafklage von der Hand gewiesen, mit der Begründung, nicht die zürche- 
rischen Behörden, sondern diejenigen des Kantons Zug seien zu deren 
Behandlung kompetent, denn dort sei das eingeklagte Delikt begangen. 
Die Staatsanwaltschaft des Kantons Zürich hat diesen Einstellungsbeschluss 
genehmigt, und ein vom .Strafkläger hiergegen an den Regierungsrat des 
Kantons Zürich gerichteter Rekurs ist von diesem mit Entscheid vom 
22. Januar 1903 abgewiesen worden, indem sich der Regierungsrat den 
Ausführungen der Staatsanwaltschaft anschloss, die dahin gehen: Der 
Rekurrent führe zutreffend aus, dass die Entscheidung von der Inter- 
pretation des Wortes „verwendet“ abhange. In concreto sei zu fragen, 
ob die Verwendung der Marke im Einfüllen der Säcke oder in der Ver- 
sendung derselben aus der Mühle au die Kunden oder in der Ablieferung 
der Säcke an die Kunden liege. Der Gebrauch der Säcke in der Mühle 
selbst falle jedoch ausser Betracht. Von den zwei übrig bleibenden Mög- 
lichkeiten müsse die Versendung massgebend sein. Bei Annahme der 
dritten Möglichkeit würde ein dem Falle der Injurienklage durch Brief 
oder durch die Presse entsprechender Gerichtsstand geschaffen. Dies sei 
offenbar nicht der Wille des Gesetzgebers. Auch Professor Meili lehne in 
seiner bei den Akten befindlichen Erklärung und in seinem Markenstraf- 
recht. [iag. 48. Ziffer 6, das Forum der Injurienklage ganz ab. Der vom 
Rekurrenten zitierte Entscheid (Zeitschrift für Strafrecht XIII, pag. 71) 

Schweizerische Zeitschrift für Strafrecht. IG. Jahrg. 28 
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spreche eher zu gunsten dieser Auffassung als der rekurrentischen, indem 
dort die Versendung der Ware als die Ausführung der Absicht des In- 
verkehrbringens, also doch wohl des Verwendern der Marke bezeichnet 
werde. Übrigens sei in jenem Falle der Vertrieb der Ware nicht direkt 
vom Produzenten an den Konsumenten erfolgt, sondern durch eine Mittels- 
person. Auch spreche für die Beschwerde kein praktisches Interesse, da 
das Kantonsgericht Zug die Klage der Beschwerdeführer (im Zivilprozess) 
geschützt habe. 

B. Gegen den Entscheid des Regierungsrates hat der Strafkläger 
nunmehr rechtzeitig und in richtiger Form die Kassationsbeschwerde im 
Sinne der Art. 160 ff. Organisationsgesetz an den Kassationshof des Bundes- 
gerichts ergriffen, mit dem Anträge : Der angefochtene Entscheid sei auf- 
zuheben und der Regierungsrat anzuweisen, das Statthalteramt Horgen 
zur Anhaudnahme und Durchführung der Untersuchung zu veranlassen. 

C. Die Untermühle Zug trägt auf Abweisung der Kassationsbe- 
schwerde an. 

D. Die Staatsanwaltschaft des Kantons Zürich verzichtet auf eine 
Vernehmlassung und verweist lediglich auf die Begründung des ange- 
fochtenen Entscheides. 

Der Kassationshof sieht in Erwägung : 

1. Die Statthaftigkeit der vorliegenden Kassationsbeschwerde 
ist gegeben, da diese sich gegen den — die Anhandnahine einer 
auf eidgenössisches Recht gestützten Strafklage — ablehnenden 
Entscheid einer letztinstanzlichen kantonalen Überweisungsbehörde 
richtet. Denn dass der zürcherische Regierungsrat gemäss zürche- 
rischem Rechtspflegegesetz als „Überweisungsbehörde“, und zwar als 
letztinstanzliche Überweisungsbehörde, anzusehen ist, ergibt sich aus 
dem in der Kassationsschrift angeführten § 1070, Nr. 2, zürche- 
risches Rechtspflegegesetz, wonach beim Regierungsrate über das 
Verfahren und die Verfügungen der Staatsanwaltschaft die einfache 
Beschwerde erhoben werden kann, und aus dem angefochtenen 
Entscheide selber, welcher eine materielle Inkompetenzerklärung 
der zürcherischen Behörden letztinstanzlich ausspricht. Und zwar 
erfolgte die Kompetenzablehnung auf Grund eidgenössischen Rechtes, 
nämlich des Markenschutzgesetzes, so dass die Zulässigkeit der 
Kassationsbeschwerde auch nach dieser Richtung gegeben ist. 

2. Das Schicksal der Kassationsbeschwerde hängt davon ab, wo 
die eingeklagten Vergehen begangen worden sind, da gemäss Art. 28, 
Absatz 1, Markenschutzgesetz die Strafklage am Domizil des An- 
geschuldigten oder an dem Orte, wo das Vergehen begangen worden 
ist, erhoben werden kann, also dem Klagberechtigten zwei elektive 
Gerichtsstände offen stehen, und nun vorliegend nicht der Gerichts- 
stand des Wohnsitzes des Angeschuldigten in Anspruch genommen 
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wird. Der Ort der Begehung des Deliktes aber richtet sich wiederum 
nach der Vollendung desselben. Nun stützt der Kassationsklüger 
— namentlich in der Kassationsbeschwerde — seine Strafklage 
hauptsächlich auf lit. b und c des Art. 24 1. c. ; er macht geltend, 
das Verwenden seiner Marke und das Inverkehrbringen sei erst 
vollendet, begangen, am Orte, wo der Erfolg eingetreten, mit der 
Ablieferung an die Käufer. Die entscheidende Frage spitzt sich also 
dahin zu, wann die „Verwendung“ der Marke eines andern vollendet, 
wo somit das Delikt der Verwendung, Art. 24, lit. b, Marken- 
schutzgesetz, begangen ist, und ebenso, wann das Inverkehrbringen 
vollendet, und wo es begangen ist. Diese Frage muss aber im 
Gegensätze zum Kassationsklüger und in Übereinstimmung mit dem 
angefochtenen Beschlüsse entschieden werden. Die „Verwendung“ 
der Marke eines andern findet schon statt im Momente, wo sie auf 
die Erzeugnisse oder Waren angebracht wird. Und das Inverkehr- 
bringen beginnt mit der Ausstellung der mit dem naehgemachten 
oder nachgeahmten Zeichen versehenen Ware im Verkaufslokal, 
oder mit der Abgabe zur Weiterlieferung, also mit der Absendung ; 
mit diesem Zeitpunkte ist das Inverkehrbringen aber auch vollendet, 
ist die Ware in Verkehr gebracht. Die Ablieferung an den Käufer 
oder sonstigen Konsumenten (oder Zwischenhändler) stellt sich dem- 
gegenüber nur als der Erfolg dar. Sowenig das Inverkehrbringen 
beim Platzkaufe erst vollendet ist mit der Ablieferung an den 
Käufer, so wenig findet beim Distanzkaufe die Vollendung erst in 
jenem Zeitpunkte statt. (Vgl. auch den Entscheid des Kassationshofes 
vom 8. Juni 18i)9 in Sachen Kasseler Ilaferkakaofabrik contra 
Müller & Bernhard, A. S. 24, I, S. 286.) Die vom Kassationskläger 
angerufene Analogie der Ehrverletzung durch Briefe trifft nicht zu, 
da hier das Tatbestandsmoment der Beleidigung erst mit dem Zeit- 
punkte der Kenntnisnahme durch den Verletzten vollendet, ist, von 
einer vollendeten Rechtsgutsverletzung vorher noch nicht gesprochen 
werden kann. Ist aber danach Zug und nicht Horgen (und Hausen 
a. A.) als Ort der Begehung anzusehen, so haben die zürcherischen 
Behörden die Strafklage mit Recht wegen Inkompetenz von der 
Hand gewiesen und ist die Kassationsbeschwerde zu verwerfen. 
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II. Kantonale Gerichte. — Tribunaux cantonaux. 

Urteil der Polizeikammer 

des 

Appellations- und Kassationshofes des Kantons Bern. 

Mitgeteilt von Herrn Prof. Dr. Philipp Thormann in Beni. 


Urteil vom 4. April 1903. Leichtsinniger Konkurs im Sinne des § 51, 
Ziffer 1, des bernischen EinfUhrungsgesetzes vom 8. Herbstmonat 1891 
zum Bundesgesetz Ober Schuldbetreibung und Konkurs vom 11. April 1889. 

Aus den Entscheidungsgründen: 

III. In rechtlicher Beziehung füllt in Betracht 
a) bezüglich der Anklage wegen leichtsinnigen Konkurses: 

Eine Verurteilung wegen leichtsinnigen Konkurses auf Grund von 
g 51, Ziff. 1, des Einführungsgesetzes zum Bundesgesetz über Schuld- 
betreibung und Konkurs kann erfolgen, wenn der Schuldner einmal ver- 
pflichtet ist, Geschäftsbücher zu führen, sodann trotz dieser Ver- 
pflichtung dieselben in solcher Unordnung geführt hat, dass daraus 
sein Vermögensstand nicht ersehen werden konnte. Dass die zweite 
Voraussetzung zu Anwendung von S 51 , Ziffer 1, c-it., vorliegend 
erfüllt ist, ergibt sich teils aus den eigenen Depositionen des An- 
gescliuldigten, teils aus den Zeugenaussagen des Konkursverwalters, 
Notar Bruder, des Karl Herrenschwand, insbesondere aber aus den 
vorliegenden Geschäftsbüchern selbst. Wenn auch über die Art und 
Weise der kaufmännischen Buchführung keine gesetzlichen Bestim- 
mungen vorhanden sind, so' ist doch zum mindesten die Eintragung 
der einzelnen Schuld- und Forderungsverhältnisse mit jährlicher 
Bilanzierung zu verlangen, aus der die Vermögenslage des Pflich- 
tigen klar hervorgeht. Dass diesen bescheidenen Anforderungen vor- 
liegend nicht Genüge getan ist, ergibt eine auch nur oberflächliche 
Prüfung der vorgenannten Geschäftsbücher. 

Es erübrigt deshalb lediglich, zu prüfen, ob Robert Niklaus 
nach den bestehenden Gesetzesvorschriften zur kaufmännischen 
Buchführung verpflichtet war. 

Nach Art. 877 O.-R. ist zur ordnungsgemässen Führung von 
Büchern verhalten, wer verpflichtet ist, sich im Handelsregister ein- 
tragen zu lassen. Es unterliegt dieser Pflicht nach den Bestim- 
mungen von Art. 865, Absatz 4, O.-R., wer ein Handels-, Fabrika- 
tions- oder anderes nach kaufmännischer Art geführtes Gewerbe 
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betreibt. Was unter einem derartigen Gewerbe zu verstehen ist, 
setzt Art. 13, Ziffer 3 in fine, der Verordnung des Bundesrates über 
Handelsregister und Ilandelsamtsblatt vom Ü. Mai 1890 fest, indem 
die Eintragspflicht dessen, der ein Fabrikations- oder anderes naeh 
kaufmännischer Art geführtes Gewerbe betreibt, davon abhängig 
gemacht wird, dass sein Warenlager durchschnittlich mindestens 
einen Wert von Fr. 2000 hat oder der Jahresumsatz Fr. 10,000 
oder mehr beträgt. 

Die amtlichen Erhebungen, die auf das Gesuch des Augeschul- 
digten um Streichung aus dem Handelsregister erhoben wurden, 
haben ergeben, dass die in der zitierten Verordnung geforderten 
Voraussetzungen zur Zeit der angeordneten Untersuchung — De- 
zember 1901 — nicht vorhanden waren. Es frägt sich, ob dieser 
Umstand genügen kann, den Angeschuldigten der Buchführungs- 
pflicht überhaupt, auch während der Zeit des Eintrags, zu entheben. 

1. Es ist diesbezüglich in erster Linie in Betracht zu ziehen, 
dass mit dem Nachweis der Nichteintragspflicht zur Zeit der Lö- 
schung natürlich der Beweis derselben zur Zeit der Eintragung des 
Verhältnisses nicht geleistet ist. Ein derartiger Beweis ist vom An- 
geschuldigten auch nicht erbracht, ja nicht einmal versucht worden. 
Die Akten ergeben im Gegenteil Gründe, die das Zutreffen der 
erwähnten Voraussetzungen der Eintragspflicht als durchaus wahr- 

. scheinlich erscheinen lassen; es deponiert Zeuge Herrenschwand, 
es haben sich seine Eintragungen vom Januar bis Ende März 1899 
auf Fr. 4000, oberflächlich zusammengerechnet, belaufen mögen. Es 
würde dies einem Jahresumsatz von zirka Fr. 12,000 entsprechen, 
was auch durchaus glaubhaft ist, da der Angeschuldigte einen Käse- 
handel betrieb. Auch bei einem ganz mässigen Umfang dieser Ge- 
schäftsbräuche wird der jährliche Umsatz diese Höhe stets erreichen. 

2. Es ist aber, abgesehen von diesen Erwägungen, für die 
Beurteilung der vorliegenden Frage von eingreifender Bedeu- 
tung die Art und Weise, wie die Eintragung des Angeschul- 
digten seinerzeit vor sich gegangen ist. Sie erfolgte nämlich auf 
eine Aufforderung hin seitens der Registerbehörde, die von der 
ihr In Art. 875 und 8(ì4 O.-R. (vergi, auch Art. 2f> der zitierten 
Verordnung) auferlegten Pflicht, jemand gegebenenfalls von Amtes 
wegen zur Eintragung anzuhalten, Gebrauch machte. Gegen diese 
Aufforderung erhob der Angeschuldigte keinen Widerspruch, er ver- 
suchte nicht, seine Nichteintragspflicht naehzuweisen, sondern lei- 
stete dem Ansuchen ohne Widerstreben Folge. Nun hat der Register- 
führer von Amtes wegen die Aufgabe, die Geschäftsverhältnisse des 
Einzutragenden zu prüfen und gegebenenfalls auf Grund der Kon- 
statierung der Einfragspflicht seine Verfügungen zu treffen. Ergreift 
der Beteiligte dagegen kein Rechtsmittel, anerkennt er damit also 
stillschweigend die Richtigkeit der amtlichen Prüfung, so verliert 
er jedenfalls jede Berechtigung, sich nachträglich auf das Nicht- 
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bestehen der Eintragspflicht zu berufen. Es bleibt ihm natürlich 
unbenommen, jederzeit den Nachweis zu erbringen, dass sieh seine 
Gesehäftsverhältnisse inzwischen verändert haben, und auf Grand 
dieses Nachweises eine Löschung im Handelsregister zu erwirken. 
Bis die Löschung aber erfolgt ist, und natürlich auch während der 
gesetzlich vorgeschriebenen Zeit nachher (vergi. Art. 40 B und K.), 
trägt er sämtliche Rechtsfolgen und Verpflichtungen, die die Ein- 
tragung ins Handelsregister mit sieh bringt. 

Es ergibt sich dies übrigens ohne weiteres aus der Publizitäts- 
wirkung des Handelsregistereintrags in ihrer positiven Funktion, 
wonach alles, was eingetragen ist, zu Recht besteht, solange es 
nicht gelöscht ist, und zwar in der Regel auch dann, wenn es dem 
materiellen Recht nicht entspricht. Hier handelt es sich aber nicht 
einmal um ein Fehlen der materiellen Grandlage, sondern es sind 
lediglich die Voraussetzungen weggefallen, welche zur Eintragung 
verpflichten, ohne deren Bestehen aber eine Eintragung kraft frei- 
willigen Entschlusses durchaus möglich ist (cf. Art. 8(j5, Absatz 1 
und 2). 

Darf man nun bei dem vorwürflgen Tatbestand davon aus- 
gehen, dass die Wirkungen des Handelsregistereintrages und damit 
auch die Verpflichtungen, welche für den Eingetragenen damit ver- 
bunden sind, auch dann bestehen, wenn die Tatsachen,' die die Ein- 
tragspflicht ursprünglich begründet haben, weggefallen sind, so ist 
nach der Aktenlage der Tatbestand des § 51, Ziffer 1, cit. erfüllt; 
denn dass die Bücher durch den Angeschuldigten tatsächlich un- 
ordentlich oder gar nicht geführt wurden, ist bereits oben fest- 
gestellt worden. Ein mehreres verlangt die Gesetzesbestimmung nicht. 
Namentlich wird nicht erfordert Kausalzusammenhang zwischen der 
Tatsache der mangelhaften Buchführung und dem Eintritt des Kon- 
kurses. 

Der Angeschuldigte ist sich übrigens seiner Verpflichtung zur 
ordentlichen Führung von Geschäftsbüchern bewusst gewesen, wie 
dies deutlich sowohl aus seinen eigenen Depositionen, als auch den- 
jenigen des Zeugen llerrenschwand hervorgeht. 

Es liegt somit in dieser Richtung kein Grund vor, von der 
erstinstanzlichen Beurteilung airzuweichen, und es erscheint auch 
die Höhe der ausgesprochenen Strafe — 8 Tage Gefängnis — unter 
Berücksichtigung aller Umstände als durchaus angemessen. 
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Kassationsgericht und Obergericht des Kantons Aargau. 

Aua der Vierteljahrsschrift für aargauische Bechtsprechung. 


1. Inzichten, die für vorsätzliche Brandstiftung sprechen, dürfen nicht 
ohne weiteres als Beweis für fahrlässige Brandstiftung betrachtet werden. 

Urteil des Obçrgerichts in Sachen Staatsanwaltschaft contra Vogel 
vom 9. März 1899. 

Da die Staatsanwaltschaft annullili, dass der Beklagte sich das 
Verbrechen der Brandlegung gemäss § 167 des peinlichen Straf- 
gesetzbuches iiabe zu schulden kommen lassen, so traf sie am 
1. Juni 1898 die Verfügung, es sei vom Untersuchungsrichter des 
Bezirks Zofingon gegen den Beklagten wegen des Verbrechens der 
Brandlegung die richterliche Voruntersuchung gemäss §§ 128 bis 
132 der Strafprozessordnung durchzuführen. 

Dieser Verfügung der Staatsanwaltschaft leistete der Unter- 
suchungsrichter sofort Folge, führte gegen den Angeschuldigten die 
richterliche Voruntersuchung durch und schloss dieselbe am 21. 
Juli 1898 ab, indem er die Untersuchuugsakten der Staatsanwalt- 
schatt zur weiteren Amtshandlung übermittelte. 

Am 17. August 1898 erliess die Staatsanwaltschaft in der 
Untersuchungssache gegen den heutigen Beklagten die Verfügung, 
wodurch von der Erhebung einer peinlichen Ankluge auf böswillige 
Brandlegung gegen den heutigen Beklagten Umgang genommen 
wird, dagegen die Akten an den Zuchtpolizeirichter übermittelt 
werden mit dem Anträge, es sei der Beklagte wegen des Ver- 
gehens der fahrlässigen Brandstiftung zuchtpolizeilich zu bestrafen. 

Die Staatsanwaltschaft und das Bezirksgericht sind der An- 
sicht, es sei durch die Prozedur erstellt, dass der ausgebrochene 
Brand entweder durch den rechtswidrigen Vorsatz oder durch die 
Fahrlässigkeit des Beklagten verursacht worden sei, indem eine 
andere Verursachung des Brandausbruches ausgeschlossen erscheine. 
Darüber, dass der Brandausbruch durch die strafbare Verschuldung 
des Beklagten verursacht worden ist, herrscht also nach Ansicht 
der Staatsanwaltschaft und des Bezirksgerichts kein Zweifel. Nach 
Ansicht derselben kann ein Zweifel nur noch darüber bestehen, ob 
das Verschulden des Beklagten im rechtswidrigen Vorsatz oder in 
der Fahrlässigkeit liege. 

Bei dieser Schlussfolgerung haben aber die Staatsanwaltschaft 
und das Bezirksgericht die ganz wesentliche Tatsache ausser acht 
gelassen, dass im vorliegenden Prozessverfahren eile Annahme der 
vorsätzlichen Brandlegung von seiten des Beklagten gänzlich ausser 
Betracht fällt. Auf die Annahme der vorsätzlichen Brandlegung 
darf bei der Beurteilung der vorliegenden Strafsache weder un- 
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mittelbar noch mittelbar abgestellt werden, und dies hat nicht nur 
zur Folge, dass der Richter den Beklagten int vorliegenden Ver- 
fahren nicht wegen vorsätzlicher Brandlegung bestrafen darf, son- 
dern auch noch, dass der Richter bei der Beurteilung der vor- 
liegenden Strafsache auch der Wahrscheinlichkeit der vorsätzlichen 
Brandlegung keine Bedeutung beimessen darf. Im vorliegenden 
Verfahren ist in bezug auf das Verschulden des Beklagten einzig 
die Frage zu lösen, ob dieser den Brandausbruch aus Fahrlässig- 
keit verursacht habe oder nicht, und bei Lösung dieser Frage 
dürfen die Inzichten, welche für die Annahme einer vorsätzlichen 
Brandlegung von seiten des Beklagten sprechen, nicht zu dessen 
Ungunsten in Betracht gezogen und verwertet werden. 

Wenn der Richter dies aber tut, so ist es mit den Inzichten, 
welche für die Annahme einer fahrlässigen Brandlegung von seiten 
des Beklagten sprechen, sehr schwach bestellt. Die hauptsächlichsten 
Inzichten, welche gegen den Beklagten vorliegen, sprechen wohl 
für die Annahme einer vorsätzlichen , nicht aber für die An- 
nahme einer fahrlässigen Brandlegung. Das einzige Indizium, 
das für die Annahme einer fahrlässigen Brandlegung von seiten 
des Beklagten spricht, besteht in dem Umstande, dass der 
Beklagte kurze Zeit vor dem Ausbruche des Brandes sich in der 
Kammer befunden hatte, in welcher der Brand dann ausbrach. Ein 
Beweis dafür, dass der Beklagte in jener Kammer geraucht oder 
mit Zündhölzchen hantiert habe, ist nicht erbracht. Unzulässig ist 
es, auf ein solches Indizium die Verurteilung des Beklagten zu 
stützen. Und auch das Bezirksgericht würde ohne Zweifel dieselbe 
nicht ausgesprochen haben, wenn es die Indizien, welche für eine 
vorsätzliche Brandlegung von seiten des Beklagten sprechen, nicht 
in Berücksichtigung gezogen hätte. 

Die Schlussfolgerung, auf welche das Bezirksgericht die Ver- 
urteilung des Beklagten stützt, ist aber nicht nur deshalb unhaltbar, 
weil sie mittelbar auf die Annahme absichtlicher Brandlegung von 
seiten des Beklagten abstellt, sondern jene Schlussfolgerung ist 
auch deshalb unhaltbar, weil sie eine zufällige Entstehung des 
Brandes oder eine von einem Dritten absichtlich oder fahrlässig 
verschuldete Verursachung des Brandes als gänzlich ausgeschlossen 
erachtet, während bei der nun rechtlich feststehenden Voraussetzung , 
dass die Brandlegung vom Beklagten nicht absichtlich verschuldet 
worden ist, die Annahme einer zufälligen oder einer von einem 
Dritten absichtlich oder fahrlässig verschuldeten Verursachung des 
Brandes nach Lage der Akten durchaus nicht als ausgeschlossen 
erscheint. In dieser Beziehung ist einzig auf die Tatsache zu ver- 
weisen, dass auch die Ehefrau des Beklagten kurze Zeit vor dem 
Brandausbrüche sich in der Kammer befunden hatte, wo der Brand 
ausgebrochen ist. Wenn man dit- Ehefrau des Beklagten einzig 
wegen dieses Tatumstandes der fahrlässigen Brandstiftung beschul- 
digen wollte, so würde dies doch gewiss als die reinste Willkür 
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erscheinen. Und wenn man von den Inzichten, welche für die An- 
nahme einer absichtlichen Brandlegung von seiten des Beklagten 
sprechen, gilnzlieh absieht, so fehlt ebenfalls die Grundlage, auf 
welche der Richter die sichere und bestimmte Überzeugung gründen 
könnte, dass der Beklagte den in Betracht kommenden Brand durch 
Fahrlässigkeit verschuldet habe. Auch diese Annahme erscheint 
als eine willkürliche. Hieraus ergibt sich, dass der Beklagte von 
der Anklage auf fahrlässige Brandstiftung freigesprochen werden 
muss. 

Die Freisprechung des Beklagten hat zur Folge, dass die aar- 
gauische Brandversicherungsanstalt verfällt werden muss, dem Be- 
klagten die ganze Abschatzungssumme zu bezahlen, um die das 
abgebrannte Gebäude versichert war. 

Trotzdem gegen den Beklagten wegen des Verbrechens der 
Brandlegung die richterliche Voruntersuchung durchgeführt wurde, 
so ist doch die Sache durch die Verfügung der Staatsanwaltschaft 
zur zuchtpolizeilichen geworden und der Zuchtpolizeirichter daher 
im Falle, auch über die Entschädigungsfrage wegen unverschuldeter 
Untersuchungshaft zu urteilen, zumal der Beklagte selbst in der 
Rekursbeschwerde ein bezügliches Begehren gestellt, also sich mit 
der Beurteilung der Entschädigungsforderung durch den Zucht- 
polizeirichter einverstanden erklärt hat. Wenn das geschieht, so 
muss ausgesprochen werden, dass der Beklagte durch sein Ver- 
halten die Untersuchung veranlasst hat und somit auf eine Ent- 
schädigung nicht Anspruch machen kann. 

Auch über die Frage, wer die Kosten der richterlichen Vor- 
untersuchung zu tragen habe, zu entscheiden, ist unter diesen Ver- 
hältnissen Sache des Zuchtpolizeirichters. Nach bisher geübter 
Praxis sind die Kosten der bezirksamtlichen Voruntersuchung und 
diejenigen der gerichtlichen Verhandlung von der aargauischen 
Brandversicherungsanstalt zu tragen , während die übrigen dem 
Staate aufzuerlegen sind. 

2. Wenn in einem Strafprozesse der Angeklagte durch rechtskräftiges 
Urteil von der gegen ihn erhobenen Anklage freigesprochen ist, so 
kann gegen dieses Urteil die Wiederherstellung zu ungunsten des An- 
geklagten nur dann verlangt werden, wenn durch ein Verbrechen auf 
das Ergebnis des Strafverfahrens eingewirkt worden ist und zugleich 
die Verübung dieses Verbrechens mit Vorwissen des Angeklagten statt- 
gefunden hat. 

Urteil des Obergerichts in Sachen Staatsanwalt contra Jappert 
vom 17. Juli 1899. 

I. Dem vorwürfigen Zuchtpolizeistreit liegen folgende tatsäch- 
liche Verhältnisse und Vorgänge zu Grunde: 
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Am 17. November 1898 hat Ferdinand Keller in der Ampfern 
zu Mönthal beim Polizeiposten Remigen zu Händen des Bezirks- 
amtes Brugg Anzeige gemacht, dass er im Winter 1898 im „Loch“, 
Gemeinde Hottwil, ein Stück Holzboden abgeschlagen und dabei 
250 — 280 Reiswellen, alle mit Draht gebunden, liegen gelassen 
habe, dass am 9. November nur noch 23 Stück vorhanden ge- 
wesen seien und nach gemachten Erhebungen die Beklagten die 
übrigen, deren Wert er auf 70 Fr. schätze, entwendet hätten. 
Nach Durchführung der gerichtspolizeilichen Untersuchung über- 
wies die Staatsanwaltschaft mit Verfügung vom 11. Dezember 1898 
die Akten dem Bezirksgericht Brugg zur zuchtpolizeilichen Er- 
ledigung. Dieses hat nach Einvernahme von fünf Zeugen am 23. 
Dezember 1898 erkannt: 

1. Die Beklagten sind von Schuld und Strafe freigesprochen. 

2. Ferdinand Keller hat sämtliche Untersuchungskosten, wor- 
unter eine Staatsgebühr von Fr. 10, zusammen Fr. 44. 45 zu be- 
zahlen und an die drei Beanzeigten eine Totalentschädigung von 
je Fr. 5 zu entrichten. 

Dieses Urteil erwuchs in Rechtskraft. 

Gestützt darauf, dass zwischen Ferd. Keller und den Beklagten 
ein Vergleich über den Zivilpunkt abgeschlossen worden sei, stellte 
Polizeisoldat Strolimaier am 17. Januar 1899 beim Bezirksamt Brugg 
das Gesuch um Wiederaufnahme der Untersuchung. Das Bezirksamt 
überwies das Gesuch der Staatsanwaltschaft, welche die Einleitung 
einer Untersuchung und in der Folge die neuerliche Vorlage der 
Akten an das Bezirksgericht Brugg mit dem Anträge verfügte, die 
Beklagten des Diebstahls schuldig zu erklären und zum Schadens- 
ersatz zu verurteilen unter Kostenfolge. 

Das Bezirksgericht. Brugg hat nach Einvernahme einiger Zeugen 
diesem Anträge Folge gegeben und ein entsprechendes Urteil aus- 
gefällt, trotzdem die Beanzeigten nach wie vor die Schuld ver- 
neinten und die Zulässigkeit des eingeschlagenen Verfahrens ohne 
vorgängige Wiederherstellung und das Vorhandensein eines Wieder- 
herstellungsgrundes bestritten. 

II. Zufolge des ersten Rekursbegehrens, welches auf dieser 
Verteidigung der Beanzeigten beruht, ist zu untersuchen, welche 
rechtliche Bedeutung den bestehenden Vorschriften über die Wieder- 
herstellung gegen rechtskräftige Zuchtpolizeiurteile zukomme, und 
insbesondere, ob, wie die Staatsanwaltschaft behauptet, den Unter- 
suchungsbehörden das Recht zustehe, gegen einen Angeschnldigten 
trotz eines freisprechenden Urteils einzuschreiten, wenn neu ent- 
deckte Tatsachen und Indizien die Schuld zu beweisen geeignet 
seien. Diese. Untersuchung ergibt: 

1. Das herrschende Strafrecht steht auf dem Standpunkte der 
Rechtskraft des Strafurteils. Dieses entscheidet endgültig über 
Dasein und Beschaffenheit des durch die Klage geltend gemachten 
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Strafrechts ; das letztere kann nicht von neuem Gegenstand eines 
richterlichen Verfahrens werden. Wegen derselben Tat ist eine 
neuerliche Anklage gegen dieselbe Person nicht gestattet (ne bis 
in idem), weil eben die Strafklage durch das Urteil des Strafrichters 
verbraucht, konsumiert worden ist. Nur ausnahmsweise ist eine 
neuerliche Verhandlung der bereits durch rechtskräftiges Urteil 
entschiedenen Strafsache aus Rücksichten des materiellen Rechts, 
der Gerechtigkeit, geboten und daher auch in der Rechtswissen- 
schaft und in der Gesetzgebung allgemein als zulässig erklärt. Die 
Wiederaufnahme des Verfahrens ist aber bloss für wenige bestimmte 
Fälle zugelassen. Zu ungunsten des Angeklagten ist sie entweder 
ganz ausgeschlossen (z. B. Art. 360 Code d'instr. erim.) oder im Ver- 
hältnis zu der Wiederaufnahme zu gunsten des Angeklagten be- 
deutend beschränkt. Schwarze sagt hierüber in HoltzendorfTs Hand- 
buch des deutschen Strafprozessrechts u. a. : 

„Die Gefahr einer ungerechten Aburteilung in dem neuen Ver- 
fahren muss den Freigesprochenen gegen die Ausdehnung der 
Wiederaufnahme schützen, während anderseits der neu heran- 
getretene Zweifel an der Schuld des Verurteilten, welcher durch 
eine Wiederaufnahme Bestätigung finden könnte, ausreichen muss, 
um die Wiederaufnahme zu gunsten des Angeklagten zu gestatten. 
In dieser Anwendung des alten Satzes in dubio pro reo liegt die 
Rechtfertigung für die Verschiedenheit in der Zulassung und Be- 
handlung der Wiederaufnahme, je nachdem sie zu gunsten oder 
zu ungunsten des Angeklagten beantragt wird; diese Verschieden- 
heit wird auch in den meisten Strafprozessordnungen und in der 
deutschen Prozessordnung anerkannt.“ 

2. Die aargauische Gesetzgebung steht in Übereinstimmung mit 
andern Gesetzgebungen und mit der Rechtswissenschaft auf dem 
Standpunkt der Rechtskraft des richterlichen Strafurteils. Weder 
die vom Jahre 1858 datierende Strafprozessordnung, noch das im 
Jahre 1868 erlassene Zuchtpolizeigesetz, noch die Novelle von 1886 
enthalten zwar eine ausdrückliche Bestimmung über die Rechtskraft 
des Urteils. Indes lassen die §§ 366 und 387 der St.-P.-O., der 
Mangel jeglicher Bestimmung über die Zulässigkeit der Wieder- 
aufnahme des Verfahrens im Zuchtpolizeigesetz und der § 14 der 
Novelle keinen Zweifel darüber zu, enthalten vielmehr eine mittel- 
bare Anerkennung des Grundsatzes. Durch den § 366 der Straf- 
prozessordnung („Gegen eine Person, die durch Urteil freigesprochen 
worden ist, kann, sofern zur Erwirkung der Freisprechung keine 
verbrecherischen Mittel angewendet wurden, wegen der nämlichen 
Tatsache keine strafrechtliche Verfolgung mehr stattfinden“) ist 
mit aller Deutlichkeit festgestellt, dass das freisprechende Straf- 
urteil in peinlichen Straffällen nur in dem einen Falle seine Rechts- 
kraft verlieren kann, wo die Freisprechung durch verbrecherische 
Mittel erwirkt worden ist. Diese einzige Ausnahme wird noch ein- 
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geschränkt durch die Schlussbestimmung des § 387 der Straf- 
prozessordnung, wonach die Wiederherstellung gegen den An- 
gesehuidigten nur zugelassen werden kann, „wenn die Verübung 
jenes Verbrechens mit seinem Vorwissen stattgefunden hat“. Das 
Zuehtpolizeigesetz kannte das ausserordentliche Rechtsmittel der 
Wiederherstellung gegen rechtskräftige Urteile in Zuchtpolizeifällen 
nicht; bei diesen Urteilen hatte es unwiderruflich sein Verbleiben, 
gleichviel, ob das materielle Recht durch die Bestrafung eines Un- 
schuldigen oder die Freisprechung eines Schuldigen zu Schaden 
kam. Diesem Übelstande sollte das Ergänzungsgesetz betreffend 
die Strafrechtspflege vom 7. Juli 1886 abhelfen, Durch dieses 
Gesetz wurde die Wiederherstellung gegen rechtskräftige Zucht- 
polizeiurteile eingeführt, und zwar in demselben Masse, wie sie 
gegen rechtskräftige Urteile in peinlichen Straffällen seit beinahe 
30 Jahren bestanden. 

2. Sowohl die Entstehungsgeschichte der Novelle als die Ge- 
setzgebungsmaterialien und die Vergleichung des § 14 des Er- 
gänzungsgesetzes mit § 387 der St.-P.-O. weisen mit aller Be- 
stimmtheit darauf hin, dass der Gesetzgeber die Wiederherstellung 
gegen rechtskräftige Strafurteile in gleicher Weise und nach den- 
selben Grundsätzen hat ordnen wollen und geordnet hat, ohne 
Rücksicht darauf, ob es sich um Verbrechen, Vergehen oder Über- 
tretungen handle. W T ie § 387 der St.-P.-O. die Wiederherstellung 
zu gunsten und zu ungunsten des Angescbuldigten gestattet (vergi, 
insbesondere lit. b in Verbindung mit dem Schlusssatz), also für 
rechtskräftige verurteilende und freisprechende Urteile Geltung hat, 
so gewährt g 14 des Ergänzungsgesetzes die Wiederherstellung 
unterschiedslos zu gunsten und zu ungunsten des Beanzeigtcn. 
§ 17 dieses Gesetzes spricht mit aller Deutlichkeit dafür, dass nicht 
nur zu gunsten, sondern auch zu ungunsten des Beanzeigten, nicht 
nur gegen verurteilende, sondern auch gegen freisprechende Straf- 
erkeuntnisse Wiederherstellung verlangt werden kann. Wie wäre 
es sonst zu erklären, dass ausser dem Verurteilten und der Staats- 
anwaltschaft der allfällige Privatkläger das Wiederherstellungsgesuch 
stellen kann ! Entgegen der Ansicht der Staatsanwaltschaft und 
der Vorinstanz muss daher ausgesprochen werden, dass § 14 des 
Ergänzungsgesetzes auch Anwendung auf freisprechende Urteile 
findet und dass gegen solche Wiederherstellung anbegehrt werden 
kann. 

4. Allein sie kann nicht nur anbegehrt werden, sie muss ver- 
langt werden, wenn überhaupt nach rechtskräftiger Freisprechung 
eines Beanzeigten durch ein richterliches Strafurteil wegen der 
nämlichen Tatsache gegen jenen neuerdings strafrechtliche Ver- 
folgung eingeleitet werden soll. Der Umstand, dass § 366 der 
St.-P.-O. nicht in das Ergänzungsgesetz hinübergenommen worden, 
ist unerheblich. Jedenfalls kommt ihm nicht die Bedeutung zu, 
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dass os nunmehr im Belieben der Staatsanwaltschaft und des Privat- 
klägers stehe, gegen den freigesprochenen Beanzeigten ohne weiteres 
die durch das Urteil rechtskräftig erledigte, konsumierte Strafklage 
zu erneuern und so in derselben Sache und gegen denselben Be- 
anzeigten und vielleicht auf denselben Grundlagen ein zweites und 
drittes Urteil zu erwirken. Eine solche nicht an bestimmte gesetz- 
liche Voraussetzungen gebundene Möglichkeit müsste den Bean- 
zeigten einer fortdauernden Beunruhigung aussetzen und überhaupt 
die Rechtssicherheit gefährden. Abgesehen davon, dass kein ver- 
nünftiger Grund für den Gesetzgeber Vorgelegen hätte, den frei- 
gesprochenen zuchtpolizeilich Beanzeigten anders und viel härter 
zu behandeln als den freigesprochenen Angeklagten, war übrigens 
mit Rücksicht auf die im Jahre 1886 in der Rechtswissenschaft 
und in der Gesetzgebung herrschenden Anschauungen es nicht 
nötig, den § 366 der St.-P.-O. in dem Ergänzungsgesetze aufzu- 
führen. Wohl aber wäre es, wenn das Institut der Wiederher- 
stellung im Sinn und Geist der neuen Rechtsanschauungen hätte 
ausgebaut werden wollen, nötig gewesen, die Wiederherstellungs- 
grüude zu vermehren und insbesondere mit Beziehung auf die 
Wiederherstellung des freigesprochenen Beanzeigten zu bestimmen, 
dass sie auch gewährt werden müsse, wenn der Freigcsprochone 
vor Gericht oder aussergorichtlich ein glaubwürdiges Geständnis der 
strafbaren Handlung abgelegt hat. Nachdem aber der Gesetzgeber 
sich mit der Nachahmung des Instituts in der St.-P.-O. begnügt 
hat, gellt es nicht an, über die Bestimmungen des Gesetzes hinaus- 
zugehen. Die Wiederherstellung ist ein ausserordentliches Rechts- 
mittel; die bezüglichen Bestimmungen enthalten gegenüber dem 
Grundsätze der Rechtskraft des Strafurteils Ausnahmen, und als 
Ausnahmebestimmungen dürfen sie nach der bekannten Interpreta- 
tionsregel nicht ausgedehnt werden. 

III. Aus diesen Erwägungen ergibt sich, dass die neuerliche 
strafrechtliche Verfolgung der Beanzeigten wegen derselben An- 
schuldigung, hinsichtlich derer sie am 23. Dezember 1898 rechts- 
kräftig freigesprochen worden waren, nicht durebgeführt werden 
durfte, bevor die Wiederherstellung gegen jenes freisprechende Ur- 
teil nachgesucht und bewilligt war. Das erste Rekursbegehren ist 
daher begründet und muss zugesprochen werden. 

3. Strafbarkeit des Gläubigers wegen Anstiftung eines Schuldners zur 
widerrechtlichen Gläubigerbeglinstigung. 

Urteil des Obergericbts in Sachen Heussi contra Haller und Miitler vom 
21. Itezember 1900. 

Im bezirksgerichtlichen Urteile ist zutreffend und genügend 
nachgewiesen, weshalb der Beklagte Haller wegen des Vergehens 
der Vermögensbeschädigung durch Missbrauch des Vertrauens gegen- 
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über der Firma H. & Cie. und wegen Vergehens der widerrecht- 
lichen Begünstigung eines Gläubigers gemäss § 50, b, des Einfüh- 
rungsgesetzes zuin Bundesgesetz über Schuldbetreibung und Kon- 
kurs zuchtpolizeilich bestraft werden muss. Da über den Beklagten 
Haller der Konkurs ausgebrochen ist, so kommt die zitierte Gesetzes- 
vorschrift und nicht § 4f>, c, des genannten Gesetzes zur Anwendung. 
Die vom Bezirksgericht über den Beklagten Haller ausgesprochene 
Strafe ist nicht zu hoch ; sie erscheint als entsprechende Sühne für 
die von Haller verübten zwei Vergehen. 

Mit Recht hat sodann das Bezirksgericht gefunden, dass der 
Beklagte Müller den Beklagten Haller zur widerrechtlichen Gläu- 
bigerbegünstigung gemäss § 50, b, des oben genannten Gesetzes ange- 
stiftet habe und deshalb in bezug auf dieses vom Beklagten Haller 
verübte Vergehen wegen Anstiftung mit Strafe zu belegen sei. Es 
ergibt sich nämlich, dass der Schuldner Haller von Müller aufge- 
sucht, von diesem zur Herausgabe von Mehl im Werte von Fr. 474, 
eines Breaks im Werte von Fr. 450, sowie zur Barzahlung von 
Fr. 200, zusammen also zu einer Leistung von Fr. 1124 veranlasst 
und dass dieser Betrag an die Schuld Hallers verrechnet wurde. 
Ist nun auch dem Gläubiger gestattet, seine Interessen möglichst gut 
zu wahren, und kann auch nicht jede Begünstigung für den Gläu- 
biger strafrechtliche Folgen nach sich ziehen, so kann es ander- 
seits nicht als statthaft betrachtet W'erden, den begünstigten Gläu- 
biger unter allen Umständen straffrei zu erklären. Vielmehr sind 
bei Beurteilung der Frage der Strafbarkeit des Gläubigers die Um- 
stände des einzelnen Falles za würdigen. Und wenn dies geschieht, 
so lässt sich nicht bezweifeln, dass dem Gläubiger Müller ein schuld- 
haftes und strafbares Verhalten zur Last gelegt werden muss. 
Diesfalls ist den Akten zu entnehmen, dass nicht der Schuldner 
die Initiative zum eingeklagten Vergehen gegeben hat, dieser wei- 
gerte sieh vielmehr, Deckung zu geben, da er bereits betrieben 
sei. Vom Gläubiger w'urde er aber über diese Bedenken hinweg- 
getäuscht. Es wurde ihm erklärt, der Betreibungsbeamte erkläre 
das proponierte Vorgehen als statthaft, es wurde ihm auch ver- 
sichert, dass man ihm später wieder Mehllieferungen machen werde ; 
es möge geben, was es wolle, so werde man ihm mit „Lib und 
Seel“ wieder helfen. Daraufhin willigte dann der Schuldner zum 
Deckungsgeschäfte ein; der Betreibungsbeamte erklärt aber, nie 
eine derartige Erklärung abgegeben zu haben. An der Anstiftung 
des Gläubigers zu dem vom Schuldner verübten Vergehen lässt 
sich hiernach gar nicht zweifeln, und es ist daher auch der Gläu- 
biger zu bestrafen. 

Denn nach den Grundsätzen des allgemeinen Strafrechts und 
insbesondere auch des aargauischen Strafgesetzbuches kann jemand 
sich der Anstiftung zu einem Verbrechen oder Vergehen schuldig 
machen, dessen Begehung für ihn selbst unmöglich ist. So kann 
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ein Nichtbeamter einen Beamten zur Verübung eines Amtsvergehens 
anstiften. Vgl. Oppenhoff, Kommentar zum deutschen Strafgesetz- 
buch, § 48, Anmerkung 4. 

Die Vorschriften der §§44 bis und mit 54 des Einführungs- 
gesetzes betreffend die Vergehen bei der Betreibung auf Pfand- 
verwertung und auf Konkurs bilden den Inhalt eines Nebenstraf- 
gesetzes, ganz so wie die Vorschrift des § 1 des Zuchtpolizei- 
gesetzes. In bezug auf alle diese Gesetze kommen die Bestim- 
mungen des allgemeinen Teils des peinlichen Strafgesetzbuches 
entsprechend zur Anwendung. Dies gilt insbesondere auch hin- 
sichtlich der Grundsätze über Vorsatz und Fahrlässigkeit, über den 
Versuch und die Vollendung der Verbrechen, über die Teilnahme 
an einem Verbrechen, über die Bestrafung des Verbrechens. Nur 
mit Berücksichtigung jener allgemeinen Grundsätze ist eine rich- 
tige Anwendung der Nebenstrafgesetze möglich. Es ist übrigens 
durch konstante Gerichtspraxis anerkannt, dass die Grundsätze des 
allgemeinen Teiles des peinlichen Strafgesetzbuches auch auf die 
Nebenstrafgesetzc entsprechend Auwendung finden. 

Die Ansicht des Beklagten Müller, er könne nach der aar- 
gauischen Strafgesetzgebung nicht wegen Anstiftung zu dem vom 
Beklagten Haller verübten Vergehen der widerrechtlichen Gläu- 
bigerbegünstigung gemäss Art. 50, b, des Einführungsgesetzes 
bestraft werden, ist demgemäss unrichtig und unhaltbar. Der Be- 
klagte Müller hat den Beklagten Haller durch Versprechungen zur 
Verübung der widerrechtlichen Gläubigerbegünstigung bestimmt, 
er ist deshalb wegen Anstiftung zu diesem Vergehen angemessen 
zu bestrafen. 

Das von Müller und Haller verübte Vergehen ist in Brem- 
garten begangen worden. Deshalb war das Bezirksgericht Brem- 
garten zur Beurteilung dieser Strafsache sowohl im Strafpunkte als 
auch im Zivilpunkte zuständig. Der Zivilpunkt bildet die Neben- 
sache. Er ist vom Bezirksgerichte richtig beurteilt worden. Die 
Zahlung der in Betracht kommenden Fr. 200 steht int Zusammen- 
hänge mit der widerrechtlichen Handlung, deinetwegen der Beklagte 
Müller bestraft wird. Diese Zahlung ist ein Teil der Frucht der 
widerrechtlichen und strafbaren Handlung des Beklagten Müller, 
welcher zum Schaden der andern Gläubiger des Beklagten Haller 
widerrechtlich Deckung zur gänzlichen Tilgung seiner Forderung 
sich verschafft hat. Es ist ein Gebot der Gerechtigkeit, dass der 
Beklagte Müller die Früchte seiner widerrechtlichen Handlung, 
welche er zum grössten Teile freiwillig der Konkursmasse zur Ver- 
fügung gestellt hat, auch im Restbeträge nicht für sich behalten 
darf. 

Das Bundesgerieht hat dieses Urteil am 3. Juli 1901 bestätigt 
aus folgenden Erwägungen : 
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Soweit das kantonale Einführungsgesetz überhaupt strafrecht- 
lichen Inhalts ist, stellt es freilich keine sogenannten allgemeinen, 
tl. h. für die verschiedenen Deliktstatbestände gemeinsam geltenden 
Bestimmungen auf, sondern begnügt sich, die für diese Materie in 
Betracht kommenden speziellen Vergehensbegriffe zu umschreiben. 
Aus dem Fehlen solcher Bestimmungen lässt sich aber keines- 
wegs folgern, dass sie der Gesetzgeber habe aussehliessen wollen 
und dass die Anwendung der einschlagenden Vorschriften des 
gemeinen Strafrechts gegen den Grundsatz nulla pœna sine lege 
verstosse. Vielmehr müssen die Grundsätze des allgemeinen Teils 
des Strafgesetzbuches ihrer Natur nach im ganzen Gebiete des 
Strafrechts Geltung beanspruchen können, auch hinsichtlich der in 
den Strafnebengesetzen und anderweitigen Gesetzen enthaltenen 
besondern strafrechtlichen Tatbestände, soweit sich aus solchen 
Gesetzen Gegenteiliges nicht ergibt. Andernfalls, d. h. ohne Zu- 
hülfenahme dieser allgemeinen Grundsätze, wäre überhaupt eine 
sachgomässe Anwendung jener speziellen Del iktstatbostän de auf 
den Einzelfall nicht denkbar. Da nun die §§ 2ti und 27 des pein- 
lichen Strafgesetzes den Anstifter als solchen für strafbar erklären, 
so erhellt ohne weiteres nach Massgabe des Gesagten, dass die 
Bestimmung des § 5U des kantonalen Einführungsgesetzes mit 
Recht dem Rekurrenten gegenüber angewendet worden ist. übri- 
gens ist zu bemerken, dass das Bundesgericht bereits in seinem 
Entscheide in Sachen Hilfiker vom 31. Oktober 1000 erkannte, 
dass die Bestimmung des peinlichen Strafgesetzes über Anstiftung 
auch auf den im Zuchtpolizeigesetze (§ 1) normierten Tatbestand 
des Vertrauensmissbrauches Anwendung finde. 

4. Eigengewächswirte sind verpflichtet, den Wein ohne jede Veränderung 

auszuschenken. 

Urteil des Obergerichts in Sachen Bugmann vom 7. September 1000. 

Aus den Aussagen der Zeugen und dem Gutachten des Sach- 
verständigen ergibt sich, dass der Beklagte, welcher die Bewilli- 
gung zum Betriebe einer Eigengewächswirtschaft erhalten hat, den 
auf seinem Grund und Boden gepflanzten Wein mit Wasser und 
Zucker vermischt und vermehrt hat. Mit Recht hat das Bezirks- 
gericht gefunden, dass diese Handlung des Beklagten sich als eine 
Übertretung der §§ 39 und 83 des Gesetzes über das Wirtschafts- 
wesen qualifiziert. Wenn der § 3, h, des genannten Gesetzes vor- 
schreibt, dass der Eigengewächswirt die Befugnis habe, den auf seinem 
Hoden gepflanzten Wein auszuschenken, so kann im Ernste ein 
Zweifel über den Sinn dieser Gesetzesvorschrift nicht entstehen. 
Er geht dahin, dass der Eigengewächswirt den auf seinem Boden 
gepflanzten Wein nur so ausschenken darf, wie Gott und die Rebe 
ihn gegeben haben. 
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5. Vernachlässigung der Familienpflichten hat nicht mehr Versetzung in 
die Zwangsarbeitsanstalt zur Folge, sondern ist zuchtpolizeilich zu 
bestrafen. Das Bezirksgericht, dem eine Untersuchungssache zur ge- 
setzlichen Erledigung zugewiesen wurde, ist weder in der Würdigung 
der tatsächlichen Verhältnisse noch in der rechtlichen Qualifikation 
der eingeklagten Handlungen an die Anträge der Staatsanwaltschaft 
gebunden. 

Urteil des Obergerichts in Sachen Gysi vom 19. Juni 1900. 

Der Gemeinderat von Birr bat beim Bezirksamt Brugg das 
Gesuch gestellt, es sei der im Jahre 1807 geborene Jakob Gysi, 
bevormundet, wegen Vergehen gegen die öffentliche Ordnung und 
Sicherheit neunmal vorbestraft, wegen Vernachlässigung der Fa- 
milien- und Vaterpflichten und Müssiggangs auf zwei Jahre in die 
Korrektionsanstalt Lenzburg zu verbringen. Nach Einvernahme des 
Beklagten hat das Bezirksamt Brugg das Verfahren im Sinne der 
§§ 1 und 2 der Vollziehungsverordnung über das Verfahren betref- 
fend die Verurteilungen in die Zwangsarbeitsanstalt vom 13. Oktober 
1868 veranlasst, worauf die Akten dem Bezirksgerichte Brugg zur 
gesetzlichen Abwandlung zugewiesen wurden. Dieses hat auf die 
Anbringen des Gemeindeammanns von Birr, des Polizeisoldaten- 
Meier, der Ehefrau des Beklagten und des Beklagten selbst den 
letztem zu einem Jahre korroktioneller Zuchthausstrafe verurteilt. 
Der Beklagte hat dieses Urteil ausdrücklich angenommen und so- 
fortigen Strafvollzug verlangt. 

Zufolge des Rekurses der Staatsanwaltschaft ist zu prüfen, ob 
das Urteil ein ungesetzliches und ob auf Versetzung des Beklagten 
in die Zwangsarbeitsanstalt zu erkennen sei. 

Die Staatsanwaltschaft betrachtet das Urteil schon deshalb als 
ein ungesetzliches, weil die Untersuchungssache dem Richter nicht 
zur Bestrafung wegen eines Vergehens überwiesen worden und 
somit § 117 der Strafprozessordnung verletzt sei. Allein die An- 
rufung dieser Gesetzesbestimmung ist offenbar im Zuchtpolizei- 
verfahren unzulässig. Das Zuchtpolizeigesetz bestimmt selbständig, 
wer die Voruntersuchung durehzuführen hat, welche Stellung der 
Staatsanwaltschaft zukomrat. Im Grundsätze ist dagegen der Staats- 
anwaltschaft beizupflichten, dass, abgesehen von dem in § 38 des 
Zuchtpolizeigesetzes gemachten Vorbehalt, die Bezirksgerichte sich 
nur mit den Fällen beschäftigen dürfen, welche ihnen nach Durch- 
führung der Voruntersuchung durch die Staatsanwaltschaft zur Er- 
ledigung zugewiesen werden, gleichgültig, ob diese Zuweisung 
durch die Staatsanwaltschaft selbst (§ 35 Z.-P.-G.) oder durch eine 
Partei (§10 des Ergänzungsgesetzes) veranlasst ist. Ist eine Unter- 
suchungssache dem Bezirksgerichte zur gesetzlichen Erledigung zu- 
gewiesen, so ist dieses an die Anträge der Staatsanwaltschaft nicht 
gebunden, und zwar weder in der Würdigung der tatsächlichen 
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Verhältnisse noch in der rechtlichen Qualifikation der eingeklagten 
Handlungen. 

Im vorwürflgen Falle hat die Voruntersuchung durch das Be- 
zirksamt stattgefunden ; die Staatsanwaltschaft hat die Akten zwei- 
mal geprüft, allerdings immer nur vom Standpunkte der Versetzung 
des Beklagten in die Zwangsarbeitsanstalt aus, und sodann zu 
Händen der Direktion des Innern ihren Amtsbericht erstattet. Wenn 
nun das Bezirksgericht — entgegen der Ansicht des Bezirksamtes, 
der Direktion des Innern und der Staatsanwaltschaft — fand, dass 
die Ergebnisse der Voruntersuchung und seiner eigenen Unter- 
suchung die Versetzung des Beklagten in die Zwangsarbeitsanstalt 
rechtlich nicht zulassen, dagegen die zuchtpolizeiliche Bestrafung 
desselben unter dem Gesichtspunkte des § 1 des Zuchtpolizeigesetzes 
und des § 2 III des Ergiinzungsgesetzes bedingen, so war es formell 
zweifelsohne berechtigt, entgegen den Gutachten der genannten 
Behörden auf die nach seiner Auffassung allein zulässige Strafe zu 
erkennen, wie es das Obergericht mit Urteil vom 25. Juni 1897 
gegenüber Heinrich Hirt in Lauffohr ebenfalls getan hat. Soweit 
das Rekursbegehren auf Aufhebung des Urteils als eines ungesetz- 
lichen und auf neuerliche Zuweisung der Akten au das Bezirks- 
gericht Brugg geht, ist es daher als unbegründet abzuweisen. 

In materieller Beziehung steht zufolge der Ergebnisse der Vor- 
untersuchung und der Beweiserhebung durch das Bezirksgericht 
fest, dass der Beklagte trotz wiederholter privater und amtlicher 
Mahnungen ein arbeitsscheues Leben führt, sich dem Trünke ergibt, 
seine Ehefrau misshandelt, sie und den Gemeinderat bedroht, die 
Ehefrau für sich, das Kind und für ihn selbst sorgen lässt und 
noch von ihrem sauer verdienten, für Ankauf von Lebensbedürf- 
nissen bestimmten Gelde behändigt, um seinen Lüsten zu frönen. 
Der Beklagte hat durch die Annahme des Urteils diese Tatsachen 
anerkannt. 

Fragt es sich nun, ob die tatsächlichen Voraussetzungen für 
die Versetzung des Beklagten in die Zwangsarbeitsanstalt gegeben 
sind, so ist das zu bejahen. Der Beklagte hat sich einem unordent- 
lichen, leichtsinnigen, insbesondere einem arbeitsscheuen und aus- 
schweifenden Lebenswandel ergeben. Dazu kommt, dass er gerade 
durch diesen Lebenswandel die Familienpflichten in hohem Grade 
und beharrlich vernachlässigt und die Ehefrau mit dem kleinen 
Kinde so der Gefahr des Notstandes aussetzt. Würde die Be- 
stimmung des § 3 I des Gesetzes über die Errichtung einer Zwangs- 
arbeitsanstalt noch in Kraft bestehen, so wäre unzweifelhaft, dass 
der Beklagte gestützt darauf in die Zwangsarbeitsanstalt versetzt 
werden müsste. Allein sie ist durch § 23 I C des Ergänzungs- 
gesetzes betreffend die Strafrechtspflege ausdrücklich aufgehoben 
und durch § 2 III desselben Gesetzes ersetzt worden. Der Gesetz- 
geber wollte, dass die Ehegatten, welche durch pflichtwidrigen 
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liederlichen Lebenswandel ihre Familie vernachlässigen , bestraft 
werden und dass die Gemeinden zu den Opfern für die unglück- 
liche Familie nicht noch solche für die Unterbringung der Eltern 
in der Zwangsarbeitsanstalt sieh auferlegen müssen. Dieser Absicht 
hat er dadurch bestimmten Ausdruck gegeben, dass er § 3 I des 
Gesetzes über Errichtung einer Zwangsarbeitsanstalt in seinem 
ganzen Umfange authob und damit die Versetzung von Familien- 
vätern, welche ihre Familienpflichten beharrlich vernachlässigen, 
in die Zwangsarbeitsanstalt ausschloss ‘). Diesen gesetzlichen Be- 
stimmungen gegenüber geht es nicht an, solche Familienväter unter 
Berufung auf § 3 II b jenes Gesetzes in die Zwangsarbeitsanstalt 
zu versetzen. 

Der Beklagte ist daher mit allem Grunde gestützt auf § 2 III 
des Ergilnzungsgesetzes bestraft und mit Entzug der Freiheit für 
die Dauer eines Jahres belegt worden. Dass «1er Richter die schweren 
Vergehen gegen die öffentliche Ordnung und Sicherheit, sowie die 
deretwegen erfolgten Vorstrafen berücksichtigt hat, muss gebilligt 
werden. 


’) Es mag hier aus dem Vorworte des Regierungsrates zur Volks- 
abstimmung über das ErgänzungsgCBetz vom 20. Juli 1836 folgende Stelle 
hervorgehoben werden : 

Sodann sieht das Gesetz in § 2 eine materielle Ergänzung der Straf- 
bestimmungen vor. Wir heben dabei besonders hervor, dass liederliche 
Eltern, welche ihre Familienpflichten vernachlässigen und ihre Angehörigen 
dadurch in Notstand versetzen, zuchtpolizeilich sollen gestraft werden. 
Seitdem das Recht zur Verheiratung freigegeben ist, hat sich immer mehr 
das Bedürfnis nach einer solchen Bestimmung herausgestellt, wodurch 
namentlich die Ortsbürgergemeinden resp. die Armenverwaltungen geschützt 
werden sollen gegen liederliche Familien Vorstände, welche ihre über- 
nommenen Pflichten nicht erfüllen. Zwar konnten solche Leute auch jetzt 
schon nach § 3 I des Gesetzes vom 19. Februar 1868 in die Zwangsarbeits- 
anstalt versetzt werden. Allein das bezügliche Verfahren ist etwas kompli- 
ziert. Sodann hatten die Gemeinden noch die Pflicht, einen jährlichen 
Beitrag an die Kosten von Fr. 100 zu bezahlen. Deshalb wurde von dieser 
Gesetzesbestimmung nur sehr selten Gebrauch gemacht. Nach der jetzigen 
Vorschrift erledigt sich die Sache viel einfacher. Die Gemeindebehörden 
haben einfach ihre Anzeigen beim Bezirksamte oder bei der Staatsanwalt- 
schaft einzugeben. Dann erfolgt die nötige Untersuchung und gerichtliche 
Abwandlung. Somit haben die Gemeinden keine Kosten zu tragen, diese 
fallen vielmehr bei zuchtpolizeilichen wie kriminellen Sträflingen dem Staate 
zur Last. — Die Vorschrift ist auch innerlich ganz gerechtfertigt. Das 
Sittengesetz, die Moral, schreibt den Eltern vor, alle ihre Kräfte und ihr 
ganzes Tun und Handeln dazu aufzuwenden, dass ihre Angehörigen nicht 
in Notstand geraten, sondern körperlich und geistig gedeihen. Diese Vor- 
schrift des Sittengesetzes wird nun durch die Vorlage zur Rechtsvorschrift 
erhoben und deren Verletzung mit Strafe bedroht. Sie erhält dadurch 
neben ihrer schon bestehenden idealen nunmehr auch eine reale durch 
Rechtszwang geschützte Existenz. 

Vgl. auch das Protokoll über die Verhandlungen des Grossen Rates 
vom 31. März 1886, S. 92, ferner das Urteil des Obergerichts, Abteilung für 
Strafsachen, in Sachen Umiker vom 1. Oktober 1901. 


Digitized by Google 



426 


Kntscheidungrcn in Strafsachen. 


6. Vergehen gegen die öffentliche Sittlichkeit, begangen an schulpflichtigen 
unmündigen Mädchen. 

Urteil dos Obergerichts in Sachen Limacher vom 15. März 1901. 

Der Beanzeigte hat zugestandenermassen mit einem schul- 
pflichtigen, unmündigen, am 31. Mai 1886 geborenen Mädchen in 
seinem Hause im Sommer, Herbst und Winter 1899 wiederholt 
Geschlechtsumgang gepflogen. Der wiederholte Geschlechtsumgang 
hatte zur Folge, dass das Mädchen schwanger wurde und zur Ver- 
meidung weitern öffentlichen Ärgernisses aus der Schule weg- 
gewiesen werden musste. Das Bezirksgericht hat den Beanzeigten 
des Vergehens gegen die öffentliche Sittlichkeit schuldig erklärt 
und zu 4 Wochen Gefangenschaft verurteilt. 

In der Rekursbeschwerde stellt sich der Beanzeigte lediglich 
auf den Standpunkt, dass das Mädchen mit dem Geschlechtsumgang 
einverstanden gewesen sei, ihn sogar dazu angereizt habe, und dass 
der Geschlechtsumgang mit einem geschlechtsreifen Mädchen nicht 
strafbar sei. Die tatsächlichen Einwendungen sind für die Be- 
urteilung der Rechtsfrage insofern ohne Belang, als das Mädchen 
nicht behauptet, genotzüchtigt worden zu sein. Die Frage stellt 
sich also einfach so : Ist der Geschlechtsumgang zwischen dem Be- 
anzeigten und dem am 31. Mai 1880 geborenen Mädchen vom 
Sommer, Herbst und Winter 1899 eine straft), 'tre Handlung nach 
der aargauischen Strafgesetzgebung oder nicht? Die Einrede des 
Irrtums hat der Beanzeigte nur insoweit erhoben, als er glaubte, 
das Mädchen jederzeit heiraten zu können. 

Das Obergericht geht mit der Melirhe.it des Bezirksgerichts 
darin einig, dass der Beanzeigte durch seine Handlung sich eines 
Vergehens gegen die öffentliche Ordnung und Sittlichkeit schuldig 
gemacht habe. Die geschlechtliche Unschuld von Kindern unter 
14 Jahren ist ein Rechtsgut, welches in allen Strafgesetzgebungen 
unter strafrechtlichen Schutz gestellt ist. Die Verletzung dieses 
Rechtsgutes kann mit Rücksicht auf das angegriffene Objekt tind 
das öffentliche Ärgernis, welches die Tat bei ihrem Bekanntwerden 
notwendigerweise erregen muss, als Vergehen gegen die öffentliche 
Ordnung und Sittlichkeit auch dann aufgefasst werden, wenn die 
Verübung nicht gerade öffentlich, vor dritten Personen stattgefunden 
liât (B. G. E. XIX, 114). Die Strafgesetzgebungen sämtlicher Schweizer- 
kantone bedrohen nicht nur den Geschlechtsumgang mit Kindern 
unter 14 Jahren, ohne Rücksicht auf Geschlechtsreife oder Ge- 
schlechtsunreife, sondern auch die Verübung unsittlicher Hand- 
lungen mit denselben mit schweren Zuchthausstrafen (siehe die 
vergleichende Zusammenstellung der schweizerischen Strafgesetz- 
bücher von C. Stooss) ; ebenso bestraft das deutsche Strafgesetz- 
buch mit Zuchthaus bis zu 10 Jahren, wer mit Personen unter 
14 Jahren unzüchtige Handlungen vernimmt oder dieselben zur 
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Verübung oder Duldung unzüchtiger Handlungen verleitet (§ 176, 3). 
Die Behauptung des Beanzeigten, es liege in der Anwendung des 
eine eingehende gesetzliche Definition der zuchtpolizeilich straf- 
baren Tatbestände nicht enthaltenden § 1 Z. P. G. an sich eine 
Verfassungs Verletzung, weil im aargauischen Strafgesetze der Ge- 
schlechtsumgang mit geschlechtsrcifen Kindern unter 14 Jahren 
nicht ausdrücklich unter Strafe gestellt sei, ist eine irrige. Die 
Anwendung des § 1 des aargauischen Zuchtpolizeigesetzes ist gemiiss 
der konstanten Praxis des Bundesgerichts mit dem Grundsätze nulla 
pœna sine lege an sich nicht unvereinbar, und es würde eine Ver- 
fassungsverletzung nur dann vorliegen, wenn das angefochtene 
Urteil unter die Vergehensbegriffe des § 1 Tatbestände subsumierte, 
die darunter nach allgemeinen strafrechtlichen Begriffen überhaupt 
nicht subsumiert werden können und somit über das Gebiet 
möglicher richterlicher Gesetzesanwendung unzweifelhaft hinaus- 
gingen. Das ist nun aber hier nicht der Fall, indem die sittliche 
Integrität unmündiger schulpflichtiger Kinder ganz allgemein unter 
strafrechtlichen Schutz gestellt wird, der Richter also hier nicht 
einen Tatbestand unter Strafe stellt, der nach allgemeinen straf- 
rechtlichen Begriffen unter den Begriff eines Vergehens gegen die 
öffentliche Ordnung und Sittlichkeit nicht subsumiert werden kann. 
Der aargauische Gesetzgeber hat einen derartigen Tatbestand offen- 
bar deshalb nicht speziell mit Strafe bedroht, weil er der Ansicht 
war, dass ein solches Vorgehen durch § 1 des Zuchtpolizeigesetzes 
geahndet werden könne. 

Ebenso ist die Einwendung des Beanzeigten, er habe geglaubt, 
das Mädchen jederzeit heiraten zu können, eine unbehelfliehe. 

Dem Begehren der Staatsanwaltschaft um Erhöhung der Strafe 
muss entsprochen werden, da die vom Bezirksgericht ausgefällte 
Gefaugenschaftsstrafe von 4 Wochen nicht als genügende Sühne 
des Vergehens betrachtet werden kann. Eine korrektionelle Zucht- 
hausstrafe von 3 Monaten, verbunden mit entsprechender Geldbusse, 
erscheint als angemessen. 

Das Bundexgericht hat einen gegen dieses Urteil erhobenen 
staatsrechtlichen Rekurs am 6. Juli 11*01 abgewiesen mit folgender 
Motivierung: 

Die Schwangerschaft und Niederkunft eines vierzehnjährigen, 
noch die Schule besuchenden Mädchens erregt in unsern Ländern 
öffentliches Ärgernis. Der Beischlaf als Ursache der Schwanger- 
schaft ist daher in solchen Fällen zugleich die Ursache einer Ver- 
letzung der öffentlichen Sittlichkeit. Hiermit ist der Tatbestand 
von § 1 des aargauischen Zuchtpolizeigesetzes gegeben, ohne dass 
der Beischlaf selber in der Öffentlichkeit müsste stattgefnnden haben. 
Das Einverständnis der Geschwängerten oder ihrer Eltern vor oder 
nach dem geschlechtlichen Umgang ist irrelevant vom Augenblicke 
an, wo es sich um die Verletzung der öffentlichen Sittlichkeit handelt. 
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Iu einem denselben Beanzeigten betreffenden ähnlichen Fall 
— er hatte einem am 11. März 1885 geborenen Mädchen, das ihm 
Himbeeren feilbot, nachdem er seine Haushälterin weggeschickt, 
unter den Rock gegriffen bis an die Knie — sprach sich das Bundes- 
gericht in Bestätigung des obergerichtlichen Urteils durch Entscheid 
vom gleichen Tage (ff. Juli 1901) wie folgt aus: 

Die Tat des Rekurrenten war zweifellos eine Verletzung der 
geschlechtlichen Integrität eines vierzehnjährigen Mädchens. Die 
Öffentlichkeit hat ein weitgehendes Interesse an dem Schutze der 
geschlechtlichen Integrität unreifer Personen. Nur bei energischem 
Schutze der Jugend vor Entartung kann die geistige und körper- 
liche Gesundheit der Bevölkerung gewahrt werden. 

Sobald ein öffentliches Interesse im Gebiete der Sittlichkeit 
verletzt wird, ist die betreffende Handlung als Verletzung der öffent- 
lichen Sittlichkeit, als Vergehen gegen die öffentliche Sittlichkeit 
zu qualifizieren, d. h. es liegt der Tatbestand von § 1 des aar- 
gauischen Zuchtpolizeigesetzes vor. Dabei ist es nicht nötig, dass 
die Handlung selber in der Öffentlichkeit stattgefunden habe. 


7. Vergehen der fahrlässigen Tötung. Bestraft werden kann nur, wer 
durch eigene Handlung den strafbaren Erfolg herbeigeführt hat, nicht 
aber, wer in fahrlässiger Weise den Anlass zur Fahrlässigkeit eines 
andern gegeben. 

Urteil des Obergerichts in Sachen Salm und Ackermann vom 24. Ja- 
nuar 1902. 

Am 30. Juni 1901 hielten mehrere Schiitzengesellschaften in 
Schinznach eine Schiessiibung ab. Nach Erledigung des fakulta- 
tiven Schiessprogrammes stund den Schlitzen frei, noch Schüsse 
auf die sogenannte Stiohscheibe abzugeben. 

Nachdem im Laufe des Nachmittages der Beanzeigtc Jakob 
Ackermann die Übungen des fakultativen Programmes mit 16 
Schüssen beendigt hatte, verwendete er noch 15 Patronen in drei 
Serien auf die Stichscheibc. Nach dem 15. Schüsse sicherte, er das 
Gewehr, setzte den Mündungsdeckel auf und begab sich damit zu 
der neben dem Schiessstande befindlichen Wirtschaft, wo eine Blech- 
musikgesellsehaft sich hören liess. Er setzte sich auf das Bord, 
das den Schiessplatz vom Festplatze abgrenzte, und legte das Ge- 
wehr neben sich auf den Boden, worauf der Knabe Gottlieb Käser 
sich daran zu schaffen machte. Zu diesem gesellte sich der Bean- 
zeigte Joh. Kaspar Salm, der während der Übung als Zeiger funk- 
tioniert hatte und etwas angetrunken war. Ohne den Verschluss 
geöffnet zu haben und somit in Unkenntnis der Tatsache, dass das 
Patronenlager eine Patrone enthielt, drehte er den Ring des Ver- 
schlusses und hiess den Knaben abdrticken. Der Knabe leistete 
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Folge, der Schuss krachte und verletzte drei Personen, von denen 
zwei den Verletzungen erlagen. 

Das Obergericht sprach sich über diesen Tatbestand wie 
folgt ans: 

Die Ansicht des Bezirksgerichts, dass unsere Strafgesetzgebung 
ein Vergehen der fahrlässigen Tötung nicht kenne, ist unrichtig. 
Die Vorschrift des § 113 des peinlichen Strafgesetzbuches betrifft 
bloss die fahrlässige Tötung durch vorsätzliche Körperverletzung. 
Diese widerrechtliche und strafbare Handlung ist ein Verbrechen. 
Wer sich dieses Verbrechens schuldig macht, ist gemäss § 114 des 
peinlichen Strafgesetzes mit Zuchthausstrafe zu belegen. Wer aber, 
ohne sich einer vorsätzlichen Körperverletzung schuldig zu machen, 
aus Fahrlässigkeit einen andern des Lebens beraubt, verübt gemäss 
den Bestimmungen der §§ 107, 111 und 20 des peinlichen Straf- 
gesetzes das Vergehen der fahrlässigen Tötung und ist zuchtpolizei- 
lich zu bestrafen. 

Der Beklagte Johann Kaspar Salm ist Urheber des an Jakob 
Schneider und Wihelm Ramseier verübten Vergehens der fahrlässi- 
gen Tötung und des an Rudolf Schneider verübten Vergehens der 
fahrlässigen Körperverletzung. Denn er hat dem achtjährigen Kna- 
ben Gottlieb Käser absichtlich die Möglichkeit verschafft, den ver- 
hängnisvollen Schuss abgeben zu können, und diesen Knaben auch 
zur Abgabe des Schusses bestimmt. Zweifellos hat der Beklagte 
Salm nicht gewusst , dass das Gewehr des Ackermann scharf 
geladen war, und kann deshalb auch nicht wegen vorsätzlicher 
Tötung bestraft werden ; dagegen hat er sich deshalb einer groben 
Fahrlässigkeit schuldig gemacht, weil er den Knaben Gottlieb Käser 
zur Abgabe des Schusses bestimmte, ohne vorher sich Gewissheit 
darüber zu verschaffen, ob das Gewehr scharf geladen sei oder 
nicht. Kein sorgfältiger Mann hätte so gehandelt wie der Beklagte. 
Entweder hätte er dem Knaben Gottlieb Käser die Möglichkeit zur 
Abgabe des Schusses gar nicht geboten oder doch sich zuerst dar- 
über Gewissheit verschafft, dass das Gewehr nicht scharf geladen 
sei. Denn er musste an die Möglichkeit denken, dass das Gewehr 
scharf geladen sei, und dass infolge der Abgabe eines Schusses 
sehr leicht Menschen getötet oder doch körperlich verletzt werden 
könnten. Diese Vorsicht hat der Beklagte Salm ausser acht gelassen 
und deshalb in fahrlässiger Weise die Tötung zweier Menschen 
und die Körperverletzung an einem Menschen verursacht. 

Die Fahrlässigkeit, die der Beklagte Salm sich zu schulden 
kommen Hess, war sehr gross, und die Folgen, welche sie bewirkte, 
so schwer, dass das Vergehen des Beklagten Salm mit der vom 
Bezirksgerichte über ihn ausgesprochenen Gefängnisstrafe von sechs 
Wochen nicht genügend gesühnt, erscheint. Diese Strafe muss 
angemessen erhöht werden (3 Monate). 

Aus den im bezirksgerichtlichen Urteile angegebenen Gründen 


Digitized by Google 


430 


Kntachcidungen in Strafsachen. 


ist der Beklagte Salm verpflichtet, die entstandenen Heilungs- und 
Beerdigungskosten zu bezahlen und den Angehörigen der Getöteten 
und dem Verletzten eine angemessene Entschädigung gemäss Art. 54 
des Obligationenrechtes zu entrichten. 

Wie das Bezirksgericht in seinem Urteile nachgewiesen hat, 
ist vom Beklagten Jakob Ackermann deshalb ein Vergehen gegen 
die öffentliche Ordnung und Sicherheit gemäss § 1 des Zuchtpolizei- 
gesetzes begangen worden, weil er gegen bestehende und bindende 
Vorschriften mit scharf geladenem Gewehre sich vom Schiessplatze 
entfernt und unter das Publikum begeben hat. Wegen dieses Ver- 
gehens ist der Beklagte Ackermann angemessen zu bestrafen. Da- 
gegen darf er nicht wegen des Vergehens der fahrlässigen Tötung 
und Körperverletzung bestraft werden ; denn es darf nicht als eine 
Fahrlässigkeit des Beklagten betrachtet werden, wenn er nicht 
daran dachte und nicht voraussah, dass ein Dritter sein Gewehr 
ergreifen und daraus einen Schuss ins Publikum abgeben könnte. 
Es fehlt der Kausalzusammenhang zwischen dem Vergehen des 
Beklagten Ackermann und dem durch die grobfahrlässige Hand- 
lung des Beklagten Salm verursachten rechtswidrigen Erfolge. 
Zwar objektiv wäre dieser Erfolg durch die Fahrlässigkeit des 
Beklagten Salm nicht bewirkt worden, wenn der Beklagte Acker- 
mann sein Vergehen nicht verübt hätte ; dagegen steht fest, dass 
ohne das grobfahrlässige Verschulden des Beklagten Salm, für das 
der Beklagte Ackermann strafrechtlich nicht verantwortlich gemacht 
werden kann, der rechtswidrige Erfolg nicht bewirkt worden wäre. 
Dieser rechtswidrige Erfolg ist durch das Verschulden des Be- 
klagten Salm , aber nicht durch das Verschulden des Beklagten 
Ackermann verursacht worden. In bezug auf den durch die grob- 
fahrlässige Handlung des Beklagten Salm bewirkten rechtswidrigen 
Erfolg liegt ein schuldhafter Wille des Beklagten Ackermann nicht 
vor (vgl. Oppenhoff, Kommentar zum deutschen Strafgesetzbuch, 
§ 59, Anmerkung 21). Ein schuldhafter Wille des Beklagten Acker- 
mann in bezug auf den vom Beklagten Salm bewirkten rechts- 
widrigen Erfolg darf auch deshalb nicht angenommen werden, weil 
nicht bewiesen ist, es habe der Beklagte Ackermann gewusst, dass 
sein Gewehr noch scharf geladen war, als er damit den Schiess- 
platz verliess und sich unter das Publikum begab (vgl. Wächter, 
Handbuch des sächsischen Strafrechts, § 56, 8. 393 — 396 ; Meyer, 
Lehrbuch des deutschen Strafrechts, § 27, Anmerkung 22 : „Immer 
aber muss es die eigene Handlung des Täters sein, durch welche 
der Erfolg bewirkt wurde, und keineswegs kann schon derjenige 
wegen Fahrlässigkeit gestraft werden, der nur fahrlässigerweise 
den Anlass zur Fahrlässigkeit eines andern gegeben hat.“ Und 
Wächter: „Denn durch den Umstand allein, dass ohne die voran- 
gegangene Handlung des Subjekts die Verletzung nicht möglich 
gewesen oder nicht eingetreten wäre, wird die Handlung noch nicht 
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Ursache der Verletzung , also der nötige Kausalzusammenhang 
zwischen dem, was der Handelnde tat, und dem, was später sich 
ereignete, nicht begründet. Anders ist es allerdings auf dem Ge- 
biete des Zivilrechts.“). 

Im vorliegenden Falle ist das, was sich später ereignete, d. h. 
der rechtswidrige Erfolg, durch den schuldhaften Willen des Be- 
klagten Salm verursacht worden. 

Weil der Beklagte Ackermann für den eingetretenen rechts- 
widrigen Erfolg strafrechtlich nicht verantwortlich gemacht werden 
kann, so dgrf er nicht wegen fahrlässiger Tötung und nicht wegen 
fahrlässiger Körperverletzung bestraft werden. Er ist bloss wegen 
Vergehens gegen die öffentliche Ordnung und Sicherheit gemäss 
§ 1 des Zuchtpolizeigesetzes zu bestrafen. Mit Rücksicht hierauf 
erscheint die Gefängnisstrafe von vier Wochen, mit der er vom 
Bezirksgerichte belegt worden ist, etwas zu hart : diese Strafe muss 
gemildert werden (14 Tage und Fr. 40 Busse). 

Die Frage, ob der Beklagte Ackermann zivilrechtlich für den 
Schaden verantwortlich sei, der durch den eingetretenen rechts- 
widrigen Erfolg entstanden ist, kann im vorliegenden Strafverfahren 
nicht entschieden werden. Es muss den Geschädigten überlassen 
werden , ihre vermeintlichen Schadensersatzansprüche gegen den 
Beklagten Ackermann auf dem Wege des Zivilprozesses geltend zu 
machen. 

8. Bei Unterschlagung verbunden mit BUcherfälschung (§ 157 a P. St. 6.) 
ist die Deckungsmöglichkeit ausgeschlossen. 

Urteil des Kassntionsgerichts in Sachen Hächler vom 21. Juni 1901. 

Nach § 157 des peinlichen Strafgesetzbuches, in Verbindung mit 
§ 1 , ?', des Ergänzungsgesetzes von 188(1, begeht das Verbrechen 
der Unterschlagung, wer eine fremde bewegliche Sache im Werte 
von wenigstens 300 Franken für einen andern in Besitz oder 
Gewahrsam hat und sich dieselbe mit rechtswidrigem Vorsätze 
zueignet. Zugleich definiert § 157 die Absicht der rechtswidrigen 
Zueignung und bezeichnet als Aneignungsakte, bei deren Vor- 
handensein die Absicht als erwiesen anzunehmen ist, folgende : 

1) die Ableugnung des Besitzes (§ 157, a); 

2) die Nichtablieferung am Bestimmungsorte (§ 157, b ); 

3) den Verbrauch oder die Veräusserung der Sache (§ 157, c). 

Im letztem Falle ist der rechtswidrige Vorsatz nur dann als 

erwiesen anzunehmen, wenn der Täter nicht bereit und im stände 
ist, die Sache sogleich auf die Abforderung herbeizuschaffen oder 
den Berechtigten in anderer Weise zufriedenzustellen. 

Die Staatsanwaltschaft ist der Ansicht, dass im vorliegenden 
Falle die Sache dem zur Abforderung Berechtigten dadurch ver- 
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leugnet worden sei, dass der Angeklagte die Bücher gefälscht habe, 
uin dadurch den Berechtigten über die rechtswidrige Aneignung 
der unterschlagenen Gelder zu täuschen. Durch die Bücher- 
fälschungen habe der Täter die Absicht bekundet, die Sache ohne 
Entgelt für sich zu behalten, dem Rückforderungsberechtigten die 
Aneignung zu verschleiern und das bereits begangene Verbrechen 
zu verdecken. Für diesen Fall der Unterschlagung habe der Ge- 
setzgeber die Deckungsmöglichkeit ausgeschlossen, weshalb in §157, a, 
wo es sieh um Unterschlagung in Verbindung mit Ableugnung des 
Besitzes handle, der in § 157, c, enthaltene Zusatz weggelassen 
worden sei. 

Diese Auffassung der Staatsanwaltschaft ist richtig. Bei einer 
Unterschlagung verbunden mit Büeherfälschung muss die Absicht 
der rechtswidrigen Zueignung als erstellt betrachtet werden, da 
dadurch zweifellos die Ableugnung des Besitzes festgestellt ist. Denn 
es ist ohne weiteres klar, dass die Fälschung von Büchern eine 
Ableugnung des Besitzes in sich schliesst. Und da die Deekungs- 
klausel in § 157,«, St. G. nicht aufgenommen ist, so kann mit Recht 
nicht angenommen werden, dieser rechtswidrige Vorsatz falle dahin, 
wenn der Täter bereit und im stände ist, Deckung zu leisten. Der 
Zusatz des § 157, c, kann somit auf Lemma a keine Anwendung 
finden. Der rechtswidrige Vorsatz ist vielmehr als erwiesen anzu- 
sehen, wenn die Ableugnung des Besitzes , wie sie durch Fäl- 
schung von Büchern dargetan ist, vorliegt. Für diese Fälle ist die 
Deckungsmöglichkeit ausgeschlossen. 

9. Betrügerischer Bankerott. Die Frage der Vollendung des Delikts ist 
nach dem auch für die Nebenstrafgesetze geltenden allgemeinen Teile 
des peinlichen Strafgesetzbuches zu beurteilen. 

Urteil des Kassatiousgerichts in Sachen Werder vom 11. Mai 1901. 

Die Staatsanwaltschaft hat nach durchgefühlter Untersuchung, 
gestützt auf § 48« des Einführungsgesetzes zum Bundesgesetze über 
Schuldbetreibung und Konkurs, gegen Joseph Leonz Werder An- 
klage wegen betrügerischen Bankerottes, und gegen seine Geschwister 
Elise und Johann Werder Anklage wegen Beihülfe zum betrügeri- 
schen Bankerott erhoben. Die Anklagekammer hat diese drei An- 
klagen unterm 11. April 1901 zugelassen. 

Gegen den Verweisungsbeschluss der Anklagekammer haben 
die Angeklagten innert der gesetzlichen Frist beim Kassations- 
gerichte Beschwerde geführt und das Begehren gestellt, es seien 
die von der Anklagekammer zugelassenen Anklagen als unzulässig, 
beziehungsweise das Schwurgericht materiell als nicht zuständig zu 
erklären und die Akten dem Bezirksgerichte Muri zur zuchtpolizei- 
lichen Erledigung zuzuweisen. 
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Das Kassationsgericht wies die Beschwerde als unbegründet ab. 
Motive : 

1. Was vorab die Frage anbelangt, ob das Kassationsgerieht 
zur Beurteilung der Beschwerde zuständig sei, so fällt in Betracht, 
dass die Staatsanwaltschatt ausdrücklich erklärt hat, sie sei damit 
einverstanden, dass die erhobene Beschwerde durch das Kassations- 
gericht geprüft und entschieden werde. Unter diesen Umständen 
erachtet es das Gericht als angezeigt, auf die Prüfung der Beschwerde 
einzutreten. Und dies um so mehr, als der Tatbestand ein unbe- 
strittener ist und es sich bloss um die strafrechtliche Würdigung 
jenes Tatbestandes handelt. 

2. In der Sache selbst bringen die Beschwerdeführer an, dass 
das aargauische Einführungsgesetz zum Bundesgesetze über Schuld- 
betreibung und Konkurs den betrügerischen Bankerott als zucht- 
polizeilich strafbar erkläre und nur dann peinliche Strafe cintreten 
lasse, wenn die herbeigeführte Schädigung mehr als Fr. 1000 be- 
trage. Die Bestimmungen des peinlichen Strafgesetzbuches über den 
betrügerischen Bankerott seien durch die §4? 48 und 4SI des Ein- 
führungsgesetzes ahgeündert worden, so dass für die Frage, ob ein 
einfacher oder qualifizierter Betrug vorliege, nicht der beabsichtigte, 
sondern der wirklich entstandene Schaden massgebend sei. Da nun 
aber der Ausweis geleistet sei, dass der Angeklagte, Joseph Leonz 
Werder, sämtliche Gläubiger befriedigt habe, und auch der Kon- 
kurs widerrufen sei, so sei eine Schädigung der Gläubiger tatsäch- 
lich nicht vorhanden ; die Voraussetzung des Jj 49, s des Einfüh- 
rungsgesetzes fehle, weshalb eine peinliche Bestrafung der Ange- 
klagten ausgeschlossen sei. 

3. Das Kassationsgericht kann dem Begehren der Beschwerde- 
führer nicht entsprechen, und zwar aus folgenden Gründen : 

a) Die Vorschriften der §§ 44 bis und mit 54 des Einführungs- 
gesetzes zum Bundesgesetze über Schuldbetreibung und Konkurs 
betreffend die Vergehen bei der Betreibung auf Pfandverwertung 
und bei der Konkursbetreibung bilden, ganz gleich wie die Vor- 
schrift des § 1 des Zuchtpolizeigesetzes, den Inhalt eines Neben- 
strafgesetzes. In bezug auf alle diese Gesetze kommen die Bestim- 
mungen des allgemeinen ’ Teiles des peinlichen .Strafgesetzbuches 
entsprechend zur Anwendung. Dies gilt insbesondere auch hinsicht- 
lich der Grundsätze über Vorsatz und Fahrlässigkeit, über den Ver- 
such und die Vollendung der Verbrechen, über die Teilnahme an 
einem Verbrechen, über die Bestrafung des Verbrechens. Nur mit 
Berücksichtigung dieser allgemeinen Grundsätze ist eine richtige 
Anwendung der Nebenstrafgesetze möglich. Es ist übrigens durch 
konstante Gerichtspraxis anerkannt, dass die Grundsätze des all- 
gemeinen Teiles des peinlichen Strafgesetzbuches auf die Neben- 
strafgesetze entsprechend Anwendung finden. 
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b j Gemäss den Bestimmungen des peinlichen Strafgesetzbuches 
ist ein Verbrechen dann als vollendet anzusehen, sobald alles vor- 
liegt, was das Gesetz zum Begriffe desselben erfordert. Nach dem 
Wortlaute des § 49, 2 des Einführungsgesetzes ist nun das Ver- 
brechen des betrügerischen Bankerottes zweifellos dann vollendet, 
wenn eine Schädigung von mehr als Fr. 1000 herbeigeführt, also 
tatsächlich eingetreten ist. Es ist daher die Frage zu entscheiden, 
ob im vorliegenden Falle eine Schädigung eingetreten und wann 
dies geschehen ist. Es kann nun wohl ernstlich nicht in Zweifel 
gezogen werden, dass die Schädigung in dem Zeitpunkte einge- 
treten ist, als der Angeklagte, Joseph Leonz Werder, sein Barver- 
mögen beiseite geschafft, beziehungsweise unter Mithülfe seiner Ge- 
schwister bei der Zürcherischen kantonalbank und auf der Spar- 
kasse Zug angelegt hat. Wenn in der Folge durch die angehobene 
Untersuchung das verheimlichte Geld zu Tage gefordert wurde und 
infolgedessen der eingetretene Schaden nachträglich — nachdem 
die Untersuchung durchgeführt worden war — ganz gedeckt und 
sämtliche Gläubiger befriedigt wurden, so kann diese Tatsache in 
bezug auf das bereits vor Anhebung der Untersuchung vollendete 
Verbrechen nicht die Bedeutung eines Strafausschliessungsgrundes 
haben. In der Deckung des Schadens ist nach allgemeinen straf- 
rechtlichen Bestimmungen nur ein Milderungsgrund, keineswegs aber 
ein Strafausschliessungsgrund zu erblicken. Hätte der Gesetzgeber 
die Deckung des Schadens als Strafausschliessungsgrund aufstellen 
wollen, so hätte dies im Gesetze ausdrücklich bestimmt werden 
müssen. Da dies aber nicht geschehen ist, kann die erfolgte Deckung 
des Schadens nur als Strafmilderungsgrund in Betracht fallen. 

Da diesen Erwägungen zufolge die Voraussetzungen der §§ 48 
und 49, 2 des Einführungsgesetzes erfüllt sind, kann dem Begehren 
der Beschwerdeführer keine Folge gegeben werden. 


10. Die Kosten der Unterbringung und Verpflegung gerichtlich verurteilter 
jugendlicher Definierter in der Zwangserziehungsanstalt Aarburg kön- 
nen nicht von den Eltern eingefordert werden. 

Urteil des Obergerichts in Sachen Ober-Siggcnthal gegen Meier vom 
7. September 1900. 

Es ist die Frage zu lösen, ob der Beklagte die Kosten der 
Unterbringung und Verpflegung seines 18jährigen Sohnes in der 
Zwangserziehungsanstalt Aarburg dem Gemeinderat, der sie bezahlt 
hat, zu ersetzen habe. Der Sohn Meier ist als Strafmündiger ver- 
urteilt und auf dem Vollstreckungswege nach Aarburg verbracht 
worden. Es ist nun nicht einzusehen, weshalb der Vater in diesem 
Falle die Kosten der Vollstreckung tragen sollte, während er sie 
nicht tragen müsste wenn der Strafvollzug an dem verurteilten 
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Sohne in der Strafanstalt Lenzburg stattgefunden hätte. Der Um- 
stand, dass in der Anstalt Aarburg der Erziehungszweck gegenüber 
dem Strafzwecke im Vordergrund steht, ist für den Entscheid der 
schwebenden Streitfrage nicht von massgebender Bedeutung ; aus- 
schlaggebend ist vielmehr, dass der Sohn nach Aarburg verbracht 
wurde, ohne dass der Vater irgend etwas dazu zu sagen hatte. 
Dei - Vater wäre nur dann belangbar, wenn hierüber irgend eine 
gesetzliche Vorschrift bestünde. Abgesehen sodann davon, ob eine 
Verpflichtung zu einer derartigen Leistung zivilrechtlicher Natur 
durch ein grossrätlichcs Dekret überhaupt statuiert werden könnte, 
enthält der massgebende § fl des Organisations-Dekretes für die 
Zwangserziehungsanstalt Aarburg vom 16. Mai 18 A3 nur die Be- 
stimmung, dass die Detinierten selbst, sofern deren Vermögensver- 
hältnisse solches gestatten , an die Kosten einen angemessenen Bei- 
trag zu leisten haben. Der Sohn Meier hat kein Vermögen ; es geht 
daher nicht an, den Vater für jene Kosten haftbar zu machen, 
zumal von einer analogen Anwendung des Art. 61 O.-K. in solchen 
Fällen nicht die Rede sein kann und im letzten Absatz des ge- 
nannten § fl des Dekretes nur gesagt ist, dass der Staat für die 
Kosten armer oder wenig begüterter Definierter aufzukommen habe, 
während der Eltern oder Gemeinden dort keine Erwähnung ge- 
schieht. 


11. Untersuchungskosten. Begriff derselben; zuständiges Gericht zur Ent- 
scheidung darüber; wer hat sie zu tragen, wenn der Angeklagte 
unzurechnungsfähig ist? 

Urteil des Obergerichts in Sachen I’eter vom fl. Mürz 1899, 

Bei Beurteilung der Frage, ob Sophie Peter, die am 12. 
August 1897 den Brand im Grand Hôtel in Baden gestiftet hat, 
auf Grund des Gutachtens der Irrenärzte aber als unzurechnungs- 
fähig für diese Handlung nicht bestraft werden konnte, und ihr 
Vater pflichtig seien, die Kosten für Heilung und Verpflegung in 
«1er Irrenanstalt Königsfelden während der Dauer der Untersuchung 
zu tragen, ist vorerst festzustellen, ob es sich um Untersuehungs- 
kosten oder gewöhnliche Verpflegungskosten handelt. Diesfalls er- 
gibt sich aus den Akten, dass das Bezirksamt Baden bei Einleitung 
der Untersuchung über den Brandausbruch im Grand Hôtel die 
Sophie Peter einvernommen und dabei die Wahrnehmung gemacht 
hat, dass diese nicht in normalem Geisteszustände sei. Gestützt 
auf die Aussagen der einvernommenen Personen und zumal der 
Sophie Peter einerseits, und den beobachteten Zustand derselben 
anderseits verfügte das Bezirksamt am 13. August 1897 die 
Überführung der Sophie Peter nach Königsfelden zur Beobachtung. 
Diese Beobachtung und Untersuchung dauerte bis 4. April 1898, 
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da die Irrenärzte ihr Gutachten dahin abgaben, dass Sophie Peter 
an einer konstitutionellen Psychose leide und dass diese Erkrankung 
schon längere Zeit vor der Brandstiftung bestanden habe. Die 
Staatsanwaltschaft stellte hierauf mit Verfügung vom 9. April 1898 
die Untersuchung gegen Sophie Peter wegen Unzurechnungsfähig- 
keit derselben ein. Alle diese Tatsachen beweisen, dass die Über- 
führung der Sophie Peter in die Irrenanstalt Königsfelden, die Ver- 
pflegung und Beobachtung daselbst bis zur Abgabe des Gutachtens 
durch die Untersuchungsbehörden im Interesse der Untersuchung 
veranlasst wurde, dass demnach die aus dieser Verpflegung und 
Beobachtung entstandenen Kosten als Unters uchungskosten zu be- 
trachten sind. 

Aus dieser rechtlichen Natur der Kosten im Betrage von 
Fr. 200. 70 ergibt sich, dass diejenige richterliche Behörde, welche 
über die Erledigung der Untersuchung zu entscheiden hat, auch 
zuständig ist, über diesen Teil der Untersuchungskosten zu ent- 
scheiden. Die vom rechtlichen Vertreter der Sophie Peter erhobene 
Einrede der Nichtzuständigkeit des Bezirksgerichts Baden ist daher 
unbegründet. 

In der Sache selbst muss als feststehend betrachtet werden, 
dass Sophie Peter den Brand im Grand Hötel gestiftet hat. Jeden- 
falls hat sie durch ihr Benehmen und ihre Aussagen den Verdacht 
der Täterschaft auf sich gelenkt und damit auch bewirkt, dass die 
Untersuchung sich wesentlich gegen sie richten musste. Allein 
dieser Umstand bildet keinen rechtlichen Grund, um die unzurech- 
nungsfähige Sophie Peter zur Tragung der in Königsfelden ent- 
standenen Untersuchungskosten zu verurteilen. Die Staatsanwalt- 
schaft sucht denn auch zur Begründung ihres Begehrens wesentlich 
darauf • abzustellen, dass Sophie Peter als krank in eigenem In- 
teresse nach Königsfelden verbracht worden sei. Allein dem stehen 
die oben festgestellten Tatsachen und die Verfügungen der Unter- 
suchungsbehörden gegenüber. Hätte es sich nur um die Verpflegung 
und Heilung gehandelt, so wäre es Sache der Behörden gewesen, 
den Vater der Sophie Peter zu begrüssen und ihn zur Einleitung 
der nötigen Schritte zu veranlassen; falls er sich geweigert hätte, 
für eine zweckmässige Behandlung und Verpflegung der Tochter 
zu sorgen, so hätten die zuständigen Behörden das Nötige anordnen 
und die Tochter beziehungsweise den Vater für die Kosten be- 
langen können. Es hätte sich dann nur um gewöhnliche Ver- 
pflegungs- und Heilungskosten gehandelt und in diesem Falle nicht 
der Strafrichter, sondern die Verwaltungsbehörde, eventuell der 
Zivilrichter zu entscheiden gehabt. 

Indes ist die Frage, ob der Vater der unzurechnungstähig er- 
klärten Sophie Peter dem Staate gegenüber für die Kosten der 
Unterbringung und Verpflegung derselben in Königsfelden hafte, 
auch dann nicht vom Strafrichter zu entscheiden, wenn diese Kosten 
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im Interesse der Untersuchung entstanden sind. Die Haftbarkeit 
des Vaters für Kosten, welche durch die Unterbringung der Tochter 
in der Irrenanstalt entstanden sind, ist eine zivilrechtliche und 
daher der Strafrichter nicht zuständig, den Vater haftbar zu er- 
klären, selbst wenn er die Tochter grundsätzlich zur Tragung der 
bezüglichen Kosten verurteilt hätte. Da aber im vorwürfigen Falle 
Sophie Peter hierzu nicht verfällt werden kann, so fällt die Haft- 
barkeit des Vaters ohne weiteres ausser Betracht. 


12. Das dem Angeklagten in § 273 St. P. 0. eingeräumte Recht zur 
Beschwerde ist nicht nur in bezug auf die örtliche Gerichtszuständig- 
keit, sondern in allen Fällen zuzugestehen, wo es sich um die recht- 
liche Würdigung des Tatbestandes als solchen, wie er in der An- 
klage festgestellt ist, handelt. 

Urteil des Kassationsgerichts in Sachen Weber vom 12. März 1902. 


Die Staatsanwaltschaft hat am 5, Februar 1902 gegen Peter 
Weber folgende Anklage erhoben: 

Peter Weber. Dachdecker von Ingenbohl, geboren den 13. August 
18<>2, ledig, ist am 23. August 1901, nachmittags, mittelst Zer- 
brechens einer Fensterscheibe gewaltsam in das Gebäude des Bern- 
hard Wyss, Landwirt, im Kleinhorben, Gemeinde Meienberg, ein- 
gebrochen und hat aus der Innohabung desselben folgende Gegen- 
stände : 

1. eine Cheviotkleidung . . . 

2. ein Paar Halbleinhosen . . . 

3. einen Filzhut 

4. eine, silberne Reinontoiruhr . . 

5. eine silberne Uhrkette . 

6. ein Portemonnaie mit Fr. 50 Inhalt 

7. drei Taschentücher .... 

8. ein Paar Schuhe 


im Werte von Fr. 


30. — 
9. — 
5. — 
15. — 
12. — 
50.— 
3. 50 
10 . — 


im Gesamtwerte von Fr. 134. 50 


ohne Einwilligung des Berechtigten, jedoch ohne Gewalttätigkeit 
an einer Person, und zwar Nr. 1 — 7 aus verschlossenem Kasten, 
in Besitz genommen, um sich das wissentlich fremde Eigentum 
rechtswidrig zuzueignen. 

Die Anklagckammer hat diese Anklage unterm 12. Februar 
1902 zugelassen. 

Gegen den Verweisungsbesehluss der Anklagekammer hat Peter 
Weber innert der gesetzlichen Frist beim Kassationsgericht Be- 
schwerde geführt und das Begehren gestellt, der Verweisungs- 
beschluss der Anklagekammer sei aufzuhehen, die Strafanzeige sei 
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zuchtpoHzcilich zu erklären und zur zuchtpolizeilicken Erledigung 
an das Bezirksgericht Muri zu verweisen, unter Kostenfolge. 

Zur Begründung dieses Begehrens wird angebracht, dass das 
Eindrücken einer Fensterscheibe nicht als gewaltsamer Einbruch 
betrachtet werden könne und daher auf die Tat des Angeklagten 
nicht § 151 P. St. G. Anwendung linde, sondern die §§ 150, d und e 
(Diebstahl an verschlossenem Gute und zur Nachtzeit). Da nun 
der gestohlene Betrag Fr. 150 nicht erreiche, so liege nach § 1, h, 
2, des Ergiinzungsgesetzes von 1886 nur ein zuchtpolizeilich zu be- 
strafendes Vergehen vor. 

Das Kassationsgericht wies die Beschwerde als unbegründet 
ab aus folgenden Erwägungen : 

§ 273 St. P. O. bestimmt, dass die Staatsanwaltschaft gegen 
den Beschluss der Anklagekammer innerhalb vier Tagen, von der 
Erötfnung desselben an gerechnet , beim Kassationsgerichte Be- 
schwerde mit aufschiebender Wirkung erheben könne, dass dem 
Angeklagten dieses Beeht aber nur mit Beziehung auf die Kom- 
petenz zustehe. Nach der bisherigen Praxis (s. Entscheide in den 
Jahresberichten für 1865 uhd 1897/98) ist unter der Kompetenz 
im Sinne des § 273 St. P. O. nur die örtliche Gerichtszuständigkeit 
verstanden und jedes materielle Eintreten auf die Sache abgelehnt 
worden. Richtig ist nun, dass das Kassationsgericht nicht darüber 
zu entscheiden hat, ob das vorhandene Beweismaterial genüge, um 
gegen den Angeklagten eine Anklage begründen zu können. Es ist 
Sache der Geschwornen, in dieser Richtung alle der Anklage zu 
Grunde liegenden tatsächlichen Verhältnisse zu prüfen und Uber die 
Begründetheit der Anklage in tatsächlicher Beziehung zu urteilen. 
Anders aber liegt der Fall, wenn es sich um die rechtliche Wür- 
digung des Tatbestandes als solchen, wie er in der Anklage fest- 
gestellt und genau beschrieben ist, also um die Frage handelt, ob 
der in der Anklage genau und bestimmt beschriebene Tatbestand 
den Tatbestand eines Verbrechens oder Vergehens bilde, ob somit 
der Angeklagte peinlicher oder zuchtpolizeilicher Bestrafung unter- 
liege. Findet das Kassationsgericht, dass der in der Anklage genau 
und bestimmt umschriebene Tatbestand nicht denjenigen eines Ver- 
brechens, sondern bloss denjenigen eines Vergehens bilde, so ist 
nicht einzusehen, weshalb das Kassationsgericht diese Frage nicht 
sofort entscheiden und warum vorerst das Schwurgerichtsverfahren 
durchgeführt werden sollte. Nach § 382, c, St. P. O. steht dem 
Angeklagten das Recht zu, wegen Nichtanwendung oder wegen 
falscher Anwendung des materiellen Strafgesetzes beim Kassations- 
gerichte Beschwerde zu führen. Wenn beispielsweise der Angeklagte 
vom Schwurgerichte wegen eines Verbrechens verurteilt worden ist 
und gegen dieses Urteil die Nichtigkeitsbeschwerde mit der Be- 
gründung erhebt, dass es sich nur um den Tatbestand eines Ver- 
gehens handle, so muss das Kassationsgericht, wenn es die Be- 
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schwerde als begründet erachtet, das Urteil des Schwurgerichts 
aufheben, und die ganze Schwurgerichtsverhandlung ist umsonst 
durchgeführt worden. Sobald aber dem Angeklagten das Recht 
eingeräumt ist, in solchen Fällen schon gegen den Beschluss der 
Anklagekammer Beschwerde zu führen, so wird dadurch das weit- 
läufige und kostspielige Schwurgerichtsverfahren vermieden werden 
können. Diese praktischen Erwägungen führen dazu, den Willen 
des Gesetzgebers dahin auszulegen, das dem Angeklagten in § 273 
St. P. 0. eingeräumte Recht zur Beschwerde nicht nur in bezug auf 
die örtliche Gerichtszuständigkeit zuzugestehen, sondern ihm dieses 
Recht auch in allen denjenigen Fällen zu gewähren, wo es sich 
um die rechtliche Würdigung des Tatbestandes als solchen handelt. 

Muss somit auf die Beschwerde eingetreten werden, so kann 
es keinem Zweifel unterliegen, dass das Eindrücken einer Fenster- 
scheibe als gewaltsamer Einbruch zu betrachten ist. Nicht nur hat 
die aargauische Rechtsprechung von jeher diesen Standpunkt ein- 
genommen, auch die Strafrechtswissenschaft steht auf diesem Boden. 
Die Zerstörung der einzelnen Teile der Hülle eines Gebäudes 
(Mauern, Türen, Fenster u. s. w.), sobald sie auf mechanischem 
Wege und zum Zwecke der Ermöglichung des Eintrittes des Täters 
ins Innere des Gebäudes geschieht, ist immer als gewaltsamer Ein- 
bruch angesehen und bestraft worden. 


Schweizerische Zeitschrift für Strafrecht. Iti. J&hrg. 
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Dr. jur. e! phil. Chr. Rothenberger: Geschichte und Kritik des Schwur- 
gerichtsverfahrens in der Schweiz nach eidgenössischem und kan- 
tonalem Staats- und Gerichtsverfassungsrechte und den Straf- 
end Zivil-) Prozessordnungen der Kantone und des Bundes für 
die bürgerliche und militärische Rechtspflege. Ein Beitrag zur 
Vereinheitlichung des schweizerischen Strafprozessrechtes. Basel , 
Schwabe, 1903. 358 Seiten. 

Die Arbeit ist in mancher Eichtung vorzüglich. Freilich ist 
das Buch eine Tendenzschrift für Abschaffung der Schwurgerichte, 
aber der Verfolgung einer Tendenz ist heutzutage bei einer Be- 
arbeitung der Juryfrage kaum auszuweichen. Dass darunter die 
Wissenschaftlichkeit nicht notwendig leiden muss, beweist dieses 
Buch ; es lässt in sorgfältigster und umfassender Sammlung die Tat- 
sachen sprechen. Auf weitem Gange durchforscht der Verfasser die 
eidgenössischen und kantonalen Prozessgesetze seit der Zeit, wo 
das Schwurgericht aus Frankreich nach der Schweiz kam. Die 
genferische Anklage-, Urteils- und Rekursjury von 1794 bis 1799 
war nur eine Episode. Erst Mitte der Vierzigerjahre gewinnt der 
Schwurgerichtsgedanke an Macht, er geht wieder aus von Genf 
und der Waadt, findet in der Bundesverfassung von 1848 seine 
Garantie und erobert sich neben der Bundesstrafrechtspflege in 
wenigen Jahren eine ganze Anzahl kantonaler Prozesse: Freiburg, 
Neuenburg, Tessin, Bern, Zürich, Thurgau, Aargau und zuletzt 
Solothurn. Damit ist der Höhepunkt erreicht, seit 18(52/1863 ist 
kein neuer Schwurgerichtskanton dazugekommen. Mit dem Jahre 
1883 beginnt die Abrüstung: Tessin geht voran, 1886 schafft die 
W'aadt wenigstens die korrektioneile Jury ab, 1889 verschwindet 
das Schwurgericht aus dem Militärstrafprozess des Bundes, und 
1890 revidiert Genf sein Schwurgericht unter Anlehnung an das 
Schöffengericht. Aber auch wo das Institut noch besteht, ist ein 
Rückzug erkennbar durch fortwährende Beschränkung der Kom- 
petenzen im Bunde und in den Kantonen. Auf Seite 249 f. be- 
rücksichtigt Rothenberger als neuestes Symptom die zürcherischen 
Gesetzesentwürfe betreffend die Rechtspflege von 1901, die zwar 


Digitized by Google 



Literat uran zeigen. 


441 


dem Namen nach das Schwurgericht beibehalten, tatsächlich aber 
ein aus drei Oberrichtern und acht Laien zusammengesetztes ein- 
heitliches Schöffengericht vorsehen 1 ). 

Das sind d’e Umrisse der geschichtlichen Entwicklung, die das 
Huch gibt; in diesem Kähmen ist ein sehr umfangreiches, nament- 
lich gesetzgeberisches Material verwertet und zu schöner Darstellung 
gebracht, eine Arbeit, die bei dem fast gänzlichen Mangel einer 
schweizerischen Strafprozessliteratur um so höher einzusehätzen ist. 

Aus der geschichtlichen Entwicklung der schwurgerichtlichen 
Rechtspflege rechtfertigt Rothenberger das Postulat ihrer Beseitigung; 
die Tatsachen beweisen genug, „einer Kritik des Schwurgerichts- 
Verfahrens der Schweiz fällt nach Beginn des 20. Jahrhunderts 
nicht mehr die Aufgabe zu, das Jury-Institut als solches allen 
wissenschaftlich-juristischen Kriterien zu unterstellen“ (Seite 299). 
So kann sich der Verfasser im zweiten Teil seines Buches, auf- 
bauend auf seine Grundlegung, mit einer kurzgefassten Kritik be- 
gnügen, in der er sich vor allem mit dem Hauptangriffspunkt der 
Jurygegner, der Trennung der Tat- und Rechtsfrage, befasst. Neue 
Gesichtspunkte werden hier kaum entdeckt — das Problem ist nach 
dieser Richtung wohl auch endgültig gelöst. 

Das Huch soll ein Beitrag zur Vereinheitlichung des schwei- 
zerischen Strafprozessrechtes sein — cs wird in der Tat zu gegebener 
Zeit die wertvollsten Dienste leisten als Materialsammlung und durch 
seine. Folgerungen. Wie weit wir von einem einheitlichen Prozess- 
recht entfernt sind, lässt sich allerdings heute noch nicht absehen, 
sind wir erst so weit, so ist zweifellos die Frage, ob Beibehaltung 
oder Abschaffung des Schwurgerichts, das bedeutsamste und auch 
bedenklichste. Problem. Ich hoffe, dass Rothenbergers Forschungen 
und Feststellungen dann nach Gebühr gewürdigt werden. 

Hafter. 

Dr. K. H. Görres, Rechtsanwalt: Der Wahrspruch der Geschwornen 
und seine psychologischen Grundlagen. (Juristisch-psychiatrische 
Grenzfragen. Zwanglose Abhandlungen, herausgegeben con Finger, 
Hoche und Bresler. I. Rand, Heft il/3.) Halle, Marhold, 1903. 
96 Feiten. Mk. 2. 

Als eine vortreffliche Ergänzung des Rothenbergerschen Werkes 
können diese Vorträge gelten. Will man heute für die Beurteilung 
der Schwurgerichte neue Gesichtspunkte suchen, so flndet man sie 
kaum auf juristischem Gebiet, neue bedeutsame Schlaglichter wirft 


') Nach dem heutigen, freilich noch nicht endgültigen Stand der Frage 
soll das Schwurgericht im wesentlichen in seiner bisherigen Gestalt bei- 
behalten werden, so lauten die Beschlüsse der kantonsrätlichen Kommission, 
bei der die Entwürfe zurzeit liegen. Vgl. oben S. .‘lf>6 ff. 
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dagegen clic psychologische Betrachtung auf das Institut der Sehwur- 
männer, denn „die intimsten Probleme der Psychologie, wie Wahr- 
nehmung, Vorstellung, Erinnerung, Aussage, Schliessen etc.“, spielen 
im Prozess tagtäglich in die Arbeit des Richters herein. Auf dieser 
Grundlage untersucht Görres die Zusammensetzung der Geschwornen- 
bank, ferner die Apperzeption der Verhandlungen durch die Schwur- 
männer, namentlich die Wirkungen der Beweisaufnahme, der Plai- 
doyers und der Rechtsbelehrung auf sie, ihr Verhältnis zu der 
richterlichen Fragestellung — und endlich am Schluss der Kette 
das Zustandekommen des Wahrspruchs, der in der Klausur, in 
geheimer Beratung und Abstimmung oft ini Stadium vorgeschrittener 
Ermüdung gefunden wird, bei dem das Gesetz die Begründung 
versagt, der selten, selbst wo das Recht die Möglichkeit vorsieht, 
eine Berichtigung erfährt. Das Resultat, zu dem die Schrift gelangt, 
ist unabweislich : „Die Psycaslogie des Einzelwesens missrät die 
Schwurgerichte“ (Seite 75). Jedoch der Wert des Institutes vom 
colkspsgchologischen Standpunkt aus? Die Forderung, neben Berufs- 
richtern Laien zur Rechtspflege heranzuziehen, ist in Deutschland 
fast noch lauter als bei uns, und die Tatsache ist nicht aus der 
Welt zu schaffen, dass das Volk Urteilen mehr Vertrauen entgegen- 
bringt, an deren Zustandekommen Männer aus dem Volke mitgewirkt 
haben. Diese Erscheinungen berücksichtigt Görres in vollem Um- 
fange: die Lösung liegt im Schöffengericht , hier besteht der nötige 
Kontakt zwischen Berufsrichtern und Laien, es ist nicht mehr ein 
„Judizieren nach einem dunkeln, unausgesprochenen Wahrheits- und 
Gerechtigkeitsgefühl an Stelle klarer Erkenntnis von Tatbestand 
und Rechtsnorm“, endlich wird das Urteil begründet. 

So hat Görres das Ziel im Auge, das den zürcherischen Ent- 
würfen, freilich unter Beibehaltung des Namens Schwurgericht, vor- 
schwebte. Die Begründung ist überzeugend, und wenn man noch 
nicht allerorts die praktischen Konsequenzen daraus zu ziehen wagt, 
so liegt das hoffentlich nur in einer allzu grossen Achtung vor der 
volkspsychologischen Seite des Geschwornen-Institutes. Hafter. 

Schweizerischer Rechts- und Finanzkalender auf das Jahr 1904. 
III. Jahrgang. Zürich, Schulthess & C°, 1904. 240 Seiten Taschen- 
format. Gebunden Fr. 2. 

Ausser dem Notizkalender und einem Kalender mit Angabe 
der Betreibungsferien enthält das Büchlein eine Darstellung des 
Retentionsrechtes des Vermieters und des Betreibungsrechtes, welcher 
eine Reihe von Verzeichnissen, nämlich der schweizerischen Be- 
treibungs- und Konkurskreise, der kantonalen Aufsichtsbehörden für 
Schutdbetreibnng und Konkurs, der für Bewilligung von Arresten und 
Erteilung der Rechtsöffnung zuständigen Gerichtsbehörden, der Kon- 
kursgerichte, Nachlassbehörden, Ehrenfolgen des Konkurses und der 
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fruchtlosen Pfändung, sowie der Oebiihrentarif zum Schuldbetreibungs- 
und Konkursgesetz, sich anschliessen. Neben Mitteilungen über Zah- 
lung ron Geldschulden, Verkehr mit Banknoten, Verkehr mit Coupons, 
Verkehr mit andern Inhaberpapieren, MHitiirpftichtersatz finden wir 
teils auszugsweise, teils vollständig abgedruckt Bestimmungen über 
Handelsregister und Handelsamtsblatt, das Bundesgesetz betreffend 
die Patenttaxen für Handelsreisende, ferner die Bundesgesetze be- 
treffend Erfindungspatente, Schutz der Fabrik- und Handelsmarken, 
der Herkunftsbezeichnungen ron Waren und der gewerblichen Aus- 
zeichnungen, gewerbliche Muster und Modelle, Haftpflicht der Eisen- 
bahn- und Dampf schiffahrtunternehmungen bei Tötungen und Ver- 
letzungen, u. s. w., ein ganzes Vademekum des Anwalts und des 
Geschäftsmannes, dessen sich auch Richter und Beamte gerne be- 
dienen werden. Zürcher. 


Robert Cartier: Der objektive Tatbestand der strafbaren „ Untreue “ 
mit besonderer Berücksichtigung des deutschen und schweizerischen 
Rechts und des Entwurfs eines schweizerischen Strafgesetzbuches. 
Berner Dissertation. Basel, Buchdruckerei ,, Basler Volksblatt“, 
1902. V und 156 S. 

Die Schrift versucht vorerst, „die Begründetheit von gesetz- 
lichen Bestimmungen über strafbare Untreue aus der Lückenhaftig- 
keit des überlieferten Rechts darzulegen“ (S. 115). Deutsches, 
französisches, österreichisches, ungarisches, russisches, italienisches 
Recht, dann namentlich die schweizerischen Rechte werden durch- 
forscht. — Das verrät viel fieissiges Zusammentragen, das ich leb- 
haft anerkenne; doch kann ich nicht umhin, hierauf einen metho- 
dischen Irrtum aufmerksam zu machen: 

Eine erschöpfende Darstellung der verschiedenen Rechte hat 
der Verfasser natürlich nicht geben wollen, er wollte die rechts- 
vergleichende Grundlage für die nachfolgende dogmatische Ent- 
wicklung seines Stoffes schaffen und ist dabei in den alten Disser- 
tationsfehler verfallen, wonach unter der Fülle des sich darbietenden 
Materials die Kunst der Ökonomie verloren geht. Eine rechts- 
vergleichende Grundlegung muss ihres Zweckes bewusst sein und 
nur den Stoff bringen, der in der nachfolgenden Dogmatik ver- 
wertbar ist und auch verwertet wird. Hätte der Verfasser sein 
fleissig gesammeltes Material von diesem Gesichtspunkt aus über- 
blickt, so hätte er wohl manches in seiner Mappe gelassen — oder 
dann hätte er es kasuistisch verarbeiten müssen ; so ist im zweiten 
Teil vieles, was in der fast 100 Seiten umfassenden Einleitung 
niedergelegt worden ist, unbenutzt geblieben. 

Die Lösung der eigentlichen Aufgabe, die begriffliche Ent 
wicklung, befriedigt ungleich mehr: Unter den Vermögensdelikten 
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steht selbständig neben Unterschlagung. Veruntreuung, Betrug und 
Diebstahl die Untreue (S. 103), sie ist „Missbrauch einer gesetzlich 
zustehenden Verfügungsmacht über fremdes Vermögen“ und muss 
„durch positive dolose Handlungen begangenes Schädigen fremden 
Vermögens“ sein (S. 96 und 98), nicht notwendig erforderlich ist 
Ausbeutung einer Vertrauensposition (Treubruchstheorie). 

Entgegen der herrschenden Meinung hält Cartier Idealkonkurrenz 
zwischen Unterschlagung und Untreue für unmöglich, die beiden 
Tatbestände sehliessen sich gegenseitig aus (S. 105 — 107). Insoweit 
ist § 266 des Reichsstrafgesetzbuches musterhaft; hier muss die 
Weiterbildung einsetzen, indem der Kreis der im deutschen Gesetz 
als zur Regelung des Untreuedeliktes fähigen Personen erweitert 
wird. Cartier stellt drei Hauptgruppen auf : 

1. „alle Vennögensverwalter im engern Sinn“ kraft Amtes, amt- 
licher Bestellung oder Ermächtigung, letztwilliger Verfügung, 
privaten Vertrages oder privater Organstellung (S. 119 ff.); 

2. Bevollmächtigte mit der rechtlichen Macht, für einen Dritten 
und an seiner Stelle zu handeln (S. 125 ff.); 

3. namentlich auch obrigkeitlich verpflichtete Gewerbetreibende 
und gewerbsmässig tätige Mittelspersonen des Verkehrs, ins- 
besondere des Handels (Geometer, Versteigerer, Wag- und 
Eichmeister, Probierer, dann Kommissionäre, Makler u. a.), 
S. 127—128. 

Seine Ergebnisse prüft der Verfasser an dem schweizerischen 
Vorentwurf 1896. Seitdem hat der Tatbestand der Untreue im 
Vorentwurf 1903 eine wesentlich andere Gestalt erhalten; mit der 
Neuordnung wird Cartier zufriedener sein, doch bleiben noch 
Divergenzen genug. Von seinem Standpunkt aus muss der Verfasser 
namentlich anfechten, dass der Entwurf von der Aufzählung be- 
stimmter Personengruppen absieht, es ist nur allgemein von Per- 
sonen die Rede, denen die Wahrung fremder Vermögensrechte 
„zufolge rechtlicher Verpflichtung obliegt“ ; 

ferner muss nach Art. 94 des Entwurfes der Schädiger in der 
Absicht handeln, sich oder einem andern einen unrechtmässigen 
Vorteil znzuwenden, während Cartier das Handeln aus Eigennutz 
oder zu gunsten eines Dritten nur als qualifizierten Fall betrachtet 
wissen will. Endlich gibt der Verfasser noch zu erwägen, ob nicht 
die ungetreue Geschäftsführung von „Bevollmächtigten“ nur auf 
Antrag zu bestrafen sei. — So regt die Schrift vielfach an, nament- 
lich weil sie nicht nur Kritik übt, sondern auch eigene Vorschläge 
bringt. Hafter. 
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Dr. jur. et rer. poi. Julius Würzburger: Das Recht des strafrecht- 
lichen Notstandes vor und nach dem Inkrafttreten des Bürgerlichen 
Gesetzbuches. (Strafrechtliche Abhandlungen, herausgegeben von 
Beling, Heft 48.) Breslau, Schlettersche Buchhandlung, 1903. 
139 Seiten. Mk. 3.40. 

Dr. Fritz Auer: Der strafrechtliche Notstand und das Bürgerliche 
Gesetzbuch. München, C. H. Becksche Verlagsbuchhandlung , 1903. 
VII und 40 Seiten. 

Über den gleichen Gegenstand zwei nach Bearbeitung und 
Resultat grundverschiedene Schriften. * 

Würzburger gibt eine erschöpfende und sorgfältig begründete 
Darstellung des Notstandes nach dem Reichsstrafgesetzbuch, geht 
dann dem Notstandsrecht der §§ 228 und 904 des Bürgerlichen 
Gesetzbuches nach, um namentlich deren Einfluss auf das Strafrecht 
zu erschliessen. Nach dem Strafgesetzbuch ist die Notstandshand- 
lung zwar rechtswidrig, aber straflos, wenn sie in einer Gefahr für 
Leib und Leben für den Täter selbst oder einen nahen Angehörigen 
in unverschuldetem Notstände erfolgt — warum spricht der Ver- 
fasser hier entgegen seiner richtigen Durchführung von einem Not- 
stnndsrecht des Strafgesetzbuches? (Überschrift des 1. Kapitels) — 
das Bürgerliche Gesetzbuch aber statuiert ein Recht der Einwirkung auf 
eine fremde Sache zur Abwendung drohender Gefahr von sich oder 
einem andern, wenn die Einwirkung erforderlich und der Schaden 
nicht ausser Verhältnis zu der Gefahr steht. Notstand im Strafge- 
setzbuch und im Bürgerlichen Gesetzbuch decken sich nicht ; die 
Einwirkung des letztem auf das Strafrecht besteht darin, dass neben 
den Fällen, die unter das Keichsstrafgesetzbuch, §§ 54 und 52, 
fallen, auch die auf das Notstandsrecht des Bürgerlichen Gesetz- 
buches sich stützenden Handlungen straflos werden. Damit sind 
nach der Auffassung Würzburgers die engherzigen und vielbe- 
mängelten NotstandBparagraphen des Strafgesetzbuches zweckmässig 
erweitert, soweit das Zivilrecht diese Aufgabe erfüllen konnte. 

Auer schreibt in aphoristisch anregendem Stil; seine Ausfüh- 
rungen sind überall durch trefflich gewählte Beispiele gestützt. Auch 
er kommt zu dem Schluss, dass alle unter §§ 228 und 904 des 
Bürgerlichen Gesetzbuches fallenden Handlungen als rechtmässig 
von Strafe befreit sind, doch bleibt ihm die Lösung des Notstauds- 
problems durch das Bürgerliche Gesetzbuch unvollständig, weil es 
in der Notlage nur eine Einwirkung auf Sachen, nicht auch auf 
Personen gestattet (siehe z. B. S. 34). Ich halte dieser nur auf den 
ersten Blick richtigen Kritik die Auffassung Würzburgers entgegen: 
Das Bürgerliche Gesetzbuch hat in §§ 228 und 904 mit voller Über- 
legung der Konsequenzen nur Notstandshandlungen gegen die Sach- 
güterwelt erlaubt und damit der Ansicht Ausdruck gegeben, dass 
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die andern ebenfalls mit Notstand zu bezeichnenden Liigen eines 
solchen Rechtes nicht würdig seien ; die Lösung der Frage, ob sie 
straflos zu lassen seien, muss dem Strafgesetzbuch überlassen bleiben 
(S. 86 — 89). Für gewisse Fälle ist aber weiterhin auch nach dem 
Bürgerlichen Gesetzbuch im Notstände eine Einwirkung auf Personen 
möglich durch die Selbsthülfebestimmung des § 229, die dem in 
Ausübung eines Notrechtes Befindlichen erlaubt, den Widerstand 
des Verpflichteten gegen eine Handlung, die dieser zu dulden ver- 
pflichtet ist, zu brechen (Würzburger, S. 91 ff.). Das ist Auer ent- 
gangen, und die Berechtigung seiner Kritik entfallt damit grossen- 
teils. Dass die Mängel der §§ 54 und 52 des Reichsstrafgesetzbuches 
für die Fälle bestehen bleiben, die nicht zugleich durch die weiter- 
gehende Regelung des Bürgerlichen Gesetzbuches gedeckt sind, 
kann natürlich nicht diesem zur Last gelegt werden, denn nur ein 
neues Strafgesetzbuch kann die Frage neu lösen, welche Notstands- 
handlung straflos, welche strafbar sein soll. Hafter. 


Or. Max Apt: Die grundlegenden Entscheidungen des Reichsgerichts 
und des Reichsmüitärgerichts auf dem Gebiete des Strafrechts. 
Für das Studium und die Praxis bearbeitet. Dritte verbesserte 
und vermehrte Auflage, besorgt von Dr. Max Apt und Dr. Ernst 
Reling, Professor der Rechte in Tübingen. Berlin, Guttentag, 
1903. VIII und 373 Seiten. 

Für die dritte Auflage des bekannten und beliebten Buches 
ist Beling als Mitarbeiter gewonnen worden, dessen „Grundzügen 
des Strafrechts“ auch das System des Werkes folgt. Mit berück- 
sichtigt sind neuerdings Entscheidungen des Reichsmilitärgerichtes 
und iu weitem Umfange als bisher die Rechtsprechung Uber die 
Nebengesetze. 

In Deutschland bedarf das Buch keiner Empfehlung mehr, es 
ist als tüchtig anerkannt ; hier soll es ausdrücklich noch dem 
Schweizer Juristen empfohlen sein, der für seine strafrechtliche 
Kasuistik fast ausschliesslich auf die deutsche Literatur angewiesen 
ist ; das wird noch so lange dauern, bis uns das einheitliche Straf- 
recht beschieden wird, wodurch erst eine intensivere Beschäftigung 
speziell mit dem schweizerischen Recht erspriesslich und lohnend 
wird. Bis dahin müssen wir besonders dankbar für ein Buch sein, 
das mit sichtender Auswahl und einer hier gewollten Knappheit 
die von den obersten deutschen Gerichten vertretenen Hauptgrund- 
Sätze vermittelt. Bei den einzelnen Materien wird jeweilen auf die 
Lehrbücher von Berner, Binding, Liszt und H. Meyer und auf die 
Kommentare von Frank und Olshausen verwiesen. Damit steigert 
sich namentlich auch der Lehrwert des Buches. Hafter. 
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Med.-Rat Dr. R. Gottschalk, Kreisarzt in liathenow: Grundriss der 
gerichtlichen Medizin (einschl. Unfallfürsorge) für Arzte und 
Juristen. Mit besonderer Berücksichtigung der einschlägigen Ent- 
scheidungen des Reichsgerichts und des Reicherer Sicherungsamtes. 
Zweite vermehrte und verbesserte Auflage. Leipzig, Thieme, 1903. 
XVI und 403 8. Mk. 5. 30. 

Für die zweite Auflage des auch schweizerischen Interessen- 
kreisen sehr empfehlenswerten Buches ist an Stelle des preussischen 
Allgemeinen Landrechtes das deutsche B. fi. B. zu Grunde gelegt, 
namentlich aber ist ein dritter Abschnitt über die ärztliche Saeh- 
verstän digentätigkeit in Unfallsachen neu aufgenommen. Das kurz 
gehaltene Werk hat bewährte Vorzüge, es ist vor allem auch dem 
Verständnis des Juristen angepasst, dem die Orientierung in den 
grossen gerichtlich-medizinischen Kompendien meist schwer fällt, 
weil sie ausschliesslich von Medizinern und in erster Linie nur für 
Mediziner geschrieben sind. Gottsehalk will dem Juristen geben, 
was er braucht, um mit dem nötigen Verständnis dem medizinischen 
Sachverständigen folgen zu können, aber auch dem Gerichtsarzt 
soll die Zusammenstellung ein brauchbares Nachschlagebuch sein. 
Namentlich für die ärztlichen Leser ist der Anhang berechnet: das 
preussische Obduktionsregulativ, Muster für Obduktionsprotokolle, 
die für den fierichtsarzt wichtigen Paragraphen der deutschen Str. 
Pr. O. etc. 

Die medizinische Bedeutsamkeit des Werkes entzieht sieh 
natürlich der Beurteilung durch eine juristische Feder, doch kann 
das Buch seinen hier zu beachtenden Zweck, den Juristen auf einem 
ihm meist allzu fremden Gebiete zu orientieren, trefflich erfüllen. 
Bei den einzelnen Abschnitten sind jeweilen die einschlägigen Ge- 
setzesstellen und bezügliche Entscheidungen des Reichsgerichtes 
beigefügt. Das- ist des Dankes wert, doch erscheint bei sehr be- 
strittenen Fragen das ausschliessliche Abstellen auf die reichsge- 
richtliche Judikatur nicht völlig einwandsfrei, so z. B. S. 68, wo für 
die strafrechtliche Behandlung des Versuchs mit absolut untaug- 
lichen Mitteln die zitierte Auflassung des Reichsgerichts, dass stets 
zu strafen sei, bekanntlich äusserst bestritten ist. Hafter. 


Dr. jur. J. Langhard: Die anarchistische Bewegung in der Schweiz 
von ihren Anfängen bis zur Gegenwart und die internationalen 
Führer. Berlin, O. Häring, 1903. VI und 492 S. 

Für die Strafrechtswissenschaft ist Lnnghards Buch namentlich 
deswegen von Wert, weil in ihm ein reiches und zum Teil schwei- 
zugängliches Material für das Verständnis des modernen Anarchis- 
mus zusammengetragen ist. In drei Abschnitten wird die anarchistische 
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Bewegung in der französischen mid deutschen Schweiz und die 
Agitation der italienischen Anarchisten in der Schweiz dargestellt, 
es wird dabei klar, dass im Anarchismus wie kaum bei irgend 
einer andern Bewegung die Persönlichkeiten der einzelnen Führer 
den Massen Richtung und Ziel geben. Das Werk gibt keine Kritik 
der anarchistischen Lehren, und der „Legislative Massnahmen“ über- 
schriebene vierte Abschnitt, der im wesentlichen eine kurze Dar- 
stellung der Novelle vom 12. April 1894 zum Bundesstrafrecht ist, 
kann nicht den Anspruch machen, eine erschöpfende Bearbeitung 
der anarchistischen Verbrechen und ihrer strafrechtlichen Repression 
zu sein. Aber wir haben jetzt durch Langhard das Material, mit 
dem weiter gebaut und mit dessen Erfassung namentlich eine 
zweckmässigere und zielbewusstere gesetzgeberische Bekämpfung 
der anarchistischen Gefahr herbeigeführt werden kann. So leistet 
das Werk, das eine Geschichte der anarchistischen Führer und 
der anarchistischen Verbrechen in der Schweiz ist, dem Zweige des 
Strafrechts treffliche Dienste, der sich die Erforschung der Ver- 
brechen und ihrer Ursachen zum Ziel setzt. Hafter. 


Reinhold stade: Frauentypen aus dem Gefängnisleben, Beiträge zu 
einer Psychologie der Verbrecherin. Leipzig, Dörffling <£• Franke, 
190'i. VIH und 2.90 Seiten. Mk. 4. 

Stade hat 14 Jahre als Gefängnisgeistlicher gewirkt, er schöpft 
aus dem Schatz reicher Erfahrungen. Seinen Büchern „Aus der 
Gefängnisseelsorge“ und „Gefängnisbilder“ ist binnen Jahresfrist 
das vorliegende neue Werk gefolgt, dem Laienkreise Interesse ent- 
gegenbringen werden, dem aber wissenschaftlicher oder praktischer 
Wert nicht zuerkannt werden kann, so dankbar die Strafrechts- 
wissenschaft namentlich auch Zuzug aus theologischem Lager ver- 
merken möchte. Wie fruchtbar Hessen sich die Erfahrungen eines 
Gefängnisgeistlichen verarbeiten, wenn er seine Beobachtungen 
ähnlich verwerten w'ollte, wie das z. B. der Oberarzt am Straf- 
gefängnis Plötzensee bei Berlin, A. Beer, in seiner (oben S. 306/307 
besprochenen) Schrift „Über jugendliche Mörder und Totschläger“ 
getan hat. Zu fordern wären genaue Einzelbeobachtung der Sträf- 
linge, Erforschung ihres Lebensganges im weitesten Umfänge, Stu- 
dium ihrer moralischen und intellektuellen Entwicklung etc., und 
aus dem vorgelegten Tatsachenmaterial dann die Schlussziehung — 
statt solchen methodischen Vorgehens gibt Stade allgemeine Betrach- 
tungen, die zwar auf Selbstgesehenes zurückgehen, die aber vielfach 
ebensogut jemand anstellen könnte, dem die Verhältnisse nicht aus 
eigener Tätigkeit bekannt sind. Zu einem nähern Eingehen auf das 
Buch hat daher diese Zeitschrift keine Veranlassung. Hafter. 
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Der IHtaval der Gegemcart. Almanach interessanter Straffälle. 
Herausgegeben von Dr. R. Frank, Professor in Tübingen, Dr. 
G. Roscher, Polizeidirektor in Hamburg, Dr. H. Schmidt Ober- 
staatsanwalt in Mainz. Bd. I, Heft 1. Leipzig, C. L. Hirsch- 
feld, 1903. 

Ob ein neuer Pitaval einem wissenschaftlichen Bedürfnis ent- 
spricht? Die Herausgeber bejahen es, weil die juristischen Faeh- 
blätter in der Behandlung bedeutsamer Strafprozesse meist zu ein- 
seitig die juristischen Gesichtspunkte hervorkehren, weil anderseits 
die Tagespresse häutig keine ganz objektiven Darstellungen zu geben 
vermag. Die Lücke soll durch die neue Zeitschrift ausgefüllt 
werden, die „interessante Straffälle in aktengetreuer Darstellung 
einem grossem Publikum zugänglich“ machen will. Das ist dankens- 
wert, vorausgesetzt, dass keine Sensationsliteratur geschaffen wird. 
Dass ein solcher Abweg ausgeschlossen scheint, dafür sorgen die 
Namen der Herausgeber und der Inhalt des vorliegenden Heftes, 
aus dem die musterhafte Darstellung: „Der falsche Zisterzienser“ 
von Schmidt, einem der drei Herausgeber, hervorzuheben ist. 

Eine wissenschaftliche und bleibend wertvolle Darstellung solcher 
Prozesse ist eine schwere Aufgabe — mit der Aktengcmässheit 
allein ist es nicht getan, dazu muss kommen eine von psychologischer 
Bildung belebte Gestaltungskraft, die sich wieder zu hüten hat vor 
phantasierender Ausschmückung. Dann wird meines Erachtens noch 
ein Gesichtspunkt hervortreten müssen : namentlich gegenüber der 
Strafjustiz klagt man über eine allzu formalistische und verknöcherte 
Rechtsanwendung, die vielfach des psychologischen Verständnisses 
bar ist. Solche Mängel, die niemand rundweg ableugnen wird, sollte 
die Zeitschrift vor allem durch psychologisch treue und vertiefte 
Wiedergabe von Straffilllen zu heben versuchen. Wenn sie auch 
nach dieser Richtung Gutes wirken will, wird ihr Arbeitsfeld gross 
genug sein. Hafter. 


Eingesandte Bücher, deren Besprechung Vorbehalten bleibt. 

Ouvrages reçus pour eompie-rendu. 

Prof. Dr. R. ron Hippel: Dir Grenze ron Vorsatz und Fahrlässigkeit. 
Eine dogmatische Studie. Leipzig, Hirzei, 1903. X und 165 S. 4 Mk. 

Abhandlungen des krim. Seminars an der Universität Berlin. N. F. 
II. Band. 

3. Heft: Dr. jur. et phil. £. Rosenfeld: Strafrechtspflege, ins- 
besondere Gefängniswesen in Ceylon. — Dr. £. Friedländer: Der 
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strafrechtliche Schutz des Geschäfts- und Betriebsgeheimnisses. 
Berlin, Gattentag, 1903. 250 S. 3 Mk. 

4. Heft: Dr. L Briitt : Das Koalitionsrecht der Arbeiter in 
Deutschland und seine Reformbedürftigkeit. Eodera, 1903. f>3 S. 
1 Mk. 80 Pfg. 

5. Heft: W. Hager : Die Stellung des $ 49 a im System des 
Reichsstrafgesetzbuchs. Eodem, 1903. 8t> S. 2 Mk. 

Strafanstalt s- und Gefängnisdirektor C. Fliegenschmidt : Drr Beruf des 
Aufsehers in den Strafanstalten und Gefängnissen. 2. durchgesehene 
Auflage. Leipzig, Konegen, 1904. 9S S. 1 Mk. HO Pfg. 

Prof. W. v. Rohland: Die Kausallehre des Strafrechts. Ein Beitrag zur 
praktischen Kausallehre. Leipzig, Dnncker & Hmnblot, 190.1. 61 S. 
1 Mk. 60 Pfg. 

Dr. J. Jeremias: Moses und Mammurabi. 2. rerniehrte und verbesserte 
Auflage. Leipzig, Hinrieh, 1903. 63 S. 1 Mk. 50 Pfg. 

Prof. J. Köhler und Privat-Dozent F. E. Peiser: Hamnmrabis Gesetz. Bd I. 
Übersetzung, juristische Wiedergabe, Erläuterung. Leipzig, Pfeiffer, 
1904. 146 S. 8 Mk. 

R. Stammler: Privilegien und Vorrechte. Rede zum Antritte des Rek- 
torates der vereinigten Friedrichs- Universität Halle- Wittenberg. Halle, 
Buchhandlung des Waisenhauses, 1903. 52 S. 1 Mk. 

K. von Lilienthal: Heidelberger Lehrer des Strafrechts im 19. Jahr- 
hundert. Heidelberg, Winter, 1903. 50 S. 1 Mk. 40 Pfg. 

Dr. K. Hofner: Ehrrerletzungen unter dein Schutze des § 193 Str. G. B. 
in Theorie und Praxis mit besonderer Berücksichtigung der Presse. 
Paderborn, Schöningh , 1903. VI und 129 S. 1 Mk. HO Pfg. 

Dr. A. Mii'iika: Die Formen der Strafschnld und ihre gesetzliche Regelung. 
Leipzig, Hirschfeld, 1903. Vili und 223 S. 7 Mk. 

Privatdozent Dr. phil. et jur. M. £. Mayer: Rechtsnormen und Knltur- 
normen. (Strafe. Abhandlungen , Be/ing, Heft 50.) Breslau, Sch! etter, 
1903. 136 S. 3 Mk. HO Pfg. 

Prof. Dr. A. Zucker: Ein Wort zur Aufhebung der gerichtlichen Vor- 
untersuchung. Berlin, Gnttentag, 1904. 74 S. 

Avv. Marcello Fimi: I furti privilegiati. Torino, Bocca, 1903. XI and 
162 S. 
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Strafrecht. 

Einführung der „bedingten Verurteilung“ in die solothurnische Straf, 
gesetzgebong. Dem solothurnischen Kantonsrate ging unterm 27. Novem- 
ber 1902 eine Motion Kessler und Konsorten zu: « Der RegierungBrat wird 
eingeladen, die Frage zu prüfen und durüber Bericht und Antrag einzu- 
bringen, ob nicht die kantonale Strafgesetzgebung im Sinne der Einfüh- 
rung des Prinzips der bedingten Verurteilung zu ergänzen sei. » In seinen 
Verhandlungen vom 26. Mai 1903 hat der Kantonsrat nach empfehlenden 
Voten der Herren Kessler und Regierungsrat BUttiker die Motion erheb- 
lich erklärt. 

Gedacht zu sein scheint an die bedingte Einstellung des Strafvollzuges 
(sursis à l'exécution de la peine) im wesentlichen nach belgischem Muster, 
dann empfiehlt sieh aber auch Übernahme dieser Bezeichnung. Im Interesse 
der Vereinheitlichung des Strafrechtes und iin Hinblick auf den eidgenös- 
sischen Entwurf könnte vielleicht noch geprüft werden, ob nicht das In- 
stitut in der wold zweckmässigsten Form des bedingten Straferlasses einge- 
führt werden sollte. (Vgl. Vorentwurf 1903, Art. 57.) Hafter. 


Strafvollzug. 

Auszüge aus den Jahresberichten der Strafanstalten zu Lenzburg (Aar- 
gau), Basel (Baselstadt), Liestal (Baselland), Neuenburg, Regensdorf (Zürich), 
St. (lallen, Solothurn, Witzwil (Bern) nnd der Zwangserziehungsanstalt Aar- 
burg pro 1902. 

ZusmiimengrgteUt und redigiert voti J. )*. Httrbts. 

Strafanstalt Lenzburg. 

Die Strafanstalt Lenzburg zählte im Jahre 1902 zu Anfang 256, am 
Ende 252 und im ganzen 546 Gefangene : 485 männliche und 63 weibliche ; 
167 Kriminelle, 269 Korrektionelle, 81 Zwangsarbeiter, 28 Pensionäre aus 
Appenzell A.-Rh. und Schnffhausen und 3 Untersuchungsgefangene. Täg- 
licher Durchschnitt 244.70. 

Eintritt. Eingetreten sind 289 : 261 Männer und 28 Weiber. 

Austritt. Ausgetreten sind 293, und zwar 1 1 (3,75 %) infolge deflui- 
ti ver Begnadigung. 43 (14,68%) infolge provisorischer Entlassung, 3 (1,02%) 
infolge Tod und 236 (80,55 %) infolge Strafende. 
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Heimat. Von den Eingetretenen waren 205 oder 70,94 % Aargauer, 
57 oder 19,69 % Schweizer aus andern Kantonen und 27 oder 9,35 % Aus- 
länder. 

Älter. 14 (4,84%) zählten unter 20 Jahren, 115 (39,79%) 20—30, 73 
(25,26 %) 30—40, 55 (19,03 %) 40—50, 24 (8,30 %) 50—60 und 8 (2,77 %) 
über 60 Jahre. 

Zieiistand. 175 (60,55%) waren ledig, 88 (30,45%) verehelicht, 15 
(5,19%) verwitwet und 11 (3,80%) geschieden. 

Konfession. 140 (48,44 %) waren reformiert, 134 (46,37 %) römisch- 
katholisch, 14 (4,84 %) christ-katholisch und 1 (0,34 %) israelitisch. 

Schulbildung. 3 (1,04%) besassen keine, 88 (30,45%) geringe, 181 
(62,63%) ziemlich gute und 17 (5,88%) gute Schulbildung. Von den 3 
Analphabeten sind Aargauer 1 und Ausländer 2. Gefangene unter 20 
Jahren erhalten wöchentlich 7, solche über 20 Jahre 3’/s Stunden Schul- 
unterricht in den Primarfächern, hauptsächlich auch im Zeichnen. 4800 
Bände der Anstaltsbibliothek wurden gelesen. 

Erziehung. 93 (32,18%) hatten eine ungenügende und 196 (67,82%) 
eine, gute Erziehung genossen. 

Leumund. 48 (16,61 %) besassen vorher einen schlechten, 86 (29,76 %) 
einen getrübten und 155 (53,63 %) einen guten Leumund. 

Vermögen. 22 (7,61 %) besitzen Vermögen, 27 (9,34 %) haben solches 
zu erwarten und 240 (83,04%) sind arm. 

Beruf. Handwerker befanden sich darunter 126 (43,00%), Land- und 
Erdarbeiter und Taglöhner 71 (24,57%), Fabrikarbeiter 25 (8,65 %), Dienst- 
boten 45 (15,57 %), Beamte und Angestellte 14 (4,84 u /o) und Geschäftsleute 
8 (2,77»/.). 

Vorstrafen. Zum erstenmal bestraft sind 161 (55,71 %) und rückfällig 
128 (44,29%, davon Kriminelle 24,44%, Korrektionelle 46,15%, Zwangs- 
arbeiter 57,77 %). 

Art des Verbrechens. Vergehen gegen Gesundheit und Leben 32(11,07%), 
gegen die Sittlichkeit 17 (5,88 “/o). gegen die Sicherheit 12 (4,15%), gegen 
Treue und Glauben 30 (10,38%), gegen das Eigentum 91 (31,49%) und 
Polizeivergehen 107 (37,02 "/<>), letztere meistens infolge Trunksucht. 

Strafdauer. Die niedrigste Strafdauer der im Jahre 1902 eingetretenen 
Sträflinge betrug 1 Monat, die höchste 10 Jahre; 83 Urteile betrugen 1 — 2 
Monate, 45 3 Monate, 10 4 Monate, 4 5 Monate, 21 6 Monate, 46 7 — 12 Monate, 
44 13 — 24 Monate, 10 2 — 3 Jahre, 11 3 — 5 Jahre, 6 5 — 7 Jahre, 1 10 Jahre; 
unbestimmt ist die Strafzeit für 8 Zwangsarbeiter (Pensionäre). 

Disziplin. Von den 548 Gefangenen gaben nur 91 ( 16,60 %) zu Ver- 
warnungen oder Bussen Veranlassung. 

Ernährung. Die Gesamtzahl der Verpflegungstage der Gefangenen 
betrug 89,317. Ein Verpflegungstag kostete durchschnittlich 42 Rp. Es 
wurden im ganzen verwendet: Brot 67,625 kg., Rindfleisch 3165 kg., Kar- 
toffeln 20,030 kg., ganze Milch 25,327 Liter, Magermilch 35,970 Liter, Fett 
und Speck 2300 kg.. Mehl 779 kg., Gries 971 kg., Reis 2165 kg., Maisgries 
493 kg., Böhnli 4570 kg., Erbsen 1499 kg., Hafergrütze 1395 kg., Gerste 
1170 kg., Leguminose 1260 kg., Makkaroni 668 kg., Magerkäse 648 kg., 
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Kaffee 350 kg., Gartengemüse für Fr. 866. 90, Eier 763 Stück, Dürrobst für 
Fr. 92. 28, Grünobst für Fr. 144. 80. Essig 180 Later, Gewürze für Fr. 171, 
Salz 2192 kg., Öl 41 Liter, Zucker 110 kg., Zichorien für Fr. 124. 40, Ka- 
stanien 72 kg. 

Auf ihren Nilhrgehalt berechnet, ergeben diese Nahrungsmittel an: 
Eiweiss 12,105 kg.. Fett 54-48 kg., Kohlehydraten 48,989 kg., oder per Kopf 
und Tag: 

an Eiweiss 135 Gramm, wovon 38 Gramm aus dem Tierreich, 

» Fett 61 » 

» Kohlehydraten 548 » 

Gesundheitszustand. Auf 548 Gefangene kamen 78 Erkrankungen oder 
12,40%. 54 erkrankten einmal, 9 zweimal und 2 dreimal. 

Gestorben sind in der Strafanstalt 3 Gefangene: M. L. von N. an 
blutigem Hirnschlag, W. K. von E. B. an Magenkrebs und H. H. von Z. 
infolge Miliartuberkulose (Alkoholismus). 

Korrespondenz und Besuche der Gefangenen. Briefe wurden 1126 ab- 
geschickt und wohl ein Viertel mehr von den Definierten in Empfang 
genommen. Besuche sind 563 zu verzeichnen. 

Verdienst rechnung. Von den 13 Gewerben wurden bei auswärtigen 
Bestellern in 56,551 Arbeitstagen brutto Fr. 66,898. 89 verdient, oder per 
Kopf und Arbeitstag 118,29 Rp., mit Hinzurechnung der absichtlich billi- 
geren Arbeiten für den Hausbedarf (Hausdienst, Garten- und Landbau: 
13,730 Arbeitstage) 108,08 Rp Arbeitslose Tage (Sonn- und Feiertage etc.) 
19,036 oder 21,31 •/*. 

Nach Abzug der l’ekulien und l’nkosten und mit Zuzug des Gewinnes 
auf den Materialien betrug der Nettoverdienst von den auswärtigen Be- 
stellern Fr. 69,187. 10, oder per Kopf und Arbeitstag 122,34 Rp., und inklu- 
sive der 2 Gewerbe Hausdienst und Garten- und Landbau Fr. 77,440. 07, 
oder 110,19 Rp. per Kopf und Arbeitstag'. 

Der Verdienstanteil der Gefangenen belief sich auf Fr. 8319. 65, oder 
11,83 Rp. per Arbeitstag. 

Finanzielles Ergebnis. Einnahmen Fr. 92,361. 86, Ausgaben Fr. 125,396.14. 
Den Ausfall von Fr. 33,034. 28 deckte der Staat. Auf einen Verpflegungs- 
tag berechnet, betrug der Staatszuschuss zirka 36,98 Rp. 

Im Jahre 1901 belief sich der Staatszuschuss auf Fr. 33,909. 63, im 
Jahre 1900 auf Fr. 25, .154. 38 und im Jahre 1899 auf Fr. 26.081.73. 

Strafanstalt Basel. 

Die Strafanstalt Basel zählte im Jahre 1902 zu Anfang 147, am Ende 
176 und im ganzen 540 Gefangene: 485 männliche und 55 weibliche; 128 Kri- 
minelle, 311 Korrektionelle, 54 Polizeiverhaftete und 47 Zwangsarbeiter. 

Eintritt. Eingetreten sind 372 Gefangene: 334 Männer und 38 Weiber. 

Austritt. Ausgetreten sind 346 Personen; davon 343 (99,13%) infolge 
Ablauf der Strafzeit, 1 (0,28 %) infolge Strafkürzung und 2 (0.58 %) in- 
folge Tod. 
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Heimat. Von den 372 Eingetretenen waren 451 (13,17 %) Baselstädter, 
42 (11,11 %} Basellandschäftler, 113 (30,36%) Schweizer aus andern Kan- 
tonen und 163 (45,16 %) Ausländer. 

Alter. 27 (7,25 %) zählten unter 20 Jahren, 15)6 (52,63 %) 20 — 30, 76 
(20,43%) 31—40, 35) (10,48 %> 41—50. 251 (7.79%) 51—60, 5 (1,34%) 61 bis 
70 Jahre. 

Zirilstand. 256 (63,81 %) waren ledig, 34 (22,58%) verheiratet, 16 (4,30%) 
verwitwet und 16 (4,30 %) geschieden. 

Konfession. Reformierte 200 (53,75 %), Katholiken 171 (45,96 %) und 
1 (0,26 %) Israelit. 

Schulbildung. 64 (17,15%) hatten eine gute, 185 (49,73%) eine ziem- 
lich gute, 121 (32,52 %) eine geringe und 2 (0,58 %) keine Schulbildung. 
Die Bibliothek zählt nun im ganzen 255)0 Bände. Nebenbei besteht eine 
Krankenbibliothek. 

Korrespondenz und Besuche. Die pfnrramtliehe Korrespondenz umfasste 
581 eingegangene und 423 abgegangene Briefe. Zellenbesuche fanden 
2463 statt. Besuche und Audienzen ausserhalb der Anstalt sind 670 zu ver- 
zeichnen. 

Beruf der Eingetretenen. Beamte 1 (0,26 %), Kaufleute 40 (10,75 %). 
Handwerker 183 (49,19 %), Tagelöhner. Dienstboten und Fabrikarbeiter 126 
(33,87 %), Hausfrauen 7 (1,83%) und Vaganten und Dirnen 15 (4,03%). 

Vorstrafen. Von den im Jahre 15)02 eingetretenen 293 Zuchthaus- und 
Gefkugnissträflingen sind 179 oder 61 % rückfällig. 

Art des Verbrechens. Verbrechen gegen die öffentliche Ordnung 10 
(2,68%), Münzverbrechen 1 (0,26%), Urkundenfälschung 17 (4,56%), Ver- 
brechen gegen die Sittlichkeit 33 (8,87 %), Verbrechen gegen das Leben 
4 (1,07 %), Körperverletzungen 34 (9,11 %), Verbrechen gegen die persön- 
liche Freiheit 5 (1,34%), Verbrechen gegen das Eigentum 114 (30,64%), 
Kaub und Erpressung 21 (5,64 %) und diverse Vergehen 133 (35,75 %). 

Strafdauer. 106 Urteile lauteten auf 3 Wochen bis 1 Monat, 109 auf 
1 — 3 Monate, 78 auf 3 — 6 Monate, 47 auf 6 — 12 Monate, 20 attf 1 — 2 Jahre, 
8 auf 2 — 3 Jahre, 1 auf 4 Jahre, 1 auf 5 Jahre, 1 auf 8 Jahre, 1 auf lebens- 
länglich. 

Verpflegung. Die Gesamtzahl der Verpflegungstage beträgt 57,803. Ein 
Verpflegungstag kostete durchschnittlich 40,7 Rp. 

Gesundheitszustand. Mit der Zahl der Insassen ist auch die. Zahl der 
Kranken gegenüber dem Vorjahre gestiegen. Akute Infektionskrankheiten 
traten keine auf. Zwei Gefangene sind im Bürgerspital gestorben, worunter 
ein wegen Mordes zu lebenslänglicher Zuchthausstrafe verurteilter Mann. 

Verdienstergebnis. Der Nettoverdienst betrug in 45,435 Arbeitstagen 
Fr. 71,832. 93, oder durchschnittlich per Arbeitstag Fr. 1. 58. An Verdienst- 
anteil wurde an die Gefaugenen Fr. 6025. 40, oder per Tag und Person 
13,2 Rp. verteilt. 

Finanzielles Ergebnis. Einnahmen (Reinertrag derGewerbe)Fr.65,807. 53; 
Ausgaben Fr. 119,758. 23. Zu lasten des Staates verbleiben Fr. 53,950. 70. 
Es kostet somit ein Gefangener den Staat netto per Tag 91,6 Rp. 
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Strafanstalt Liestal. 

' Di« Strafanstalt Liestal zählte im Jahre 1902 zu Anfang 76, am Ende 
91 und im ganzen 307 Gefangene : 271 männliche und 36 weibliche ; 49 
Zuchthaus- und 199 Gefängnissträflinge und 59 Zwangsarbeiter. 

Eintritt. Eingetreten sind 2' 10 Gefangene: 202 Männer und 28 Weiber, 
und zwar 17 kriminelle, 174 korrektionelle und 39 Zwangsarbeiter. 

Austritt. Ausgetreten sind 216 Personen, und zwar 14 kriminelle, 165 
korrektionelle und 37 Zwangsarbeiter. 

Heimat. Von den 280 Eingetretenen waren 114 (49,56 %) Baselland- 
schäftler, 68 (29,56 %) Schweizer aus andern Kantonen und 48 (20,87 %) 
Ausländer. 

Alter. 22 (9,56 %) zählten unter 20 Jahren, 96 (41,74 %) 20—30, 55 
(23,92 °» 30—40, 31 (13,48 %) 40 -50, 21 (9,13 %) 50-60, 5 (2,17 %) 60—70 
Jahre. 

Zirilstand. 150 (65,22 %) waren ledig, 68 (29,56 %) verheiratet, 9(3,91 %) 
verwitwet und 3 (1,31 %) geschieden. 

Konfession. Protestanten 134 (58,26 %) und Katholiken 69 (41,74 %). 

Schulbildung. 43 Sträflinge sind während des Berichtsjahres in die An- 
staltschule eingetreten ; von denselben brachten 20 eine ordentliche, 9 eine 
dürftige und die übrigen 14 eine sehr mangelhafte Schulbildung mit. Die 
Bibliothek wurde wie. sonst recht fieissig benutzt. 

Beruf. Beamte 3 (1,30 %), Handelsleute 3 (1,30 %)> Handwerker 88 
(38,26 °/®), Landwirte, Landarbeiter und Taglöhner 39 (16,96 %)> Bahn- 
arbeiter, Dienstboten, Posamenter und Fabrikarbeiter 53 (23,05%), ohne 
Beruf und Vaganten 40 (17,35* '7°), Hausfrauen und Näherinnen 4(1,74%). 

Vorstrafen. Von den 230 Eingetretenen sind 112 (48,69 %) noch nie 
bestraft und 118 (51,31 %) rückfällig. 

Art des Verbrechens. Gegen die öffentliche Ordnung 8 (3,48 %), gegen 
die Sittlichkeit 23 (10,0 %), gegen das Leben 48 (20,87 %), gegen das 
Eigentum 100 (43,47 %), diverse Vergehen 20 (8,69 %) und Zwangsarbeiter 
(Trinker, Vaganten und Müssiggänger) 31 (13,48%). 

Strafdauer. Die Strafdauer der im Jahre 15X12 eingetretenen Sträflinge 
betrug bis auf 1 Monat bei 59 (25,76 %), 1 — 6 Monate bei 127 (55,46 %), 
6 — 12 Monate bei 23 (10,04%), 1 — 2 Jahre bei 13 (5,68%), 2 — 6 Jahre bei 
6 (2,62 %) und 20 Jahre bei 1 (0,44 %)• 

Ernährung. Die Gesamtzahl der Verpflegungstage betrug 32,259. Ein 
Verpflegungstag kostete durchschnittlich 39,76 Rp. 

Gesundheitszustand. 2 Todesfälle: einer infolge Herzschlag und der 
andere infolge Entleibung; im übrigen war ausser einem Falle von acqui- 
rierter Tuberkulose nichts besonderes zu verzeichnen. 

Korrespondenz und Besuche. Im Laufe des Jahres sind 454 Briefe von 
Gefangenen abgesandt und 456 Briefe in Empfang genommen worden. 
Die Zahl der Besuche betrug pro Monat 45. 

Verdienstergebnis. Der Nettoverdienst betrug in 20,961 Arbeitstagen 
Fr. 33,987. 13 oder durchschnittlich per Arbeitstag 162,14 Rp. An Verdienst- 
SahweizeriRche Zeitschrift für Strafrecht. 16 . Jahrg. 31 
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anteil wurden den Gefangenen Fr. 4052 oder per Kopf und Tag 11,28 Rp. 
zugeschieden. 

Finanzielles Ergebnis. Einnahmen Fr. 57,250. 59 ; Ausgaben Fr. 89,683. 99- 
Die Staatskasse musste bar Fr. 32,433. 40 auflegen. 

Strafanstalt Neuenburg. 

Die Strafanstalt Neuenburg zählte im Jahre 1902 zu Anfang 65, am 
Ende 66 und im ganzen 160 männliche Gefangene, wovon 66 kriminelle 
und 94 korrektionelle. 

Eintritt. Eingetreten sind 94 Gefangene, 16 kriminelle und 78 kor- 
rektionelle. 

Austritt. Ausgetreten sind 94 Personen : 27 kriminelle und 67 korrek- 
tionelle und zwar 84 (89,36 %) infolge Ablaufs der Strafzeit, 5 (5,32 %) in- 
folge Begnadigung und 5 (5,32 %) infolge provisorischer Freilassung. 

Heimat. Von den Eingetretenen waren 37 (39,36 %) Neuenburger, 38 
(40,42 %) Schweizer aus andern Kantonen und 19 (20,22 %) Ausländer. 

Alter. 40 (42,54 "/») zählten 20—29, 22 (23,40 %) 30-39, 17 (18,08 »/«) 
40 — 49, 9 (9,57 %) 50 — 59 und 6 (6,36 %) 60 und mehr Jahre. 

Zivilstand. Von den 94 Eingetretenen waren 52 (55,32 %) ledig, 19 
(20,21 %) verheiratet, 11 (11,70 %) verwitwet und 12 (12,76 °/°) geschieden. 

Geburt. 88 (93,61 %) waren ehelich und 6 (6,39 %) unehelich geboren. 

Gesundheitszustand beim Eintritt. Normal bei 62 (65,95 %), geschwächt 
bei 32 (34,05 %). 

Konfession. Protestanten 71 (75,53 %)i Katholiken 22 (23,40 °/o) und 
konfessionslos 1 (1,07 %). 

Schulbildung. 2 (2,12 %) hatten eine sehr gute, 22 (23,40 %) eine gute, 
18 (19,14 %) ei n e ziemlich gute, 45 (47,87 %) eine inittelmässige und 7 
(7,45 •/«) keine Schulbildung. Die Bibliothek zählt 2651 Bände. 

Erziehung. 22 (23,40 %) hatten eine gute, 37 (39,36 %) eine ungenügende 
und 35 (37,24 °/o) eine schlechte Erziehung. 

Vermögen. 10 (10,64%) haben Vermögen zu erwarten und 84 (89,36%) 
sind arm. 

Beruf. Land- und Erdarbeiter 9 (9,57 •/«), Handwerker 54 (57,44 %)> 
Geschäftsagent 1 (1,06 %)t Commis 4 (4,25 %) nnd Dienstboten und Hand- 
langer 26 (27,66 %)• 

Vorstrafen. Zum erstenmal bestraft sind 21 (22,34 %) und rückfällig 73 
(77,59 %)• 

Strafdauer. Die niedrigste Strafdauer der im Jahre 1902 eingetretenen 
Sträflinge betrug 6 Wochen, die höchste lebenslänglich; 2 Urteile lauteten 
auf 6 Wochen, 1 auf 50 Tage, 42 auf 2 — 3 Monate, 9 auf 4 — 5 Monate, 13 
auf 6 — 8 Monate, 2 auf 9—10 Monate, 8 auf ein Jahr, 8 auf 1 — 2 Jahre, 
6 auf 3 Jahre, 1 auf 5 Jahre und 2 auf lebenlänglich. 

Art des Verbrechens. Gegen die öffentliche Gewalt 6 (6,38 %)> gegen 
die öffentliche Ordnung 44 (46,80 %), gegen die öffentliche Glaubwürdig- 
keit (Falschmünzerei) 3 (3,19 %), gegen die Sittlichkeit 6 (6,38 %), gegen 
Gesundheit und Leben 10 (10,63 %) und gegen das Eigentum 25 (26,59 %)• 
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Disziplin. Von den 160 Gefangenen mussten 62 oder 38,75 % diszipli- 
narisch bestraft werden. 

Verpflegung. Die Gesamtzahl der Verpfleguugstage der Gefangenen 
betrug 25,165. Ein Verpflegungstag kostete durchschnittlich 55,6 Rp. 

Verdienstrechnung. In 14,387 Arbeitstagen wurden Fr. 16,434. 56 ver- 
dient, also per Arbeitstag Fr. 1. 14. Der Verdienstanteil der Gefangenen 
belief sich auf Fr. 1867. 35 oder per Kopf und Tag auf 15,94 Rp. 

Finanzielles Ergebnis. Einnahmen Fr. 19,549, Ausgaben Fr. 83,897. 05. 
Den Ausfall von Fr. 64,348. 05 deckte der Staat. Auf einen Verpflegungstag 
berechnet, betrug der Staatszuschuss Fr. 2. 55. 

Strafanstalt Hegensdorf (Zürich). 

Die Strafanstalt des Kantons Zürich zahlte im Jahre 1902 zu Anfang 
249, am Ende 226 und im ganzen 477 Gefangene: 415 Männer und 62 Weiber. 
Hiervon hatten Zuchthaus 148 Sträflinge, Arbeitshaus 322 und Gefängnis 7. 

Eintritt. Eingetreten sind 228 : 204 Männer und 24 Weiber. 

Austritt. Ausgetreten sind 251, und zwar 1 (0,40 “/•) infolge Todes, 208 
(82,87 %) infolge Ablaufs der Strafe, 1 (0,40 %) infolge definitiver Begnadi- 
gung, 11 (4,38“/») infolge Kommutation (?), 19 (7,57 °/o) infolge probeweiser 
(bedingter) Entlassung und 11 (4,38%) infolge Versetzung. 

Heimat. Von allen Detinierten waren 212 (44,44 %) Kantonsbürger, 
152 (31,87%) Schweizer aus andern Kantonen und 113 (23,69%) Ausländer. 

Atter. 13 (2,73%) zählten unter 20 Jahren, 200 (41,91%) 21—30, 132 
(27,68%) 31—40. 80 (16,77 “/o) 41—50, 35 (7,311%) 51—60, 17 (3,56%) über 
60 Jahre. 

Ziritstand. 154 (32,29 %) waren verheiratet, 37 (7,76 %) geschieden, 
23 (4,82%) verwitwet und 263 (55,13%) ledig. 

Konfession. 309 (64,78 °/o) waren reformiert, 159 (33,34 %) katholisch. 
6 (1,26%) Israeliten und 3 (0,62%) Mohammedaner. 

Schulbildung. 57 (11,95%) besessen eine mehr als primäre. 344 (72,12%) 
eine ordentliche primäre, 66 (13,83%) eine dürftige primäre und 10 (2,10%) 
keine Schulbildung. 

Erziehung. 169 (35,43%) hatten eine gute, 220 (46,12%) eine mangel- 
hafte und 88 (18,45%) eine schlechte Erziehung. 

Leumund. 147 (30,82%) besassen vorher einen unbescholtenen, 106 
(22,22 %) einen getrübten und 224 (46,96 %) einen ganz schlechten Leu- 
mund. 

Vermögen. 16 (3,36%) besitzen Vermögen, 27 (5,65%) haben solches 
zu erwarten und 434 (90,99%) sind ganz vermögenslos. 

Beruf. 57 (11,95%) waren ohne Beruf und Vaganten, 140 (29,35%) 
Feld- und Roharbeiter, Fuhrleute, Fabrikarbeiter, 154 (32,28%) gelernte 
Handwerker, 55 (11,53%) Kaufleute, Fabrikanten, Commis, 7 (1,47%) Be- 
amte, Lehrer und Arzte, und 64 (13,42%) Dienstboten. 

Vorstrafen. Zum erstenmal bestraft sind 143 (29,98%) und 334 (70,02%) 
rückfällig. 
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Verbrechen und Vergehen. Von den 610 Verbrechen und Vergehen sind 
20,51 % gegen Gesundheit und Leben, 20,51 % gegen die Sittlichkeit, 5,13 % 
gegen die Sicherheit, 23,07 */» gegen Treue und Glauben, 15,39 % Polizei- 
vergehen und 15,39 °/o gegen das Eigentum. 

Strafdauer. Bei 1 Sträflingen betrug- die Strafdauer 1 — 6 Monate, bei 
194 6 — 12 Monate, bei lßä 1 — 2 Jahre, bei II 2 — 5 Jahre, bei 29 6—10 Jahre, 
bei 2 11 — 15 Jahre und bei 6 lebenslänglich. 

Disziplin. Von den 477 Detinierten gaben 113 (23,67 %) zu Verwar- 
nungen oder Bussen Veranlassung. 

Verpflegung. Die Zahl der Verpflegungstage betrug 87,342 und wurden 
hierfür Fr. 52,797. II verausgabt. Ein Verpflegung-stag- kostete also durch- 
schnittlich 60 Rp. 

Gesundheitszustand. Derselbe war im allgemeinen wieder ein günstiger. 
Epidemien kamen nicht vor. 1 Totfall. 

Anstaltschule. Dieselbe wurde im Sommer von 16 und im Winter von 
21 Sträflingen besucht. Der Unterricht wurde in folgenden Fächern erteilt : 
Deutsch und Rechnen (L und 2. Klasse), Französisch (L und 2. Klasse), 
Deutsch (für Italiener) und Ethik. Die 3 Bibliotheken (für Beamte, Ge- 
fangene und Kranke) enthalten, inklusive Gebet- und Gesangbücher, 
4084 Bände. 

Verdienstrechnung. Der Gewerbebetrieb hatte in 65,694 Arbeitstagen 
einen Jahresverdienst von Fr. 78.829. II zu verzeichnen, oder per Kopf und 
Arbeitstag Fr. L 20. Als Arbeitsverdienstanteil wurden den Strafgefangenen 
pro Kopf und Tag 81) Rp. (65,694 Arbeitstage in den Gewerben und 7417 
Arbeitstage im Hausdienst), im g-anzen aber Fr. 6522. 25 ausgerichtet. 

Finanzielles Ergebnis. Einnahmen Fr. 80,819. 06; Ausg-aben Fr. 236,562. 15. 
Den Ausfall von Fr. 155,743, 69 deckte die Staatskasse. Auf einen Ver- 
pflegungstag berechnet, betrug der Staatszuschuss Fr. L 18. 


Strafanstalt St. Gallen. 

Die Strafanstalt St. Gallen zählte im Jahre 1902 zu Anfang 158, am 
Ende 1IÛ und im ganzen 432 Gefangene : 363 männliche und 16 weibliche; 
98 Zuchthaussträflinge, 111 Gefängnissträflinge und 194 Arbeitshaussträflinge. 

Eintritt. Eingetreten sind 281 : 222 Männer und 52 Weiber. 

Austritt. Ausgetreten sind 269, und zwar 255 (94,8 "hi) infolge abge- 
laufener Strafzeit, 2 (0,7 %) infolge Todes, 6 (2,2 °/o) infolge Begnadigung, 
4 (1,5 %) infolge bedingter Entlassung, 1 (0,4 °/o) infolge Strafumwandlung 
und 1 (0,4 %) infolge Rückversetzung in die Strafanstalt Zug. 

Heimat. Von den Detinierten waren 143 oder 32,6 % St. Galler, 18Q 
oder 41,0 % Schweizer aus andern Kantonen und 146 oder 26,4 % Ausländer. 

Alter, lü (9J. %) zählten unter 20 Jahren, 121 (44,9 %) 20—30, 106 
(24,1 %) 30—40, 66 05 %) 40—50, 21 (M 0 /») 50—60 und 2 (2.1 %) über 
60 Jahre. 

Zieilstand. 264 (60,1%) waren ledig, 142 (32,3 %) verehelicht, 20 (4,55 %) 
verwitwet und 13 (3%) geschieden. 
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Konfession. 216 (62,9 %) waren römisch-katholisch, 152 (36,2 Vol pro- 
testantisch und 4 (0.9 %) israelitisch. 

Vermögen. 15 (3,4 %) besitzen Vermögen, 10 (9,1 °/o) haben solches zu 
erwarten und 334 (87,5 °/o) sind arm. 

Muttersprache. Deutsch Sprechende 405 (92,3 %), Italienisch Sprechende 
31 (7,1 %) und andere Sprachen Sprechende 3 (0,6 "/»)• 

Beruf. Wissenschaftlichen Berufen Angehörende befanden sich dar- 
unter 3 (0,7 “Ad, Beamte und Kanzlisten 6 (1,4 %), Kaufleute, Fabrikanten 
und Commis 21 (5,5 %). Handwerker 165 (37,6 °/o), Fabrikarbeiter 28 ( 6,4 %) 
Dienstleute, Haus-, Feld- und Rohwerker 208 (47,4 %) und Hausierer und 
Vaganten 3 ILI %)■ 

Vorstrafen. Zum erstenmal bestraft sind 185 (42,1 %) und rückfällig 
251 (57,9 %). 

Art des Verbrechens. Vergehen gegen das Vermögen und die öffentliche 
Treue 260 (59,2 %), gegen die Ehre und die persönliche Freiheit 1 (0.2 %), 
gegen Gesundheit und Leben 63 ( 14.4 9 Io), gegen die öffentliche Ordnung 
und Sicherheit 11 (3,2 %) und gegen die Sittlichkeit 101 (23%). 

Strafdauer. Bei 181 Sträflingen betrug die Strafdauer bis 3 Monate, 
bei 76 über 3—6 Monate, bei 23 über 6 — 12 Monate, bei 20 über 1—2 Jahre, 
bei 10 über 2—3 Jahre, bei 11 über 3 — 1» Jahre, bei 1 über 10—23 Jahre, 
bei 1 über 25 Jahre und bei 1 lebenslänglich. 

Disziplin. Von den 132 Insassen sind nur 25 (2 1 ,6 %) disziplinarisch 
bestraft worden. 

Ernährung. Die Nahrung eines Gefangenen betrug per Tag 38,17 Rp. 

Gesundheitszustand. Derselbe konnte wieder als ein günstiger bezeichnet 
werden. Die Statistik weist auf: 1146 ( 1 ,89 %) Zellenkrankentage und 595 
(0,97 %) Spitalkrankentage. 2 Todesfälle. 

Verdienstrechnnng. In 48,668 Arbeitstagen wurden netto Fr. 67,712. 22 
verdient oder per Kopf und Arbeitstag Fr. L 39. 

Finanzielles Ergebnis. Einnahmen F r. 147.387. 15; Ausgaben Fr. 178,582. 14. 
Den Ausfall von Fr. 31,194. 22 deckte der Staat 

Strafanstalt Solothurn. 

Die Strafanstalt Solothurn zählte am Anfang des Jahres 1902 86 Per- 
sonen und am Ende 102 Personen. Sie präsentierte einen täglichen Durch- 
schnittsbestand von 69,23 Personen: 63,03 (91,04 %) Männer und 6,20 (8,96 %) 
Weiber. 

Eintritt. Eingetreten sind 491 Personen. 

Austria. Ausgetreten sind 472 Personen, und zwar 111 (94.07 %) in- 
folge Strafvollendung, 1 (0,21 %) infolge Tod. 1 (0,21 %) infolge definitiver 
Begnadigung durch den Kautonsrat, 22 (4,66 %) infolge definitiver Begna- 
digung durch den Regierungsrat, 2 (0,43 %) infolge Strafsisticrung naeli 
St.-P.-O. § 443, 1 (0.21 %) infolge bedingter Entlassung nach St.-P.-O. § 445 
und 1 (0,21 %) infolge Entweichung. 

Heimat. Von den 491 Eingetretenen waren 222 (46,23 %) Solothurner, 
232 (47,25 %) Schweizer aus andern Kantonen und 32 (6,52 */•) Ausländer. 
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Alter. 42 [9,98 » zählten 16— 20 Jahre, 222 (41,14 %) 21—30, 121 
(24,64 » 31—40. TA (15,07 */«) 41—50, 45 (Ml 0 /») 51 und mehr Jahre. 

Beruf. Land- und Erdarbeiter und Tagelöhner befanden sieh darunter 
153 (31,16 °/o), Handwerker 1313 (27,70 °/o), Beamte und Angestellte lö (2,04 °/o), 
Geschäftsleute 18 (3.66 %) , Dienstboten 28 (5,70 », Fabrikarbeiter 28 
(19,55 » und ohne Beruf und Vaganten 51) (10,19 ». 

Vorstrafen. Zum erstenmal bestraft sind 3Ifi (76,57 %)> rückfällig 115 
(23,43 «/«). 

Art des Verbrechens. Gegen den Staat und die öffentliche Ordnung 
93 (18,94 %) , gegen öffentliche Treue und Glauben lü (2,03 », gegen die 
Sittlichkeit 18 (3,26 %), gegen Leben und Gesundheit 88 (13,44 », gegen 
das Vermögen (Diebstahl, Unterschlagung - etc.) 138 (28.10 », Betrug und 
Untreue 33 (6,72 °/o), gegen die allgemeine Sicherheit von Personen und 
Sachen 8 (1,22 %). Bussenabverdiener 32 (7,95 %), Militär- und Polizei- 
arrestanten 28 (15,48 », Nichtbezahlung der Militärsteuer 14 (2,86 "/»)• 

Strafdauer. Dieselbe betrug bis auf 1 Monat bei 353 Personen (71,89 », 
1—6 Monate bei 112 (23,84 %), 6—1 2 Monate bei 4 (0,81 », 1 — 2 Jahre bei 
U (2,24 », 2 — 5 Jahre bei 3 (0,62 %), 5 — 10 Jahre bei 2 (0.40 », lebens- 
länglich bei 1 (0,20 %). 

Ernährung. Die Gesamtzahl der Verpflegungstage der Gefangenen be- 
trug 25,272, bei einer Totalausgabe für Nahrung von Fr. 17,267. (fi. Ein 
Verpflegungstag kommt somit auf 57,1 Bp. zu stehen. 

Gesundheitszustand. Derselbe kann, wenige Ausnahmen abgerechnet, 
als ein ganz guter bezeichnet werden. Das Total der Krankeutage betrug 
222 (1,11 % der Verpflegungstage). Davon entfallen 154 Krankentage oder 
mehr als die Hälfte auf 2 Sträflinge, die bereits beim Eintritt mit ihren 
Krankheiten behaftet waren. Die Ausgaben für Krankenpflege beliefen 
sieh auf Fr. 789. 70. 

Korrespondenz und Besuche. 384 Briefe wurden abgeschickt und 415 in 
Empfang genommen. Besuche: 169. 

Verdienstanteil der Sträflinge. Der Verdienstanteil belief sich auf Fran- 
ken 1558. 10, oder durchschnittlich per Arbeitstag auf 9,23 Rp. Arbeitstage: 
18,653, arbeitslose Tage: 6619. 

Gewerbebetrieb. Von den 1 Gewerben wurden in 15,403 Arbeitstagen 
netto Fr. 24,974. 25 verdient, also per Kopf und Arbeitstag Fr. L 82, 

Strafanstalt Witzwil (Bern). 

Die Strafanstalt Witzwil zählte im Jahre 1902 zu Anfang 132 und am 
Ende 135 männliche Strafgefangene. Der tägliche Durchschnittsbestand 
betrug 130. 

Eintritt. Eingetreten sind 128 Männer. 

Austritt. Ausgetreten sind 123 Männer. 

Heimat. Von den Eingetretenen waren 141 oder 25 % Berner, 23 oder 
11,73 % Schweizer aus andern Kantonen und 28 oder 13,27 °/o Ausländer. 

Zicitstand. 132 (69,89 » waren ledig, 33 (19,39 %) verheiratet, 2 (3,57 %) 
verwitwet und 14 (7,15 %) geschieden. 
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Konfession. 15Û (76,53 “/«) waren protestantisch, 45 (22,96 */o) katholisch 
und 1 (0,51 %) israelitisch. 

Schulbildung. 14 (37,75 %) hatten eine gute, 111 (59,69 %) eine dürftige 
und 5 (2.56 °/o) keine Schulbildung. 

Anstaltsschute. An dem Unterricht nahmen alle sich gut betragenden 
Sträflinge von. 20 — 30 Jahren mit einer Strafdauer von mehr als fi Monaten 
teil, die den Wunsch dafür geäussert hatten. Jeden Wochentag wurde 1 
bis l’/> Stunden Schule gehalten. Der Unterricht umfasst Schreiben, Lesen, 
Rechnen und Sprachunterricht. 

Vermögen. 1 (3,57 °/o) besitzen Vermögen und ISS (96,43 %) sind ver- 
mögenslos. 

Beruf. Handwerker befanden sich darunter 24 (37,76 %), Geschäftsleute, 
Beamte und Angestellte 22 (11,22 °/o), Fabrikarbeiter und Heizer 2 (1,02 %), 
Land- und Erdarbeiter und Handlanger 25 (48,47 %), Portiers und Kellner 

3 (L53 %). 

Vorstrafen. Zum erstenmal bestraft sind 111 (90,31 %) und rückfällig 
12 &69 %). 

Strafdauer. Die niedrigste Strafdauer der im Jahre 1902 eingetretenen 
Sträflinge betrug 1 Monat, die höchste 24 und mehr Monate. 95 Urteile 
betrugen bis fi Monate, 13 6 — 12 Monate, 211 1 2 — 24 Monate und 8 24 und 
mehr Monate. 

Disziplin. Es sind im Laufe des Jahres 3fi Disziplinarstrafen verhängt 
worden. 

Gesundheitszustand. Der Gesundheitszustand konnte in der zweiten 
Hälfte des Jahres ein verhältnismässig guter genannt werden. Schwere 
Krankheiten, Epidemien oder schwere Unglücksfälle sind keine vorge- 
kominen. Die Krankheitsfälle betrafen hauptsächlich die Respirations- und 
Verdauungsorgane. Kein Todesfall. Ein Krankenzimmer wird eingerichtet. 

Verdienstrechnung. Die Reineinnahmen aus den Erträgen der Land- 
wirtschaft (in den übrigen Gewerben wurde nicht für fremde Rechnung 
gearbeitet) beliefen sich auf Fr. 93,625. KL Pro Arbeitstag hat also jeder 
in diesem Betriebszweig beschäftigte Sträfling Fr. 3. 32 verdient. 

Finanzielles Ergebnis. Einnahmen Fr. 110,506.97; Avisgaben Fr. 140,445. 89. 
Den Ausfall von Fr. 29,938. 22 deckte der Staat. Auf einen Verpflegungs- 
tag berechnet, betrug der Staatszuschuss 63,25 Rp. 

Zwangserziehungsanstalt Aarburg. 

Die Zwangserziehungsanstalt Aarburg zählte im Jahre 1902 zu An- 
fang 62, am Ende 5Z und im ganzen IM männliche Personen: 36 Sträf- 
linge und 65 Zöglinge. 

Eintritt. Eingetreteu sind 39 Personen : 14 Sträflinge und 25 Zöglinge. 

Austritt. Ausgetreten sind 44 Personen: 13 Sträflinge und 31 Zöglinge. 
Von denselben kehrten 21 (47,73 °/o) in das Elternhaus zurück. liber 1Û 
derselben meldeten die Eltern bis heute meist Günstiges. Über die 11 übrigen 
weiss man nichts oder dann nur Nachteiliges. Je L soll sich in Amerika, 
Deutschland und Frankreich aufhalten. 2 arbeiten in der Fabrik. 3 sind 
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verschollen. 1 Kochlehrling, der Diebstähle verübte, kam wieder in die 
Anstalt zurück. Die übrigen finden bei dem erlernten Handwerk ihr ehr- 
liches Auskommen. 3 schwachsinnige und 1 epileptischer Detinierter wur- 
den in besonderen Pfleg- und Heilanstalten untergebracht. 4 Zöglinge 
placierte die Direktion als Knechte. 1 starb an tuberkulösem Nierenleiden. 
Der 44. der Ausgetretenen ist als Laufbursche in Basel tätig und hat 
sieh bis jetzt gut gehalten. 

Heimat. Von den Eingetretenen waren 13 (33,33 %) Aargauer, 2 
(5,12 %) aus dem Kanton Bern, 1 (2,5t! %) aus Luzern, 3 (7,69 %) Solo- 
thurn, 2 (5,12 %) Baselstadt, 1 (2,56 ”/o) Baselland, 1 (2,56 %) Thurgau, 2 
(5,12 %) Waadt, 1 (2,56 %) Wallis, 6 (15,39 %) Neuenburg, 4 (10,25 %) 
Genf, 3 (7,69 %) Ausländer. 

Alter. 2 (5,12%) standen im 13., 5 (12,82%) im 14., 5 (12,82%) im 
15., 11 (28,20 %) im 16., 11 (28,20 %) im 17., 4 (10,25 %) im 18. und 1 (2,56%) 
im 22. Altersjahre. 

Konfession. Von den Eingetretenen waren 21 (53,84 %) Protestanten, 
16 (41,03 %) Römisch-Katholische und 2 (5,13 %) Christ-Katholische. 

Muttersprache. Deutschsprechende 23 (58,97 %), französischsprechende 
15 (38,46 %) und italienischsprechende 1 (2,57 °/°)- 

Art des Vergehens. Gegen das Eigentum 17 (43,59 “/»), Stegen die Sitt- 
lichkeit 2 (5,13 %), gegen die elterliche Gewalt 19 (48,71 %) und Körper- 
verletzung 1 (2,57 %). 

Strafdauer. Es verbüssen die auf 31. Dezember 1902 in der Anstalt 
anwesenden Detinierten eine Strafdauer von: '/» Jahr 2 (3,50%), 1 Jahr 
23 (40,35 %), 1 — 2 Jahren 9 (15,78 °/»)> 2 Jahren 10 (17,54 %), 2—3 Jahren 
8 (14,03 %;, 3 Jahren 2 (3,50 %), 4 Jahren und von unbestimmter Zeit 3 
(5,26 %). 

Berufsarten. Die 39 eingetretenen Detinierten wurden folgendermassen 
in die einzelnen Werkstätten und Gewerbe verteilt : Schneiderei 7 (17,94 °/o), 
Schreinerei 6 (15,38%), Schusterei 5 (12,82%), Korbflechterei 13(33,33%), 
Bäckerei 1 (2,57%), Papiergeschäft 1 (2,57 %), Landwirtschaft 6(15,38%). 

Schulbildung and Unterricht. Die deutsche Schule zählte bei Beginn des 
Jahres 39, auf Ende Dezember 1902 34 Schüler. Auch dieses Jahr hatte 
sie 3 Abteilungen. Die. mittlere und obere Klasse wurden gemeinsam 
unterrichtet, die untere stets allein. Es traf per Klasse 11, resp. 14 wö- 
chentliche Unterrichtsstunden. In bezug auf den Bildungsstand hatten 18 
Schüler acht Schuljahre hinter sich, 8 sieben, 7 sechs und 1 fünf. 

In der französischen Schule waren am Anfang und am Schlüsse des 
Jahres 23 Schüler. Der Unterricht wurde in 3 Abteilungen erteilt. 

Disziplin. Verweise 54 Fälle, heller Arrest mit schmaler Kost 38, 
Dunkelarrest mit schmaler Kost (inklusive Verschärfung) 156 (!), Rückver- 
setzuug in Einzelhaft 3 Fälle. 

Ernährung. Die Vcrpflegungstage für alle Detinierten beliefen sich 
auf 20,924 Tage mit einer Ausgabe von Fr. 8955. 47 oder per Kopf und 
Tag 43 Rp. 

Vcrdienstrerhnung. Es wurden für auswärtige Besteller in 12,653 Ar- 
beitstagen brutto Fr. 14,844. 15 verdient, oder per Kopf und Arbeitstag 
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Fr, 1. 17. Nach Abzug der Unkosten mit Fr. 460. 50 verblieb ein Nettover- 
dienst von Fr. 16,134. 15. Von diesem Nettoverdienst erhielten die Definierten 
an Verdienstanteil (Pekulimn) Fr. 1161.60 oder per Kopf und Arbeitstag 
9,18 Rp. 

Finanzielles Ergebnis. Die Einahmen betrugen Fr. 82,463. 24, dio Aus- 
gaben Fr. 1)9,802. 33. Die Fr. 17,339. 09 Mehrausgaben wurden durch den 
Beitrag aus dem Alkoholzehntel mit Fr. 17,500 gedeckt; somit Aktivsaldo 
der Anstaltskasse Fr. 160. 91. 

Gesundheitszustand. Bei den Definierten war der Gesundheitszustand 
im Anfang des Jahres nicht besonders günstig; im Laufe des Sommers 
besserte er sich erheblich und ist bis zum Jahresschluss befriedigend ge- 
wesen. Ein Zögling starb in der Krankenanstalt Aarau nach dreiwöchent- 
lichem Krankenlager an Nierenleiden. 


Vereinsnachrichten. 

Die 42. Generalversammlung des Schweizerischen Juristenvereins wird 
1904 in La Chaux-de- Funds stattfinden. Als Beratungsgegenstände sind 
festgesetzt : 

1. »Revision des schweizerischen Aktiengesellschaftsrechtes.» Refe- 
renten : Die II1I. Prof. Dr. L. Rehfous, Genf, und Dr. O. v. Waldkirch, 
Mitglied des Direktoriums der Eidgenössischen Bank (A.-G.), Zürich. 

2. « Die Umgestaltung des schweizerischen Wechselrechtes im Hinblick 
auf ein einheitliches internationales Wechselrecht.» Referenten: Die 
Ulf. Prof. Dr. C. Wieland, Basel, Prof. Dr. E. Bi'gaelin, Neueuburg, 
Prof. Dr. G. Berta, St. Gallen. 

Zu der Preisaufgabe 1902: « Das Verwaltungsstrafrecht nach der 
schweizerischen Bundesgesetzgebung», mit Ablieferungstermin 1. Juni 1904, 
ist eine zweite gekommen : « Die Vollstreckung ausländischer Zivilurteile 
in der Schweiz». Ablieferungstermin: 1. Juni 1905; Umfang der Arbeit: 
höchstens 12 Druckbogen; dem Preisgericht zur Verfügung gestellte 
Summe: 1500 Franken. 

Für die Teilnahme an der Konkurrenz gelten die hergebrachten Be- 
stimmungen des Schweizerischen Juristenvereins. 
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